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seit der Deutsche Psychotherapeut-
entag (DPT) sich für eine Reform der 
Ausbildung ausgesprochen hat und das 
Bundesministerium für Gesundheit an 
einem Gesetzesentwurf arbeitet, wer-
den die damit aufgeworfenen Fragen auf 
verschiedenen Ebenen diskutiert. Wie 
zu erwarten werden Interessenkonflikte 
nun deutlich(er). Zum Beispiel daran, wie 
der Studiengang Psychotherapie ausge-
staltet sein soll und welche Rolle dabei 
die bisherige universitäre Psychologie 
spielen könnte. Dazu wird Frau Prof. 
Andrea Abele-Brehm, Präsidentin der 
Deutschen Gesellschaft für Psychologie 
(DGPs), in der verschiedene psychologi-
sche Teildisziplinen organisiert sind, von 
Heiner Vogel befragt. In einem weiteren 
Interview, das im Sommer von Mareke 
Santos-Dodt und Heiner Vogel geführt 
wurde, zeigen die Professoren Jürgen 
Kriz und Matthias Berking als Vertre-
ter universitärer klinischer Psychologie, 
welche Vorstellungen eine eventuelle 
Teilhabe an der Ausbildung bei ihnen 
weckt. Mit ihrer Kritik am Verfahrens-
begriff des Wissenschaftlichen Beirats 
Psychotherapie (WBP) und besonders 
an der Bedeutung von Verfahren und mit 
ihrer Akzentuierung von Störungsspezi-
fität machen in unterschiedlicher Stärke 
deutlich, dass die auf dem DPT nicht 
ohne Mühe errungene Position, in ei-
nem Direktstudium vier unterschiedliche 
Grundorientierungen der Psychothera-
pie angemessen zu repräsentieren, von 
ihnen nicht unbedingt geteilt wird. Es 
gibt also noch viel zu klären. Interviews 
mit anderen „Playern“ für die Reform 
sollen folgen.

Nochmals können Sie einen Beitrag zum 
Thema Autismus lesen. Katharina Krä-
mer et al. sehen als übergeordnetes Be-
handlungsziel die Erweiterung des Ver-
haltensrepertoires für Erwachsene, die 
unter autistisch-autistoiden Störungen 

leiden. Sie beschreiben ihre verhaltens-
therapeutische Arbeit vor allem in Grup-
pen mit psychoedukativen Elementen. 
Wir schließen diesen Schwerpunkt da-
mit ab und möchten Sie ermutigen, mit 
Leserbriefen die Diskussion zu erwei-
tern. Die über drei Hefte erschienenen 
Beiträge verdeutlichen, wie unterschied-
lich die psychotherapeutische Praxis ist 
und wie unterschiedlich sie konzipiert 
wird. Zu den Positionierungen der Uni-
versitätsvertreterinnen und -vertreter in 
den Interviews, besonders zu den Fra-
gen, was ein Verfahrensbezug für die 
Praxis bedeutet, entsteht aus meiner 
Leseerfahrung dabei ein sehr lebendiger 
Kontrast.

So gerne wir in aller Regel unseren 
Beruf ausüben: Auch Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten haben 
zeitweilig mit Erschöpfung und Belas-
tungen zu tun. Der Frage, wie belastet 
unsere Berufsgruppe sich erlebt, haben 
sich Annette Schröder und Dorota Reis 
mittels einer Online-Befragung angenä-
hert. Sie differenzieren dabei zwischen 
niedergelassenen, angestellten und in 
Ausbildung befindlichen als auch zwi-
schen weiblichen und männlichen Psy-
chotherapeutinnen und -therapeuten. 
Es zeigt sich u. a., dass sich das Ausei-
nanderklaffen von niedriger Bezahlung 
und hoher Verantwortung besonders 
belastend auswirkt.

Kürzlich hat der GKV-Spitzenverband 
vorgeschlagen, die ambulante psycho-
therapeutische Versorgung durch mehr 
Kurzzeittherapien zu verbessern. Peter 
Tossmann et al. gehen den gedankli-
chen Kurzschlüssen und den zugrunde 
gelegten Daten dieser Hypothese nach. 
Sie fragen nach der Wirksamkeit von 
Kurzzeitpsychotherapien und diskutie-
ren deren Vor- und Nachteile. Schließ-
lich kommen sie – so viel sei hier vor-
weggenommen – zu dem Schluss, dass 
die Entscheidung über die individuell 
angemessene Behandlungsdauer in 
den professionellen Händen der Be-
handlerinnen und Behandler verbleibt.

Eine Verbesserung der Versorgung ist, 
dass psychotische Erkrankungen ambu-
lant im Rahmen der Kassenfinanzierung 
behandelt werden können. Dass dies in 
jüngster Zeit erreicht wurde, ist auch Prof. 
Stavros Mentzos zu danken. Dem im Mai 
verstorbenen Psychoanalytiker widmen 
Matthias Elzer und Norbert Matejek ei-
nen Nachruf, in dem sie an dessen Bei-
träge zur psychoanalytischen Psychosen-
therapie, aber auch an Veröffentlichungen 
erinnern, in denen er das psychoanalyti-
sche Verständnis psychischer Erkrankun-
gen für viele erweitert hat.

Seit 2009 können Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten vom 
Bundeskriminalamt abgehört oder zur 
Auskunftserteilung verpflichtet werden. 
Den Einwänden unserer Berufsgruppe 
hatte der Gesetzgeber nicht entspro-
chen. Nun hat Jürgen Hardt, früherer 
langjähriger Präsident der Psychothe-
rapeutenkammer Hessen, zusammen 
mit dem Präsidenten der Bundesärz-
tekammer und Repräsentanten weite-
rer Berufsgruppen Beschwerde beim 
Bundesverfassungsgericht eingelegt. 
Johann Rautschka-Rücker kommentiert 
in der Rubrik „Recht: aktuell“ die Vor-
gänge nach der ersten mündlichen Ver-
handlung und die Aussichten.

Schließlich nimmt Günther Esser als 
stellvertretender Leiter des WBP Psycho-
therapie Stellung zu einem Leserbrief, in 
dem ein Beschluss des WBP zum EMDR 
kritisiert wird.

Eine anregende Lektüre wünscht Ihnen

Ulrich Wirth (Hamburg)
Mitglied des Redaktionsbeirates

Editorial

Liebe Kolleginnen 
und Kollegen,
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„Wie stehen die Psychologischen Hochschul
institute in Deutschland zur Reform der  
Psychotherapeutenausbildung?”
Fragen an Prof. Dr. Andrea Abele-Brehm, Präsidentin der  
Deutschen Gesellschaft für Psychologie

Heiner Vogel

Wir sehen in der jetzigen Reformdebatte die besondere 
Chance zur besseren Interaktion und Abstimmung zwischen 
Psychotherapie und der Psychologie allgemein. Die Psycholo-
gie liefert die wissenschaftlich fundierten Grundkonzepte, die 
zum Verständnis der Prozesse in der Psychotherapie notwen-
dig und relevant sind. Man denke nur an Konzepte wie Trauma-
gedächtnis und dessen Veränderung, die ohne entsprechen-
de Grundlagenforschung im Bereich der Gedächtnispsycho-
logie undenkbar wären; man denke an Bindungstheorien und 
Bindungsentwicklung mit den wichtigen Erkenntnissen der 
Entwicklungspsychologie und deren Anwendung im Bereich 
der Psychotherapie; man denke an Ansätze der Sozialpsycho-
logie zu sozialen Interaktionen, zu Diskriminierungen und zu 
sozialen Urteilsbildungsprozessen, die direkt in psychothera-
peutische Interventionen, u. a. im gruppenpsychotherapeu-
tischen Bereich, Eingang finden können. Aus der Interaktion 
zwischen Forschungsergebnissen zu solchen grundlegenden 
psychologischen Prozessen sowie zur Anwendung im Rah-
men der Psychotherapie ist in den letzten Jahrzehnten ein 
erfolgreiches Gesamtmodell entstanden, das wir gerne fort-
setzen möchten.

Als Präsidentin der DGPs (seit dem vergangenen 
Jahr) und zuvor als Vizepräsidentin haben Sie viele 
vorbereitende Diskussionen sowohl innerhalb der DGPs 
als auch zwischen DGPs-Vertreterinnen und -Vertretern 
und anderen miterlebt. Welche Chancen bringt diese 
Ausbildungsreform für die wissenschaftliche Psycho-
logie mit sich?

Für die wissenschaftliche Psychologie ist die Ausbildungsre-
form im Bereich Psychotherapie eine Chance, sich mit einer 
stärkeren Professionalisierung eines Anwendungsbereichs 
auseinanderzusetzen, ggf. sogar diesen als Modell für andere 
Anwendungsbereiche der Psychologie wie der Arbeits-, Or-
ganisations- und Wirtschaftspsychologie, Anwendungen im 
schulischen Setting oder Anwendungen im Kontext von dia-
gnostischen Fragestellungen zu berücksichtigen. Im Bereich 
der Klinischen Psychologie und Psychotherapie haben wir an 
den Universitäten in den letzten 15 Jahren viele Entwicklun-
gen erlebt, mit einem stärkeren Praxisbezug durch die Errich-

PTJ: Sehr geehrte Frau Prof. Dr. Abele-Brehm, die 
vom Deutschen Psychotherapeutentag mit großer 
Mehrheit vorgeschlagene Reform der Psychotherapeu-
tenausbildung dürfte, wenn sie sich dereinst in einem 
reformierten Psychotherapeutengesetz wiederfindet, 
zu einigen Veränderungen in der Ausbildung an den 
Psychologischen Instituten führen. Die Deutsche 
Gesellschaft für Psychologie (DGPs) hat, spätestens, 
seit Prof. Jürgen Margraf vor drei Jahren ihr Präsident 
wurde, nachhaltig zur Entwicklung dieses Reformmo-
dells beigetragen. Können Sie uns erklären, wieso die 
DGPs sich hier so intensiv engagiert hat?

Andrea Abele-Brehm: Die Klinische Psychologie und Psy-
chotherapie ist das beliebteste Anwendungsgebiet der Psy-
chologie, es wird von zwei Dritteln der Psychologiestudie-
renden als Berufsfeld angestrebt. Dies ist ein Unterschied zu 
anderen Studiengängen wie z. B. der Medizin oder der Päd-
agogik, in denen zwar auch zum Teil psychotherapeutische 
Inhalte gelehrt werden, die meisten Studierenden jedoch an-
dere Berufsziele verfolgen. Schon allein aufgrund der hohen 
gesellschaftlichen Relevanz und der starken Beliebtheit der 
Psychotherapie hat diese für uns rein quantitativ eine ganz 
besondere Bedeutung. Aber natürlich ist die qualitative Be-
deutung nicht hoch genug einzuschätzen.
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Redaktionelle Vorbemerkung:
Das Konzept für die neue Psychotherapeutenausbildung gemäß dem 
Beschluss des Deutschen Psychotherapeutentages (DPT) sieht, neben 
der neuen im Prinzip verpflichtenden verfahrensbezogenen Weiterbil-
dung, insbesondere auch Veränderungen im Studium der zukünftigen 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten vor. Es soll ein Studi-
engang Psychotherapie eingeführt werden. Häufig wird bezweifelt, ob 
dies wirklich – nicht zuletzt angesichts der oft beschworenen Freiheit 
von Forschung und Lehre – so einfach umsetzbar ist, ob die Universi-
täten und Hochschulen also „mitspielen“, und ob ein Studienkonzept 
gefunden und umgesetzt wird, welches auch die im DPT-Beschluss 
formulierten Anforderungen (Berücksichtigung aller Verfahren, Aus-
richtung auf alle Altersgruppen u. a.) erfüllt. Wir sprachen darüber mit 
der Präsidentin der Deutschen Gesellschaft für Psychologie.



tung von Hochschul-Ambulanzen und universitätsassoziier-
ten psychotherapeutischen Ausbildungsgängen, aber auch 
einem enormen Anstieg an Psychotherapieforschung oder 
der Einrichtung von Professuren im Bereich Klinischer Kin-
der- und Jugendpsychologie und 
-psychotherapie. Wir sind deshalb 
nun so weit, für diesen Bereich 
eine Professionalisierung der Aus-
bildungsstrukturen vorzunehmen, 
wie wir sie von den anderen aka-
demischen Heilberufen kennen.

Wie steht es mit den Risiken – wurden die auch  
diskutiert?

Selbstverständlich spielte die Diskussion von möglichen Ri-
siken eine ganz große Rolle. Neben der Hoffnung, dass mit 
einer solchen Reform auch neue Chancen genutzt werden 
können, bestehen auch Ängste vor Umbauprozessen zu Las-
ten anderer Teildisziplinen der Psychologie. Hier müssen wir 
ganz gezielt dafür werben, dass die Psychologie neben dem 
wichtigen Bereich der Psychotherapie viele andere wichtige 
Bereiche erforscht und damit zur Lösung gesellschaftlicher 
Probleme beiträgt, die weit über den psychotherapeutischen 
Bereich hinausgehen. Wir sind als wissenschaftliche Fach-
gesellschaft in doppelter Weise tätig. Wir begrüßen die uni-
versitären Entwicklungen im Bereich der Psychotherapie und 
wir setzen uns genauso vehement für die Aufrechterhaltung 
des hohen Standards in der Grundlagenforschung sowie für 
die Ausgestaltung anderer gesellschaftlich relevanter Anwen-
dungsbereiche der Psychologie ein. Es darf auf keinen Fall 
sein, dass der Ausbau der psychotherapeutischen Ausbil-
dungsinhalte zu Lasten anderer Teildisziplinen der Psycholo-
gie erfolgt. Gerade bei den Veränderungen im Hochschulbe-
reich der letzten 15 Jahre haben wir erleben müssen, dass 
manches nicht gut reguliert war und es Schwierigkeiten im 
Umstellungsprozess gab. Wir hoffen hier auf konstruktive 
Mitgestaltung des politischen Prozesses sowie auch auf kon-
struktive Diskussionen mit den Berufsverbänden, um Fehl-
entwicklungen zu verhindern.

Ist es denn wirklich so, dass alle Fachgruppen der DGPs 
so geschlossen hinter diesem Reformmodell stehen, 
wie es nach außen oft den Anschein hat? Wird nicht 
auch befürchtet, dass eine veränderte Struktur in den 
Psychologischen Instituten auch zu einer Machtver-
schiebung unter den einzelnen Disziplinen führen 
könnte?

Selbstverständlich sind auch diese Punkte diskutiert worden 
und spielen weiterhin eine große Rolle. Unser oberstes Ziel 
ist, für alle Teildisziplinen möglichst gute Bedingungen für die 
Weiterentwicklung zu haben und dabei das hohe Qualitätsni-
veau, das wir in den letzten Jahren erreicht haben, fortzuset-
zen. Falls es zu einer Ausweitung eines Fachgebiets kommt, 
kann es jedoch keine Lösung sein, dieses zu unterbinden, 
sondern es muss Ansporn für alle anderen sein, ebenfalls 

erfolgreiche Weiterentwicklungen zu suchen. Ganz konkret 
haben wir in den letzten drei Jahren parallel an der Ausge-
staltung unserer Vorstellungen zur Psychotherapeutenausbil-
dung sowie an der Ausgestaltung unserer Vorstellungen zur 

Psychologieausbildung allgemein gearbeitet und hierbei viele 
Synergien gefunden.

Der Aufschwung der Psychotherapie für Kinder 
und Jugendliche in den zurückliegenden zehn bis 
15 Jahren sowohl in der Versorgung als auch in der 
Konzeptentwicklung und Forschung wird vielfach 
darauf zurückgeführt, dass im jetzigen Psycho-
therapeutengesetz der Beruf des/der Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten/-therapeutinnen neu 
geschaffen wurde. Das beschlossene Reformkonzept 
umfasst dagegen die Zusammenführung der beiden 
derzeitigen Berufe „Psychologische/r Psychotherapeut/
in“ und „Kinder-/Jugendlichenpsychotherapeut/in.“ 
Häufig wird kritisiert, dass damit die positive Entwick-
lung für die Psychotherapie bei Kindern und Jugendli-
chen zum Erliegen kommen könnte, da an vielen Psycho-
logischen Instituten keinerlei Expertise zum Bereich 
Psychotherapie bei Kindern und Jugendlichen vorliegt. 
Sehen Sie dieses Risiko auch? Wie kann gewährleistet 
werden, dass in allen zukünftigen Psychotherapiestudi-
engängen die Kinder-/Jugendlichenpsychotherapie in 
einem hinreichenden Umfang vorkommt?

Der Bereich der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie ist 
in der Tat ein Bereich, der besonders berücksichtigt werden 
muss. Aber auch die Situation der letzten 15 Jahre war gerade 
in diesem Bereich absolut unbefriedigend. Angehende Psy-
chotherapeutinnen und Psychotherapeuten starteten in die 
Berufstätigkeit, ohne ausreichend Kenntnisse im Bereich der 
Störungslehre des Kindes- und Jugendalters zu haben. Wis-
senschaftliche Entwicklung und Psychotherapieforschung im 
Bereich der Störungsbilder des Kindes- und Jugendalters ist, 
im Vergleich zu anderen Bereichen, noch ein kleineres Gebiet, 
trotzdem sind diese Erkenntnisse noch nicht konsequent in 
der Ausbildung von Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peutinnen und /-therapeuten integriert. Wir haben als Fachge-
sellschaft auf diesen Missstand reagiert, indem zunehmend 
Professuren für Klinische Kinder- und Jugendpsychologie und 
-psychotherapie eingerichtet wurden. Dadurch können wir 
nun beobachten, dass die Erforschung sowohl zur Störungs-
lehre als auch zu Behandlungsmöglichkeiten einen deutlichen 
Aufschwung genommen hat. Eine Reform des Psychothe-
rapeutengesetzes bietet die große Chance, auch diesen Be-
reich weiter zu professionalisieren. Alle, die sich im Bereich 

        Es darf auf keinen Fall sein, dass der Ausbau der psychothera-
peutischen Ausbildungsinhalte zu Lasten anderer Teildisziplinen der 
Psychologie erfolgt.
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der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie spezialisieren 
wollen, bekommen eine entsprechende Grundausbildung im 
Studium, die besser auf den Beruf vorbereitet, als wir es in 
den unterschiedlichen Zugangsstudiengängen bisher hatten. 
Sowohl Störungslehre als auch wissenschaftliche Psycho-
therapieforschung des Kindes- und Jugendalters müssen ein 
fester Bestandteil eines Studiengangs zur Approbation in Psy-
chotherapie werden. Wir brauchen mehr wissenschaftlichen 
Nachwuchs in diesem Bereich, sodass hier eine besondere 
Förderung notwendig ist. Aber wir haben bereits heute an 
30 Universitätsstandorten Ausbildungsprogramme für Psy-
chotherapie im Kindes- und Jugendalter. Die aus Deutschland 
stammende Psychotherapieforschung in diesem Bereich hat 
einen substanziellen Aufschwung erlebt und wird internati-
onal zunehmend sichtbarer. Wir sind also auf einem guten 
Weg, der durch die Änderungen im Rahmen der Revision des 
Psychotherapeutengesetzes noch weiter gefördert werden 
kann.

Eine ähnliche Sorge wie Vertreter der Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapie äußern Vertreter von 

Psychotherapieverfahren, die an den psychologischen 
Hochschulinstituten derzeit nicht oder nur marginal 
vertreten sind. Psychoanalytisch begründete Psycho-
therapieverfahren, Systemische Psychotherapie und 
die verschiedenen Humanistischen Psychotherapiever-
fahren bzw. -methoden, wie Gesprächs-, Gestalt- oder 
Körperpsychotherapie, sind hier gemeint. Wie können 
diese zukünftig substanziell in den Hochschulbetrieb 
eingebunden werden?

Wir setzen uns für therapeutische Vielfalt bei wissenschaftlich 
fundierten Verfahren und Behandlungsmethoden ein. Die ge-
nannten Verfahren haben teilweise seit mehreren Jahren kei-
nerlei wissenschaftlichen Nachwuchs, teilweise müssen wis-
senschaftlich arbeitende Vertreter entsprechender Verfahren 
stärker in die Universitäten integriert werden. Über die neu zu 
schaffenden Stellen für praktische Ausbildungselemente, die 
im Rahmen einer solchen Reform notwendig sind, kann auch 
die Methodenvielfalt ausgebaut werden. Diese Personalstel-
len können den Hochschul-Ambulanzen angegliedert wer-
den. Dadurch wird qualitativ hochwertige praxisorientierte 
Lehre in verschiedenen Verfahren ermöglicht; langfristig er-
warten wir dadurch auch eine höhere Zahl an Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern, die zu unterschiedlichen 
therapeutischen Verfahren forschen. Allerdings müssen wir 
auch darauf achten, dass die Grundstrukturen primär für kon-
struktive zukünftige Entwicklungen geschaffen werden und 

weniger dem Erhalt des traditionellen Schulenverständnisses 
der Psychotherapie dienen. Ob und in welcher Form Psycho-
therapieschulen, wie von Ihnen genannt, in 20 oder 30 Jahren 
noch die gleiche Rolle spielen wie heute, wird unterschiedlich 
diskutiert. Hier muss das gesamte System immer auch offen 
sein für entsprechende Weiterentwicklungen.

Mit viel Engagement wurde von der Deutschen 
Gesellschaft für Psychologie kürzlich die Gründung 
eines Psychologischen Fakultätentages vorangetrieben 
– diese Neuschöpfung erinnert ein wenig an den Medi-
zinischen Fakultätentag. Ist diese Analogie gewollt? 
Und wozu brauchen Sie dies?

Die DGPs ist die Vereinigung wissenschaftlich tätiger Psycho-
loginnen und Psychologen. Nahezu alle Hochschullehrerinnen 
und -lehrer dieses Fachs sind Mitglied der DGPs. Allerdings 
sind wir damit eine Vertretung von Personen, jedoch nicht 
von Psychologischen Hochschulinstituten. Diese Lücke füllt 
der neu gegründete Fakultätentag Psychologie. Im Fakultä-
tentag sind die Institute Mitglieder. Wir erhoffen uns durch 

die Gründung des Fakultätentags 
eine noch stärkere Außenreprä-
sentanz gerade auch im fachpo-
litischen Bereich. Wir erhoffen 
uns aber auch eine starke Innen-
wirkung im Sinne intensiven Aus-
tauschs und gemeinsamer Projek-
te und Planungen der Institute.

Die zukünftige Ausbildung von Psychotherapeutinnen 
und -therapeuten im Rahmen eines Hochschulstudiums 
soll nach den jetzigen Vorstellungen sehr praxisori-
entiert sein, damit die Absolventen auch tatsächlich 
am Ende des Studiums zuverlässig psychotherapeu-
tisch tätig sein können. Da der Gesamtumfang des 
derzeitigen Psychologiestudiums ja nicht ausgeweitet 
werden kann, wird es Abstriche bei vielen Fächern 
geben müssen. Liegt darin nicht eine Gefahr für die 
psychologische Fundierung der Psychotherapie?

Das entsprechende Hochschulstudium muss sowohl für den/
die wissenschaftlich als auch den/die praktisch qualifizierte/
qualifizierten Psychotherapeuten/Psychotherapeutin ausbil
den. Dazu bedarf es einerseits Lehrveranstaltungen, die die 
praktische Kompetenz vermitteln, die für die Approbation 
notwendig ist. Zu solchen praxisorientierten Lehrveran-
staltungen haben wir in den vergangenen Jahren an unter-
schiedlichen Instituten viele Erfahrungen sammeln können, 
die in die Diskussion einfließen. Aber es gehört auch zum 
Berufsbild des/der Psychotherapeuten/Psychotherapeutin, 
wissenschaftlich qualifiziert zu sein, sodass an der wissen-
schaftlichen Grundqualifikation und der Integration der Psy-
chotherapeutenausbildung in die Psychologieausbildung all-
gemein keine Abstriche gemacht werden können. Wir haben 
auf diese Herausforderung reagiert und in den letzten Jahren 
neue Rahmenpläne für Bachelor- und Masterstudiengänge 

        Wir setzen uns für therapeutische Vielfalt bei wissenschaftlich 
fundierten Verfahren und Behandlungsmethoden ein.
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der Psychologie geschaffen, die eine stärkere Spezialisierung 
als bisher zulassen. Dadurch gehen wir davon aus, auf diese 
Herausforderung gut vorbereitet zu sein.

Oder, noch genauer gefragt: In der Medizin wird 
häufig beklagt, dass die starke Praxisorientierung 
des Studiums zu einer gewissen Wissenschaftsferne 
oder etwas überspitzt gesagt dazu führt, dass die 
Medizinstudierenden am Studienende zwar exzellent 
Multiple Choice-Aufgaben lösen können, dass es nicht 
selten aber erhebliche Mängel beim Verstehen wissen-
schaftlicher Texte oder gar bei der eigenständigen 
Konzeption und Interpretation von Forschungsfragen 
gibt. Wie lässt sich eine vergleichbare Entwicklung für 
die zukünftige Psychotherapeutenausbildung in der 
Hochschule verhindern?

In der Tat sind uns auch solche Klagen aus der Medizin be-
kannt. Die Approbationsordnung sieht mehr Praxisanteile denn 
je vor, gleichzeitig besteht substanzielle Kritik, ob überhaupt 
noch ein ausreichendes wissenschaftliches Grundverständnis 
im Rahmen des Medizinstudiums vermittelt wird. Wenn ange-
hende Ärzte jedoch nicht mehr verstehen würden, wie die wis-
senschaftlichen Grundkenntnisse erworben wurden, auf die 
ihr Handlungswissen aufbaut, kann dies kaum mehr als aka-
demischer Heilberuf bezeichnet werden. Der Wissenschafts-
rat hat 2014 gefordert, dass bei der Evaluation von Studien-
gängen der Medizin noch mehr darauf zu achten ist, dass die 
wissenschaftlichen Kompetenzen zu vermitteln sind, um die 
stetig wachsenden Erkenntnisse selbstständig bewerten und 
evidenzbasiert umsetzen zu können. Wenn die Vertreter der 
akademischen Heilberufe diese Kompetenz nicht mehr haben, 
werden sie zum Spielball von Pharmafirmen, polarisierenden 
Interessensvertretern etc. Dies ist letztendlich zum Schaden 
der ganzen Gesellschaft und natürlich insbesondere der betrof-
fenen Patientinnen und Patienten. Das Studium muss deshalb 
als Hauptzielsetzung den Kompetenzaufbau haben, nicht nur 
die Lösung von Multiple-Choice-Aufgaben.

Im Bereich der Psychotherapie können wir am Beispiel von 
Negativentwicklungen versuchen, 
dem durch andere Strukturen, 
Lehrveranstaltungsformen und ins-
besondere Prüfungsformen ent-
gegenzuwirken. Wir glauben, dass 
wir durch den von uns entwickel-
ten Strukturplan für das Studium 
zur Approbation in Psychotherapie 
bereits wichtige Impulse gesetzt 
haben. Darüber hinaus wird es im 
Zusammenwirken mit allen relevanten Institutionen auch dar-
um gehen, die Approbationsordnung so zu gestalten, dass der 
Anspruch an ein wissenschaftlich fundiertes Studium eines 
Heilberufs auch tatsächlich gewährleistet ist.

Es gibt noch ein anderes Problem, welches sich aus der 
gewollten Verstärkung der Praxisorientierung ergibt. 

Praxisorientierung heißt ja auch, dass die Studierenden 
mehr über den therapeutischen Alltag erfahren, dass 
sie auch mehr therapeutische Kompetenzen einüben 
und klinische Erfahrungen im Studium sammeln 
müssen. Kurz: Es wird ein intensiverer Kontakt vom 
Studierenden zum Dozenten bzw. zur Dozentin 
notwendig sein, kleinere Gruppen und demzufolge 
mehr Dozenten sind erforderlich: Das Ganze wird 
teurer. Wie stellen Sie sich das vor? Angesichts der 
begrenzten staatlichen Mittel für die Universitäten und 
Hochschulen: Wie soll, wie kann die notwendige deut-
lich verbesserte Relation von Dozentinnen/Dozenten zu 
Studierenden dauerhaft gesichert werden?

Natürlich ist die von uns gewollte Reform kein Nullsummen-
spiel. Wir brauchen zusätzliche Mittel gerade für die Pra-
xisausbildung, die ja, wie Sie richtig anmerken, in kleinen 
Gruppen erfolgen muss. Das ist völlig klar und die entspre-
chenden Landesministerien müssen zusätzliche Mittel zur 
Verfügung stellen. Aber: Die Mittel, die wir im Rahmen unse-
res Vorschlags brauchen, sind zum einen gut angelegt, zum 
anderen deutlich weniger, als wenn ein völlig neuer Psycho-
therapiestudiengang kreiert würde.

Die DGPs legt sehr viel Wert darauf, dass die zukünftige 
Psychotherapeutenausbildung an Universitäten statt-
findet. Wieso ist Ihnen das so wichtig?

Ein akademischer Heilberuf ist durch die Trias Forschung, 
Lehre und Praxis gekennzeichnet. Die Qualitätsstrukturen 
für alle drei Aspekte müssen an den entsprechenden Aus-
bildungsstätten vorgehalten werden. Wenn Psychotherapie 
fern von Psychotherapieforschung gelehrt wird, dann darf 
man sich nicht wundern, wenn es Defizite im Rahmen einer 
evidenzbasierten psychotherapeutischen Versorgung gibt. 
Psychotherapieforschung und – genauso wichtig – Psycho-
logieforschung muss hautnah erlebt werden, um ein Grund-
verständnis für die Stärken und Schwächen bestimmter Vor-
gehensweisen zu bekommen. Wenn in der Ausbildung im 
Studium sowohl für den/die praktisch tätigen, aber auch den/

die wissenschaftlich tätigen Psychotherapeutinnen und -the-
rapeuten adäquat ausgebildet werden soll, müssen auch die 
entsprechenden Strukturen für beides vorhanden sein, also 
Hochschul-Ambulanz und entsprechende Einrichtungen für 
die praktische Ausbildung. Genauso wichtig sind die entspre-
chenden wissenschaftlichen Strukturen, also Forschungspro-
jekte, Promotionsmöglichkeiten, Habilitationsmöglichkeiten, 

        Wenn Psychotherapie fern von Psychotherapieforschung gelehrt 
wird, dann darf man sich nicht wundern, wenn es Defizite im Rah- 
men einer evidenzbasierten psychotherapeutischen Versorgung 
gibt.
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Kooperationsprojekte zwischen Psychotherapie und anderen 
Psychologiefeldern, interdisziplinäre Kooperationsprojekte, 
sowie internationale Sichtbarkeit der Forschung an der ent-
sprechenden Institution. All dies ist insbesondere an Univer-
sitäten gegeben.

Nach den in Bologna beschlossenen Grundsätzen für 
den europäischen Hochschulraum, die auch in Deutsch-
land in den Hochschulgesetzen weitgehend umgesetzt 
wurden, dürfte die Begrenzung der zukünftigen Studi-
engänge auf Universitäten kaum haltbar sein – gibt es 
Überlegungen, wie der Anspruch des wissenschaftlich 
orientierten Studiums dennoch umgesetzt werden 
kann?

Unserer Meinung nach kann ein akkreditierter Ausbildungs-
gang, der auch für die Psychotherapie-Approbation vorberei-
tet, nur an einer Hochschule erfolgen, die die entsprechenden 
Qualitätskriterien erfüllt. Trotzdem brauchen wir natürlich ein 
gewisses System der Durchlässigkeit, zum einen zwischen 
der dramatisch zunehmenden Vielfalt an ähnlichen Studi-
engängen, zum anderen aber auch in Anbetracht der vielen 
Studierenden aus dem Ausland. Unser Vorschlag hierzu ist, 
dass zumindest bei den an den Universitäten akkreditierten 
Studiengängen im Sinne einer „gemeinsamen Endstrecke“ 
die abschließende Qualifizierung erfolgen sollte, bevor die 
Zulassung zur Staatsexamensprüfung möglich ist. Mit einer 
Inflationierung und Öffnung für alle Hochschultypen ein-
schließlich der privaten Hochschulen ist weder dem Berufs-
stand noch der fachlichen Qualifikation gedient, sondern der 
Markt würde überschwemmt mit Personen, die die hohen 
Qualitätsansprüche nicht erfüllen, die wir an die akademische 
Heilbehandlung stellen. Hier ist es Aufgabe der gesamten 
Profession, die Qualitätsstandards möglichst hoch zu halten.

Vom Bundesgesundheitsministerium wurde inzwi-
schen mehrfach erklärt, dass die Approbationsordnung 
für den neuen Beruf Studieninhalte definieren und eine 
darauf bezogene abschließende Staatsexamensprüfung 
vorsehen wird, dass sie aber sicher keine Festlegung 
dahingehend enthalten wird, dass das Studium an 
einer bestimmten Fakultät oder in einem bestimmten 
Fachgebiet stattfinden wird. Das ist, angesichts der 
politisch gewollten Vielfalt in der Hochschullandschaft, 
vermutlich auch gar nicht anders denkbar. Auch Koope-
rationen zwischen Instituten unterschiedlicher Fakul-
täten zur Umsetzung des Studiengangs wären also 
denkbar. Wie werden Sie sich auf diese zu erwartende 
Offenheit der gesetzlichen Vorgaben einstellen, wenn 
Sie selbst eher eine gewisse übersichtlich-einheitliche 
Umsetzungsstruktur innerhalb der Psychologischen 
Institute anstreben?

Wir werden unsere eigenen Vorstellungen weiter propagieren 
und dann werden wir sehen, wie sich das Ganze entwickelt. 
Es ist m. E. zu früh, über Ideen zu sprechen, die noch nicht 
ausformuliert sind.

Wenn es bei der zukünftigen Psychotherapeutenaus-
bildung eine Analogie zum Medizinstudium geben soll, 
dann liegt es auch nahe zu fragen, ob es überhaupt 
eines Bachelor- und Masterabschlusses bedarf oder 
ob es nicht besser ein einheitliches Studium mit 
Zwischenprüfungen und abschließendem Staats-
examen am Ende werden sollte. Dies wird aktuell 
von mehreren Verbänden gefordert, auch, um damit 
die Praxisorientierung zu gewährleisten und um zu 
verhindern, dass es einen Abbau der Studienplätze vom 
Bachelor- zum Masterstudium geben soll. Wie stehen 
Sie zu dieser Überlegung?

Die Einführung der Bachelor- und Masterstudiengänge ge-
schah auf primären Druck der Kultus- und Wissenschafts-
ministerien, die auch erklärt haben, dass sie keiner anderen 
Studienform für eine Psychotherapeutenausbildung zustim-
men werden. Da es Aufgabe der Landesministerien ist, das 
Psychotherapeutengesetz an den Hochschulen umzusetzen, 
gehen wir davon aus, dass diese Position berücksichtigt wer-
den muss. Für die Psychologie ist es am wichtigsten, dass 
es keine völlig unterschiedlichen Studiengangsformen für un-
terschiedliche Schwerpunktsetzungen gibt, sondern dass alle 
auf einer stabilen Gesamtstruktur aufbauen können. Diese ist 
durch das Bachelor- und Mastersystem gegeben. Wir sind 
davon überzeugt, dass gerade das Bachelor- und Mastersys-
tem die beste Voraussetzung dafür ist, dass der akademische 
Heilberuf der Psychotherapeutinnen/Psychotherapeuten tat-
sächlich ein akademischer, d. h. ein wissenschaftlich fundier-
ter ist.

Vielen Dank, Frau Abele-Brehm, für dieses Gespräch!

Prof. Dr. Andrea Abele-Brehm

Lehrstuhl Sozialpsychologie
Universität Erlangen-Nürnberg
Bismarckstr. 6
91054 Erlangen
andrea.abele-brehm@fau.de

Lehrstuhl für Sozialpsychologie an der Universität Erlangen-
Nürnberg; neben der sozialen Kognitionsforschung ist ein 
wichtiges weiteres ihrer Forschungsthemen die Forschung 
zu Lebenszufriedenheit und Wohlbefinden. Andrea Abele-
Brehm ist derzeit die Präsidentin der Deutschen Gesellschaft 
für Psychologie.
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Diagnostische Kriterien und Merkmale 
von ASS im Erwachsenenalter

Autismus-Spektrum-Störungen (ASS) gehören nach ICD-
10 zu den sogenannten tiefgreifenden Entwicklungsstö-
rungen. Erste Symptome von ASS sind oft schon ab dem 

frühen Kindesalter, meist schon zum Ende des ersten Lebens-
jahres (Remschmidt & Kamp-Becker, 2006) nachweisbar. Der 
remissionslose und stetige zeitliche Verlauf muss insbesondere 
bei einer Diagnostik im Erwachsenenalter im Rückblick (durch 
Fremd- und/oder Eigenanamnese) erkennbar sein. Eine Klassi-
fikation der Störung nach ICD-10 erfolgt auf der Basis von drei 
Kernkriterien (Tabelle 1): Betroffene zeigen typischerweise 1) 
Störungen der sozialen Interaktion, 2) Störungen der Kommu-
nikation sowie 3) repetitive, stereotype Verhaltensweisen und 
Interessen. Andere kognitive Leistungen sind bei etwa der Hälf-
te aller Personen mit ASS beeinträchtigt (IQ < 70). Sind alle drei 
Kernkriterien erfüllt, liegt das Vollbild einer autistischen Störung 
vor (ICD-10: F84). Im Falle einer zusätzlich vorliegenden Intel-
ligenzminderung wird die Diagnose „Frühkindlicher Autismus 
(ICD-10: F84.0)“ vergeben. Sind unabhängig vom kognitiven 
Leistungsniveau nur zwei der drei Kernkriterien erfüllt oder ist 
der Nachweis der Symptome erst nach dem dritten Lebensjahr 
möglich, wird „atypischer Autismus (ICD-10: F84.1)“ diagnos-
tiziert. Liegen alle Kernsymptome ohne Intelligenzminderung 
und ohne Sprachentwicklungsverzögerung vor, ist die Diagnose 
„Asperger-Syndrom (ICD-10: F84.5)“ zu stellen. Im DSM-5 wer-
den alle autistischen Störungen zu den sogenannten Autismus-
Spektrum-Störungen (ASS) zusammengefasst (Vogeley, 2015).

Merkmale von ASS umfassen auch im Erwachsenenalter 
Störungen der sozialen Informationsverarbeitung (Kommu-

Die „doppelte Unsichtbarkeit“ autistischer  
Störungen und ihre Herausforderungen für  
Psychotherapeuten und Angehörige

Katharina Krämer, Astrid Gawronski, Christine M. Falter & Kai Vogeley1

Zusammenfassung: Autismus-Spektrum-Störungen (ASS) sind durch Störungen der sozialen Informationsverarbeitung 
und durch repetitive, stereotype Verhaltensweisen gekennzeichnet. Auch wenn manche Kompensationsstrategien ent-
wickelt wurden, bleibt autistischen Erwachsenen insbesondere die intuitive Verarbeitung nonverbaler Signale dauernd 
erschwert, was eine besondere Herausforderung für die psychotherapeutische Behandlung von ASS darstellt. Aus ver-
haltenstherapeutischer Sicht ist als übergeordnetes Ziel die Erweiterung des Verhaltensrepertoires, nicht jedoch eine 
soziale Anpassung unter Zurückstellung des individuellen Begabungs- und Neigungsprofils anzustreben, um flexiblere 
und besser situationsangepasste Reaktionen zu ermöglichen. Die vorliegende Arbeit benennt die spezifischen Thera-
pieinhalte in der Psychotherapie von Autismus im Erwachsenenalter und beschreibt die Besonderheiten in der therapeu-
tischen Beziehung. Ein besonderer Fokus wird auf die Chancen und Herausforderungen von Gruppenpsychotherapie bei 
ASS im Erwachsenenalter und auf die Arbeit mit Angehörigen gelegt.

Diagnosekriterien ASS

Kernkriterium Merkmale

Störungen der Interaktion �� gestörte Perspektivübernahme

�� fehlende oder eingeschränkte 
sozio-emotionale Gegenseitigkeit

�� erschwerter Umgang mit und/
oder fehlende Bereitschaft zu 
informellen Gesprächssituationen 
(„Smalltalk“) 

Störungen der Kommunikation �� fehlendes oder eingeschränktes 
Verständnis für nonverbale Signale

�� fehlendes oder eingeschränktes 
Verständnis für übertragene 
Bedeutung verbaler Kommunikation 
(Ironie, Metaphern)

�� Vermeiden von Blickkontakt

Repetitive, stereotype 
Verhaltensweisen

�� ritualisierte Tagesabläufe und 
Routinen

�� nutzlos erscheinende Ordnungsvor-
lieben 

�� inhaltlich oder die Intensität betref-
fend auffällige Spezialinteressen

Tabelle 1: Diagnosekriterien von Autismus-Spektrum-Störungen

1	 Katharina Krämer und Astrid Gawronski haben in gleichen Anteilen zur 
Arbeit beigetragen im Sinne einer geteilten Erstautorschaft.

nikation und Interaktion) sowie repetitive, stereotype Verhal-
tensweisen. Soziale Informationsverarbeitung meint sowohl 
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die implizite Verarbeitung nonverbaler Kommunikationssi-
gnale (Blickwendungen, Mimik, Gestik, Körperhaltung) als 
auch die inferenzielle Verarbeitung expliziter, meist sprach-
lich vermittelter Signale (Gawronski et al., 2012; Vogeley, 
2012). ASS, die erstmals im Erwachsenenalter diagnostiziert 
werden, betreffen fast ausschließlich das Asperger-Syn-
drom und den Hochfunktionalen Autismus. Eine Besonder-
heit dieser Gruppe von erst im Erwachsenenalter diagnos-
tizierten Personen liegt darin, dass sie oft Kompensations-
mechanismen erworben haben, die ihnen erlauben, soziale 
Begegnungen regelbasiert zu bewältigen, während die 
intuitive Verarbeitung nonverbaler Kommunikationssignale 
erschwert bleibt (Vogeley & Remschmidt, 2014; Lehnhardt 
et al., 2013). Ein weiteres Merkmal erst im Erwachsenen-
alter diagnostizierter Personen mit ASS betrifft das häufig 
zusätzliche Vorliegen komorbider Symptome, wie z. B. De-
pression, Zwang und/oder Angststörungen. Oft geben die 
komorbiden Symptome auch den primären Anlass dazu, das 
Gesundheitssystem aufzusuchen.

Die beschriebenen autistischen Merkmale und Verhaltens-
weisen können die therapeutische Arbeit erschweren und er-

fordern von Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten2 
besondere Expertise im Bereich ASS, um autismusbezogene 
Kommunikationsschwierigkeiten früh erkennen und Missver-
ständnisse vermeiden zu können. So kann etwa der detailori-
entierte Wahrnehmungsstil autistischer Personen dazu füh-
ren, dass diese schnell Ungenauigkeiten in Erläuterungen der 
Psychotherapeuten entdecken und oft eine sofortige Klärung 
mit detaillierten Informationen zu den bearbeiteten Themen 
erwarten. Mehrdeutige Formulierungen oder übertragene 
Bedeutungen werden meist nur begrenzt, d. h. vordergründig 
und konkret, verstanden (Ironie, Metaphern, Sprichwörter, 
Redewendungen), sodass darauf weitgehend verzichtet wer-
den sollte oder aber Erläuterungen geliefert oder erarbeitet 
werden sollten. Zudem kann die Ehrlichkeit und Direktheit 
autistischer Patienten bei Psychotherapeuten zu Kränkungen 
führen, wenn die autistischen Eigenheiten nicht ausreichend 
reflektiert werden.

Die „doppelte Unsichtbarkeit“  
autistischer Störungen
ASS sind durch Störungen der sozialen Informationsverarbei-
tung gekennzeichnet. Entscheidend ist dabei, dass insbeson-
dere die intuitive Verarbeitung nonverbale Signale betroffen 
ist (Senju et al., 2009; Kuzmanovic et al., 2011). Verbal ver-

mittelte Informationen, die auf einen expliziten semantischen 
Code verweisen, werden meist gut erkannt, adäquat verar-
beitet und oft als Kompensationsstrategie verwendet. Da es 
sich jedoch bei der Verarbeitung nonverbaler Kommunikation 
um einen überwiegend intuitiv oder automatisch ablaufenden 
Prozess handelt, sind diese nonverbal vermittelten kommu-
nikativen Signale in der Regel der bewussten Einsichtnahme 
nicht oder nur schwer zugänglich. Man kann hier metapho-
risch auch von einer „doppelten Unsichtbarkeit“ autistischer 
Störungen sprechen. Die erste Unsichtbarkeit haben alle psy-
chischen Störungen gemeinsam: Sie betrifft die Tatsache, 
dass es sich, in Abgrenzung zu somatischen Erkrankungen, 
bei ASS um eine Veränderung des inneren Erlebens der be-
troffenen Person handelt. Die zweite Unsichtbarkeit ist dage-
gen spezifisch für ASS. Sie bezieht sich auf den intuitiven Ver-
mittlungsweg verbaler und nonverbaler kommunikativer Sig-
nale: Nicht autistische Personen nutzen zur Kommunikation 
ständig nonverbal vermittelte soziale Signale, ohne dass sie 
sich dieser Verwendung dauerhaft bewusst sind (Burgoon, 
1994) und – aufgrund der ihnen eigenen Komplexität – auch 
gar nicht sein können (Vogeley & Bente, 2010). Menschen 
mit ASS hingegen haben einen deutlich erschwerten oder oft 

gar keinen Zugang zu diesem intu-
itiven Vermittlungsweg. Die spe-
zifische Besonderheit der zweiten 
Unsichtbarkeit ergibt sich also da-
raus, dass im Alltag automatisch 
vorausgesetzt wird, dass alle an-
deren Menschen über diese in-
tuitive Fähigkeit zum Verständnis 
sozialer Signale genauso verfügen 

wie man selbst, ohne sich darüber im Klaren zu sein, dass 
bestimmte Personen hierzu gar nicht oder nur schwer in der 
Lage sein könnten – genau das ist aber bei ASS der Fall. Um-
gekehrt ist Menschen mit ASS selbst diese Art der nonverba-
len Kommunikation ebenfalls meist gar nicht bekannt, sodass 
sie selbst auch nicht auf dieses Defizit aufmerksam machen 
können. Die „zweite“ oder „doppelte“ Unsichtbarkeit stellt 
somit eine spezifische Besonderheit bei ASS dar.

Aus dieser „doppelten Unsichtbarkeit“ ergeben sich beson-
dere Anforderungen in der psychotherapeutischen Arbeit mit 
Erwachsenen mit ASS. Ein erster Schritt in der angemesse-
nen Versorgung muss darin bestehen, auf die Besonderheiten 
der doppelten Unsichtbarkeit sowohl bei professionell tätigen 
Psychotherapeuten als auch in der allgemeinen Öffentlichkeit 
aufmerksam zu machen. Bei der Behandlungsplanung sollte 
in einem zweiten Schritt eine Orientierung an den spezifi-
schen Bedürfnissen von Menschen mit ASS eine Psychothe-
rapie betreffend erfolgen. Im Rahmen der Entwicklung einer 
bedürfnisorientierten Gruppenpsychotherapie für erwachse-
ne Menschen mit ASS haben wir selbst zentrale Bedürfnisse 

2	 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit werden im Folgenden nicht beide 
Geschlechtsformen durchgehend genannt – selbstverständlich sind jedoch 
immer Frauen und Männer gleichermaßen gemeint.

        Nicht autistische Personen nutzen zur Kommunikation ständig 
nonverbal vermittelte soziale Signale, ohne dass sie sich dieser Ver-
wendung dauerhaft bewusst sind.
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dieser Patientengruppe erfragt (Gawronski et al., 2011) und 
in Form eines Psychotherapiemanuals systematisiert (Gaw-
ronski et al., 2012). Neben der Besonderheit der Bedürfnisori-
entierung während der Behandlungsplanung sind schließlich 
spezifische Herausforderungen sowohl bei der Durchführung 
(gruppen-) psychotherapeutischer Maßnahmen als auch bei 
der Arbeit mit Angehörigen von Menschen mit ASS zu be-
achten.

Ziele und Bedürfnisse bei der Psycho-
therapie von Erwachsenen mit ASS
Da ASS bis heute nicht ursächlich behandelbar sind, sollte 
auch im Erwachsenenalter als übergeordnetes Anliegen ei-
ner verhaltenstherapeutisch orientierten Psychotherapie ei-
ne „Erweiterung des Verhaltensrepertoires“ (Remschmidt 
& Kamp-Becker, 2006) angestrebt werden. Hierbei stehen 
die Vermittlung und das Einüben flexibler und situationsan-
gemessener Verhaltensweisen im Vordergrund, nicht jedoch 
eine soziale Anpassung unter Zurückstellung des individuel-
len Begabungs- und Neigungsprofils. Deshalb sind als we-
sentliche Ziele einer erfolgreichen psychotherapeutischen 
Behandlung für ASS im Erwachsenenalter die Förderung der 
Selbstakzeptanz, die Identifikation und die anschließende 
Veränderung störender Verhaltensweisen nebst dem Aufbau 
adaptiven Verhaltens sowie angemessener Bewältigungs-
strategien zu nennen. Äußerst bedeutsam erscheint zudem 
die Mitbehandlung komorbider Störungen mittels etablierter 
psychotherapeutischer Maßnahmen.

Diese speziell für die Psychotherapie von ASS formulierten 
Ziele decken sich mit den durch unsere eigene Bedarfsana-
lyse ermittelten spezifischen Bedürfnissen erwachsener 
autistischer Personen an eine Psychotherapie (Gawronski 
et al., 2011). Die Ergebnisse der Bedarfsanalyse lassen zu-
dem darauf schließen, dass sich die Therapiebedürfnisse 
autistischer Menschen altersabhängig unterscheiden: Bei 
Erwachsenen stehen neben der angemessenen Bewälti-
gung sozialer Situationen und dem Wunsch nach effektive-
rer zwischenmenschlicher Kommunikation die Identitätsfin-
dung als autistische Person, die Bewältigung von Stress und 
die berufliche (Re-)Integration im Vordergrund, während die 
Gestaltung von Freundschaften und Partnerschaften eher 
ein Thema für Heranwachsende und junge Erwachsene 
darstellt. Das in den diagnostischen Kriterien beschriebene 
Kernsymptom der repetitiven, stereotypen Verhaltenswei-
sen und Interessen kann im Erwachsenenalter (weil es zu-
nehmend situationsangemessen eingesetzt werden kann) 
durchaus als stabilisierend und förderlich im Sinne einer 
Ressource erlebt werden, solange es die Umwelt nicht be-
lastet und Rücksicht auf die Toleranzgrenzen der anderen 
genommen wird. Deswegen sollten repetitive und stereo-
type Handlungen als effektive und schnelle Möglichkeit zur 
Entspannung und Refokussierung in der Therapie erwogen 
und gegebenenfalls situationsangemessen gefördert wer-
den (siehe Praxisbeispiel 1).

Praxisbeispiel 1

Herr F.: „Früher bin ich immer im Garten meiner Eltern im Kreis gelau-
fen, um mich zu beruhigen. Seit der Diagnosestellung habe ich aber 
den Eindruck, dass die Nachbarn sich über mich lustig machen könnten. 
Deswegen lasse ich das jetzt.“

Psychotherapeut: „Wenn das Im-Kreis-Laufen Sie beruhigt, wäre es 
dann nicht eine Option, in Ihrer Wohnung im Kreis zu laufen, wo nie-
mand Sie sieht?“

Nach einer Erstdiagnose mit ASS im Erwachsenenalter ste-
hen viele Betroffene vor der Aufgabe, die Diagnose in ihr 
eigenes Selbst-Konzept und ihre Lebensplanung oder „Iden-
tität“ zu integrieren und autobiographische Erlebnisse vor 
diesem Hintergrund neu zu bewerten (Schoofs, 2015). Um 
diesen Prozess innerhalb einer Psychotherapie zu unterstüt-
zen, hat es sich aus verhaltenstherapeutischer Sicht als hilf-
reich erwiesen, gemeinsam mit dem Patienten eine Analyse 
der eigenen Persönlichkeitsmerkmale vorzunehmen. Hierbei 
haben die Patienten die Aufgabe, ihre Eigenschaften den 
Kategorien „Autismus“, „Komorbiditäten“ und „störungsun-
abhängige Persönlichkeitsmerkmale“ zuzuordnen. Um die 
von vielen Patienten als zunächst schwierig erlebte Abgren-
zung zu erleichtern und z. B. fälschlicherweise als autistisch 
wahrgenommene Verhaltensweisen zu entpathologisieren, 
können Psychotherapeuten vergleichbare Erlebnisse aus der 
eigenen Erfahrungswelt beschreiben (siehe Praxisbeispiel 2). 
Durch solche explizit gemachten Vergleiche unterschiedlicher 
Erlebniswelten erhalten Personen mit ASS eine für sie neue, 
oftmals bisher unbekannte Möglichkeit, systematisch Ein-
blick in die Erfahrungswelt von Menschen, die nicht von ASS 
betroffen sind, zu nehmen.

Praxisbeispiel 2

Herr F.: „Ich habe einen weiteren Schritt im Kampf gegen den Autis-
mus verloren! Ich weiß, dass man andere Menschen direkt anschauen 
muss, aber beim Joggen kriege ich das einfach nicht hin. Ab jetzt gucke 
ich nur noch auf den Boden, auch wenn das heißt, dass alle mich als 
komisch wahrnehmen.“

Psychotherapeut: „Ich schaue beim Joggen auch nur auf den Boden 
und kriege meistens nicht mit, ob mir jemand entgegen kommt. Ich 
selbst habe das beim Joggen bei anderen noch nie als komisch wahr-
genommen.“

Zur Förderung der Selbstakzeptanz der Patienten ist im Ver-
lauf der Psychotherapie durch den Psychotherapeuten zu be-
tonen, dass Verhaltensweisen von Menschen mit ASS nicht 
per se dysfunktional sind und „wegtherapiert“ werden soll-
ten. Vielmehr sollte die Funktionalität innerhalb des Bezugs-
rahmens des Patienten exploriert werden, um Bedürfnisse 
herauszuarbeiten, die den Verhaltensweisen zugrunde liegen. 
Diese Erkenntnis ist wesentliche Grundvoraussetzung für den 
Prozess der sozialen Anpassung bisheriger Verhaltensweisen 
oder die Erarbeitung alternativer Verhaltensweisen. Vor allem 
kann sich ein Verstehen der Funktionalität von Gewohnheiten 
und Ritualen im Sinne einer Erfüllung grundlegender Bedürf-
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nisse des Patienten positiv auf seine Motivation auswirken, 
alternative Verhaltensweisen zu erarbeiten und einzuüben, 
wenn ersichtlich ist, dass zugrunde liegende Bedürfnisse Be-
rücksichtigung finden (siehe Praxisbeispiel 3).

Praxisbeispiel 3

Herr J. gerät beim Autofahren in große Stressbelastung und Wut, 
wenn andere Verkehrsteilnehmer Regeln des Straßenverkehrs nicht 
beachten. Besonders bei schneller Geschwindigkeit auf der Autobahn 
führt die Nichterfüllung der Bedürfnisse nach Kontrolle und Gerech-
tigkeit zu teilweise gefährlichem Fahrverhalten aufseiten von Herrn J. 
Dieser empfindet seine bisherige Verhaltensweise als dysfunktional 
und nicht wertekonform, weil er dabei sein eigenes und das Leben sei-
ner Familie gefährdet. Verstärkt wird die Anspannung beim Weiterfah-
ren durch Selbstvorwürfe von Herrn J., dass er Regelverstößen anderer 
Verkehrsteilnehmer zu viel Bedeutung beimisst und es nicht schafft, 
gelassener zu reagieren. In der Psychotherapie wird im ersten Schritt 
eine Akzeptanz der dem Verhalten zugrunde liegenden Bedürfnisse er-
arbeitet und ein „Aushalten“ des Gefühls von Wut und der Verletzung 
des Gerechtigkeitsempfindens eingeübt. Eine alternative Verhaltens-
strategie, welche wertekonform ist (Unversehrtheit der Familie), wird 
erarbeitet und zuerst in sensu und anschließend in vivo implementiert. 
Ein Erinnerungsanker in Form einer Karte mit einem Stoppzeichen wird 
auf dem Armaturenbrett angebracht, welche Herrn J. bei einer Situ-
ation des Regelverstoßes eines anderen Verkehrsteilnehmers daran 
erinnert, sich trotz starker Wut darauf zu konzentrieren, die nächste 
Möglichkeit anzuhalten anzuvisieren, um kurz innezuhalten und sich zu 
beruhigen.

Schließlich können eine Erarbeitung der individuellen 
Werte und eine Exploration, wie man seinen Alltag wer-
tekonform gestalten kann, einen wesentlichen Beitrag zur 
Identitätsfindung bei Menschen mit ASS darstellen. Dazu 
gehört ebenfalls eine Stärkung der sozialen Kompetenz 
im Sinne der Akzeptanz und der Fähigkeit, Mitmenschen 
gewisse ASS-spezifische Einschränkungen und Besonder-
heiten vermitteln zu können. Übergeordnetes Ziel eines 
verhaltenstherapeutischen Ansatzes in der Psychotherapie 
von Menschen mit ASS ist dementsprechend der Aufbau 
von Selbstwertgefühl und Selbstsicherheit in Bezug auf die 
eigenen Schwierigkeiten und individuellen Stärken (siehe 
Praxisbeispiel 4).

Praxisbeispiel 4

Für laute, unübersichtliche und somit als stressig erlebte Situationen 
wurde im Rahmen der Psychotherapie gemeinsam mit Herrn T. ein Bei-
blatt für seinen Behindertenausweis erarbeitet. Herr T. ist in stressrei-
chen Situationen häufig trotz intakter Fähigkeit, Gehörtes zu verstehen, 
nicht mehr in der Lage, sich verbal zu artikulieren. Auf dem Beiblatt, 
welches er nun in diesen Situationen vorzeigen kann, finden sich fol-
gende Informationen: „Ich kann aufgrund meiner Behinderung momen-
tan nicht sprechen, verstehe aber, was Sie sagen. Bitte geben Sie mir 
einige Minuten Zeit und schweigen Sie solange.“

Besonderheiten der Therapeut- 
Patient-Beziehung
Der Beziehungsgestaltung im therapeutischen Kontext wird 
generell eine wesentliche Bedeutung für den Erfolg einer 
Psychotherapie zugeschrieben. Die Psychotherapeut-Patient-
Beziehung ist dabei von verschiedenen Charakteristika ge-
prägt, welche zur Klärung und zur therapeutischen Entwick-
lung exploriert und herangezogen werden können. Im Falle 
von Psychotherapie bei Menschen mit ASS muss allerdings 
beachtet werden, dass das Beziehungsangebot erheblich an 
die Patientenbedürfnisse angepasst werden muss (siehe Ab-
bildung 1).

Eine besondere Bedeutung kommt in der Psychotherapeut-
Patient-Beziehung im Falle von ASS dem Reparenting, im 
Sinne eines Vermittelns von Wertschätzung dem Patienten 
gegenüber, zu. Diese Aufgabe des Psychotherapeuten, wel-
che über Informationsvermittlung hinaus geht und sehr wohl 
beziehungsstärkend wirken kann, zielt darauf ab, dem Pati-
enten mit ASS zu vermitteln, dass er mit seinen individuellen 
Eigenheiten per se nicht „falsch“ ist. Ein Thematisieren des 
Anderssein des Patienten im Sinne eines Bewertens von nor-
mal und abweichend ist für die Identitätsfindung des Patien-
ten nicht hilfreich. Stattdessen sollte das übergeordnete Ziel 
der Beziehungsgestaltung des Psychotherapeuten darin lie-
gen – möglicherweise erstmalig für den Patienten – ein neues 
Beziehungserleben zu schaffen, in welchem der Patient so 
sein darf, wie er ist, und Fragen und Themen explizit ausge-
sprochen werden, welche in sozialen Beziehungen außerhalb 
des psychotherapeutischen Settings in der Regel unausge-
sprochen bleiben.

Eine Reaktualisierung der Problematik des Patienten in der 
Beziehung zum Psychotherapeuten, welche den therapeuti-
schen Prozess beeinflussen kann, ist hingegen im Falle von 
Patienten mit ASS nur eingeschränkt zu erwarten. Nichtsdes-
totrotz sollte der Psychotherapeut im Sinne des Patienten 
eigene Eindrücke der Wirkung des Verhaltens des Patienten 
offen thematisieren, um den Perspektivwechsel und die Ein-
sicht in Gründe für aversive Reaktionen des Umfeldes beim 
Patienten zu fördern. Gleichzeitig erfordert die Einschränkung 
der nonverbalen Rückmeldung durch den Patienten eine An-
passung des Psychotherapeuten, welcher sich weniger auf 
die eigene intuitive Verarbeitung nonverbaler Signale bei der 
Einschätzung des inneren Erlebens des Patienten verlassen 
kann und stattdessen konsequent explizit nachfragen muss. 
Da nicht nur die Produktion, sondern auch die implizite Verar-
beitung nonverbaler Kommunikation bei Menschen mit ASS 
eingeschränkt ist, sollte der Psychotherapeut dort, wo die 
herkömmliche therapeutische Beziehung durch das Zeigen 
von Empathie gestärkt wird, sich stattdessen darauf fokus-
sieren, konkret verbal die Verhaltensweisen des Patienten zu 
validieren. Ähnlich dem nonverbalen Ausstrahlen von Empa-
thie wird auch der positiven Verstärkung durch Lob eine ge-
ringere Bedeutung in der Psychotherapie mit Menschen mit 
ASS beigemessen. Das Lob im Sinne einer sozialen Verstär-
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Abbildung 1: Die therapeutische Beziehung im Vergleich zwischen Patienten ohne und mit ASS

kung ist weniger zielführend bei der Verankerung neuer Ver-
haltens- und Denkweisen als wiederkehrende Hinweise auf 
angestrebte Therapieziele und Aufzeigen der erfolgten Fort-
schritte. Ebenfalls ist nur eine eingeschränkte Wirkung des 
impliziten Lernens durch den Psychotherapeuten als Modell 
zu erwarten. Wiederum sollte der Psychotherapeut hier im 
Sinne des Patienten Gründe und Ziele eigener Verhaltenswei-
sen offenlegen, um dem Patienten einen expliziten Zugang 
zu einer nicht autistischen Herangehensweise, einen Pers-
pektivwechsel und eine potenzielle Erweiterung des eigenen 
Verhaltensspielraums zu ermöglichen.

Trotz der geschilderten Herausforderungen an die Beziehungs-
gestaltung zwischen Psychotherapeut und Patient ergeben 
sich für die Psychotherapie bei Menschen mit ASS auch spe-
zifische Chancen. So ergibt sich für Patienten mit ASS in der 
Beziehung zum Therapeuten die einmalige Gelegenheit, eine 
Informationsquelle zu nicht autistischem Erleben und Verhal-
ten nutzbar zu machen. Der Psychotherapeut als Experte der 
„anderen“ oder „neurotypischen“ Welt kann daher für den 
Patienten zu einer wertvollen Ressource für das Verstehen 
sozialen Miteinanders und für das Erlernen eines Perspek-
tivwechsels werden. Dabei liegt 
es in der Aufgabe des Psycho-
therapeuten, Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten verschiedener 
Kommunikationsweisen und An-
sichten aufzuzeigen. Die Aufgabe 
des Psychotherapeuten hierbei ist 
die einer wertfreien Übersetzung 
oder Vermittlung zwischen unter-
schiedlichen Kommunikationsweisen. Dabei hat es sich als 
hilfreich und heilsam erwiesen, die verbreitete Vermutung 
von Menschen mit ASS zu korrigieren, dass Menschen ohne 
ASS immer mühelos übertragene Bedeutung verstehen und 
die nötigen Perspektivwechsel vornehmen können. Die Ver-

mittlung der Tatsache, dass es auch unter nicht autistischen 
Menschen zu Missverständnissen aufgrund nur indirekt ge-
äußerter Bedürfnisse und Andeutungen kommen kann, trägt 
dazu bei, eigene Einschränkungen und vermeintliche soziale 
Fähigkeiten der Mitmenschen nicht als absolut wahrzuneh-
men.

Chancen und Herausforderungen von 
Gruppenpsychotherapie bei ASS
Trotz der hohen Relevanz von Psychoedukation sollte in ei-
ner verhaltenstherapeutisch orientierten Psychotherapie bei 
ASS im Erwachsenenalter das praktische Einüben funktio-
naler Verhaltensweisen deutlich im Vordergrund stehen. Die 
hierfür erforderlichen Rollenspiele werden von den meisten 
autistischen Personen anfangs stark abgelehnt. Viele haben 
aufgrund ihrer eingeschränkten sozialen Fertigkeiten bereits 
Erfahrungen mit sozialer Ablehnung gemacht und scheuen 
daher häufig die für sie angstbesetzten sozialen Interaktio-
nen. Hier sind besondere Sensibilität und Geduld, aber auch 
Nachhaltigkeit der Psychotherapeuten bedeutsam, damit die 

Rollenspiele effektiv eingesetzt werden können. Zudem soll-
te immer wieder betont werden, dass nur durch das prak-
tische Einüben dauerhaft funktionale Verhaltensweisen auf-
gebaut werden können. Darüber hinaus ist für Patienten mit 
ASS die Umsetzung des Gelernten in den individuellen Alltag 

        Der Therapeut als Experte der „anderen“ oder „neurotypischen“ 
Welt kann für den Patienten zu einer wertvollen Ressource für das 
Verstehen sozialen Miteinanders (…) werden.
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häufig problematisch, da oft nur sehr wenige soziale Kontakte 
bestehen, innerhalb derer das Gelernte angewendet werden 
kann. Insbesondere Gruppentherapieangebote können hier 
ein günstiges Umfeld schaffen: Von ASS betroffene Personen 
treffen in diesem Rahmen häufig erstmals auf Menschen mit 
ähnlichen Erlebnisweisen, und das Gelernte kann somit in 
einem vertrauten und weitgehend geschützten Rahmen an-
gewendet werden. Zudem erhalten die Teilnehmer wichtiges 
Feedback aus der Gruppe, was die Selbstwirksamkeit erhöht. 
Dadurch werden sie motiviert, auch in der Außenwelt das neu 
gelernte Verhalten zu erproben. Gruppentherapieangebote 
sind also gerade bei ASS sinnvoll, da soziale und kommuni-
kative Fertigkeiten so in einer geschützten und begleiteten 
Umgebung erfahren und erlernt werden können. Wertvoll ist 
für die Patienten auch die Erfahrung, dass andere Betroffene 
ähnliche Hilfsbedürfnisse haben. Zudem können durch das 
Gruppentraining Kontakte unter den Teilnehmern mit ähnli-
chen Schwierigkeiten entstehen.

Allerdings stellt ein gruppentherapeutisches Setting bei ASS 
den Psychotherapeuten vor besondere Herausforderungen. 
Besteht die Gruppe ausschließlich aus Teilnehmern mit ASS, 
benötigt die Entwicklung der Gruppendynamik vergleichs-
weise lange und ist leicht schon durch geringfügige Verän-
derungen der äußeren Rahmenbedingungen (Wechsel des 
Raumes, der Uhrzeit etc.) irritierbar. Dementsprechend sollte 

ein ausreichend langer Behandlungszeitraum geplant und die 
Gruppendynamik gezielt gefördert werden, um von ihr im the-
rapeutischen Prozess profitieren zu können. Hierfür eignen 
sich besonders langfristig bestehende moderierte Selbsthil-
fegruppen, die im Anschluss an Psychotherapiegruppen an-
geboten werden können. Zudem sollten äußere Rahmenbe-
dingungen so weit wie möglich konstant gehalten werden. 
Bei störungsgemischten Gruppen besteht die Gefahr, dass 
Teilnehmer mit anderen Störungen sich durch Teilnehmer mit 
ASS aufgrund ihrer spezifischen Einschränkungen in der so-
zialen Interaktion und Kommunikation provoziert fühlen (vgl. 
„doppelte Unsichtbarkeit“). Dies kann zu Schwierigkeiten 
in der Gruppendynamik und Ablehnung der Teilnehmer mit 
ASS führen, was wiederum von diesen häufig nicht bemerkt 
wird. Hier ist es Aufgabe des Psychotherapeuten, besonders 
sensibel für derlei implizite Prozesse zu sein und diese ex-
plizit zu formulieren, damit Teilnehmer mit ASS korrigierende 
Erfahrungen machen können. Zusätzlich gilt es zu beachten, 
dass bereits geringfügige Abweichungen der realen Situation 
von den Gegebenheiten im psychotherapeutischen Setting 
dazu führen können, dass die eingeübten Verhaltensweisen 
schwer angewendet werden können. Deshalb ist die zusätz-

liche Einbeziehung des sozialen Umfeldes zu einem frühen 
Zeitpunkt in der Psychotherapie besonders wichtig für den 
erfolgreichen Transfer auf Alltagssituationen (vgl. Abschnitt 
Angehörigenarbeit).

Gruppentraining für Autismus im  
Erwachsenenalter (GATE)
Basierend auf den Methoden der Kognitiven Verhaltensthera-
pie (KVT) und den Ergebnissen der Bedarfsanalyse bezüglich 
spezifischer Bedürfnisse erwachsener autistischer Personen 
an eine Psychotherapie (Gawronski et al., 2011), haben wir ein 
„Gruppentraining für Autismus im Erwachsenenalter (GATE)“ 
entwickelt (Gawronski et al., 2012). Um dem hohen Strukturie-
rungsbedürfnis von Menschen mit ASS zu entsprechen, wird 
bei GATE großer Wert auf einen möglichst gleichbleibenden 
Aufbau der einzelnen Sitzungen gelegt. Für autistische Perso-
nen ist dabei eine häufige Wiederholung der erlernten Inhalte 
besonders wichtig, um einen erfolgreichen Transfer in den 
Alltag zu ermöglichen. Neben den kognitiven Methoden kom-
men im Gruppentraining den operanten Verfahren und beson-
ders den therapeutischen Rollenspielen zur Einübung neuer 
Verhaltensmuster hohe Bedeutung zu (z. B. Kontaktaufnah-
me, Gesprächsführung, Konfliktmanagement). Diese Erwei-
terungen des Verhaltensrepertoires werden von den Teilneh-

mern zwischen den Sitzungen er-
probt und dann gemeinsam in der 
Gruppe reflektiert. Zudem neh-
men psychoedukative Methoden 
einen großen Raum innerhalb des 
Gruppentrainings ein. Der Einsatz 
verschiedener Medien und Ma-
terialien, wie Präsentationsfolien, 
Informations- und Arbeitsblätter, 

ermöglicht den Teilnehmern, sowohl während der Sitzungen 
dem Inhalt leichter zu folgen als auch nach Beendigung des 
Gruppentrainings auf die gelernten Inhalte zuzugreifen.

GATE sieht geschlossene Gruppen mit sechs Teilnehmern 
und zwei Gruppenleitern vor. Zu Anfang des Gruppentrai-
nings erfolgt eine ausführliche Psychoedukation zu ASS und 
den möglichen Komorbiditäten (v. a. Depression). Neben An-
regungen zur Identitätsfindung nach Diagnosestellung bietet 
dieses Vorgehen die Möglichkeit, alle Teilnehmer zu Beginn 
des Trainings auf denselben Wissensstand zu bringen, da 
diese häufig unterschiedlich gut über ASS und mögliche Ko-
morbiditäten informiert sind. Im weiteren Verlauf von GATE 
wird der Fokus auf das Thema Stressanalyse und -reduktion 
gelegt. Die Analyse von Stressfaktoren und deren Folgen und 
das Einüben von Maßnahmen zur Stressbewältigung nehmen 
einen hohen Stellenwert ein, da autistische Personen auf-
grund von täglichen Sozialkontakten unter einer ausgepräg-
ten Stressfolgesymptomatik leiden. In Anlehnung an Kalzua 
(2010) führen die Teilnehmer zunächst eine Stressanalyse an-
hand der Faktoren Stressoren, Person und Stressreaktionen 
an einem persönlichen Stressbeispiel durch (siehe Anleitung 

        Gruppentherapieangebote sind gerade bei ASS sinnvoll, da sozia-
le und kommunikative Fertigkeiten in einer geschützten und begleiten-
den Umgebung erfahren und erlernt werden können.
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zur Beschreibung von Stresserfahrungen im Kasten). Im Fol-
genden werden in der Gruppe gemeinsam Ideen zur Bewälti-
gung der Stresssituation entwickelt und der betreffende Teil-
nehmer wird ermutigt, sich für konkrete Ideen zu entschei-
den, diese umzusetzen und die Umsetzung zu reflektieren. 
Es hat sich gezeigt, dass die Teilnehmer besonders stark von 
der gemeinsamen Entwicklung von Ideen während des Brain-
stormings profitieren, da viele Teilnehmer während des Grup-
pentrainings erstmalig die Erfahrung machen, wie nützlich 
und hilfreich das Einbeziehen von Ideen anderer Menschen 

ist. Hier gilt es zudem, die Teilnehmer zu ermutigen, zusätz-
lich auch ihr soziales Umfeld in die Entwicklung von Bewälti-
gungsstrategien einzubeziehen, da so auch nach Beendigung 
von GATE eine erfolgreiche Bewältigung von neuen Stresssi-
tuationen erfolgen kann (siehe Abschnitt Angehörigenarbeit).

Der letzte Schwerpunkt des Gruppentrainings liegt auf der Er-
weiterung kommunikativer Fähigkeiten und der Bewältigung 
sozialer Situationen. Soziale Situationen und ihre konstituti-
ven Elemente werden analysiert und in Einzel- und Partner-
übungen sowie in Rollenspielen trainiert. Fokussiert wird im 
Anschluss auf das Einüben kommunikativer (z. B. Smalltalk) 
und sozial-interaktioneller Fertigkeiten (z. B. Freundschaft/
Konflikte).

Bei der beschrieben Durchführung von GATE sind zunächst 
15 manualisierte Sitzungen vorgesehen. Je nach Bedarf kön-
nen die jeweiligen Sitzungsinhalte jedoch auf mehrere Sit-
zungen ausgedehnt werden oder auch einzeltherapeutisch 
verwendet und vertieft werden. So hat sich in unserer Erfah-
rung besonders die Ausdehnung des Themenschwerpunkts 
Stressanalyse und -reduktion bei der Durchführung von GATE 
bewährt, da hier ein starker Fokus auf die Bearbeitung von 
persönlichen Stressbeispielen gelegt wird. Hierbei profitieren 
die Teilnehmer nicht nur vom Einbringen und Bearbeiten ei-
gener Beispiele, sondern auch von der gemeinsamen Bear-
beitung der Beispiele anderer Teilnehmer, da häufig ähnliche 
Situationen von Menschen mit ASS als besonders stressbe-
lastet erlebt werden.

Übersicht

Schwerpunkte des Gruppentrainings für Autismus im Er-
wachsenenalter (GATE) sind:

�� Psychoedukation zu ASS und den möglichen Komorbidi-
täten,

�� Stressanalyse und -reduktion,

�� Erweiterung kommunikativer Fähigkeiten und der Bewälti-
gung sozialer Situationen.

Angehörigenarbeit

Die Initiative sowohl zu einer diagnostischen Abklärung als 
auch zur Inanspruchnahme psychotherapeutischer Angebote 
kann neben den Betroffenen selbst auch aufseiten Angehöri-
ger von Menschen mit ASS liegen. Es können drei Bereiche 
der Einbeziehung Angehöriger von Menschen mit ASS for-
muliert werden, welche direkt erfolgen oder indirekt im the-
rapeutischen Prozess mit dem Patienten einfließen können:

1.	 Abklärung der therapeutischen Motivation,

2.	 Psychoedukation in Bezug auf ASS und Komorbiditäten 
und

Anleitung zur Beschreibung von Stresserfahrungen
(Beispiel; in Anlehnung an Kaluza, 2010)

Stressoren
Wann tritt der Stress auf? – Es ist Samstagabend. Ich bin zur Geburts-
tagsfeier meines Arbeitskollegen Christian eingeladen.
Wo geschieht das? – Ich befinde mich in der Wohnung von Christian in 
der Küche.
Wer ist daran beteiligt? – Beteiligt bin ich selbst sowie Tina und Max, 
Freunde von Christian.
Was wird gesagt oder getan? – Tina und Max kommen zu mir rüber. 
Max bietet mir ein Bier an. Die beiden unterhalten sich über ihre ver-
gangenen Urlaube und fragen auch mich nach meinem letzten Urlaub. 
Ich nehme das Bier in die Hand, bedanke mich dafür, höre den beiden zu 
und sage nichts. Auf Fragen antworte ich kurz. Das Bier trinke ich nicht 
und stelle es auf den Küchentisch. Nach etwa 30 Minuten verlasse ich 
die Küche, ohne etwas Weiteres zu sagen, hole meine Jacke, verab-
schiede mich von Christian und gehe heim.

Person
Wie bewerte ich die Situation? – Ich mag keine Feiern. Ich bin nur ge-
kommen, weil Christian zusammen mit mir im Büro sitzt, er mich ein-
geladen hat und ich ihn nett finde. Am liebsten möchte ich hier mit 
niemandem sprechen und schnell nach Hause gehen.
Wie bewerte ich das Verhalten der anderen Personen? – Tina und Max 
haben Spaß daran, über unwichtige Dinge zu reden.
Wie bewerte ich mein eigenes Verhalten? – Ich halte mich für unfähig, 
weil ich es nicht geschafft habe, in das Gespräch einzusteigen.
Welche Erwartungen habe ich an die anderen Personen? – Ich erwarte 
von Tina und Max, dass sie auch über Dinge reden, die für mich inter-
essant sind.
Welche Erwartungen habe ich an mich? – Ich möchte ein kompetenter 
Gesprächspartner sein.
Welche Befürchtungen habe ich? – Mir wird nichts einfallen, wenn ich 
etwas gefragt werde, oder ich werde etwas Falsches sagen und mich 
blamieren.

Stressreaktion
Was spüre ich körperlich? – Mir wird ein bisschen heiß, meine Hand-
flächen sind feucht, mein Mund ist trocken und meine Hände zittern 
leicht.
Was fühle ich? – Ich fühle mich unwohl und habe Angst. Ich werde 
ungeduldig.
Was denke ich? – Schon wieder habe ich versagt.
Was tue oder sage ich? – Ich trete von einem Bein auf das andere, 
höre nicht richtig zu, kratze mich immer wieder am Arm, gebe nur kurze 
Antworten, seufze.
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3.	 therapiebegleitender und -unterstützender Brückenschlag 
zwischen Menschen mit ASS und ihren Angehörigen zur 
Vermittlung verschiedener Perspektiven und Denkstruktu-
ren.

Die Motivation (1.) einer Verhaltensveränderung, welche auf 
Leidensdruck von Angehörigen beruht, mag legitim sein und 
bedarf einer entsprechenden empathischen Validierung durch 
den Psychotherapeuten. Nichtsdestotrotz darf eine etwaige 
Motivation, welche selbst aus hohem Leidensdruck des Um-
feldes erwächst, keinesfalls über den Wert der Autonomie 
des Patienten gestellt werden. Ein solcher Wunsch könnte 
stattdessen mit Angeboten eigener Therapiemöglichkeiten 
beantwortet werden, wobei eine Betonung der höheren 
Erfolgsaussichten auf Minderung des eigenen Leidensdrucks 
aufseiten der Angehörigen vermittelt werden sollte. Es er-
wächst daraus ebenfalls die Aufgabe für den Psychothera-
peuten, ein übereinstimmendes Verständnis dafür anzustre-
ben, dass der Patient im Mittelpunkt der Behandlung steht 
und dessen Autonomie bei der Festlegung der Therapieziele 
Ausgangspunkt im gesamten psychotherapeutischen Pro-
zess bleiben muss. In diesem Sinne erscheint eine frühzeiti-
ge Klärung sinnvoll, welche darauf ausgelegt ist, realistische 
Ziele in Bezug auf eine eventuell gewünschte Korrektur oder 
ein „Wegtherapieren“ autistisch geprägter Informationsverar-
beitung und Verhaltensweisen zu formulieren.

Unterstützt wird eine realistische Zielfindung durch Psycho-
edukation (2.) über Diagnostik, Symptomatologie und Plasti-
zität der Informationsverarbeitung und Verhaltensweisen von 
Menschen mit ASS. Die Psychoedukation sollte dabei über 
den Rahmen der ASS hinausgehen und eventuelle Komorbi-
ditäten miteinbeziehen. Da eine ausgiebige Psychoedukation 
der Angehörigen, welche als Therapiebegleitung eine durch-
aus unterstützende Maßnahme darstellt, im Rahmen eines 
einzel- oder gruppentherapeutischen Settings zeitlich und 
organisatorisch nicht zu bewerkstelligen ist, erweisen sich 
spezielle Angehörigengruppen als sinnvolle Ergänzung des 
psychotherapeutischen Angebotes. Angehörigengruppen 
ermöglichen zudem eine Kontaktaufnahme und einen Aus-
tausch von Erfahrungen und Informationen über Ressour-
cen mit anderen Angehörigen. Während im therapeutischen 
Setting von Menschen mit Autismus und in offenen Foren 
(für Patienten, Angehörige und alle am Thema interessier-
ten Personen) die Patienten im Vordergrund stehen, bieten 
spezielle Angehörigengruppen eigens den Angehörigen die 
Möglichkeit, Gehör zu finden. Eine professionelle Begleitung 
der Gruppen durch Psychotherapeuten wird empfohlen, um 
eine inhaltliche und formelle Struktur zu gewährleisten und 
um eine Resonanz der Stimme der Angehörigen für die thera-
peutische Praxis zu nutzen.

Die Rolle des Psychotherapeuten als möglicher Vermittler 
oder Übersetzer zwischen Menschen mit ASS und Angehö-
rigen (3.) kann ihren Fokus sowohl auf die Aufdeckung der 
Unterschiede in Informationsverarbeitung und Kommunika
tionsweisen setzen als auch auf eine Vermittlung der 

Fähigkeit, eigene Bedürfnisse zu erkennen und diese klar zu 
formulieren. Psychotherapeutisch begleitete Gespräche kön-
nen Inhalt einer Einzeltherapie von Menschen mit ASS sein, 
wobei der Fokus auf einer konkreten Kommunikation von ge-
genseitigen Sichtweisen und eigenen Bedürfnissen liegen 
sollte. Ziele sollten unter anderem sein, die verschiedenen 
Sichtweisen bzw. verschiedenen „Welten“ anzuerkennen 
und zu akzeptieren und gemeinsame Ressourcen der Bezie-
hung herauszuarbeiten.

Des Weiteren sollte bei der Implementierung neuer funktio-
naler Verhaltensstrategien, welche das Ziel verfolgen, eigene 
Bedürfnisse des Patienten zu erfüllen (z. B. bewusst selbst-
verordnete „soziale Auszeiten“, siehe Praxisbeispiel 5), darauf 
geachtet werden, dass Sinn und Zweck der Strategien auch 
den Angehörigen klar vermittelt werden und bei Bedarf wie-
derholt an Zweck und Wichtigkeit der Unterstützung durch 
Angehörige bei der Implementierung erinnert wird.

Praxisbeispiel 5

Herr J. verfällt unter zu hohem sozialen Stress in stereotype repetitive 
Verhaltensweisen, bei welchen er sich stundenlang mit Hausarbei-
ten geringer Komplexität und Priorität beschäftigt und dabei auf ein 
Ansprechen nicht mehr reagiert. Dieses Verhalten führt regelmäßig 
zu gravierenden Auseinandersetzungen zwischen Herrn J. und seiner 
Frau, welche zu einer hohen Belastung der Ehe und zu einem Teufels-
kreis des Stressanstiegs bei Herrn J. führen.

In der Psychotherapie werden zunächst die dem dysfunktionalen Ver-
halten zugrunde liegenden Bedürfnisse exploriert (in diesem Fall die 
Wiedererlangung eines Gefühls von Kontrolle und eine Vermeidung 
von sozialen Anforderungen). Eine alternative Verhaltensstrategie zur 
Erfüllung dieser Bedürfnisse wird entwickelt und umgesetzt. Dabei ver-
ordnet sich Herr J. regelmäßig und unabhängig vom Stresslevel gezielt 
zeitlich begrenzte „soziale Auszeiten“ an einem eigens dafür ausge-
legten Raum im Haus der Familie J., um einer Aufstauung unerfüllter 
Bedürfnisse nach Kontrolle und „sozialer Stille“ und einer dysfunktio-
nalen Bewältigungsstrategie vorzubeugen. Während Frau J. zunächst 
einer therapeutischen Erlaubnis ihres Mannes, sich Auszeiten vom 
Alltag zu gönnen, skeptisch gegenübersteht, betont der Psychothe-
rapeut wiederholt Zweck und Wichtigkeit einer Implementierung der 
neuen Verhaltensstrategien und die Unterstützung durch Angehörige. 
Frau J. unterstützt in der Folge die Implementierung der alternativen 
Verhaltensstrategie und stellt enthusiastisch fest, dass ihr Mann, be-
dingt durch die Auszeiten, „ein neuer Mensch“ und „viel umgänglicher“ 
geworden sei. 

Fazit

Bei Störungen aus dem Autismus-Spektrum kann eine voll-
ständige Remission der vorhandenen Symptomatik nicht 
erwartet werden. Trotzdem erscheint der Einsatz einer ASS-
spezifischen Einzel- und Gruppenpsychotherapie hinsichtlich 
des verbesserten Umgangs mit belastenden (komorbiden) 
Symptomen, der Erweiterung des Verhaltensrepertoires, 
der Etablierung eines kohärenten Selbstverständnisses und 
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schließlich der erfolgreichen Bewältigung der für die Betrof-
fenen schwierigen sozialen Situationen aus verhaltensthera-
peutischer Sicht vielversprechend. Zudem ist ein Ausbau des 
Behandlungsangebotes auf die Betreuung von Angehörigen 
der Betroffenen wünschenswert.
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Einleitung

Überforderungen im Beruf können mit vegetativen 
Stresssymptomen wie Angespanntheit, verminderter 
Schlafqualität und einem Erschöpfungsgefühl verbun-

den sein. Oft halten diese Beschwerden nur kurze Zeit an 
und Erholungsphasen reichen in der Regel aus, um diese 
Stressreaktionen zurückzubilden. Länger andauernde beruf-
liche Belastungen können dagegen zu häufigeren Erschöp-
fungszuständen und einer inneren Distanzierung gegenüber 
den beruflichen Aufgaben führen (Bakker & Demerouti, 
2014). Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn zusätzlich 
zu den Belastungen eine nur geringe Verfügbarkeit von be-
ruflichen und personale Ressourcen vorhanden ist (Deme-
routi, Mostert & Bakker, 2010; Halbesleben, 2010).

Obwohl gerade in Gesundheitsberufen der Zusammenhang 
zwischen Überforderungen am Arbeitsplatz und psychischen 
Erschöpfungssymptomen häufig gefunden wurde, haben 
sich bisher nur sehr wenige Studien mit den subjektiven Be-
lastungen des Psychotherapeutenberufs beschäftigt. Zwar ist 
bekannt, dass dieser Beruf nicht frei von Belastungssituati-
onen ist. Schon Freud bezeichnete ihn als einen jener „un-
möglichen“ Berufe, in denen man sich des ungenügenden 
Erfolgs sicher sein könne (1937/1950, S. 94). Allerdings wird 
landläufig auch oft angenommen, dass Psychotherapeuten 
bereits „von Haus aus“ gut mit diesen Belastungssituatio-
nen zurechtkämen oder umzugehen gelernt hätten. Auffällig 
ist zumindest, dass „Psychotherapeuten … im Vergleich zu 
Vertretern anderer Berufsgruppen im psychosozialen Bereich 
mit ihrem Beruf und ihrer professionellen Entwicklung sehr 
zufrieden [sind]“ (Willutzki et al., 2006, S. 26). So jedenfalls 
lautete das Ergebnis der „Internationalen Studie zur Entwick-
lung von Psychotherapeuten“, in der seit 1991 insgesamt 

Wie belastet erleben sich Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten in ihrem Berufsalltag?
Ergebnisse einer Online-Erhebung

Annette Schröder & Dorota Reis

mehr als 7.000 Psychotherapeuten aus mehr als 20 Ländern 
zu ihrer beruflichen Tätigkeit befragt wurden und in der die-
se Aussage für den deutschsprachigen Raum (Deutschland, 
Österreich, deutschsprachige Schweiz) formuliert wurde. 
Studien zur Lebensqualität (Reimer, Jurkat, Vetter & Raskin, 
2005) und zur subjektiven Gesundheit von Psychotherapeu-
ten (Hessel, Geyer, Brähler & Eichenberg, 2009) kommen zu 
vergleichbar positiven Ergebnissen.

Bereits die Autoren der erstgenannten Studie mahnten aber, 
dass dieses Gesamturteil nicht darüber hinwegtäuschen sol-
le, dass große Unterschiede zwischen verschiedenen Grup-
pen von Psychotherapeuten bestehen und eine differenzier-
tere Sichtweise angeraten ist. So gaben beispielsweise die 
Teilnehmer ihrer Studie an, dass die Arbeit mit Patienten für 
sie der wichtigste positive Einflussfaktor für ihre aktuelle be-
rufliche Entwicklung darstelle; die Arbeit mit Patienten wurde 
zugleich aber auch als negativer Einflussfaktor erlebt. Den 
Spitzenplatz bei den negativen Einflüssen belegten allerdings 
die institutionellen Rahmenbedingungen, innerhalb derer der 
Beruf ausgeübt wird, ein Punkt, der in der Literatur wieder-
holt beschrieben wird (vgl. zusammenfassend Orlinsky & Ro-
ennestad, 2005).

Wie lässt sich also erklären, dass psychotherapeutisch Tätige 
augenscheinlich insgesamt zufriedener mit ihrer beruflichen 
Tätigkeit sind als andere Berufsgruppen? Und trifft dies für al-
le Psychotherapeuten zu oder gibt es Unterschiede, zum Bei-
spiel aufgrund des Geschlechts oder der Berufserfahrung? 

Zusammenfassung: Aus empirischen Studien ist bekannt, dass länger andauernde berufliche Belastungen in Verbindung 
mit einer geringeren Verfügbarkeit von beruflichen und personalen Ressourcen zu Erschöpfungszuständen und einer 
inneren Distanzierung gegenüber den beruflichen Aufgaben führen können. Allerdings wurde bisher wenig untersucht, 
welcher Art die Belastungen von Psychotherapeuten sind und welche Auswirkungen dies auf ihr Wohlbefinden hat. In 
der vorliegenden Studie wurde im Rahmen einer Online-Erhebung an einer Stichprobe von Psychotherapeuten1 (N = 
765, davon N = 141 Psychotherapeuten in Ausbildung, PiA) erhoben, welche Belastungen sie in ihrer Berufsausübung er-
leben und ob arbeitsbezogene Variablen (z. B. Berufserfahrung, Art der institutionellen Einbindung) damit in Zusammen-
hang stehen. Des Weiteren interessierte der Zusammenhang der Belastungen mit soziodemografischen Merkmalen.

1	 Aus Gründen der flüssigeren Lesbarkeit wird nachfolgend auf eine 
geschlechtsneutrale Formulierung oder geschlechtsspezifische Endung ver-
zichtet und die maskuline Form des Personenbezugs benutzt, auch wenn über 
ein Arbeitsfeld berichtet wird, in welchem Frauen überwiegen. Grundsätzlich 
ist, wenn nicht eindeutig gekennzeichnet, die feminine Form mit impliziert.
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Gibt es besondere Belastungen des Psychotherapeutenbe-
rufs, und falls ja, wie wirken sich diese auf das Wohlbefinden 
aus? Diese Fragen mit einem Blick in vorhandene Studien-
ergebnisse zu beantworten erweist sich als schwierig: Die 
Forschungslage hierzu ist bemerkenswert dünn. So liegen 
für Deutschland nur vereinzelt empirische Ergebnisse vor, 
und selten handelt es sich um Arbeiten, die die Situation seit 
Inkrafttreten des Psychotherapeutengesetzes im Jahr 1999 
abbilden.

Eine Ausnahme bildet die Studie von Sievers (2011), der das 
Belastungserleben von insgesamt 227 kassenzugelassenen 
Psychologischen Psychotherapeuten und 76 Ärztlichen Psy-
chotherapeuten des Landes Bremen und der umliegenden 
Gebiete Niedersachsens untersuchte. Er fand zum Ersten 
einen deutlichen Geschlechtseffekt, wonach sich weibliche 
Psychotherapeuten emotional stärker belastet, durch die the-
rapeutische Arbeit stärker überfordert und eher ein Scheitern 
an den eigenen Ansprüchen erleben. Allerdings wird auch 
deutlich, dass die Faktoren „Geschlecht“ und „Verfahren“ 
nur marginale Relevanz für die ebenfalls erhobene psychische 
und körperliche Lebensqualität der Psychologischen Psycho-
therapeuten aufweisen, die zum überwiegenden Teil als zu-
friedenstellend bis sehr zufriedenstellend eingeschätzt wur-
de. Bedeutsam scheinen deshalb andere Faktoren zu sein, 
durch die die psychotherapeutische Arbeit trotz Belastungen 
positiv bewertet wird.

Studien aus anderen Ländern, schwerpunktmäßig den USA, 
liefern nur eingeschränkt Antworten auf die oben genannten 
Fragen, da hier häufig heterogene Stichproben untersucht 
wurden und Psychotherapeuten nur eine Untergruppe der 
„mental health worker“ darstellen. Zudem ist zu berücksichti-
gen, dass die strukturellen Unterschiede in der Gesundheits-
versorgung bis heute gravierend sind.

Zusammenfassend lässt sich unter Bezugnahme auch ande-
rer Studien sagen, dass das Belastungserleben mit dem Alter 
und der Dauer der beruflichen Erfahrung sinkt. Jüngere Psy-
chotherapeuten scheinen mehr durch psychische Bedrängnis 
bei Patienten und eigene Selbstzweifel beansprucht, wäh-
rend Psychotherapeuten mit mehr Berufserfahrung Belastun-
gen durch Management und durch Supervisionsarbeit ange-
ben. Außerdem finden sich Hinweise darauf, dass weibliche 
Psychotherapeuten sich durch ihre Arbeit emotional stärker 
belastet erleben, möglicherweise auch dadurch, dass sie an 
sich selbst hohe Ansprüche als Therapeutinnen stellen. Eine 
alternative Erklärung könnte auch sein, dass sie Regelungen 
des therapeutischen Arbeitens, wie sie in Angestelltenver-
hältnissen üblich sind, stärker als ihre männlichen Kollegen 
als Einschränkung erleben.

Während die zuletzt genannten Studien schwerpunktmäßig 
die subjektive Einschätzung der beruflichen Situation sowie 
die Reaktion der Psychotherapeuten zum Thema hatten und 
sie diese mittels einschlägiger Fragebögen erhoben haben, 
benennen andere, zumeist ältere Studien lediglich die spe-

zifischen Quellen der Belastung von Psychotherapeuten. 
Diese lassen sich im Wesentlichen drei Kategorien zuordnen 
(Farber, 1990; Kottler, 1993; Kramen-Kahn & Hansen, 1998; 
Mahoney, 1997). Es sind dies 1) arbeitsbezogene Probleme 
(z. B. ökonomische Unsicherheit, Berichte verfassen, Arbeits-
überlastung), 2) patientenbezogene Belastungen wie z. B. 
Suizidabsichten des Patienten sowie 3) persönliche Heraus-
forderungen als Psychotherapeut (z. B. Aufbau und Aufrecht-
erhaltung einer guten Beziehung).

Einen Hinweis darauf, dass die Belastungen, die der Psy-
chotherapeutenberuf mit sich bringen kann, durch entspre-
chende Ressourcen aufgewogen werden kann, findet sich 
bereits in einer Studie von Radeke und Mahoney (2000). In 
einer bereits publizierten Auswertung von Daten, die an den-
selben Studienteilnehmern wie in der vorliegenden Studie 
erhoben wurden, erwiesen sich Optimismus und Hoffnung 
als persönliche Ressourcen besonders bedeutsam für das 
psychische Wohlbefinden von Psychotherapeuten. Bei den 
arbeitsbezogenen Ressourcen erwiesen sich insbesondere 
die Autonomie in der Gestaltung der eigenen Tätigkeit und 
die gebotenen Lernmöglichkeiten als relevant (Reis, Schröder 
& Schlarb, 2014).

Psychotherapeuten in Ausbildung – eine 
Gruppe mit besonderen Belastungen?
Eine bisher u. W. noch nicht untersuchte Frage ist die, wel-
che besonderen Belastungen Psychotherapeuten in Ausbil-
dung (PiA) für sich wahrnehmen. Zwar hat die Situation der 
PiA insbesondere in den letzten Jahren seit der Diskussi-
on über die Novellierung des Psychotherapeutengesetzes 
große Aufmerksamkeit erfahren. Allerdings lag der Fokus 
fast ausnahmslos auf der schwierigen finanziellen Situati-
on während der praktischen Tätigkeit in den Kliniken (siehe 
z. B. Hölzel, 2006, 2008). Demgegenüber wurden die Aus-
bildungsbedingungen für die praktische Ausbildung in der 
Regel positiv bewertet (Glaesmer et al., 2009; Sonntag et 
al., 2009). Ob dies allerdings gleichzusetzen ist damit, dass 
deshalb dieser Teil der beruflichen Ausbildung nicht oder 
zumindest mit deutlich weniger Belastungen verbunden 
ist, ist fraglich, wenn man sich vergegenwärtigt, dass die 
negative Assoziation zwischen der Dauer der Berufserfah-
rung und der Höhe der Belastungen generell empirisch gut 
belegt ist.

Die aktuelle Studie

Ausgehend von den bis dato nur wenigen deutschsprachi-
gen Studien zu Belastungen des Psychotherapeutenberufs 
war das Ziel der vorliegenden Untersuchung, die berufliche 
Belastung sowie deren Beeinflussung durch arbeitsbezoge-
ne und personenbezogene Ressourcen zu untersuchen. Um 
eine möglichst umfangreiche Stichprobe zu erhalten, wurde 
eine Online-Erhebung durchgeführt, in der die Teilnehmer ih-
re Antworten anonym abgeben konnten.
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Zentrale Zielsetzung war die Deskription der spezifischen 
beruflichen Belastungen von Psychotherapeuten. Abgeleitet 
aus dem bisherigen Forschungsstand wurde angenommen, 
dass (1) PiA höhere Belastungen berichten als Psychothera-
peuten, die ihre Ausbildung abgeschlossen haben, (2) weib-
liche Psychotherapeuten höhere Belastungen berichten als 
männliche Psychotherapeuten und (3) selbständig tätige 
Psychotherapeuten niedrigere Belastungen berichten als 
angestellt tätige Psychotherapeuten. Außerdem sollten Un-
terschiede hinsichtlich der wahrgenommenen Ressourcen, 
hinsichtlich des subjektiven Wohlbefindens sowie der emo-
tionalen Erschöpfung und hinsichtlich des subjektiv einge-
schätzten Therapieerfolgs geprüft werden.

Des Weiteren sollte geprüft werden, ob sich zwischen so-
ziodemografischen oder arbeitsbezogenen Variablen sowie 
den spezifischen beruflichen Belastungen Zusammenhänge 
finden lassen. Dabei wurde angenommen, dass insbesonde-
re Alter, Geschlecht und Berufserfahrung eine Rolle spielen.

Methode

Rekrutierung der Stichprobe

Die Stichprobe wurde im Zeitraum Juli bis August 2011 mithil-
fe eines Online-Surveys erhoben. Dazu wurden psychothera-
peutisch Tätige über verschiedene E-Mail-Verteiler (Landes-
psychotherapeutenkammern, Therapieverbände, Fort- und 
Weiterbildungseinrichtungen) zur Teilnahme eingeladen. So-
ziodemografisch wurden das Alter, das Geschlecht, die be-
ruflichen Qualifikationen sowie Art und Setting der Tätigkeit 
erfasst (Details siehe Reis et al., 2014). Angaben über die 
Rücklaufquote können nicht gemacht werden, da der Link zur 
Befragung über mehrere Websites und verschiedene Vertei-
ler bekannt gegeben wurde und somit nicht festgestellt wer-
den kann, wie viele Personen die Untersuchungseinladung 
erhalten haben.

Stichprobe

Insgesamt konnten Fragebögen von 765 praktizierenden 
Psychotherapeuten in die Studie einbezogen werden. In die-
se Zahl eingeschlossen sind die Fragebögen von 141 PiA 
(18,4%). Von den 624 bereits länger praktizierenden Psycho-
therapeuten waren 462 (74%) selbstständig (73,4% weib-
lich). Das Alter betrug im Mittel 49.6 Jahre (SD = 9,6 Jahre). 
Die durchschnittliche Arbeitszeit pro Woche wurde mit 39.5 
Stunden (SD = 11.4 Stunden) angegeben. Die durchschnittli-
che Berufserfahrung in der Stichprobe betrug 20.5 Jahre (SD 
= 9.5 Jahre) (siehe Tabelle 1).

Instrumente

Die Datenerhebung der hier dargestellten Ergebnisse erfolgte 
im Rahmen eines größeren Instrumentenpools. Relevant für 
die nachfolgenden Ergebnisse waren folgende Instrumente:2

�� Die Skala zu subjektiv erlebten berufsspezifischen Be-
lastungen (14 Items mit Themen wie „schwierige Patien-
ten“, „Verantwortung bei Eigen- oder Fremdgefährdung“; 
sechsstufiger Beantwortungsmodus von 0 = „überhaupt 
nicht“ bis 5 = „sehr“).

�� Die Ressourcenskala zur Erfassung berufsspezifischer 
Ressourcen (19 Items, Themen wie „Supervision“, oder 
„Möglichkeiten der fachlichen Weiterbildung“; sechsstufi-
ger Beantwortungsmodus von 0 = „überhaupt nicht“ bis 
5 = „sehr“).

�� Der WHO-Fragebogen zum Wohlbefinden (WBI-5; 
World Health Organization 1998) (sechsstufiges Antwort-
format von 0 = „zu keinem Zeitpunkt“ bis 5 = „die ganze 
Zeit“).

�� Die Subskala Emotionale Erschöpfung der deutschen 
MBI-Version (MBI-HSS, Maslach Burnout Inventory Hu-
man Services Survey, 1996). Sie umfasst neun sechsstufi-
ge Items (0 = „nie“ bis 5 = „sehr oft“).

�� Zur Erfassung der selbsteingeschätzten Effektivität der 
therapeutischen Arbeit wurden die Teilnehmer gefragt, 
wie viele Patienten insgesamt bei ihnen in den letzten zwei 
Monaten in Behandlung waren und bei wie vielen davon 
sie den Eindruck eines günstigen Verlaufs hätten. An-
schließend wurde aus beiden Zahlen ein Quotient gebildet.

Ergebnisse

Unterschiede hinsichtlich der subjektiv 
wahrgenommenen Belastung
Beim Vergleich zwischen PiA und Psychotherapeuten fällt auf, 
dass diese sich lediglich hinsichtlich ihrer wahrgenommenen 
Ressourcen nicht unterscheiden (t = –.41, p > .05). Dagegen 
berichten Psychotherapeuten über signifikant weniger Belas-
tungen (t = 8.56, p < .01). Außerdem geben sie mehr selbst-
eingeschätzten Therapieerfolg (t = – 4.47, p < .01), höheres 
Wohlbefinden (t = – 1.97, p = .05) und niedrigere emotionale 
Erschöpfung an als PiA (t = 2.82, p < .01) (siehe Tabelle 2).

Abbildung 1 zeigt, in welchen Belastungsbereichen sich 
PiA und Psychotherapeuten unterscheiden: Die Eigen- und 
Fremdgefährdungsthematik wird dabei als am meisten belas-
tend erlebt, und zwar in beiden Gruppen, jedoch mit deut-
lich höher eingeschätzten Belastungen bei den PiA. Die drei 
nächsthöchsten Belastungsthemen betreffen die aktuell noch 
typischen Ausbildungssituationen von PiA, nämlich finanzielle 
Belastungen sowie Belastungen durch die erlebte Diskrepanz 
zwischen Verantwortung und Bezahlung bzw. Anerkennung.

Beim Vergleich zwischen selbstständigen versus angestellten 
Psychotherapeuten finden sich weder hinsichtlich ihrer wahr-

2	 Detailliertere Informationen zu den eingesetzten Instrumenten finden Sie 
auf der Homepage des Psychotherapeutenjournals unter Ausgabe 3/2015.
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genommenen Ressourcen (t = 
– .46, p > .05) noch hinsichtlich 
des generellen Wohlbefindens 
(t = – .75, p > .05) Unterschie-
de. Allerdings berichten – wie 
angenommen – selbstständig 
arbeitende Psychotherapeuten 
über weniger Belastungen (t = 
3.56, p < .01), mehr selbstein-
geschätzten Therapieerfolg (t = 
– 2.86, p < .01), und niedrigere 
emotionale Erschöpfung (t = 
2.12, p < .05).

Zwischen den weiblichen und 
männlichen Psychotherapeuten 
zeigten sich bezüglich des 
Wohlbefindens, der emotiona-
len Erschöpfung und der thera-
peutischen Effektivität keinerlei 

Geschlecht N (%) Alter M (SD) Berufserfahrung in 
Jahren M (SD)

Wochenarbeitszeit in 
Stunden M (SD)

angestellt vs.  
selbstständig N (%)

Gesamtstichprobe weiblich: 573 (75%)
männlich: 192 (25%)

46,4 (10,8) 17,5 (10,8) 39,7 (11,4)

PiA (N = 141) weiblich: 115 (82%)
männlich: 26 (18%)

32,3 (6,6) 4,7 (4,8) 40,2 (11,7)

Approbierte (N = 624) weiblich: 458 (73%) 
männlich: 166 (27%)

49,6 (8,9) 20,5 (9,5) 39,5 (11,3) selbständig: 462 (74%) 
angestellt: 162 (26%)

Vergleich PiA vs. Psychotherapeuten

PiA
M (SD)

Psychotherapeuten
M (SD)

t p

Belastungen 2.8 (0.78) 2.2 (0.88) 8.56 .000

Ressourcen 3.5 (0.53) 3.5 (0.61) -0.38 .71

Erschöpfung 2.0 (0.80) 1.8 (0.79) 2.82 .005

Wohlbefinden 2.8 (0.92) 3.0 (0.90) -1.97 .05

Therapieerfolg .72 (0.20) .80 (0.13) -4.47 .00

Vergleich selbstständige vs. angestellte Psychotherapeuten

Selbstständige
M (SD)

Angestellte
M (SD)

t p

Belastungen 2.1 (0.88) 2.4 (0.85) 3.56 .000

Ressourcen 3.5 (0.61) 3.5 (0.59) -0.46 .65

Erschöpfung 1.8 (0.79) 1.9 (0.79) 2.12 .04

Wohlbefinden 3.0 (0.88) 2.9 (0.95) -0.75 .46

Therapieerfolg .81 (0.11) .77 (0.15) -2.86 .005

Tabelle 1: Soziodemografische Daten

Tabelle 2: Unterschiede zwischen Teilgruppen

Abbildung 1: Subjektiv wahrgenommene Belastungen der psychotherapeutischen Tätigkeit (Skala von 
0 = überhaupt keine Belastung bis 5 = sehr hohe Belastung)
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Unterschiede. Lediglich hinsichtlich der wahrgenommenen 
Belastungen und Ressourcen zeigte sich, dass Frauen so-
wohl über mehr Belastungen (t = 2.75, p < .01) als auch über 
mehr Ressourcen (t = 3.75, p < .001) berichten.

Zusammenhang von Alter, Geschlecht 
sowie Berufserfahrung und der erlebten 
beruflichen Belastungen

Die Zusammenhänge in den relevanten Variablen wurden 
in einem zweiten Schritt nach Gruppen getrennt (PiA ver-
sus Psychotherapeuten) analysiert. Es zeigte sich, dass in 
der Gruppe der PiA die Ausprägungen in den Belastungen, 
Ressourcen, Wohlbefinden, emotionaler Erschöpfung und 
Therapieerfolg unabhängig vom Geschlecht der PiA waren. 
Ältere PiA berichteten über mehr wahrgenommene Ressour-
cen (r = .22, p < .05), umgekehrt gab es aber zwischen Alter 
und Belastung keinen Zusammenhang. Je höher die von den 
PiA wahrgenommenen Belastungen waren, umso niedriger 
war erwartungsgemäß ihr Wohlbefinden (r = -.22, p < .01) 
und umso höher war ihre emotionale Erschöpfung (r = .38, 
p < .01). Selbsteingeschätzter Therapieerfolg hing weder mit 
Belastungen noch mit Ressourcen zusammen. Allerdings, je 
höher das Wohlbefinden der PiA, umso höher war auch der 
selbsteingeschätzte Therapieerfolg (r = .26, p < .01). Im Ge-
gensatz dazu zeigte sich: Je höher die emotionale Erschöp-
fung war, desto niedriger war auch der selbsteingeschätzte 
Therapieerfolg (r = -.19, p < .05). Erwartungsgemäß waren 
emotionale Erschöpfung und Wohlbefinden negativ miteinan-
der assoziiert (r = -.51, p < .01).

Im Unterschied zu den PiA berichteten weibliche Psychothe-
rapeuten über mehr Belastungen (r = -.11, p < .01), aber auch 
über mehr Ressourcen (r = -.15, p < .01). Ältere Psychothe-
rapeuten berichteten ein höheres Wohlbefinden (r = .15, p < 
.01), weniger emotionale Erschöpfung (r = -.11, p < .01), mehr 
selbsteingeschätzten Therapieerfolg (r = .13, p < .01) und we-
niger Belastungen (r = -.26, p < .01). Das Wohlbefinden der 
Psychotherapeuten ging mit höheren Ressourcen (r = .13, p 
< .01) und niedrigeren Belastungen (r = -.38, p < .01), höhe-
rem selbsteingeschätztem Therapieerfolg (r = .18, p < .01) 
und niedrigerer emotionaler Erschöpfung (r = -.53, p < .01) 
einher. Auch in der Gruppe der Psychotherapeuten war die 
emotionale Erschöpfung negativ mit selbsteingeschätztem 
Therapieerfolg (r = -.24, p < .01) und positiv mit Belastungen 
(r = .40, p < .01) assoziiert (siehe Tabelle 3).

Diskussion

Primäres Ziel der vorliegenden Studie war es, die subjektiv 
wahrgenommenen Belastungen, die mit psychotherapeuti-
scher Arbeit verbunden sind, zu untersuchen. Die Ergebnis-
se zeigen, dass PiA gegenüber bereits länger berufstätigen 
Psychotherapeuten höhere Belastungen wahrnehmen. Au-
ßerdem berichten selbstständig tätige Psychotherapeuten 

weniger Belastungen durch den Beruf als angestellte 
Psychotherapeuten. Auch kann festgehalten werden, dass 
ältere Psychotherapeuten oder PiA, also unabhängig davon, 
ob sie noch in Ausbildung oder bereits länger berufstätig sind, 
weniger Belastungen durch den Beruf berichten als junge Kol-
legen. Insofern bestätigen diese Resultate die Befunde aus 
bereits vorliegenden Untersuchungen (Ackerley et al., 1988; 
Rupert & Morgan, 2005).

Gleichwohl sind diese Ergebnisse weniger eindeutig, als sie 
auf den ersten Blick erscheinen. Zieht man nämlich hinzu, ob 
auch Ressourcen wahrgenommen werden, die helfen können, 
die Belastungen zu reduzieren, findet sich weder zwischen 
PiA vs. länger psychotherapeutisch Tätigen noch zwischen 
angestellt vs. selbstständig arbeitenden Psychotherapeuten 
ein signifikanter Unterschied. Dies spricht dafür, dass es für 
die jeweilige Untergruppe von Psychotherapeuten auch je-
weils unterschiedliche berufliche Belastungen gibt. Wie un-
sere Studie zeigen kann, stellt zwar die Eigen- und Fremdge-
fährdungsthematik im Rahmen von Psychotherapien sowohl 
für PiA als auch für berufserfahrene Psychotherapeuten ei-
nen hohen Belastungswert dar. PiA sind darüber hinaus aber 
auch durch die finanziell nicht zufriedenstellende Honorierung 
ihrer Tätigkeit angespannt, während bereits länger tätige 

1) 2) 3) 4) 5) 6) 7)

1) Wohlbefinden 1

2) Erschöpfung -.51** 1

3) Therapieerfolg .26** -.19* 1

4) Belastungen -.22** .38** -.06 1

5) Ressourcen .14 -.01 .13 .14 1

6) Alter -.04 -.04 .11 -.08 .22** 1

7) Geschlecht -.01 -.14 .60 -.15 -.02 .14 1

1) 2) 3) 4) 5) 6) 7)

1) Wohlbefinden 1

2) Erschöpfung -.58** 1

3) Therapieerfolg .18** -.24** 1

4) Belastungen -.38** .40** -.13** 1

5) Ressourcen .13** -.01 .04 .12** 1

6) Alter .15** -.11** .13** -.26** .-.06 1

7) Geschlecht -.00 -.30 -.03 -.11** -.15** .14** 1

Tabelle 3a: Korrelationen für PiA
** Die Korrelation ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifikant.  
* Die Korrelation ist auf dem Niveau von 0,05 (1-seitig) signifikant.

Tabelle 3b: Zusammenhänge der Variablen in der Stichprobe der 
Psychotherapeuten
** Die Korrelation ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifikant.
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Psychotherapeuten zum einen eher die erlebte Diskrepanz 
zwischen der beruflichen Verantwortung und der Bezahlung 
sowie zum anderen schwierige Patienten als belastend erle-
ben. Dies deckt sich zum Teil mit Ergebnissen aus der Ange-
stelltenbefragung, die die Bundespsychotherapeutenkammer 
(BPtK) im Jahr 2013 durchgeführt hat. Danach sind Psycho-
therapeuten nach den Fachärzten zwar die zweitgrößte Heil-
berufsgruppe, die in der stationären Versorgung psychisch 
kranker Menschen tätig ist und auch faktisch zu knapp der 
Hälfte der befragten Psychotherapeuten Leitungs- und Füh-
rungsaufgaben übernimmt. Dies geschieht aber laut den Er-
gebnissen der Umfrage nur bei 25,1% der Befragten in einer 
„offiziellen“ Leitungsfunktion. In der Konsequenz werden 
daher weder ihre Kompetenzen im angemessenen Umfang 
berücksichtigt, noch schlägt sich diese Qualifikation auf die 
tarifliche Eingruppierung und damit das Einkommen nieder 
(vgl. BPtK, 2014). Insofern ist gut nachvollziehbar, dass bei 
den von uns befragten angestellten Psychotherapeuten die 
höchste Belastung im Spannungsfeld zwischen Verantwor-
tung und Bezahlung gesehen wird und hier ein dringender 
politischer Handlungsbedarf zu sehen ist.

Beim Blick auf wahrgenommene subjektive Belastungen soll-
ten auch die wahrgenommenen Ressourcen nicht außer Acht 
gelassen werden. In der vorliegenden Studie fanden sich 
zwischen den bereits länger Berufstätigen und den PiA keine 
signifikanten Unterschiede hinsichtlich der wahrgenomme-
nen Ressourcen. Allerdings zeigte sich hier ein deutlicher Ge-
schlechtseffekt: So berichteten Psychotherapeutinnen mehr 
subjektiv wahrgenommene Belastungen, aber zugleich auch 
mehr subjektiv wahrgenommene Ressourcen als ihre männ-
lichen Kollegen. Möglicherweise gelingt es ihnen besser als 
ihren Kollegen, Ressourcen wie etwa soziale Unterstützung 
in Anspruch zu nehmen, gerade in Situationen, in denen ih-
nen die psychotherapeutische Arbeit sehr, vielleicht zu nahe 
geht. Wichtig erscheint in diesem Zusammenhang auch, dass 
andere Variablen wie allgemeines Wohlbefinden, emotiona-
le Erschöpfung und der selbst eingeschätzte Therapieerfolg 
bei weiblichen Psychotherapeuten von dieser Belastungs-
Ressourcen-Balance unbeeinflusst erscheint. Wie zudem an 
anderer Stelle bereits von uns berichtet wurde (vgl. Reis et al., 
2014), scheint unter den arbeitsbezogenen Ressourcen ins-
besondere die Möglichkeit, in der Arbeit Neues zu lernen und 
ausreichend Potenzial für die persönliche Weiterentwicklung 
zu haben, für das generelle Wohlbefinden als Psychothera-
peut besonders bedeutsam zu sein. Personenbezogene Res-
sourcen, die berufliche Belastungen abfedern, sind darüber 
hinaus insbesondere Optimismus, Resilienz und Hoffnung 
(Reis et al., 2014).

Insgesamt besteht die Stärke der vorliegenden Studie darin, 
dass mit N = 765 eine vergleichsweise große Stichprobe un-
tersucht werden konnte, in der auch Vergleiche zwischen PiA 
und bereits länger Berufstätigen gezogen werden konnten. 
Zudem liegen für den deutschsprachigen Raum bis dato nur 
vereinzelt Erkenntnisse vor (siehe z. B. Sievers, 2011), wie be-
lastend psychotherapeutisches Arbeiten erlebt wird.

Einschränkend ist festzuhalten, dass es sich wegen des 
Querschnittdesigns verbietet, kausale Schlussfolgerungen zu 
ziehen. Kritisch ist auch zu bewerten, dass sich die Ergebnis-
se nur auf Selbstauskünfte im Rahmen einer anonymisierten 
Fragebogenerhebung beziehen. Daher sind bewusste Verfäl-
schungsabsichten nicht gänzlich auszuschließen. Es scheint 
für zukünftige Studien sinnvoll, auch längere und standardi-
sierte Verfahren einzusetzen. Insbesondere bezogen auf den 
selbsteingeschätzten Therapieerfolg durch die Psychothe-
rapeuten erscheint es uns für zukünftige Studien angezeigt, 
auch externe Erfolgskriterien heranzuziehen. Des Weiteren 
ist eine Schwäche der Studie, dass sich eine vergleichende 
Auswertung von Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten und Psychologischen Psychotherapeuten wegen erlaub-
ter Doppelnennungen als nicht machbar erwies. Auch ist 
einschränkend zu berücksichtigen, dass die Datenerhebung 
bereits im Jahr 2011 erfolgte, sodass nicht abschätzbar ist, ob 
die hier gefundenen Ergebnisse noch die aktuelle Belastungs-
situation widerspiegeln.

Neben den eher methodischen Anregungen für zukünftige 
Studien zum vorliegenden Thema verdient aus unserer Sicht 
insbesondere das Ergebnis, wonach höheres Wohlbefinden 
der Psychotherapeuten mit niedrigerer emotionaler Erschöp-
fung und höherem selbsteingeschätzten Therapieerfolg 
zusammenhängt, eine weitergehende Beschäftigung. Aus 
theoretischer Perspektive erscheint uns zudem eine stärke-
re Nutzung des Job-Demands-Resources-Modells (JD-R, 
Arbeitsanforderungs-Ressourcen-Modell) von Demerouti 
et al. (2001) auch für klinisch-psychologische Kontexte viel-
versprechend. In der vorliegenden Studie betrachten wir es 
insbesondere bei Psychotherapeutinnen als ein besseres 
Erklärungsmodell als das Stressmodell von Lazarus (1991), 
da es davon ausgeht, dass berufliche Situationen sowohl 
Anforderungen als auch Ressourcen bieten. Während im 
Stressmodell von Lazarus die beruflichen Anforderungen 
durch getrennt vom Beruf vorhandene Ressourcen bewäl-
tigt werden können, gewinnt eine Person im JD-R-Modell 
durch die berufliche Tätigkeit Ressourcen. Dies könnte auch 
eine Erklärung für die gefundenen Geschlechtsunterschiede 
sein: Psychotherapeutinnen nehmen zwar eine höhere sub-
jektive Belastung wahr, zugleich ziehen sie aber für sich aus 
ihrer therapeutischen Arbeit mehr Ressourcen als männli-
che Kollegen.

Darüber hinaus liefern unsere Ergebnisse aber auch Argumen-
te für praktische Schlussfolgerungen. Diese sehen wir zum 
einen im Bereich der Umsetzung von angemessenen – und 
der faktischen Tätigkeit entsprechenden – Rahmenbedingun-
gen für angestellte Psychotherapeuten in den Kliniken. Für 
PiA sollten Workshops – wie auch vielerorts schon angebo-
ten – zum Thema Burnout-Prävention im Rahmen ihrer Theo-
rieausbildung obligatorisch sein. Darüber hinaus erscheint es 
aber notwendig, auch nach Abschluss der Ausbildung eine 
gute fachliche Weiterbildung vorzuhalten, die neue Lernmög-
lichkeiten eröffnet und die Anforderungsvielfalt unseres Be-
rufs aufgreift.
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Kurzzeittherapie – ein Instrument zur Verbesse-
rung der psychotherapeutischen Versorgung?

Peter Tossmann, Anna Eiling & Michelle Brehm1

Ausgangslage

In einem Positionspapier zur „Reform des Angebots an am-
bulanter Psychotherapie“ hat der GKV-Spitzenverband Ende 
2013 Vorschläge zu einer Verbesserung der psychotherapeuti-
schen Versorgung formuliert. Als zentrale Probleme der aktu-
ellen Versorgungssituation werden darin u. a. lange Wartezei-
ten und eine lange Behandlungsdauer ausgemacht. Eine Idee 
zur Verbesserung der Situation sieht der GKV-Spitzenverband 
darin, Anreize zur Erbringung von Kurzzeittherapien zu schaf-
fen. Die Autorinnen und Autoren2 des Positionspapiers argu-
mentieren dabei mit Ergebnissen aus Analysen von Kranken-
kassendaten, wonach derzeit die Mehrzahl aller psychothera-
peutischer Behandlungen Kurzzeittherapien sind: „Über zwei 

Drittel der Patienten in Psychotherapie beenden schon in der 
zur Zeit bestehenden Struktur ihre Therapie vor der 25. The-
rapiestunde. Die Kontingentierung ist zukünftig deshalb so zu 
bemessen, dass dauerhaft Anreize für eine Absenkung der 
Therapiedauer entstehen.“ (GKV-Spitzenverband, 2013, S. 7)

Ob diese Maßnahme zu einer Verbesserung der ambulanten 
psychotherapeutischen Versorgung führt, muss aus der Sicht 
der Profession stark bezweifelt werden. Vielmehr scheinen 
Befürchtungen gerechtfertigt, dass (noch) kürzere Behand-
lungskontingente eine unzureichende Versorgung von zumin-
dest einigen Patientengruppen nach sich ziehen werden. Im 
Zusammenhang mit dieser möglichen Ausrichtung auf Kurz-
zeittherapien stellen sich einige drängende Fragen: Was weiß 
man überhaupt über die Wirksamkeit von psychotherapeu-
tischen Kurzinterventionen? Kann die Kurzzeittherapie bzw. 

Zusammenfassung: Um die ambulante psychotherapeutische Versorgung zu verbessern schlägt der GKV-Spitzenver-
band vor, in stärkerem Umfang als bisher Kurzzeitpsychotherapien durchzuführen. Was aber ist über die Wirksamkeit 
von Kurzzeittherapien bekannt? Worin liegen die Stärken und Schwächen psychotherapeutischer Kurzzeitbehandlungen? 
Nach einer Diskussion dieser Fragen kommen die Autorinnen und Autoren zu dem Schluss, dass es gute Gründe dafür 
gibt, die Entscheidung über die individuelle Behandlungsdauer den Professionellen vor Ort zu überlassen.

die Absenkung der Therapiedauer wirklich ein Instrument zur 
Verbesserung der ambulanten psychotherapeutischen Ver-
sorgung sein?

Hilft Kurzzeittherapie?

Die mittlerweile sehr umfassende Psychotherapieforschung 
lässt zweifellos die Annahme zu, dass verschiedene For-
men der Psychotherapie bei unterschiedlichen psychischen 
Störungen hilfreich sind. Zahlreiche klinische Studien und 
Metaanalysen belegen die Wirksamkeit von verschiedenen 
psychotherapeutischen Verfahren (vgl. bspw. Margraf, 2009; 
Lambert, 2013). Dabei sind Kurzzeittherapien besonders in-

tensiv beforscht worden.

Seit den 1970er-Jahren werden 
insbesondere die Methode der 
randomisiert-kontrollierten Ergeb-
nisforschung (randomized con-
trolled trial, RCT) in Anlehnung 
an die Paradigmen der medizini-
schen Wirksamkeitsforschung 

sowie Metaanalysen, die deren Forschungsergebnisse in 
Form von Effektstärken aggregieren, als Goldstandard der 
Forschung angesehen. Eine Fülle dieser Studien lieferte ei-
ne große Menge an Befunden, die für die Wirksamkeit von 
Psychotherapie und ihre Überlegenheit gegenüber anderen 
Behandlungsansätzen bei psychischen Störungen sprechen. 
Viele dieser Studien finden positive Befunde für kurze Psy-
chotherapien. Beispielsweise fanden Cuijpers et al. (2014) in 
einer aktuellen Metaanalyse über 92 Studien zur Wirksam-
keit von Psychotherapie bei Depression mit 6.937 Patienten, 
dass 62% der Patienten bei Therapiedosen bis 20 Sitzungen 

1	 in Zusammenarbeit mit dem Ausschuss für Berufsordnung, Wissenschaft 
und Qualität der Psychotherapeutenkammer Berlin
2	 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit werden im Folgenden nicht durch-
gehend beide Geschlechtsformen genannt – selbstverständlich sind jedoch 
immer Männer und Frauen gleichermaßen gemeint.

        Die Psychotherapieforschung lässt zweifellos die Annahme zu, 
dass verschiedene Formen der Psychotherapie bei unterschiedlichen 
psychischen Störungen hilfreich sind.
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die Kriterien einer Depression am Ende der Psychotherapie 
nicht mehr erfüllten. Barth et al. (2013) fanden in einer „Netz-
werkmetaanalyse“ von 198 Studien zur Wirksamkeit von sie-
ben verschiedenen psychotherapeutischen Interventionen 
bei Depression mit 15.118 Patienten eine Überlegenheit von 
Psychotherapie gegenüber Warteliste und Kontrollgruppe mit 
mittleren bis großen Effektstärken, sowohl für kurze als auch 
für lange Psychotherapien. Die SOPHO-NET-Studie (Leich-
senring et al., 2013) untersuchte in einer multizentrischen 
RCT-Studie an 495 Patienten die Wirksamkeit von Psycho-
dynamischer Psychotherapie und Verhaltenstherapie im Um-
fang von 25 Sitzungen im Vergleich zur Kontrollgruppe. Beide 
Psychotherapiegruppen erreichten Verbesserungen mit 60% 
beziehungsweise 52% der Patienten gegenüber der Warte-
liste mit 15%. 36% beziehungsweise 26% wiesen überhaupt 
keine klinischen Symptome der sozialen Phobie mehr auf, die 
Depressivität ging ebenfalls in beiden Gruppen zurück. Die-
se und viele weitere Befunde sprechen dafür, dass bereits 
mit wenigen Sitzungen Psychotherapie beachtliche Erfolge 
erzielt werden können. Ob es noch höhere Erfolgsquoten ge-
geben hätte, wenn die Psychotherapien länger angedauert 
hätten, lässt sich aus diesen Studien nicht schließen. In der 
Metaanalyse von Cuijpers et al. (2014) zeigt sich in der Sub-
gruppenanalyse zur Therapielänge die größte Reduktion der 
Depressionswerte im „Becks Depression Inventar (BDI)“ in 
der Gruppe mit 20 Sitzungen Psychotherapie (im Vergleich zu 
vier bis neun, zehn bis zwölf und 16 bis 18 Sitzungen), jedoch 
mit hoher Varianz. Es bleibt also unklar, ob sich das Befinden 
der Patienten bei größerer Sitzungsanzahl weiter verbessert 
hätte und wenn ja, bei welchen von ihnen. Barth et al. (2013) 
fanden in einer stratifizierten Analyse eine Überlegenheit der 
Kurzzeittherapien – diese ließ sich durch die Berechnung ei-
ner linearen Regression jedoch nicht bestätigen. Haskayne 
et al. (2014) stellten in einem systematischen Review über 
19 randomisierte und nicht randomisierte Studien zur Wirk-
samkeit Psychodynamischer Psychotherapie bei Persön-
lichkeitsstörungen fest, dass Psychodynamische Kurzzeit-

Psychotherapie eher wirksam ist bei Patienten mit weniger 
schwerer Symptomatik und weniger Risikoverhalten. Bezüg-
lich Frequenz und Intensität (ambulant vs. stationär) bei ver-
schiedenen Störungen berichten sie inkonsistente Befunde. 
Welche Patienten- oder auch Therapeutencharakteristika die 
Ergebnisse moderieren, lässt sich aus den Untersuchungs-
designs nicht ableiten. Knekt et al. (2013) liefern Hinweise 
darauf, dass in Kurzzeittherapien schneller Verbesserungen 
in Bezug auf Arbeitsfähigkeit und psychiatrische Symptome 
erreicht werden und längere Behandlungen in ihrer Wirkung 

länger anhalten. Katamnese-Zeiträume von fünf Jahren oder 
länger, wie in dieser Studie, können wertvolle Informationen 
über die Nachhaltigkeit von Interventionen liefern. Die über-
wiegende Mehrzahl der Studien zur Kurzzeittherapie hat aber 
vergleichsweise kurze Nachbefragungsintervalle (max. zwölf 
Monate) und kann eine nachhaltige Wirksamkeit dieser Be-
handlungen nicht belegen.

Das RCT-Forschungsparadigma evaluiert den Therapieerfolg 
als Ergebnismessung, meist in Form von psychometrischen 
Tests auf Symptomebene. Durch die zufällige Zuweisung zu 
den Therapie- bzw. Kontrollbedingungen lassen sich thera-
pieunspezifische Einflüsse auf die Veränderung besser kont-
rollieren und somit der Varianzanteil besser isolieren, der auf 
die tatsächliche Wirkung der Psychotherapie zurückgeht. Aller-
dings ist zuweilen fraglich, inwiefern Effektstärken der verwen-
deten Maße tatsächlich Aussagen über die klinische Relevanz 
der Veränderungen treffen können. Zudem haben RCT-Studien 
meist relativ strenge Ein- und Ausschlusskriterien, da die fest-
gestellten Verbesserungen der Symptome zu einer klaren Indi-
kation für ein bestimmtes (manualisiertes) Therapieprogramm 
bei einem eng umschriebenen Syndrom führen soll. Dazu wird 
häufig kritisiert, dass diese Ein- und Ausschlusskriterien nicht 
der Versorgungsrealität entsprechen, da die meisten Patienten 
unter sehr vielschichtigen Problemen und Symptomen leiden.

Wie „kurz“ sind derzeit ambulante  
Psychotherapien?
Eine im vergangenen Jahr veröffentlichte Studie der Kassen-
ärztlichen Bundesvereinigung (KBV) kommt zu dem Ergebnis, 
dass die ambulante psychotherapeutische Versorgung primär 
auf Kurzzeittherapien basiert (Multmeier & Tenckhoff, 2014). 
Grundlage der Studie waren pseudonymisierte Abrechnungs-
daten der Kassenärztlichen Vereinigungen (KV). Aus diesen 
Datensätzen wurden jene Patienten ausgewählt, die im Jahr 

2009 eine ambulante Psychothe-
rapie begonnen haben und deren 
Daten bis ins Jahr 2012 analysiert 
werden konnten. Dabei handel-
te es sich um knapp 400.000 
Personen, von denen 50% eine 
Verhaltenstherapie (VT) und 45% 
eine tiefenpsychologisch fundier-
te Psychotherapie (TP) erhielten. 
Als Kurzzeittherapien wurden Be-

handlungen klassifiziert, für die das Behandlungskontingent 
von 25 Sitzungen nicht überschritten wurde. Die Autoren 
kommen vor dem Hintergrund dieser KV-Daten zu dem Er-
gebnis, dass die Mehrzahl der Patienten „eine reine Kurzzeit-
therapie (VT 71%; TP 70%) bekamen“ und dass „für die meis-
ten Betroffenen eine solche Kurzzeitintervention ausreichend 
ist“ (Multmeier & Teckhoff, 2014, S. 111).

Ob diese Einschätzung jedoch mit der Realität der psycho-
therapeutischen Versorgung übereinstimmt, muss bezweifelt 

        Die überwiegende Mehrzahl der Studien zur Kurzzeittherapie hat 
vergleichsweise kurze Nachbefragungsintervalle (max. zwölf Monate) 
und kann eine nachhaltige Wirksamkeit dieser Behandlungen nicht 
belegen.
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werden. Ein Problem der Daten der KBV liegt darin, dass Per-
sonen, die eine psychotherapeutische Behandlung abgebro-
chen (und im Normalfall nur wenige Sitzungen in Anspruch 
genommen) haben, in die Analyse einbezogen wurden. In ei-
ner Forschungsarbeit von Jacobi, Uhmann und Hoyer (2011), 
in die 1.776 Psychotherapien einer Hochschulambulanz ein-
bezogen wurden, wurde eine Abbruchquote von 19,2% (n = 
196) ermittelt (vgl. auch Altmann, Wittmann, Steffanowski 
et al., 2014). Vor diesem Hintergrund dürfte der tatsächliche 
Anteil von Kurzzeittherapien in der psychotherapeutischen 
Versorgung wohl deutlich kleiner sein, als von Multmeier und 
Tenckhoff (2014) dargestellt. Plausibler erscheint hier das Er-
gebnis des Gutachtens von Kruse und Herzog (2012), wonach 
die Anzahl der durchgeführten Sitzungen in einer ambulanten 
Psychotherapie bei 40 Sitzungen (Median) lag.

Warum (mehr) Kurzeittherapien keine 
Lösung sind
Die „Reform des Angebots an ambulanter Psychotherapie“ 
(GKV-Spitzenverband, 2013) hat die Verbesserung der psy-
chotherapeutischen Versorgung zum Ziel und sieht u. a. vor, 
Anreize zur Durchführung von Kurzzeittherapie zu schaffen 
und die Behandlungskontingente zu verkürzen. Die damit ver-
knüpfte Logik scheint auf den ersten Blick plausibel: Durch ei-
ne systematische Absenkung der Psychotherapiedauer könn-
ten mehr Patienten ambulant psychotherapeutisch versorgt 
werden. Eine generelle Absenkung der Behandlungskontin-
gente geht allerdings von der Prämisse aus, dass Patienten 
derzeit zu lange behandelt werden bzw. dass mit kürzeren 
Psychotherapien ebenso gute Behandlungsergebnisse zu er-
zielen sind, wie dies derzeit der Fall ist. Warum Kurzeitthera-
pien aber keine Lösung des Versorgungsproblems darstellen, 
soll hier nun kurz skizziert werden:

�� Patientenmerkmale: Kurzzeitbehandlungen sind für einen 
Teil von Patienten nicht ausreichend. Dies betrifft Patienten 
mit chronisch depressiven oder somatischen Störungen, 
mit Persönlichkeitsstörungen oder mit Mehrfachdiagno-
sen (Gabbard, Gunerson & Fongy, 2002; Markgraf, 2009; 
Gunderson & Gabbard, 1999; Rabung & Leichsenring, 
2012). In der neuen Version des „Diagnostic and Statistical 
Manual for mental Disorders“ (DSM 5) finden sich sowohl 
im Einleitungsteil als auch in den störungsspezifischen Ka-
piteln Hinweise zur Indikation. Als Ausschlusskriterien für 
Kurzzeittherapien werden dort genannt: Major Depression, 
Schizophrenien, Paranoia und einige schwere Persönlich-
keitsstörungen. Eine schwere Symptomatik, Suizidalität, 
vorausgegangene Suizidversuche, Alkohol und Drogen in 
der Vorgeschichte, mangelhafte Impulskontrolle oder chro-
nische Zwanghaftigkeit gelten als Kontraindikatoren für die 
Durchführung einer Kurzzeittherapie.

�� Nachhaltigkeit: Internationale Studien belegen, dass Pati-
enten mit Achse-II-Störungen (z. B. Persönlichkeitsstörun-
gen) von Langzeitbehandlungen profitieren (z. B. Kopta, 
Howard, Lowry & Beutler, 1994). Naturalistische Langzeit-

therapiestudien liefern Anhaltspunkte, wonach der Thera-
pieerfolg von Langzeitbehandlungen in Bezug auf Symp-
tomatik, Funktionsniveau und Arbeitsfähigkeit dauerhaft 
ist (Strauß, Lutz, Steffanowski et al., 2013; Steffanowski, 
Kramer, Fembacher et al., 2014).

�� Versorgungsrealität: In der ambulanten Psychothera-
pie in Deutschland werden überwiegend Patienten mit 
chronifizierten und komplexen Störungen behandelt (Ja-
kobsen, Rudolf, Brockmann et al., 2007; Steffanowski, 
Kramer, Fembacher et al., 2014).

�� Gesundheitskosten: Kosten-Nutzen-Analysen in der Psy-
chotherapie sind sehr aufwändig und die Interpretation der 
Ergebnisse schwierig, da sie von zahlreichen Einflussfakto-
ren im Untersuchungsdesign, aber auch strukturellen Ge-
gebenheiten im Gesundheitssystem abhängen (vgl. Jacobi, 
2001). Zum Beispiel können längere Psychotherapien oder 
bestimmte Formen von dauerhaften Erhaltungstherapien 
das Rückfallrisiko senken und langfristig das Inanspruch-
nahmeverhalten in anderen Gesundheitsbereichen verrin-
gern. Es kann jedoch auch sein, dass die Inanspruchnah-
me steigt, da nötige medizinische Behandlungen vorher 
unterlassen wurden. Dafür könnten Gesellschaftskosten 
in anderen Bereichen (z. B. Betreuung und Justiz) sinken. 
Alle relevanten Faktoren in ein Berechnungssystem zu in-
tegrieren, die dann die Kosten für einen Patienten vor dem 
Hintergrund einer bestimmten Prognose vorhersagen, ist 
möglicherweise ein unrealistischer Anspruch. Es erscheint 
daher unter gesundheitsökonomischen Gesichtspunkten 
am sinnvollsten, ausreichend finanzielle Ressourcen für 
eine gute Aus- und Weiterbildung von Psychotherapeuten 
sowie für Psychotherapieforschung bereitzustellen, die 
Psychotherapeuten befähigen, im Einzelfall richtig zu ent-
scheiden, ob eine verlängerte Psychotherapie die gesund-
heitliche Prognose verbessert oder nicht.

Es gibt gute Gründe, über Möglichkeiten zur Verbesserung 
der ambulanten psychotherapeutischen Versorgung nachzu-
denken. Und natürlich ist die Kurzzeittherapie ein wichtiger 
Baustein in einem differenziellen Behandlungssystem.

Die Frage aber, wie lange welche Patienten behandelt wer-
den müssen, sollte den Professionellen vor Ort überlassen 
sein und nicht durch zu knapp bemessene Kontingente re-
glementiert werden. Die Datenanalyse der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung scheint diese Einschätzung zu untermau-
ern: „Die Therapiedauer scheint sich insgesamt eher an dem 
individuell indizierten Behandlungsbedarf des Patienten zu 
orientieren als an der Anzahl der bewilligten Therapiestun-
den“ (Multmeier & Tenckhoff, 2014, S. 11).
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Am 16. Mai 2015 starb Prof. Dr. med Mentzos im Al-
ter von 85 Jahren. Stavros Mentzos wurde 1930 in 
Athen geboren. Nach dem Medizinstudium und dem 

Militärdienst ging er 1957 an das Universitätsklinikum Ham-
burg, wo er bei Prof. Bürger-Prinz die Facharztweiterbildung 
zum Nervenarzt und einen Großteil der psychoanalytischen 
Ausbildung absolvierte. Die Promotion 1960 behandelte ein 
neurologisches und die Habilitation 1967 ein psychiatrisches 
Thema. Im gleichen Jahr ging Mentzos mit Prof. Bochnik 
an die Uniklinik Frankfurt, schloss dort am Sigmund-Freud-
Institut seine psychoanalytische Ausbildung ab.
1971 wurde er Professor und baute die Abteilung für Psycho-
therapie und Psychosomatik im Zentrum der Psychiatrie des 
Klinikums auf. 1976 übernahm Prof. Overbeck den Funktions-
bereich Psychosomatik, Mentzos den der Psychotherapie. 
Zu Hochzeiten bestand die Abteilung aus 26 Stellen an drei 
Standorten der Universität. 1995 wurde er emeritiert.
Mentzos war Lehranalytiker und Supervisor. 1982 bis 1997 
war er Mitglied des Sponsoring Committee der IPA-Study-
Group für den Aufbau der Hellenic Psycho-Analytical Society.
Sein Schwerpunkt lag auf der Forschung und Lehre, aber auch 
auf der klinischen Arbeit mit neurotischen und psychotischen 
Patientinnen und Patienten in der ambulanten Versorgung.
Nahezu alle seine Fachbücher wurden zu Bestsellern: „In-
terpersonale und institutionalisierte Abwehr“ (1976), „Neu-
rotische Konfliktverarbeitung“ (1982), „Psychodynamische 
Modelle in der Psychiatrie“ (1991), „Depression und Manie. 
Psychodynamik und Therapie affektiver Störungen“ (1995), 
„Der Krieg und seine psychosozialen Funktionen“ (2002), 
„Lehrbuch der Psychodynamik. Die Funktion der Dysfunkti-
onalität psychischer Störungen“ (2009).
Mentzos publizierte auch zusammen mit seinen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern viel beachtete Arbeiten wie: „Hyste-
rie. Zur Psychodynamik unbewusster Inszenierungen“ (1980), 
„Angstneurose. Psychodynamische und psychotherapeuti-
sche Aspekte“ (1984) und „Psychose und Konflikt“ (1992).

Sein Arbeits- und Forschungsschwerpunkt wurde zuneh-
mend die psychoanalytische Psychosentherapie im Rahmen 
des legendären „Frankfurter Psychose-Projekts“, das 1995 
nach seiner Emeritierung außeruniversitär und bundesweit 
weiterarbeitete und durch die Schriftenreihe „Forum der psy-
choanalytischen Psychosentherapie“ bekannt wurde. Hier 
wird in diesem Jahr im Band (31) „Widerstände gegen ein psy-
chodynamisches Verständnis der Psychosen“ noch eine Ar-
beit von ihm erscheinen. Seine immense klinische Erfahrung 
und vielfältigen theoretischen Konzeptualisierungen machten 
Stavros Mentzos zu einem führenden Experten auf diesem 
Feld. Als Autor und Herausgeber trug er maßgeblich dazu bei, 
die Psychodynamik psychotischer Symptombildungen und 

Psychosen als Psychosomatosen des Gehirns
Nachruf auf Prof. Dr. Stavros Mentzos, Frankfurt

Syndrome verstehbarer zu 
machen. Damit gilt er auch 
als Wegbereiter dafür, dass 
psychotische Erkrankungen 
seit jüngster Zeit zum Be-
standteil der ambulanten 
psychotherapeutischen Kas-
senärztlichen Versorgung 
wurden.

Kolleginnen und Kollegen 
– und zweifellos auch viele 
seiner Patientinnen und Pa-
tienten – werden Mentzos‘ 
ganz eigene „Kompromiss-
losigkeit“ in Erinnerung be-
halten: zurückhaltend, aber 
gleichwohl zugewandt, neu-
gierig ohne je zudringlich zu werden, behielt er stets ein „fas-
ziniertes Staunen“ vor dieser uns oft so fremdartig erschei-
nenden „conditio humana“. Er wies immer wieder Wege, wie 
dem Erleben und Verhalten psychotischer Patientinnen und 
Patienten stets auch als einer kreativen Verarbeitungs- und 
Bewältigungsbemühung zu begegnen sei.

Mentzos war auf Weiterbildungen und wissenschaftlichen 
Tagungen ein sehr gefragter Redner, denn er verstand es, 
komplizierte psychodynamische Zusammenhänge der Psy-
chosentherapie theoretisch und klinisch brillant zu vermitteln. 
Zahlreiche Kolleginnen und Kollegen suchten ihn als Supervi-
sor auf, um die Psychodynamik ihrer Patientinnen und Patien-
ten besser zu verstehen. Seinen zahlreichen Assistentinnen 
und Assistenten (aus Medizin und Psychologie) ermöglichte 
er, sich in ihrer klinischen und wissenschaftlichen Arbeit in 
einer kreativen und von einem humanistischen Geist getra-
genen Atmosphäre frei zu entwickeln. Sie sind ihm für diese 
beruflichen Erfahrungen und seine immer freundliche, aber 
auch distanzierte Grundhaltung als Chef sehr dankbar.
Stavros Mentzos war Psychiater und Psychoanalytiker. Er hat-
te eine eigene, kreative und klinisch-wissenschaftlich wohl-
begründete Sicht auf die menschliche Psyche. Damit war er 
bei den Psychiatern als auch bei den Psychoanalytikern nicht 
immer im Mainstream und zuhause. Das wollte er auch nicht 
– Dilemma und Bipolarität haben ihn eben immer schon fas-
ziniert.

Prof. Dr. med. Matthias Elzer, Frankfurt
Dr. Norbert Matejek, Bensheim

Stavros Mentzos,  
* 23.03.1930  † 16.05.2015 

(Foto: Dominik Mentzos)

* Dieser Nachruf ist in modifizierter Fassung im Hessischen Ärzteblatt 7/8 2015 
S. 449 erschienen.
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Recht: aktuell
BKA-Gesetz vor dem Bundesverfassungsgericht –  
Abhörschutz für Psychotherapeutinnen und -therapeuten?

Johann Rautschka-Rücker

Am 31. Dezember 2008 beschloss der 
Deutsche Bundestag eine Novelle des 
Bundeskriminalamtgesetzes, die die 
Fundamente der sogenannten „Sicher-
heitsarchitektur“ der Bundesrepublik 
Deutschland grundlegend veränderte. 
Ziel ist die Abwehr von Gefahren des 
internationalen Terrorismus. Hierzu er-
hielt das Bundeskriminalamt (BKA) zu-
sätzliche Befugnisse, wie z. B. Wohn-
raumüberwachung, Telekommunikati-
onsüberwachung und Online-Durchsu-
chung. Erheblich eingeschränkt oder 
gar aufgehoben wird der Schutz einiger 
Berufsgruppen, die aufgrund ihres Be-
rufes gesetzlich zur Verschwiegenheit 
verpflichtet sind und denen deshalb ein 
Zeugnisverweigerungsrecht zusteht. Da-
zu gehören auch Psychotherapeuten.1

Die Ausforschungsmaßnahmen erfas-
sen nicht nur die unmittelbar Betrof-
fenen als Zielobjekt einer Maßnahme 
oder als Kontakt- und Begleitperson, 
sondern auch zufällige Drittbetroffene. 
Dies erhöht die Gefahr, dass auch Be-
rufsgeheimnisträger mit Zeugnisver-
weigerungsrecht (53 Abs. 1 Strafpro-
zessordnung) von Überwachungsmaß-
nahmen betroffen werden. Zusätzlich 
wurden Zeugnisverweigerungsrechte, 
darunter auch für die Berufsgruppe 
der Psychotherapeuten, eingeschränkt 
und Angehörige dieser Berufsgruppen 
in bestimmten Fällen zur Erteilung von 
Auskünften verpflichtet.

Gegen zahlreiche der Regelungen ha-
ben zwei Journalisten, zwei Rechts-
anwälte, der inzwischen verstorbene 
ehemalige Präsident der Bundesärzte-
kammer Jörg-Dietrich Hoppe und der 
Gründungspräsident der Psychothera-
peutenkammer Hessen, Jürgen Hardt, 
im April 2009 Verfassungsbeschwerde 
eingelegt. Bei allen Beschwerdeführern 

handelt es sich um Angehörige freier 
Berufe, die der Schweigepflicht unter-
liegen und zu den Berufsgeheimnisträ-
gern gehören, denen nach § 53 Abs. 1 
Strafprozessordnung ein Zeugnisver-
weigerungsrecht zusteht. Die von der 
Verfassungsbeschwerde angegriffenen 
Neuregelungen schaffen bei den Be-
rufsgeheimnisträgern eine Zweiklas-
senteilung. Seelsorger, Abgeordnete 
und Strafverteidiger behalten einen et-
was besseren – wenn auch löchrigen – 
Status als der Rest der Rechtsanwälte, 
Journalisten, Arzte und Psychothera-
peuten.

Absolute Vertraulichkeit 
ist unabdingbare Voraus-
setzung

Am 7. Juli fand beim Bundesverfas-
sungsgericht in Karlsruhe die mündli-
che Verhandlung statt. Der Senat stellte 
u. a. die Fragen, ob die unterschiedliche 
Regelung des Schutzes zeugnisver-
weigerungsberechtigter Personen den 
verfassungsrechtlichen Anforderungen 
genüge und welches die verfassungs-
rechtlichen Anforderungen an den 
Schutz des Kernbereiches privater Le-
bensgestaltung – und damit der Men-
schenwürde – seien und ob sie einge-
halten sind.

Das Bundesverfassungsgericht in 
einer früheren Entscheidung zum 
Kernbereich privater Lebensgestal-
tung: „Zur Entfaltung der Persönlich-
keit im Kernbereich privater Lebensge-
staltung gehört die Möglichkeit, innere 
Vorgänge wie Empfindungen und Ge-
fühle sowie Überlegungen, Ansichten 
und Erlebnisse höchstpersönlicher Art 
zum Ausdruck zu bringen, und zwar oh-

ne Angst, dass staatliche Stellen dies 
überwachen. Vom Schutz umfasst sind 
auch Gefühlsäußerungen, Äußerungen 
des unbewussten Erlebens sowie Aus-
drucksformen der Sexualität.“

Jürgen Hardt wies in seiner kurzen Stel-
lungnahme auf die Folgen der gesetzli-
chen Abhörmöglichkeiten auf Kontakte 
und Gespräche von Psychotherapeut 
und Patient hin. Die absolute Vertrau-
lichkeit bilde eine unabdingbare Vor-
aussetzung für psychotherapeutische 
Behandlungen. Darüber hinaus stellte 
er eine Verbindung von Psychotherapie 
und dem Schutz des Kernbereichs pri-
vater Lebensgestaltung her.

Bei den Prozessbeteiligten herrschte 
Unkenntnis über den Beruf des Psy-
chologischen Psychotherapeuten, was 
zur wechselweisen Benutzung der 
Bezeichnungen Arzt, Psychologe oder 
Psychiater führte und sich auch in der 
Presseberichterstattung fortsetzte. Jür-
gen Hardt nahm deshalb eine Klarstel-
lung vor. Weil ein Arzt nicht mehr am 
Verfahren beteiligt war, verwies er aber 
auch auf den ärztlichen Heilberuf.

Beobachter der Verhandlung gelangten 
zu der Einschätzung, dass das Bundes-
verfassungsgericht Teile des Gesetzes 
nicht passieren lassen wird und eine 
Nachbesserung notwendig sei. Auf-
grund der Fragen des Gerichtes und 
Äußerungen von Prozessbevollmächtig-
ten besteht die Hoffnung, dass Psycho-
therapeuten den im Gesetz besser ge-
schützten Seelsorgern (wieder) gleich-
gestellt werden.

1	 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit 
werden im Folgenden nicht durchgehend beide 
Geschlechtsformen genannt – selbstverständlich 
sind jedoch immer Männer und Frauen gleicher-
maßen gemeint.
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Stellungnahme von Jürgen Hardt im Wortlaut:
Herr Vorsitzender, hoher Senat!

Ich möchte mit einer kurzen Bemerkung auf den Zusammenhang zwi-
schen dem „Kernbereichsschutz“ und dem „Schutz von Berufsgeheim-
nisträgern“ aus meiner fachlichen Sicht eingehen. Meine Bemerkungen 
mögen Ihnen juristisch naiv erscheinen, fachlich sind sie zwingend. Sie 
sollen zeigen, dass der „verschieden ausgestaltete Schutz zeugnisver-
weigerungsberechtigter Personen“ bei der Ausübung von Psychothera-
pie keine Anwendung finden darf. Ich bin Psychologischer Psychothe-
rapeut und Psychoanalytiker, das heißt Vertreter eines alten, juristisch 
noch jungen Berufes. (Das Psychotherapeutengesetz ist am 1.1.1999 in 
Kraft getreten!)

Psychologische Psychotherapeuten unterliegen als Berufsgeheimnisträ-
ger ebenso wie Ärzte der absoluten Verschwiegenheitsverpflichtung, 
gerade deswegen, weil sie sich mit ihren Patienten im geschützten 
Kernbereich des Privaten bewegen. Die verbindlichen Regelungen der 
verschiedenen Berufsordnungen schreiben deswegen Maßnahmen zum 
Vertrauensschutz vor, die den Zugang von Dritten zu Aufzeichnungen von 
Behandlungsinhalten und -verläufen, auch über den Tod hinaus, verweh-
ren. Auch dürfen Computer mit Internetzugang nicht zur Aufzeichnung 
von Inhalten der Behandlungen benutzt werden.

Für die psychotherapeutische Heilkunde ist der absolute Vertrauens-
schutz von essenzieller Bedeutung:

�� Psychotherapeuten halten die Patienten zu völliger Aufrichtigkeit an 
und dulden aus therapeutischen Gründen keine Geheimnisse. Im Ge-
genzug sichern sie absolute Diskretion zu.

�� Nur so ist es möglich, ein umfassendes Bild der inneren Situation 
eines Menschen zu gewinnen, was notwendig ist, um die seelische 
Gesundheit der Patienten zu befördern, das heißt auch Seele, Leib 
und Leben zu schützen.

�� Dabei geht es aber nicht nur um Geheimnisse, die wir vor anderen 
bewahren! In der Psychotherapie geht es um das, was wir uns selbst 
nicht zugestehen wollen/können, also vor uns selbst geheim halten.

�� So wird in der Psychotherapie der permanente innere Dialog der 
Menschen, wie ihn zum Beispiel Nietzsche beschrieben hat, zu einem 
zwischenmenschlichen Ereignis. Das ist nur in absoluter Diskretion zu 
verantworten; ebenso wie im Beichtstuhl.

Hohes Gericht, ich danke für die Möglichkeit, diese Gedanken vorzubrin-
gen!

Johann Rautschka-Rücker

Landeskammer für Psychologische Psy-
chotherapeutinnen und -therapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
tinnen und -therapeuten
Frankfurter Straße 8
65189 Wiesbaden
JRautschka-Ruecker@ptk-hessen.de

Jurist, seit 2003 Geschäftsführer und Justitiar der Psychothe-
rapeutenkammer Hessen.

Jürgen Hardt, Gründungsprä-
sident der Psychotherapeu-
tenkammer Hessen, Psycho-
logischer Psychotherapeut, 
Psychoanalytiker; Wetzlar
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PTJ, Mareke Santos-Dodt (SD): Herr Prof. Kriz, hat uns 
das Psychotherapeutengesetz mit all seinen Errungen-
schaften auch Regelungen beschert, die einer Weiter-
entwicklung der Psychotherapie im Wege stehen?

Jürgen Kriz (K): Das Gesetz müssen wir jetzt im Detail nicht 
aufdröseln. Kritisiert wurde insbesondere die Interpretation 
dessen, was „wissenschaftlich anerkannt“ heißt. Oder sa-
gen wir es andersherum, dass der WBP sich im Laufe sei-
ner Geschichte von einem Gutachtergremium, das ja nur den 
Ländern zuarbeiten sollte, zu einer Anerkennungsinstanz ent-
wickelt hat. Kritisiert wurde und wird, dass im WBP die vier 
wissenschaftlichen Grundorientierungen nicht angemessen 
vertreten sind. Kritisiert wird auch das Methodenpapier des 
WBP, an dem ich ja selbst mitgewirkt habe (siehe Kasten 
S.  261). Darin geht es neben der Definition von Verfahren, 
Methoden und Techniken der Psychotherapie um die For-
schungsmethoden, mit denen deren „Wissenschaftlichkeit“ 
zu belegen ist. Methoden und Wissenschaftlichkeit kann man 

Interview

„Psychotherapieschulen und -verfahren:  
Strukturhilfe oder Entwicklungshindernis der 
Psychotherapie in Deutschland?“
Das PTJ im Gespräch mit Prof. Matthias Berking, Erlangen, und  
Prof. Jürgen Kriz, Osnabrück

Heiner Vogel & Mareke Santos-Dodt

weiter oder auch enger fassen, und dazu ist m. E. ein breiter 
Diskurs in der Psychotherapeutenschaft überfällig.

Matthias Berking (B): Ein weiterer Kritikpunkt bezieht sich 
darauf, dass es für neue Ansätze zunehmend schwerer wird, 
zur Versorgung zugelassen zu werden, u. a. weil befürchtet 
wird, dass damit Mehrkosten verbunden sind. Leider kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass diese oder andere In-
teressen dazu führen, dass wissenschaftliche Befunde auf 
ganz unterschiedliche Weise ausgelegt werden. Eine solch 
zunehmende Erschwerung ist natürlich nicht fair, ganz zu 
schweigen davon, dass einige Verfahren aus rein historisch-
versorgungstechnischen Gründen zugelassen wurden. Ein 
anderes Problem besteht darin, dass angenommen werden 
kann, dass immer mehr Verfahren das Kriterium der Evidenz-
basierung erfüllen. Da nicht signifikante Befunde seltener pu-

Die Bereitschaft der Krankenkassen in den 1960er-Jahren ambulante Psychotherapie zu finanzieren war ein wichtiger 
Durchbruch für die Etablierung der Psychotherapie in Deutschland. Sie führte aber unvermeidbar dazu, dass Regeln 
darüber formuliert werden mussten, welche Psychotherapie in welcher Form und unter welchen Bedingungen bei wel-
chem/welcher Psychotherapeuten/Psychotherapeutin1 finanziert wird. Die Psychotherapierichtlinien ließen in den ersten 
Jahren als einzige Verfahren die psychoanalytisch begründeten Verfahren, also die analytische und die tiefenpsycholo-
gisch fundierte Psychotherapie, zur Behandlung zu. In den 1980er-Jahren wurde auch das Verfahren Verhaltenstherapie 
aufgenommen. Bis zur Verabschiedung des Psychotherapeutengesetzes 1998 waren allerdings auch weitere Ansätze 
an den Universitäten, in der Ausbildung wie auch in der Versorgung verbreitet – in der ambulanten Versorgung in der 
Kostenerstattung, in Beratungsstellen wie auch in stationären Einrichtungen. Mit dem Psychotherapeutengesetz wurde 
sowohl die Ausbildung als auch die Ausübung von Psychotherapie zunächst begrenzt auf die damals bereits zugelas-
senen Psychotherapieverfahren, also auf den historischen Bestand der beiden Verfahren der Richtlinienpsychotherapie. 
Zur Beratung der Landesbehörden in Fragen der Anerkennung neuer Verfahren für die vertiefte Ausbildung wurde der 
Wissenschaftliche Beirat Psychotherapie (WBP, nach § 11 PsychThG) geschaffen; damit gibt es seit nunmehr ca. 15 Jah-
ren für die Psychotherapie ein Regelungssystem mit zwei Hürden, nämlich die wissenschaftliche Anerkennung einerseits 
und die Zulassung zur ambulanten Krankenbehandlung in der Gesetzlichen Krankenversicherung andererseits.

1	 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit sind im Folgenden nicht durchgehend 
beide Geschlechtsformen genannt – selbstverständlich sind jedoch immer 
Männer und Frauen gleichermaßen gemeint.
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bliziert werden, ergibt sich über die Zeit eher eine Zunahme 
der befürwortenden Befunde, was dann aber lediglich dem 
Publikationsbias geschuldet ist.

PTJ, Vogel (V): Der Verfahrensbegriff ist ja wohl der 
Dreh- und Angelpunkt dieser ganzen Entwicklung und 
der damit verbundenen Probleme.

K: Ja, dies zeigt sich auch im internationalen Vergleich: Die-
sen Verfahrensbegriff, wie wir ihn in Deutschland haben, gibt 
es woanders nicht. In der Forschung werden zunehmend klei-
nere störungsspezifische Zugänge gewählt. Ein umfassendes 
Verfahren wie die Verhaltenstherapie gibt es in den USA nicht, 
sondern Verhaltenstherapie und Kognitive Verhaltenstherapie 
sind getrennte „approaches“. Es gibt auch kein Cluster wie 
„psychodynamisch“, dies taucht allenfalls in Diskussionen 
auf. Nirgendwo wird ein „Verfahren“ im deutschen Sinne zur 
Grundlage oder zum Gegenstand einer Zulassung gemacht. 
Der Verfahrensbegriff ist also eine typisch deutsche Konst-
ruktion, die 1967 vielleicht sinnvoll war. Inzwischen ist das 
Konzept aber wirklich veraltet. 
Und hinzukommt: In der Realität 
mischen sich die Vorgehenswei-
sen ja zunehmend stärker – nicht 
nur in der Praxis, sondern auch 
in der Konzeptentwicklung, ins-
besondere im internationalen Be-
reich. Schauen Sie sich die vielen 
neuen Ansätze an. Ich weiß auch 
nicht, mit welcher wissenschaftlichen Basis oder empiri-
schen Datengrundlage man das Verbot begründen könnte, 
dass Psychodynamiker zum Beispiel Hausaufgaben geben 
oder dass Verhaltenstherapeuten auch teilweise psychodyna-
misch vorgehen.

B: Letztlich glaube ich, werden wir effektiver, wenn wir Psycho-
therapieforschung auf einer ganz konkreten Handlungsebene 
betreiben und möglichst spezifische Handlungsregeln untersu-
chen. Eine solche Forschung existiert aber bislang kaum. In der 
Regel werden immer noch umfassende Verfahren, allenfalls Me-
thoden, gegeneinander getestet. Dabei wird aber oft vernachläs-
sigt, wie diese Verfahren im konkreten therapeutischen Handeln 
umgesetzt werden. Dieses „Wie“ bezieht sich zum einen auf 
die Auswahl der spezifischen Interventionen und zum anderen 
auf die Art und Weise, wie der Psychotherapeut die Interventio-
nen an den einzelnen Patienten heranträgt. Diese m. E. für den 
Erfolg ebenfalls wichtigen Faktoren liegen in der Regel unterhalb 
der Auflösungsebene der evaluierten Therapiemanuale.

K: Genau darauf hat Grawe schon vor zwanzig Jahren in vie-
len Publikationen hingewiesen. Und nach wie vor ist seine 
Kritik berechtigt, dass viele Befunde der psychotherapeuti-
schen Forschung, wie z. B. die psychotherapeutischen Wirk-
faktoren, überhaupt nicht zum Schulenkonzept deutscher 
Richtlinienverfahren passen. Wichtig wäre die Frage, welche 
Wirkungen beim Patienten beabsichtigt sind und durch wel-
ches therapeutische Handeln diese erreicht werden können.

Wenn wir weiterhin sicherstellen wollen, dass Psychothe-
rapeuten, die bei uns ausgebildet werden, auch eine breite 
Kompetenz haben und nicht nur die Störung X behandeln 
können, sondern sich mit allen Störungen auskennen und 
diese – im Prinzip – auch brauchbar behandeln können, dann 
macht es schon Sinn, nicht nur eine kleine Methode, die 
für irgendetwas evidenzbasiert ist, zu lehren, sondern zu-
sammengehörige Ansätze für die Ausbildung pragmatisch 
in Cluster zusammenzufassen. Nur: Es sind dann eben ge-
bildete Cluster, deren theoretischer Zusammenhang weder 
zwingend noch irgendwie empirisch beweisbar ist. Als sol-
che Cluster finden wir in Lehrbüchern die vier Grundorien-
tierungen: die psychodynamische, die verhaltenstherapeuti-
sche, die humanistische und die systemische. In jedem die-
ser Cluster gibt es jetzt wiederum einzelne Ansätze, die auf 
Grund vieler RCT-Studien2 evidenzbasiert sind und andere, 
die dies nicht erfüllen. Dies muss ich für die beiden Richtli-
nienverfahren, glaube ich, nicht ausführen – aber es ist völlig 
klar, dass nicht alle zwanzig Ansätze der „Psychodynami-
schen Psychotherapie“ eine hohe Evidenzbasierung haben. 

Auch bei der Verhaltenstherapie findet sich nicht für jede 
einzelne Methode breite Evidenz über das Störungsspekt-
rum. Das muss auch gar nicht sein. Was wir eben tun müs-
sen ist, diese Fragen im Diskurs weiterzuentwickeln. Nicht 
akzeptabel ist, wenn diese nicht lösbaren Probleme bei 
der Clusterung unterschiedlicher Ansätze zu umfassenden 
„Verfahren“ nicht grundsätzlich diskutiert, sondern nur bei 
neuen Anträgen aufgeworfen werden – sowohl vom WBP 
als auch vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA). Da 
könnte der falsche Eindruck entstehen, dass die grundsätzli-
chen Mängel in der Verfahrensdefinition nur Angelegenheit 
eines einzigen Therapieansatzes wären.

V: Sie bringen nun einen neuen Player ins Gespräch. 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist für 
die Zulassung von Verfahren für die Ausübung in der 
ambulanten Psychotherapie zuständig. Er hat übrigens 
in „seiner“ oben erwähnten Psychotherapierichtlinie 
das ebenfalls bereits erwähnte „Reinheitsgebot“ 
für die Anwendung der Verfahren festgelegt.3 Auch 
Sie beschäftigen sich viel mit neuen Ansätzen in der 

2	 RCT: Randomized Controlled Trial bzw. experimentelle Studie, oft als Gold-
standard der Evidenbasierung bezeichnet.
3	 „§ 16 Keine Kombination von psychoanalytisch begründeten Verfahren und 
Verhaltenstherapie. Psychoanalytisch begründete Verfahren und Verhaltens-
therapie sind nicht kombinierbar, weil die Kombination der Verfahren zu einer 
Verfremdung der methodenbezogenen Eigengesetzlichkeit des therapeuti-
schen Prozesses führen kann.“ (aus: Psychotherapierichtlinie des G-BA, Stand 
3.1.2015)
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Psychotherapie, Herr Berking. Wie erleben Sie diese 
Vorschrift der Richtlinie, dass eine Kombination von 
Verfahren ausgeschlossen ist?

B: Das ist sicherlich sehr kritisch zu sehen. Wenn man sich 
beispielsweise CBASP4 anschaut, also ein neues Verfah-
ren, bei dem verhaltenstherapeutische Ansätze, kognitive 
Methoden und dann auf eine strukturierte und transparente 
Art und Weise auch Ideen aus dem psychodynamischen Be-
reich integriert werden. Und es zeigt sich, dass CBASP bei 
chronischen Depressionen das effektivste aktuell verfügbare 
Verfahren ist. Damit wäre belegt, dass die Integration besser 
als das ist, was uns zuvor zur Verfügung stand. Mit Blick auf 
solche Befunde ist es geradezu grotesk, die Integration ver-
schiedener Ansätze zu verbieten.

K: Oder die Schematherapie – wie wird die von ihren eigenen 
Vertretern beschrieben? Da finden wir psychodynamische 
Anteile, wir finden humanistische, wir finden natürlich ver-
haltenstherapeutische und andere. In der Praxis können wir 
damit gut leben, und warum sollten Psychotherapeuten nicht 
danach, also eigentlich verfahrensübergreifend, ausgebildet 
werden? Warum müssen die Psychotherapeuten, wenn sie 

in Deutschland im Rahmen der ambulanten GKV-Versorgung 
arbeiten wollen, in eine der Schubladen reingepresst werden, 
die sich der G-BA vor fünfzig Jahren ausgedacht hat.

SD: Die besondere Konzeption der Psychotherapiever-
fahren, die in mancher Hinsicht veraltet erscheint, lässt 
sich also in erster Linie historisch erklären, nicht aber 
aufgrund vorliegender wissenschaftlicher Evidenz. 
Welche Chancen sehen Sie für eine Veränderung?

B: Es gibt für den G-BA keine gesetzliche Vorgabe, Psycho-
therapieverfahren so zu definieren, wie er das in den vergan-
genen Jahrzehnten getan hat. Und die Psychotherapiefor-
schung liefert keine überzeugenden Argumente dafür, dass 
wir an der Verfahrensorientierung in der Form festhalten, wie 
das gerade der Fall ist. In der Praxis zwingt uns diese Ori-
entierung dazu, neue und effektive Verfahren einem bereits 
anerkannten Verfahren zuzuordnen, damit sie abgerechnet 
werden können. Inwieweit die Verfahren der „Dritten Welle 
der Verhaltenstherapie“ noch der Definition entsprechen, die 
der WBP seinem Gutachten zur Verhaltenstherapie zu Grun-
de legte, lässt sich aber durchaus kritisch hinterfragen. Und 
inwieweit sich beispielsweise mentalisierungsbasierte Ansät-
ze unter psychodynamischen Ansätzen subsumieren lassen, 
scheint mir auch unklar. Immerhin definiert sich dieses Ver-
fahren darüber, dass Patienten lernen sollen, „sich selbst wie 

von außen und andere wie von innen“ betrachten zu können. 
Damit integriert das Verfahren aber allgemeinpsychologische 
Konzepte von Perspektivenübernahme und Introspektionsfä-
higkeit, welche nicht unbedingt als konstituierendes Element 
psychodynamischer Ansätze gelten.

Um ein anderes Beispiel für die Vorteile einer integrativen 
Herangehensweise zu geben: Als Klaus Grawe seine verti-
kale Verhaltensanalyse einführte, führte er Konzepte wie Plä-
ne und Wünsche und Bedürfnisse mit großem Erfolg in die 
Modellbildung der Verhaltenstherapeuten ein. Und wie kam 
Grawe dahin? Er hat sich vorurteilsfrei mit Psychoanalytikern 
zusammengesetzt und sie gefragt: „Wie macht ihr eigentlich 
Therapie? Ihr habt so eine Sprache, die ich nicht gut nach-
vollziehen kann, aber was ihr da ansprecht an motivationalen 
Faktoren, das scheint mir extrem wichtig …“ Und dann hat 
er dieses Vorgehen in die Verhaltenstherapie eingebaut – ob-
wohl es eigentlich mit Lerngesetzen herzlich wenig zu tun 
hatte. Das macht nun aber die moderne Verhaltenstherapie 
zuweilen viel mehr aus als die klassischen Konzepte wie die 
Lerngesetze etc. Und leitend für diesen Fortschritt war das 
Voneinanderlernen und das Integrieren von bislang vernach-
lässigten Aspekten, die aber in anderen Ansätzen eine wichti-

ge Rolle spielten. Wenn wir heute 
versuchen, ein Verfahren so gut 
es geht vom anderen abzugren-
zen – dann widerspricht das die-
sem Geist, dass wir durch Integra-
tion und durch Voneinanderlernen 
weiterkommen.

K: Klaus Grawe ist ja leider tot. Aber es gibt etliche Leute 
– und ich gehöre ja auch zu denen – die ebenso versuchen 
herauszukriegen, was ist denn wirklich wirksam? Wie kann 
man übergreifende Modelle schaffen? Und auf der anderen 
Seite kann man immer spezifischere therapeutische Handlun-
gen untersuchen. Das ist ja gar kein Widerspruch, das sind 
verschiedene Perspektiven auf das Gleiche, nämlich den The-
rapieprozess zu verstehen.

V: In der Forschung mag es Konsens geben, wie Sie ihn 
skizzieren. Dem steht die Versorgung gegenüber und 
die Notwendigkeit, dass hier Regeln darüber formuliert 
und fortgeschrieben werden, welche Psychotherapie 
ausgeübt werden darf bzw. wie Psychotherapie 
ausgeübt werden darf. Ist es denn vorstellbar, dass 
die Psychotherapierichtlinie so weiterentwickelt wird, 
dass die Verfahren zueinander kommen, dass aber auch 
niemand etwas verliert?

K: Es gibt aus meiner Sicht keine wissenschaftlichen Gründe, 
die Verfahrenscluster in der Richtlinie so hermetisch gegen-
einander abzugrenzen. Das Dilemma ist aber, dass der G-BA, 
und damit auch der WBP, zunächst seine Position nicht än-
dern wird. Und daher halte ich es zunächst für notwendig, 

4	 CBASP: Cognitive Behavior Analysis System of Psychotherapy

        Die Psychotherapieforschung liefert keine überzeugenden  
Argumente dafür, dass wir an der Verfahrensorientierung in der  
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dass die beiden anderen Cluster – d. h. die systemischen und 
die humanistischen Ansätze – als „Verfahren“ vom WBP und 
vom G-BA für die ambulante Versorgung zugelassen werden. 
Dann kann man auch auf gleichem Niveau miteinander spre-
chen. Langfristig oder mittelfristig würde aber gleichwohl 
ein Paradigmenwechsel, d. h. die 
erwähnte Loslösung vom Verfah-
renskonzept sinnvoll sein. Davon 
würden die Patienten profitieren, 
auch die fachlichen Diskurse und 
die Forschung. Weil dann endlich 
das offiziell erlaubt wäre, was so-
wieso schon gemacht wird. Denn wenn wir nochmals die 
Schematherapie nehmen: Die dürfte man in Deutschland 
eigentlich gar nicht machen, weil sie zu integrativ ist. Doch 
natürlich wird sie gemacht und die Kassenvertreter im G-BA 
haben sicher nichts dagegen. Allerdings müssten wir Psycho-
therapeuten aufhören, primär die Unterschiede zu betonen 
und an den Abgrenzungen zu arbeiten. Es wäre wichtiger, 
Ausbildungskonzepte zu entwickeln, die auch integrative Vor-
gehensweisen zulassen.

B: Ich hänge der Frage nach, wieso ein Wechsel des Denk-
modells der Psychotherapierichtlinie so schwer ist. Ein Grund 
ist sicher, dass jedes Psychotherapieverfahren mit einem be-
stimmten Welt- und Menschenbild verbunden ist. Nun kann 
man ja im Sinne einer multiparadigmatischen Sichtweise ver-
schiedene Perspektiven nebeneinander stehen lassen. Aber 
Menschen haben eben die Tendenz, sich für ein Welt- und 
Menschenbild zu entscheiden. Wir neigen dazu zu glauben, 
dass es nur eine Wahrheit geben kann. Und das zwingt uns 
dazu, uns für eine Wahrheit zu entscheiden. In der Folge ste-
hen wir dann oft alternativen Ansätzen prinzipiell kritisch ge-
genüber. Dieser Tendenz des menschlichen Denkens gilt es 
in der Aus- und Weiterbildung entgegenzuwirken. Hier sollten 
wir die Grundlage dafür legen, dass Psychotherapeuten offen 
sind, nicht nur für einen Methodenpluralismus, sondern auch 
für einen Welt- und Menschenbildpluralismus.

K: Ich gebe Ihnen völlig Recht, dass Offenheit für die Vielfalt 
der Perspektiven ein zentraler Aspekt von Ausbildung sein soll-
te – auch wenn ich hoffe, dass wir uns auf sehr lange Sicht 
doch einer umfassenden Theorie menschlichen Verhaltens, 
Verstehens, Wahrnehmens und Fühlens nähern, in der alle An-
sätze, die es derzeit gibt, irgendwie integriert sind. Auch Gra-
wes Bemühen war ja, zu verstehen, warum die einen und die 
anderen und die dritten und die vierten jeweils differenziell und 
unterschiedlich vorgehen, aber doch letztlich Erfolg haben.

Die psychotherapeutische Praxis wird sich allerdings weniger 
für eine solche Theorie interessieren sondern muss daraus 
pragmatisch therapeutisches Handeln ableiten. Daher wird es 
weiterhin unterschiedliche Perspektiven und Schwerpunkte 
geben. Denn es gibt nicht nur Biographien von Patienten, es 
gibt auch Biographien von Therapeuten und nicht jeder kann 
alles machen. In der Therapie geht es ja nicht darum, Lehrbü-
cher umzusetzen, sondern gemeinsam mit dem Patienten zu 

„arbeiten“, vor dem Hintergrund aller beteiligten Personen, der 
Kontexte, der Bedingungen und der Lehrbücher/Theorien. Al-
so machen weiterhin verschiedene Grundorientierungen Sinn. 
Aber darin sehe ich kein Problem, wenn gewährleistet ist, dass 
die Leute akzeptieren, dass es auch andere Perspektiven gibt. 

Das müssen wir ihnen vermitteln, dass es nicht nur eine Wahr-
heit gibt. Unterschiedliche Zugänge sind dann kein Problem, 
wenn diese erklären können oder es nicht völlig aus den Augen 
verlieren, wie das mit den anderen Erklärungsmodellen zusam-
menpasst. Und deswegen, meine ich, muss es zwischen die-
ser allgemeinen Theorie, die es m. E. irgendwann geben wird, 
und den unterschiedlichen Vorgehensweisen oder Ansätzen 
nicht unbedingt einen Widerspruch geben. Das eine ist eher 
die Praxis, die auch die Psychotherapeutenpersönlichkeit be-
rücksichtigt, und das andere ist ein allgemeines, integratives 
Modell von Psychotherapie, wo wir zu Recht sagen, manchen 
wird das vielleicht zu kompliziert sein.

SD: Einerseits scheint es mir spannend, diese Ideen in 
der Wissenschaft bzw. fachlich weiterzuentwickeln. 
Andererseits kommen wir aber nicht umhin, Rege-
lungen für die Kostenübernahme der Krankenkassen 
festzulegen. Und ich fürchte, die Weiterentwicklung 
der Psychotherapie ist eher in der Hochschule als in 
der realen Versorgung zu realisieren. Wäre es denn 
denkbar, dass derartige Diskurse, die es ja auch schon 
in den 1980er- und 1990er-Jahren gab, eine Chance 
haben, auch die Regelungen für die Versorgung weiter-
zubringen, wenn wir zukünftig die Psychotherapeuten-
ausbildung in den Hochschulen haben?

K: Ja, das wäre eine Chance des neuen Ausbildungsmodells, 
welches gerade diskutiert wird – dass es die ganze Breite der 
Psychotherapieorientierungen wieder ermöglicht. Man soll ja 
nie den Glauben daran verlieren, dass sich das so entwickeln 
kann. Im neuen Ausbildungsmodell ist von Vorteil, dass zumin-
dest dem Namen nach endlich wieder alle vier Richtungen oder 
Grundorientierungen drin sind. Und das könnte zu einem neuen 
Diskurs führen. Ich würde mir wünschen, dass wir in Deutsch-
land endlich Diskurse führen in der Art, wie wir das hier gerade 
tun. Es geht ja nicht darum, dass eine Seite Recht hat oder nicht 
Recht hat, sondern dass wir die unterschiedlichen Perspektiven 
wahrnehmen und sehen, was man damit machen kann.

V: Wie soll das zusammenpassen, Hr. Kriz, wenn man 
in der von Ihnen skizzierten Aus- und Weiterbildung 
einerseits eine Art Gesamtmodell für die Psychothera-
pietheorie vermitteln bzw. lernen soll, in der Anwen-
dung aber ein Schwerpunkt im Vordergrund stehen 
soll bzw. stehen kann? Das erinnert mich ein wenig 

        Es wäre wichtiger, Ausbildungskonzepte zu entwickeln, die auch 
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an die österreichische Ausbildungskonzeption. Dort 
erhält ein Ausbildungsträger eine methodenbezogene/
verfahrensbezogene Zulassung zu einer Ausbildung, 
die zur staatlichen Anerkennung führt, wenn sich diese 
Methode stringent aus einer jeweils näher dargelegten 
Theorie ableiten lässt. Derzeit gibt es dort also 22 
verschiedene zugelassene Methodenausbildungen, von 
der Verhaltenstherapie über die Gestalttherapie und 
Autogenes Training bis zur Adlerianischen Psycho-
analyse. Tendenz steigend. Halten Sie das für ein 
passendes Vorbild?

K: In Österreich werden keine Methoden anerkannt, auch kei-
ne Verfahren im Sinne der Definition des WBP bzw. des G-
BA, sondern Ausbildungskonzepte und -gänge, wenn ich es 
richtig sehe. Beispielsweise gibt es dort Gesprächspsycho-
therapie in drei anerkannten Ausbildungsgängen, mit etwas 
unterschiedlichen Schwerpunkten. Ich meine nicht, dass wir 
solche Modelle hier 1:1 übernehmen sollten, aber dieses Vor-
gehen halte ich auf jeden Fall für klüger, als sich über abstrak-
te Verfahren und deren Abgrenzung zu streiten.

V: Aber wenn Sie von den vier Grundorientierungen 
eben sprachen, da sagten Sie ja auch, dass es zu 
verschiedenen Schwerpunkten jeweils spezifische 
Kompetenzen gibt, die zum Beispiel störungsbezogen 
durchdekliniert werden müssten. Würde es Sinn 
machen oder sollte gefordert werden, dass jedes 
Institut oder jeder Ausbildungsgang tatsächlich auch 
alle Indikationsbereiche abdecken kann?

K: Ja! Ich finde auf jeden Fall unerlässlich, dass ein Thera-
peut relativ breit ausgebildet wird, und dann im Prinzip mit 
allen Störungen umgehen kann. Ich begrüße sogar, dass 
durch das aktuelle Antragsverfahren der Humanistischen 
Psychotherapie beim WBP die Vertreter sich zusammenge-
rauft und überlegt haben, was ihre gemeinsamen Grundlagen 
und Vorgehensweisen sind und wie eine gemeinsame Ausbil-
dung aussehen kann. Aber das heißt noch lange nicht, dass 
in allen Ausbildungen alles gemacht werden muss oder dass 

wir deswegen alle Spezialisierungen abwürgen sollten. Das 
sind jeweils unterschiedliche Fragen. Also ein klares Ja: Ein 
Ausbildungsinstitut muss dafür sorgen, dass ein kompetenter 
Therapeut entsteht – und ein kompetenter Therapeut ist nicht 
jemand, der nur Störung X behandeln kann und die anderen 
nicht.

B: Letztlich hat die Störungsperspektive ja schon einen 
Teil dazu beigetragen, dass die Schulen nicht mehr so do-
minant sind. Denn wenn ich von der Störung ausgehe und 
schaue, was da wirkt, und sich dann zeigt, dass die Verfah-
ren Y und Z beide wirken, dann drängt sich der Schluss auf, 

dass beide Verfahren indiziert sein 
können, auch wenn die hinter den 
Verfahren stehenden Theorien 
einen Alleingültigkeitsanspruch 
suggerieren. In dem Maße, in 
dem es gelingt, die Klassifika-
tionssysteme auf valide Weise 
nach ätiologischen Gesichtspunk-
ten auszurichten, können zukünf-
tig Methoden eher anhand der zu 

verändernden Faktoren und nicht auf der Grundlage ihrer His-
torie gruppiert werden. In diesem Sinn kann eine störungsbe-
zogene Ätiologieforschung dabei helfen, das Schulendenken 
zu überwinden.

K: Richtig. Das Problem ist nur, dass die Ätiologie viel schwie-
riger solide zu untersuchen ist, als einfache Wirksamkeitsstu-
dien oder Therapieprozessstudien zu machen. Wir haben da-
her wahrscheinlich früher ein umfassendes Therapiemodell 
als ein umfassendes Ätiologiemodell. Denn die Klassifikati-
onen, die wir haben, sind zwar lausig, aber immerhin doch 
auch ganz brauchbare Deskriptionen, um zuverlässige Ab-
grenzungen von Störungen zu ermöglichen. Das forschungs-
methodische Problem ist, dass reale Patienten häufig nicht 
eine Störung allein haben, sondern zwei, also z. B. Angst und 
Depression, oder mehr. Während man in etlichen Diskursen 
– und beispielsweise auch in den Anerkennungskriterien des 
WBP – unterstellt, dass Multimorbidität oder Komorbidität 
kein relevantes Thema ist.

B: Wir sollten sicherlich ätiologi-
sche und interventionsbezoge-
ne Forschung parallel betreiben. 
Letztere aber vielleicht vermehrt 
auf einer feineren Auflösungsebe-
ne als von der Verfahrensperspek-

tive suggeriert. Lassen Sie mich den Punkt noch einmal an ei-
nem Beispiel illustrieren. Bei der Forschung im Bereich Emo-
tionsregulation geht es oft darum zu klären, welche Strategi-
en im Umgang mit Angst, Ärger, Traurigkeit oder depressiver 
Verstimmung besonders effektiv sind. Und darum zu klären, 
inwieweit die differentielle Effektivität dieser Strategien von 
den Besonderheiten des Patienten oder der Situation mode-
riert wird. Wenn ich in einer in diesem Sinne „experimentel-
len Psychotherapieforschung“ die Effektivität verschiedener 

        Letztlich hat die Störungsperspektive ja schon einen Teil dazu 
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Emotionsregulationsstrategien miteinander vergleiche, dann 
untersuchen wir die Effekte von ganz spezifischen Handlun-
gen. Ich versuche dabei die Frage zu beantworten, welche 
konkrete Emotionsregulationsstrategie bei der Emotion X, für 
den Patienten Y und unter den Bedingungen Z wahrschein-
lich die effektivste ist. Aus den Gesetzmäßigkeiten, die ich 
auf einer solch feinkörnigen Ebene ableite, kann ich letztlich 
empirisch-validierte Handlungsregeln für Patienten und The-
rapeuten ableiten, die viel konkreter sind als die Vorgaben 
psychotherapeutischer Verfahren.

K: Genau, wir müssen also so feinkörnig sein, dass wir tat-
sächlich beim einzelnen Patienten landen und dem in seinen 
Bedürfnissen und vor dem Hintergrund seiner Biographie und 
dem, was seine Störung/Problematik sonst noch ausmacht, 
auch gerecht werden. Davon sind 
wir nur leider immer noch weit 
weg, glaube ich.

V: Sie sagten eben, Hr. Kriz, 
dass es vermutlich eher zu 
einer gemeinsamen Thera-
pietheorie käme als zu einer gemeinsamen Störungs-/
Ätiologietheorie. Wenn ich das richtig sehe, haben wir 
in der Medizin sehr häufig Konstellationen, bei denen 
evidenzbasierte Behandlungsmethoden vorliegen und 
erfolgreich umgesetzt werden, auch wenn die Ätiologie 
noch im Unklaren ist. Es gibt auch manche prominente 
Beispiele zu wirksamen, bzw. evidenzgesicherten 
Medikamenten, bei denen die Wirkmechanismen gar 
nicht klar sind. Entscheidend ist dort – auch für die 
Zulassung zur Behandlung – nicht das Vorliegen einer 
Störungstheorie und auch nicht das Vorliegen einer 
Theorie über die Wirkmechanismen, sondern allein 
Evidenz für das Ergebnis der Behandlung. Aber im 
Psychotherapiebereich wird zwingend gefordert, dass 
der Antrag auf Zulassung zur Versorgung auf einer 
schlüssigen, umfassenden Theorie basiert.

B: Oh, es gibt auch schöne Beispiele in der Psychotherapie, 
z. B. das EMDR, da wurde die Methode anerkannt, auch 
wenn die Wirkmechanismen unbekannt sind oder es wider-
sprüchliche bzw. widersprechende Hypothesen dazu gibt.

V: Wenn man die schlüssige Theorie wirklich zum 
Primat erhebt und für unverzichtbar hält für die Frage, 
ob eine Therapie zulassungsfähig ist, dann ist es 
natürlich schlüssig, dass verschiedene Verfahren nicht 
vermischt werden. Solange es keine Theorie für die 
Vermischung gibt, lässt man besser die Finger davon, 
denn das könnte ja gefährlich werden.

K: Dass das Vermischungsverbot in die Psychotherapiericht-
linien gekommen ist, hat natürlich historische Gründe. In den 
1960er-Jahren konnte sich ein Psychoanalytiker nicht vorstel-
len, dass zum Beispiel Hausaufgaben oder andere Arten von 
aktivierenden Interventionen dem Patienten zu vertieften Ein-

sichten verhelfen. Viel eher war es begründet anzunehmen, 
dass solche Interventionen die Übertragung unterminieren. 
Nur sind wir jetzt fünfzig Jahre weiter und auch Vertreter der 
psychodynamischen Verfahren akzeptieren ein Spektrum an 
Vorgehens- und Wirkungsweisen.

B: Es spricht sicherlich einiges dafür, das Theorieprimat mal 
ein bisschen niedriger zu hängen. Wenn man aus der Theorie 
ein Kombinationsverbot ableitet, kann man das ja tun, aber 
eine solche Ableitung sollte dann auch empirisch geprüft wer-
den. Und in bestimmten Fällen wird die Ableitung dann sicher 
auch bestätigt werden. Wir haben ja beispielsweise Studien, 
die zeigen, dass die Kombination von Exposition und Entspan-
nung langfristig zu schlechteren Ergebnissen führt als Exposi-
tion allein. Das heißt, ich müsste da also ein „Kombinations-

verbot“ aussprechen, aber eben sehr spezifisch bezogen auf 
zwei bestimmte Methoden der Verhaltenstherapie innerhalb 
eines umschriebenen Einsatzgebietes. Und auch nur, weil 
sich diese Kombination empirisch als ungünstig erwiesen hat.

SD: Von besonderer Bedeutung für das Ergebnis der 
Psychotherapie ist ja nicht nur die Methode, die der 
Psychotherapeut anwendet, sondern seine eigene 
Person, seine Persönlichkeit und seine fachliche 
Kompetenz. Dazu gehört auch die zentrale Fähigkeit, 
seine Techniken etc. auf den Patienten abzustimmen 
und eine Passung hinzukriegen. Das ist ein ganz 
anderes Thema, jenseits der Psychotherapierichtlinie 
und jenseits der Frage einer wissenschaftlichen Aner-
kennung von Verfahren oder Ansätzen. Es ist vielleicht 
vorrangig im Kontext der Ausbildungsreform zu disku-
tieren. Was sollen, was müssen die Ausbildungsteil-
nehmer im Studium und in der weiteren Qualifizierung 
zukünftig lernen?

B: Mit der aktuellen Diskussion zur Ausbildungsreform sind 
wir auf einem guten Weg, denke ich. Gerade wird ein Kom-
petenzkatalog finalisiert, der, wenn er feingliedrig genug ist, 
solche Fähigkeiten ausreichend konkret definiert. Was ich 
aber noch als größere Lücke erlebe, ist die Kluft zwischen 
den Lernzielen und dem, was wir wirklich am Ende einer Aus-
bildung an Kompetenzen überprüfen. Denn da gibt es bislang 
eine Abfrage von Wissen und nicht die Überprüfung, ob die 
angestrebten Kompetenzen wirklich realisiert werden kön-
nen. Damit unterscheidet sich unsere Ausbildung von vielen 
anderen Ausbildungen, wo ich in der Ausbildung das mache, 
was ich später im Beruf mache, und in der Prüfung auch das 
geprüft werde, was ich später im Beruf machen werde. Ein 
Handwerker, der später Schränke baut, wird als Gesellen-
stück einen Schrank bauen und dafür eine Note bekommen. 

        Es spricht sicherlich einiges dafür, das Theorieprimat mal ein biss-
chen niedriger zu hängen.
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In der Psychotherapie liefere ich dagegen einen Fallbericht 
ab. Das ist so, als müsste der Schreiner als Gesellenstück 
einen Aufsatz über die Herstellung eines Schranks schreiben. 
Dass die therapeutische Kompetenz nicht direkt geprüft wird, 
halte ich für ein großes Problem.

K: Das sehe ich ähnlich. In der Ausbildung zur Gesprächs-
psychotherapie wurde beispielsweise für den Abschluss 
verlangt, für fünf Fälle anhand von Fallberichten den Be-
handlungsverlauf und -erfolg darzustellen – und dies nicht 
nur mit geschriebenen Berichten und psychodiagnostischen 

Messwerten, sondern auch anhand von jeweils mindestens 
drei Bändern über den Verlauf. Das war durchaus eine ganz 
brauchbare Prüfungsstruktur, die man hätte übernehmen und 
verbessern können. Es ist schade, dass die derzeitige Psy-
chotherapeutenausbildung die Prüfungen nicht mehr so kri-
teriums- und praxisorientiert gestaltet. Dabei wäre das leicht 
einzuführen.

B: Hier passiert trotzdem erstaunlich wenig. Aber das wäre 
auch mein Ziel, dass man an den Universitäten den Fokus 
noch mehr als bisher auf die Vermittlung konkreter Hand-
lungskompetenzen legt und diese Kompetenzen dann Ge-
genstand der Prüfungen sind. Fallberichte schreiben können 
ist natürlich auch eine therapeutische Kompetenz, aber es ist 
nicht unbedingt die Kernkompetenz. Die Kernkompetenz ist 

die optimale Auswahl und Ausführung der konkreten thera-
peutischen Motivations- und Veränderungstechniken unter 
expliziter Berücksichtigung der individuellen Merkmale des 
Patienten, der Behandlungsumstände sowie des aktuellen 
Standes im Therapieprozess.

V: Ich würde gerne noch einmal auf das sog. Metho-
denpapier zurückkommen (siehe Kasten S. 261). Da 
gibt es für Verfahren, Methoden und Techniken der 
Psychotherapie eine sehr schön strukturierte, ausge-
stanzte Definitionshierarchie. Verfahren hatten wir 
eben durchgesprochen. Was würden Sie denn zu den 

Stichworten Methoden und Techniken sagen? Ist das 
aus Ihrer Sicht eine sinnvollere Konzeption, die dort 
vom wissenschaftlichen Beirat entworfen wurde?

K: Trotz der Definitionen bleibt der Begriff Verfahren unklar. 
Ich habe nochmal in der Psychotherapierichtlinie des G-BA 
nachgelesen: Da steht „Verhaltenstherapie umfasst folgen-
de Verfahren...“: Da merkt man schon, dass man selbst 
nicht die Logik der Begrifflichkeiten verstanden hat oder 
dass man sie nicht übernehmen mag – auch an anderen Stel-
len. Und das ist so, obwohl das Methodenpapier zwischen 

G-BA und WBP abgestimmt ist. 
Für mich bedeutet das, dass der 
Begriff „Verfahren“ eher ein All-
tagsbegriff ist und wenn man 
den so überscharf definiert, wie 
es der WBP versucht hat, dann 
kann man jetzt, nach fünfzehn 
Jahren Psychotherapeutenge-
setz, sagen: Das lässt sich nicht 

wirklich halten und hat mehr Nachteile als Vorteile gebracht. 
Wenn wir das aber akzeptieren, ist natürlich auch unterhalb 
dessen das Verständnis von Methoden und Techniken pro-
blematisch. Ich würde daher den amerikanischen Begriff 
„approach“ oder so etwas bevorzugen, und dann würde 
ich „Verfahren“ im deutschen Richtliniensystem immer in 
Anführungszeichen setzen, um klar zu machen, dass das 
Cluster sind.

B: Mein Anliegen wäre, dass man den Umgang mit diesem 
im Prinzip gut konzipierten System verändert und sich in der 
Forschung stärker mit den unteren Ebenen, d. h. Methoden 
und Techniken, beschäftigt, anstelle Unterschiede zwischen 
den Verfahren als den größten Integrationseinheiten zu un-
tersuchen. Wichtig wäre zu klären, welche „Interventions-

module“ bei welchen Problem-
stellungen besonders hilfreich 
sind und welche Kombinationen 
von Modulen bei komplexeren 
Problemkonstellationen sinnvoll 
sind. Da geht es dann nicht um 
ganze „Verfahren“, aber vielleicht 
um Cluster, die irgendwo zwi-
schen Modulen und „Verfahren“ 
liegen.

K: Dem kann ich gut folgen. Vielleicht würde auch der Begriff 
Approach anstelle von Methoden gut passen, also auf jeden 
Fall eine Ebene unter den „Verfahren“.

V: Noch ein letzte Frage: Vorausgesetzt, es gäbe das 
Psychotherapiestudium entsprechend einer noch zu 
schreibenden neuen Approbationsordnung mit einem 
abschließenden Staatsexamen und einer anschlie-
ßenden Weiterbildung: Welche Rolle kann und soll 
der Wissenschaftliche Beirat in diesem zukünftigen 
Qualifizierungsmodell spielen?

        Fallberichte schreiben können ist natürlich auch eine thera- 
peutische Kompetenz, aber es ist nicht unbedingt die Kern-
kompetenz.

        In der Forschung sollte man sich stärker mit den unteren Ebenen, 
d. h. Methoden und Techniken, beschäftigen, anstelle Unterschiede 
zwischen den Verfahren als den größten Integrationseinheiten zu 
untersuchen.
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Auszug aus dem sog. „Methodenpapier“ des Wissenschaftlichen 
Beirats Psychotherapie nach § 11 Psychotherapeutengesetz, 
Version 2.8 vom 29.9.2010

(…)

I.1. Psychotherapeutische Verfahren und  
Methoden
In § 8 Absatz 3 des Psychotherapeutengesetzes (PsychThG) wird festge-
legt, „dass die Ausbildung sich auf die Vermittlung eingehender Grund-
kenntnisse in wissenschaftlich anerkannten psychotherapeutischen Ver-
fahren sowie auf eine vertiefte Ausbildung in einem dieser Verfahren zu 
erstrecken haben“. In § 11 PsychThG wird der Wissenschaftliche Beirat 
Psychotherapie als das Gremium benannt, welches in Zweifelsfällen die 
wissenschaftliche Anerkennung von Psychotherapieverfahren zu beur-
teilen hat.

In der erläuternden Textausgabe zum Psychotherapeutengesetz (Behn-
sen & Bernhardt, 1999) wird festgestellt, dass die zum Zeitpunkt des 
In-Kraft-Tretens des Psychotherapeutengesetzes sozialrechtlich aner-
kannten Psychotherapieverfahren (so genannte „Richtlinienverfahren“) 
Analytische Psychotherapie, Tiefenpsychologisch fundierte Psychothe-
rapie und Verhaltenstherapie von den zuständigen Behörden der Länder 
bereits als wissenschaftlich anerkannte psychotherapeutische Verfah-
ren im Sinne des PsychThG angesehen wurden. Damit wird Bezug ge-
nommen auf die Psychotherapie-Richtlinien des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses.

In Abschnitt B.I der Richtlinien werden Analytische Psychotherapie, 
tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie und Verhaltenstherapie 
bezeichnet als „Verfahren, denen ein umfassendes Theoriesystem der 
Krankheitsentstehung zugrunde liegt und deren spezifische Behand-
lungsmethoden in ihrer therapeutischen Wirksamkeit belegt sind.“

In der Forschung werden in zunehmendem Umfang neue Behandlungs-
methoden entwickelt und überprüft, jedoch keine neuen umfassenden 
Psychotherapieverfahren. Entsprechend wurde der Wissenschaftliche 
Beirat Psychotherapie in den letzten Jahren vermehrt gebeten, die 
wissenschaftliche Anerkennung von psychotherapeutischen Methoden 

festzustellen. Von daher ergibt sich die Notwendigkeit zu entscheiden, 
ob es sich bei einem psychotherapeutischen Ansatz um ein Psycho-
therapieverfahren oder um eine Psychotherapiemethode handelt. Dem 
entsprechend geht der Wissenschaftliche Beirat Psychotherapie von 
folgendem Verständnis von Psychotherapie-Verfahren, Psychotherapie-
Methoden und Psychotherapie-Techniken aus:1

Psychotherapie-Verfahren

Ein zur Krankenbehandlung geeignetes Psychotherapie-Verfahren ist ge-
kennzeichnet durch

�� eine umfassende Theorie der Entstehung und Aufrechterhaltung von 
Krankheiten und ihrer Behandlung beziehungsweise verschiedene 
Theorien der Entstehung und Aufrechterhaltung von Krankheiten und 
ihrer Behandlung auf der Basis gemeinsamer theoretischer Grundan-
nahmen, und

�� eine darauf bezogene psychotherapeutische Behandlungsstrategie 
für ein breites Spektrum von Anwendungsbereichen oder mehrere 
darauf bezogene psychotherapeutische Behandlungsmethoden für 
ein breites Spektrum von Anwendungsbereichen, und

�� darauf bezogene Konzepte zur Indikationsstellung, zur individuellen 
Behandlungsplanung und zur Gestaltung der therapeutischen Bezie-
hung.

Ein wissenschaftlich anerkanntes Psychotherapieverfahren muss die Vo-
raussetzungen nach II.5 und III erfüllen.

Psychotherapie-Methode

Eine zur Behandlung einer oder mehrerer Störungen mit Krankheitswert 
geeignete Psychotherapiemethode ist gekennzeichnet durch

�� eine Theorie der Entstehung und der Aufrechterhaltung dieser Stö-
rung bzw. Störungen und eine Theorie ihrer Behandlung,

�� Indikationskriterien einschließlich deren diagnostischer Erfassung,

�� die Beschreibung der Vorgehensweise und

�� die Beschreibung der angestrebten Behandlungseffekte.

B: Wenn es eine übergeordnete Instanz wie den Wissen-
schaftlichen Beirat nicht gäbe, würden Professorinnen und 
Professoren wahrscheinlich eher aufgrund ihrer eigenen Ein-
schätzungen und Interessen über Inhalte des Studiums und 
Prüfungsthemen entscheiden. Ein Problem dabei ist die Flut 
der aktuellen klinischen Studien, die kaum ein Professor über 
alle Einsatzbereiche hinweg überschauen kann. Deswegen fin-
det eine Spezialisierung statt, die wiederum dazu führen kann, 
dass Professoren den für sie interessanten Spezialbereich für 
besonders relevant erachten und diesem gegebenenfalls in 
der Ausbildung einen Stellenwert zuschreiben, der objektiv nur 
schwer zu begründen wäre. Vor diesem Hintergrund sehe ich 
durchaus einen Bedarf für eine Einrichtung, die die Befunde in 
einer möglichst großen Breite rezipiert und als Grundlage für 
Ausbildungs- und Indikationsempfehlungen heranzieht.

K: Wenn es einen Wissenschaftlichen Beirat gäbe, in dem 
die vier therapeutischen Grundorientierungen vertreten sind, 
der inhaltliche Diskurse führt und nicht nur unter dem Druck 
steht, Verfahren anzuerkennen oder nicht, und der dann rich-
tungsübergreifend überlegt: Was ist wirksam und was ist 
nicht wirksam? Also wirklich mit wissenschaftlichen und ra-
tionalen Argumenten diskutiert und die grundlegenden Fra-
gen der Psychotherapie allgemein zugänglich erörtert – so ein 
Gremium würde ich mir auch in einer neuen Approbationsord-
nung wünschen.

SD: Meine Herren, wir danken Ihnen ganz herzlich im 
Namen des Redaktionsbeirats des Psychotherapeuten-
journals für dieses Gespräch!
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Prof. Dr. Jürgen Kriz

Uni Osnabrück, FB 8
Seminarstraße 20
49074 Osnabrück
kriz@uos.de

Bis 2010 Professor für Psychotherapie und klinische Psycho-
logie, zeitlich überlappend auch Professuren in Forschungs-
methoden, Statistik und Wissenschaftstheorie; Mitglied der 
Kammerversammlung Niedersachsen (2000-2010) sowie des 
WBP (2004-2009), Begründer der „Personzentrierten System-
theorie“, einem integrativen Erklärungsmodell psychothera-
peutischer Prozesse. Kriz ist Ehrenmitglied mehrerer psycho-
therapeutischer Fachgesellschaften und hat Gastprofessuren 
in Wien, Zürich, Berlin, Riga, Moskau und den USA inne.

Prof. Dr. Matthias Berking

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-
Nürnberg
Lehrstuhl für Klinische Psychologie und 
Psychotherapie
Nägelsbachstraße 25a,
91052 Erlangen
matthias.berking@fau.de

Seit 2014 Leiter des Lehrstuhls für Klinische Psychologie 
und Psychotherapie an der Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg. Approbierter Psychologischer Psycho-
therapeut und Supervisor. Seine Forschungsschwerpunkte 
umfassen u. a. die Evaluation innovativer psychotherapeuti-
scher Verfahren (besonderer Fokus: Methoden zur Verbesse-
rung emotionaler Kompetenzen).  Beschäftigt sich seit seiner 
Zeit als Post-Doc bei Klaus Grawe mit der Identifikation von 
schulenübergreifenden Wirkfaktoren in der Psychotherapie.

Eine wissenschaftlich anerkannte Psychotherapiemethode muss die Vo-
raussetzungen nach II.5 erfüllen.

Psychotherapie-Technik

Eine psychotherapeutische Technik ist eine konkrete Vorgehensweise, 
mit deren Hilfe die angestrebten Ziele im Rahmen der Anwendung von 
psychotherapeutischen Methoden und Verfahren erreicht werden sollen, 
z. B. im Bereich des psychodynamischen Verfahrens: die Übertragungs-
deutung zur Bewusstmachung aktualisierter unbewusster Beziehungs-
muster, oder in der Verhaltenstherapie: Reizkonfrontation in vivo.

Der Wissenschaftliche Beirat Psychotherapie überprüft die wissen-
schaftliche Anerkennung von Verfahren und eigenständigen psychothe-
rapeutischen Methoden. Methoden, die einem Verfahren zuzuordnen 
sind, werden nicht gesondert auf ihre wissenschaftliche Anerkennung 
überprüft, sondern lediglich im Zusammenhang mit der Überprüfung des 
Verfahrens.

1 Die Definitionen von Verfahren, Methode und Technik erfolgen in Abstimmung mit dem 
Gemeinsamen Bundesausschuss.
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Kommentare

Redaktionelle Vorbemerkung:
Im Psychotherapeutenjournal 1/2015 (S. 30-33) wurde das Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats Psychotherapie zur Frage der wissenschaftlichen Anerkennung der EMDR-Methode (Eye 
Movement Desensitization and Reprocessing) in der Behandlung von Anpassungs- und Belas-
tungsstörungen sowie von Posttraumatischen Belastungsstörungen (PTBS) bei Kindern und Ju-
gendlichen wiedergeben. In der Vorbemerkung wurde die Aufgabenstellung des Wissenschaftli-
chen Beirats nach § 11 PsychThG dargestellt und die Vorgeschichte des Prüfverfahrens wurde er-
läutert. Zwischenzeitlich erreichte das Psychotherapeutenjournal ein ausführlicher Leserbrief von 
Thomas Hensel, Offenburg, in dem verschiedene zentrale Punkte des Gutachtens angesprochen 
wurden. Wir freuen uns, dass der alternierende Vorsitzende des Wissenschaftlichen Beirats, Prof. 
Günther Esser, Potsdam, die Gelegenheit genutzt hat, in einem anschließenden Statement aus 
Sicht des Beirates zu diesen Punkten Stellung zu nehmen.

Leserbrief zum Beschluss des Wissenschaftlichen Beirats 
Psychotherapie (WBP), EMDR mit Kindern und Jugendli-
chen nicht als wissenschaftliche Methode zur Behandlung 
der Posttraumatischen Belastungsstörung anzuerkennen.

Zu: Aktuelles Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats Psychotherapie zu 
EMDR, Psychotherapeutenjournal 1/2015, S. 30-33.

der valide und lange eingeführte Child 
Post-Traumatic Stress-Reaction Index 
(CPTSD-RI) eingesetzt. Die Kinder hat-
ten einen Durchschnittswert von 25.9 
und in der Forschungsliteratur werden 
„Summenwerte über 24 als klinisch re-
levant betrachtet“ (Landolt et al., 2003). 
Forschungsgestützt (Carrion et al., 
2002) wird davon ausgegangen, dass 
Kinder mit einer subklinischen PTBS 
genauso betroffen sind wie Kinder mit 
einem Vollbild, weshalb die American 
Academy of Child and Adolescent Psy-
chiatry (ACCAP, 1998) empfiehlt, „ein 
Kind oder einen Jugendlichen dann als 
behandlungswürdig anzusehen, wenn 
das Alltagsleben des Kindes oder Ju-
gendlichen beeinträchtigt ist, auch 
wenn nur ein einziges Kriterium erfüllt 
ist.“ Zu behaupten, es lägen in dieser 
Studie deshalb keine Störungen mit 
Krankheitswert vor, weil bei den Kin-
dern kein Vollbild einer PTBS vorliegt, 
ist hochgradig formalistisch und fern 
jeder Versorgungsrealität. Gleiches gilt 
für die Studie von de Roos et al. (2011).

Zu bemerken bleibt zudem, dass eine 
weitere existierende RCT-Studie (Dieh-
le et al., 2014) nicht erfasst wurde und 
dass entgegen Punkt II.4.5. III.4 des Me-
thodenpapiers des WBP zwei relevante 
Versorgungsstudien (Hensel, 2009; 
Ribchester et al., 2010), die alle Kriteri-
en externer Validität (Methodenpapier 
Anhang C) erfüllten, ebenfalls nicht 
berücksichtigt wurden. Experimentelle 
Einzelfallstudien (Punkt II:5.1.1), durch 
die ebenfalls die Wirksamkeit nachge-
wiesen werden kann, fehlen vollstän-
dig, obwohl sie vorliegen.

Die sich auf hinterfragbare Kriterien 
stützende Einschätzung des WBP wi-
derspricht zudem in eklatanter Weise 
den fünf Zielen der Rahmenempfehlun-
gen (BPtK, KBV, GKV, Deutsche Kran-
kenhausgesellschaft; Deutsches Ärz-
teblatt Heft 11, 2012), in denen es zur 
Weiterentwicklung der Therapieange-
bote heißt: „Der Wissenschaftliche Bei-
rat Psychotherapie wird aufgefordert, 
traumaspezifische Methoden und Tech-

Mit dem Beschluss des Wissenschaftli-
chen Beirat Psychotherapie, EMDR mit 
Kindern und Jugendlichen als wissen-
schaftliche Methode zur Behandlung 
der Posttraumatischen Belastungsstö-
rung (PTBS) nicht anzuerkennen, hat 
sich der WBP aus der Versorgungsre-
alität von belastungsreaktiven Störun-
gen im Kindes- und Jugendalter und 
aus dem State-of-the-Art der aktuellen 
Forschung im Bereich der Posttrau-
matischen Belastungsstörung verab-
schiedet und sich gegen die Klassifizie-
rung der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) gestellt, die 2013 EMDR bei 
Kindern und Jugendlichen als eines von 
zwei evidenz-basierten Verfahren aner-
kannt hat (WHO, 2013).

Es wurden acht (!) RCT-Studien unter-
sucht, von denen sieben substanzielle 
Verbesserungen der posttraumatischen 
Symptomatik mit einer durchschnittli-
chen Effektstärke von 1.5 (Cohen`s d) 
aufwiesen. Mit der Aussage in der Be-
kanntmachung des WBP (Psychothe-
rapeutenjournal, 1/2015, S. 33), dass 
„keine Effekte nachweisbar waren“ wi-
derspricht sich der WBP selbst, da er 

nur bei zwei (von acht) Studien (2 und 
5) die Effekte überhaupt geprüft und für 
beide Studien die Wirksamkeit positiv 
bewertet hat.

Aus Platzgründen kann ich hier nur ex-
emplarisch an einer Studie (6) aufzei-
gen, wie der WBP Forschungs- und 
Versorgungsrealität ausblendet.

Die RCT-Studie von Kemp et al. (2010) 
wurde mit der Begründung ausge-
schlossen, es lägen keine Störungen 
mit Krankheitswert vor. In dieser Stu-
die ist das A-Kriterium für alle Kinder 
(schwerer Autounfall) erfüllt. Das kli-
nische Interview ergab durchschnitt-
lich 2,46 PTBS-Symptome (alle Kinder 
hatten zwei und mehr Symptome). In 
der Forschung im Bereich PTBS bei 
Kindern ist seit Langem Konsens, dass 
die notwendigen sechs Kriterien für das 
Vollbild einer PTBS nach dem DSM-IV 
unangemessen sind und zu einer mas-
siven Unterdiagnostizierung führen. 
Nach den aktuellen ICD-10-Kriterien 
hätten fast alle Kinder der Studie eine 
Diagnose PTBS erhalten. Zur Messung 
der Schwere der Symptomatik wurde 
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niken zu identifizieren“ und nicht abzu-
lehnen. EMDR bei Erwachsenen hat 
sich gerade in einer Meta-Analyse im 
Rahmen des Beratungsverfahrens des 
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-
BA, nach SGB V) allen anderen Verfah-
ren als signifikant überlegen erwiesen. 
„In der Metaanalyse ergab sich eine 
statistisch signifikante Überlegenheit 
der EMDR gegenüber einer indikati-
onsunspezifischen und -spezifischen 
Kontrollbehandlung nach Abschluss der 
Therapie.“ (G-BA; 2015; S. 67)

Nach meinen Erfahrungen, der ich seit 
fast 20 Jahren mit dieser Methode ar-
beite und seit 2008 ungefähr 500 Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeu
tinnen/-therapeuten, Kinder- und Ju
gendpsychiater/-psychiaterinnen und 
Psychologische Psychotherapeutinnen/-
therapeuten darin ausgebildet habe, 
liegt die reale Behandlungsdauer bei 
singulärem Belastungsereignis bei drei 
Sitzungen (siehe auch Hensel, 2009). 
Angesichts der derzeitigen prekären 
Versorgungslage halte ich es für verant-

wortungslos, diese hoch effektive Be-
handlungsmöglichkeit auszuschließen.

Literatur
Die Literaturangaben zu diesem Text finden Sie 
auf der Homepage des Psychotherapeutenjour-
nals unter Ausgabe 3/2015.

Thomas Hensel,
Kinder Trauma Institut, Offenburg

Anmerkungen zum Leserbrief von Thomas Hensel zum Be-
schluss des WBP zu EMDR als Methode bei Kindern und 
Jugendlichen

Die Aufgabe des Wissenschaftlichen 
Beirats Psychotherapie (WBP) besteht 
nach § 11 des Psychotherapeutenge-
setzes in der gutachterlichen Beratung 
zur Frage der wissenschaftlichen An-
erkennung von einzelnen psychothera-
peutischen Verfahren. Grundlage der 
Begutachtung stellt ein Methodenpa-
pier (Version 2.8) dar, in dem die Bewer-
tungskriterien definiert werden.

Das konkrete Vorgehen bei der Beurtei-
lung wurde im Gutachten erläutert (vgl. 
Punkt 7). Es wird zunächst geprüft, ob 
es sich um randomisiert-kontrollierte 
Studien handelt. In einem zweiten 
Schritt wird mittels eines Screeningbo-
gens überprüft, ob Ausschlusskriterien 
(beispielsweise Hinweise auf Daten-
manipulation, unzureichende oder nicht 
überprüfte Reliabilität und Validität der 
Verfahren zur Messung der primären 
Zielkriterien) erfüllt sind. Diese sind als 
Mindestkriterien an die Studienqualität 
zu verstehen. Ist mindestens ein Aus-
schlusskriterium erfüllt, kann die Studie 
nicht als Wirksamkeitsnachweis heran-
gezogen werden.

Da die Wirksamkeit therapeutischer Ver-
fahren und Methoden hinsichtlich der 
Behandlung diagnostizierter psychischer 
Störungen mit Krankheitswert beurteilt 
werden soll, ist das Vorliegen einer ent-
sprechenden Stichprobe von besonde-
rer Bedeutung. Die diesbezügliche Ein-
schätzung stützt sich auf zwei Kriterien:

�� A2: Objektive und reliable Diagnose-
stellung (mittels (teil-)standardisier-
ter Interviews); Mindestanforderung: 
Diagnosechecklisten oder nachvoll-
ziehbares klinisches Urteil,

�� C1: Stichprobe von Patienten mit 
Krankheitswert; Mindestanforde-
rung: Stichprobe von Patienten mit 
wahrscheinlich klinischer Störung, 
max. 20% subklinisch.

In einem dritten Schritt folgt die weiter-
gehende Beurteilung der vier Bereiche 
allgemeine methodische Qualität (A), 
interne Validität (B), externe Validität (C) 
und Ergebnisse/Wirksamkeitsnachwei-
se (D) (vgl. Methodenpapier 2.8, Krite-
rienkatalog).

Der vom Autor genannte Punkt II.4.5. 
des Methodenpapiers 2.8 führt eindeu-
tig die Kriterien auf, die erfüllt sein müs-
sen, damit die Ergebnisse einer Studie 
als Wirksamkeitsnachweis gelten kön-
nen:

1.	 Die allgemeine methodische Qualität 
muss als adäquat beurteilt worden 
sein (A).

2.	 Es muss eine ausreichende interne 
und/oder externe Validität festge-
stellt worden sein (B und C).

3.	Die Ergebnisse der Studie müssen 
zeigen, dass (D):

�� in der Interventionsgruppe die Ver-
besserung in den primären Zielkri-

terien zwischen Prä- und Post-Zeit-
punkt signifikant größer ist als bei 
einer unbehandelten Kontrollgruppe, 
einer Placebo-Kontrollgruppe oder 
einer Kontrollgruppe mit „treatment 
as usual“,

ODER

�� in der Interventionsgruppe die Ver-
besserung in den primären Zielkriteri-
en zwischen Prä- und Post-Zeitpunkt 
mindestens gleich groß ist wie bei 
einer Vergleichsgruppe mit einer be-
reits als wirksam nachgewiesenen 
Behandlung, sofern die statistische 
Power der Vergleiche (Kriterium A17) 
als ausreichend (8 .50) bewertet 
wurde,

ODER

�� in der Interventionsgruppe das Be-
handlungsziel einer Heilung oder 
Besserung der vorliegenden Störung 
signifikant besser bzw. bei signifi-
kant mehr Patienten erreicht wurde 
(klinische Signifikanz) als bei den ge-
nannten Kontrollgruppen bzw. min-
destens gleich häufig wie bei einer 
Vergleichsgruppe mit einer bereits 
als wirksam nachgewiesenen Be-
handlung, sofern die statistische Po-
wer der Vergleiche als ausreichend 
(8 .50) bewertet wurde.

Sofern keine Kontrollgruppen vorlie-
gen (ggf. bei methodisch adäquaten 
Studien mit hoher externer Validität), 
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können die Ergebnisse als Wirk-
samkeitsnachweis gelten, wenn der 
Therapieeffekt sowohl durch eine 
signifikante Prä-Post-Veränderung 
als auch die klinische Bedeutsamkeit 
der erreichten Veränderung nachge-
wiesen ist.

Dem entsprechend ist es wenig aussa-
gekräftig, durchschnittliche Effektstär-
ken der begutachteten Studien zu zitie-
ren, ohne die methodische Qualität der 
Studien zu berücksichtigen.

Der aus dem Kontext zitierte Satzbau-
stein, dass „keine Effekte nachweisbar 
waren“ muss im gesamten Satz be-
trachtet werden. Er gehört zur Auflis-
tung der Gründe für den Ausschluss 
von fünf Studien, bei denen „entweder 
keine Effekte nachweisbar waren oder 
andere Einschränkungen der methodi-
schen Studienqualität festzustellen wa-
ren“. Hiermit ist die Erfüllung von Aus-
schlusskriterien gemeint (s. o.). Im Fall 
des Antrags betrifft dies v. a. folgende 
Kriterien: Patienten ohne festgestellte 
Anpassungs-/Belastungsstörung mit 
Krankheitswert, keine adäquate Diag-
nosestellung sowie keine reliable und 
valide Messung zumindest der primä-
ren Zielkriterien (vgl. tabellarische Über-
sicht der Studien).

Aufgrund der hohen Variabilität des 
Konstrukts der PTBS im Kindes- und 
Jugendalter, insbesondere durch die 
verschiedenen Subtypen traumatischer 
Erlebnisse (innerhalb der Familie erleb-
te Traumata vs. Erleben von Traumata 
bei intakter Familiensituation), ist es 
nicht verwunderlich, dass die Kriterien 
für den Behandlungsbedarf in den Stu-
dien sehr unterschiedlich definiert wur-
den. Umso wichtiger ist die Beachtung 
von Mindeststandards bei der Diagno-
sestellung (s. o.) für die Beurteilung von 
Studienergebnissen. Allein vom Vorlie-
gen eines traumatischen Erlebnisses 
auf die Diagnose PTBS bzw. auf eine 
Alltagsbeeinträchtigung zu schließen, 
entspricht weder den Klassifikations-
systemen noch dem aktuellen For-
schungsstand.

Bei der vom Autor aufgeführten Studie 
von Kemp et al. (2009) ist unklar, ob 
es sich um eine Stichprobe mit Krank-
heitswert handelt. Erstens wird nicht 
ausreichend beschrieben, wie die Er-
füllung der DSM-IV-Kriterien überprüft 
wurde (Kriterium A2). Zweitens kann 
den deskriptiven Angaben zum einge-
setzten Fragebogen zur Beurteilung 
der Symptomatik (CPTSD-RI) entnom-
men werden, dass die Werte zum Prä-
Zeitpunkt teilweise deutlich unter dem 
empfohlenen Schwellenwert von 24 
lagen (EMDR-Gruppe: M = 25.92, SD 
= 12.18; Kontrollgruppe: M = 27.29, SD 
= 12.58). Nähere Auskünfte über die 
Werteverteilung bzw. darüber, wie viele 
Kinder Werte unterhalb 24 aufwiesen, 
fehlen. Drittens weisen Kemp und Kol-
legen in ihrer Diskussion auf den subkli-
nischen Charakter ihrer Stichprobe hin. 
Somit kann nicht beurteilt werden, ob 
die – auch vom Autor angesprochene – 
notwendige Beeinträchtigung im Alltag 
tatsächlich bei der Mehrheit der Kinder 
vorlag (Kriterium C1).

Ähnliches gilt für die Studie von de Roos 
et al. (2011). Einschlusskriterium war 
hier ein nicht näher beschriebenes Urteil 
eines „care teams“ über das Vorliegen 
von Symptomen, die mit einem Explo
sionsunglück zusammenhingen („di
saster related symptoms“). Somit 
kann das Kriterium A2 nicht als erfüllt 
angesehen werden. Darüber hinaus 
fiel der verwendete Fragebogen zur 
Beurteilung der PTBS-Symptomatik 
aus Elternsicht (UCLA) zum Prä-Zeit-
punkt größtenteils subklinisch aus 
(EMDR-Gruppe: M = 31.3, SD = 10.5; 
CBT-Gruppe: M = 38.5, SD = 8.2; der 
empfohlene Cut-off liegt bei 38) – dies 
spricht gegen das Vorliegen einer Stich-
probe mit Krankheitswert (Kriterium 
C1).

Die vom Autor angemerkte Studie von 
Diehle et al. (2014) konnte aufgrund des 
Erscheinungsdatums nicht im Gutach-
ten berücksichtigt werden.

Als Wirksamkeitsnachweis einer Be-
handlungsmethode für ein Störungsbild 

sind mindestens zwei unabhängige, 
methodisch adäquate und valide Studi-
en erforderlich, von denen mindestens 
eine Studie eine ausreichende interne 
Validität (entsprechend der Kriterien 
zu II.4.3) aufweisen muss (vgl. Punkt 
2 des Gutachtens). Da keine metho-
disch adäquate Studie mit ausreichen-
der interner Validität vorlag (vgl. Punkt 
7 des Gutachtens und die tabellarische 
Übersicht der Studien), wurden die vom 
Autor aufgeführten Versorgungsstudien 
(als mögliche zweite Studie) nicht in die 
Beurteilung eingeschlossen.

Die vom Autor genannten experimen-
tellen Einzelfallstudien können entspre-
chend Punkt II.4.6 des Methodenpa-
piers 2.8. als Wirksamkeitsnachweis 
herangezogen werden, wenn:

1.	 kontinuierliche Messungen des im 
Fokus stehenden Verhaltens/Erle-
bens über alle relevanten Untersu-
chungsabschnitte vorgenommen 
werden,

2.	 eine ausreichend lange Baseline des 
Zielverhaltens und -erlebens (analog 
zu einer Wartelistenkontrollbedin-
gung in einer Gruppenstudie) erho-
ben wird,

3.	 die abhängige Variable eine ausrei-
chende Stabilität innerhalb der je-
weils definierten Untersuchungsab-
schnitte aufweist und

4.	das therapeutische Vorgehen (die 
Intervention) detailliert beschrieben 
wird (z. B. anhand eines Therapiema-
nuals).

Dies trifft für die recherchierten Einzel-
fallstudien nicht zu.

Bei neuer Studienlage ist der Wissen-
schaftliche Beirat gerne bereit, die 
Wirksamkeit von EMDR als Methode 
zur Behandlung von Anpassungs- und 
Belastungsstörungen im Kindes- und 
Jugendalter erneut zu überprüfen.

Prof. Dr. Günter Esser
Alternierender Vorsitzender des

Wissenschaftlichen Beirats Psycho-
therapie
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Reichmayr, Johannes (2015). Otto Fe-
nichel: Psychoanalyse und Gymnastik. 
Gießen: Psychosozial Verlag, 209 Sei-
ten, 24,90 €

Otto Fenichel ist einer der bekanntes-
ten Psychoanalytiker des 20. Jahrhun-
derts. Und doch wirft dieses Buch noch 
einmal ein neues Licht auf seine Person 
und sein Werk. Aus seinen Schriften 
wissen wir, dass er sich in den 1920er-
Jahren intensiv mit dem Zusammen-
hang zwischen Muskelspannungen, 
Motilität und Abwehr beschäftigt hat. 
Was wir aber bisher nicht wussten: 
Seinem 1928 erschienenen Aufsatz 
„Organlibidinöse Begleiterscheinun-
gen der Triebabwehr” liegt ein Vortrag 
zugrunde, den Fenichel im Mai 1927 in 
der Berliner Psychoanalytischen Gesell-
schaft zum Thema „Psychoanalytische 
Untersuchungen über die Wirkungswei-
se der Gymnastik“ gehalten hat. Das 
bisher unveröffentlichte handschriftli-
che Manuskript dieses Vortrags hat El-
ke Mühlleitner in den Fenichel Papers 
der University of California in Los An-
geles gefunden. Johannes Reichmayr 
hat es transskribiert. Es bildet den Kern 
dieses Buches.

Der große Unterschied zwischen den 
beiden Texten besteht darin, dass Fe-
nichel sich in dem Vortrag intensiv mit 
der Arbeit der Berliner Gymnastikleh-
rerin Elsa Gindler auseinandersetzt. In 
der späteren Veröffentlichung fehlen 
diese Bezüge. Doch sind sie in zweifa-
cher Hinsicht interessant: zum einen in 
Bezug auf Fenichel selbst, zum anderen 
in Bezug auf die Geschichte der Begeg-
nung von Psychoanalyse und Körperar-
beit.

Fenichel ging 1922 von Wien nach Ber-
lin und lernte dort seine Frau Cläre, eine 
Gymnastiklehrerin kennen. Sie gehörte 
zum Kreis um Elsa Gindler, die unweit 
des Psychoanalytischen Instituts ein 
Gymnastikstudio betrieb. Wie Reich-
mayr in Fenichels Akten herausfand, 

Buchrezensionen
Gymnastische Einwirkung auf das Seelenleben

ging dieser fünf Jahre lang regelmäßig 
einmal in der Woche zu Gindlers Kur-
sen. Dort lernte man nicht zu turnen, 
sondern eine bewusste und aufmerk-
same Wahrnehmung von „Muskelzu-
stand und Bewegungsausführung” so-
wie „zweckmäßige” Bewegungen, wie 
Fenichel in seinem Vortrag festhielt. Er 
war beeindruckt. Denn nach wenigen 
Stunden bei Gindler war seine Migräne 
verschwunden, gegen die eine Psycho-
analyse nicht geholfen hatte. So hatte 
er auch ein persönliches Motiv für die 
zentrale Frage des Textes: die „Wir-
kungsweise der Gymnastik” daraufhin 
zu untersuchen, wie sie „psychische 
Veränderungen” herbeiführen kann.

Zunächst beschreibt Fenichel, wie 
„gymnastische Beschäftigung mit dem 
Körper in das Seelenleben eingreift”. 
Dabei greift er auf die Begriffe Autoero-
tik und Muskelerotik zurück. Im nächs-
ten Abschnitt untersucht er den Zusam-
menhang zwischen muskulärem Dys-
tonus und Triebabwehr. Verdrängung 
bestehe nämlich „in einer Abhaltung 
gewisser Regungen von der Motilität”. 
Der Dystonus ist für ihn ein Äquivalent 
chronischer Angst und diese eine Folge 
der Triebabwehr. Im folgenden Kapitel 
erörtert er die These, dass Gymnastik 
mit der Lockerung der Muskulatur den 
Verdrängungsdruck lockere und so 
dazu führe, dass die Libido wieder be-
weglicher und den Organen zugeführt 
werde. Weiterhin zeigt er, dass dies 
den Machtbereich des Ich erweitere. 
In den letzten beiden Abschnitten erör-
tert er schließlich die „Wirkungsweise 
der Gymnastik” unter dem Aspekt der 
Übertragung. Fenichel denkt, dass die 
„Mutterliebe” der Gymnastiklehrerin 
bei den Schülern dazu führe, den Mus-
kelkrampf ihr zuliebe zu lösen. Die Gym-
nastik wirkt damit gleichsam durch eine 
Übertragungsheilung in einer Reinsze-
nierung einer infantilen Situation.

Aus der gleichen triebtheoretischen 
Sicht heraus ist Fenichel dagegen, 

Körperarbeit und Psychoanalyse mit-
einander zu verbinden. Wenn ein 
Psychoanalytiker mit dem Patienten 
Atemübungen mache, käme das einer 
„realen Sexualbefriedigung” gleich. 
Fenichel plädiert daher für das Modell 
einer konsekutiven Behandlung. Weil 
die Psychoanalyse „die körperliche Ge-
hemmtheit nur bis zu einem gewissen 
Grade beseitigen” könne, könne „eine 
nachfolgende gymnastische Betätigung 
real machen, was die Analyse ermög-
licht hat”. Das komme Patienten „mit 
ganz besonderer Körperfremdheit” zu-
gute. Bei verschüchterten Patienten mit 
Angst vor der Realität könne dagegen 
vielleicht eine vorgeschaltete Gymnas-
tik dazu beitragen, „dass Reden über-
haupt möglich” ist.

Fenichels triebtheoretische Interpre-
tationen lesen sich heute ein wenig 
befremdlich, z. B. wenn er die Kas
trationsangst für zentral hält oder den 
Krampfzustand der Muskulatur wie 
eine Erektion versteht oder wenn er 
die Freude der Gymnastiker an der 
Körperbeherrschung mit der infantilen 
Lust an der Kontrolle des Sphinkter 
vergleicht. Dass sein Text der frühen 
psychoanalytischen Ideologie ver-
pflichtet ist, sollte aber nicht wundern. 
Denn Fenichel war noch vor Reich 
der erste, der „über die Relation von 
Körper, Triebtheorie und Psychoanalyse 
federführend publizierte”, schreibt 
Günter Hebenstreit als einer von sechs 
Fachleuten, die der Herausgeber um 
kurze Kommentare gebeten hat und die 
den Text aus ihrer jeweiligen Erfahrung 
heraus bewerten.

Wer sich für die Geschichte der Psy-
choanalyse und ihres Verhältnisses 
zum Körper interessiert, wird sich über 
dieses Buch freuen, auch über die edi-
torische Sorgfalt des Herausgebers. 
Reichmayr fügt dem Transskript einen 
Vergleich mit dem eingangs genannten 
Text von 1928 hinzu, aus dem die Über-
nahmen von Passagen genau zu erken-
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nen sind. Mit Michael Giefer zusammen 
hat er das Buch schließlich um eine 
„Fenichel Gesamtbibliografie” ergänzt. 
Auch sind einige Fotos und ein Text der 
Tochter von Otto und Cläre Fenichel 

hinzugefügt. Sie schreibt darin, dass es 
dem psychoanalysierenden Vater und 
der zeitlebens Gindlersche Gymnastik 
lehrenden Mutter im Grunde um das-
selbe ging: vom Bewusstsein bislang 

ausgeschlossene Gefühle und Handlun-
gen bewusst zu machen.

Prof. Dr. Ulfried Geuter,
Berlin

Auf Schatzsuche

Eberwein, Werner & Thielen, Manfred 
(Hrsg.) (2014). Humanistische Psycho-
therapie. Theorien, Methoden, Wirk-
samkeit. Gießen: Psychosozial-Verlag. 
337 Seiten. 29,90 €

Die Humanistische Psychotherapie 
(HPT) wird in dem Beschluss des 25. 
Deutschen Psychotherapeutentages 
zur Direktausbildung für Psychothera-
pie als eine von vier psychotherapeuti-
schen Grundorientierungen bestätigt, 
die in der universitären Ausbildung 
gleichberechtigt gelehrt werden sollen. 
Werner Eberwein und Manfred Thielen 
legen als Herausgeber ein Buch vor, 
das den aktuellen Stand dieses Thera-
pieansatzes darstellt.

Spezifisch für die Humanistische Psy-
chotherapie ist, dass sie sich mehr über 
eine therapeutische Haltung und über 
die Art des Inbeziehungseins definiert 
als über spezifische Interventionen 
oder explizite störungsspezifische Vor-
gehensweisen.

Diese therapeutische Haltung und be-
sondere Beziehungsgestaltung wird 
von den Autoren des Buches überzeu-
gend dargestellt. Schon im Geleitwort 
weist Dirk Revenstorf auf Reichtum 
und Tiefe der humanistischen Ansät-
ze hin, zu denen sich eine „Expediti-
on“ unbedingt lohne, denn sie bringe 
Schätze zu Tage wie die Betonung von 
Lebendigkeit, Verantwortung, Wahlfrei-
heit, Ganzheit, Körperlichkeit, Verwirkli-
chung, Sinnerfüllung, Wachstum oder 
Entwicklung des Menschen.

Interessanterweise tauchen m. E. 
viele dieser Aspekte in wesentlichen 
Elementen in den neuen, integrativen 
Ansätzen der Richtlinienverfahren wie-
der auf (z. B. in der ACT, DBT, CBASP, 

Schematherapie, Mentalisierungsba-
sierten Therapie, Compassion Focused 
Therapy).

Die Humanistische Psychotherapie ist 
eine „existenzbasierte“ Therapie, de-
ren Anliegen die Subjekthaftigkeit des 
Menschen ist (Revenstorf). Überle-
gungen über das dem therapeutischen 
Handeln zugrunde liegende Menschen-
bild werden von Eberwein angestellt.

Im weiteren Verlauf des Buches wer-
den von verschiedenen Autoren zentra-
le therapeutische Ansätze vorgestellt, 
die unter dem Dach der Humanisti-
schen Therapie zusammengefasst wer-
den: Die Personzentrierte Psychothera-
pie, Gestalttherapie, Existenzanalyse, 
Logotherapie, Psychodrama, Transak-
tionsanalyse, Körperpsychotherapie. In 
jedem der Ansätze stecken für Therapie 
hochrelevante Aspekte. So findet man 
im Personzentrierten Ansatz die vali-
dierende Beziehungsgestaltung, in der 
Existenzanalyse die Arbeit mit Sinnfra-
gen als zentrales Anliegen, in der Trans-
aktionsanalyse die Idee der inneren 
Anteile, im Psychodrama eine exzellent 
ausgearbeitete Praxis szenisch-interak-
tionellen Arbeitens.

Die Anwendung von humanistischen 
Therapieansätzen in der Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen wird an einigen 
Stellen angesprochen, z. B. bei der Dar-
stellung der klientenzentrierten Spiel-
therapie.

Schon in den 1970er-Jahren entwi-
ckelte sich in der Humanistischen Psy-
chotherapie eine intensive Kultur der 
körperpsychotherapeutischen Ansätze, 
wie Manfred Thielen überzeugend auf-
zeigt. Die körperpsychotherapeutische 
Perspektive eines in seinen Körper und 

seine Um- und Mitwelt eingebetteten 
Menschen beinhaltet in besonderem 
Ausmaß viele Verbindungs- und An-
schlussmöglichkeiten an die Modell-
entwicklung der heutigen klinischen 
Psychologie.

In einem weiteren Abschnitt des Bu-
ches werden von Bergmann und Elliott 
Studien vorgestellt, die die hohe empiri-
sche Wirksamkeit der HPT nachweisen. 
Danach diskutiert Jürgen Kriz kritisch 
die unreflektierte Anwendung der üb-
lichen Standards der Evidenzbasierung 
auf die Psychotherapie. In einem frühe-
ren Kapitel beschreibt er die Geschichte 
und die Folgen einer solchen einseiti-
gen Orientierung für die Ausgrenzung 
der humanistisch basierten Therapiean-
sätze.

Das Buch schließt mit einer Darstellung 
integrativer Aspekte der HPT in Form 
einer Personzentrierten Systemtheorie 
(von Kriz als übergreifendes Modell und 
nicht als eigenständiger Therapieansatz 
konzipiert) und einer Darstellung der 
integrativen Therapie als methodeninte-
grativer Humantherapie (Petzold, Orth, 
Sieper).

Was hätte ich mir in so einem Buch evtl. 
noch gewünscht? Ein besonders wichti-
ger Aspekt für Psychotherapie liegt m. 
E. in der Fokussierung auf emotionale 
Prozesse, die z. B. im experienziellen 
Zweig des Personzentrierten Ansatzes 
(Gendlin, Greenberg) konsequent wei-
ter entwickelt wird. Hier konvergieren 
viele interessante neue Therapieansät-
ze. Dieser Aspekt ist in diesem Buch 
etwas unterrepräsentiert, ebenso wie 
eine kritische Reflexion der Heterogeni-
tät und Unterschiede innerhalb der Hu-
manistischen Ansätze.
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Aber das hätte vielleicht den Rahmen 
eines solchen Buches gesprengt, das v. 
a. die Grundsätze der HPT in Theorien, 
Methoden und Wirksamkeit darstellt. 
Das ist ihm nach meinem Eindruck 
überzeugend gelungen und ich bin sehr 
dankbar, auch selbst wieder einige al-
te Schätze neu gefunden zu haben. In 

meiner täglichen klinischen Arbeit ste-
hen Fragen der Existenzbasierung oft 
im Mittelpunkt. Den Patienten dabei 
zu helfen, sich selbst vertrauter zu wer-
den, mehr Bezug und Selbstfürsorge zu 
sich zu bekommen, mehr Wahlfreiheit 
zu bekommen und den Mut, das eigene 
Leben wieder in die Hand zu nehmen, 

das alles stellen für mich zentrale Thera-
pieziele dar. Bei dieser täglichen Arbeit 
durch ein Buch so dabei unterstützt und 
bestätigt zu werden, empfinde ich als 
großen Gewinn.

Dr. Ernst Kern,
Saarbrücken

Homo-/Bisexualität in der therapeutischen Arbeit

Göth, Margret & Kohn, Ralph (2014). 
Sexuelle Orientierung in Psychothera-
pie und Beratung. Heidelberg: Sprin-
ger, 185 Seiten, 34,99 €

Von dem Buch „Sexuelle Orientierung 
in Psychotherapie und Beratung“ von 
Göth und Kohn habe ich mir Anregun-
gen erhofft, wie man in Psychotherapie 
und Beratung lesbischen, schwulen und 
bisexuellen Klient_innen (LSB) besser 
gerecht werden kann. Erhalten habe ich 
eine Fülle von Denkanstößen, Arbeits-
hilfen und Modellvorschlägen für einen 
wertschätzenden und kompetenten 
Umgang mit dem facettenreichen The-
ma „sexuelle Orientierung“ in Therapie 
und Beratung.

Göth und Kohn geben zunächst einen 
Überblick über die vielfältigen Lebens-
entwürfe von LSB, indem sie Begriffe 
klären, bspw. zu verschiedenen Selbst-
beschreibungen („lesbisch“, „schwul“, 
„pansexuell“) und zu verschiedenen 
Dimensionen von Geschlechtlichkeit. 
Sie stellen dann die Herausforderungen 
vor, die sich LSB stellen: beispielswei-
se während des Coming-outs oder im 
Umgang mit Minderheitenstress. Dabei 
wird deutlich, dass LSB andere Erfah-
rungen von Diskriminierung und Privile-
gierung machen als Heterosexuelle, sie 
aber trotzdem keine einheitliche Grup-
pe sind, sondern je nach Geschlecht, 
Alter, gesellschaftlichem Umfeld und 
anderen Merkmalen unterschiedliche 
Bedürfnisse haben. Was das für The-
rapie- und Beratungssituationen be-
deutet, zeigen Göth und Kohn im Buch 
auf. Behandelt werden beispielsweise 
die Implikationen für das Erstgespräch, 
für die biografische Anamnese, für die 

Beziehungsgestaltung, bei psychischen 
Störungen, für Auftrag, Störungsmo-
dell, Intervention und die Paarberatung.

Dabei gehen Göth und Kohn sehr sys-
tematisch vor: Sie beziehen sich auf die 
Aufgaben, die sich LSB in verschiede-
nen Phasen des Coming-out stellen. 
Diese reichen von ersten Verunsiche-
rungen, nicht der Heteronorm zu ent-
sprechen, bis zur Integration der homo- 
bzw. bisexuellen Orientierung als einen 
Aspekt der Identität. Im Kapitel zur 
Anamnese wird deutlich, wie erfragt 
werden kann, welche Herausforderun-
gen des Coming-outs bewältigt wur-
den und welche Aufgaben sich noch 
stellen. Diese können unterschiedliche 
Lebensbereiche betreffen (z. B. die 
Arbeit, die LSB-Community, die Lie-
be) – auch dafür schärft das Buch den 
Blick. Besonders hilfreich fand ich das 
Kapitel Beziehungsgestaltung, in dem 
systematisch aufgezeigt wird, welche 
Besonderheiten sich für die Therapeut-
Klient-Konstellationen ergeben, je nach-
dem, welche sexuelle Orientierung Kli-
ent_in und Psychotherapeut_in haben. 
Göth und Kohn geben z. B. Anregungen 
dazu, wie Psychotherapeut_innen ihre 
sexuelle Orientierung ansprechen kön-
nen, um den Klient_innen einen offe-
nen Umgang mit ihrer eigenen sexuel-
len Orientierung zu erleichtern.

Ein weiteres Kapitel widmet sich der 
Bearbeitung verinnerlichter Vorurteile 
zu LSB, die sich auch nach erfolgrei-
chen Coming-out-Erfahrungen immer 
wieder melden. Ihre Kernbotschaft 
ist „Homosexualität ist nicht normal“. 
Aufgezeigt werden kognitive, psycho-
edukative, verhaltens- und erlebenso-

rientierte Methoden, mit denen diese 
Vorurteile bearbeitet werden können.

Didaktisch wechseln sich theoretische 
Informationen, Fallbeispiele und Ar-
beitsmaterialen ab. Die theoretischen 
Begründungen für die vorgeschlagenen 
Interventionen werden kurz gehalten. 
Wer einen umfassenden theoretischen 
Einblick und Überblick über den For-
schungsstand erhalten möchte, dem sei 
weitere Literatur (z. B. Wolf, Fünfgeld, 
Oehler & Andrae, 2015)1 empfohlen.

Beim Lesen des Buches wurde mir sehr 
deutlich, wie notwendig spezifisches 
Wissen und die Auseinandersetzung 
mit den eigenen Einstellungen zu Ho-
mo-/Bisexualität für die therapeutische 
Arbeit sind. Die Grundlagen für LSB 
wertschätzende affirmative Therapie 
und Beratung sind in diesem Buch über-
sichtlich zusammengetragen und sehr 
anschaulich beschrieben. Das Buch ist 
ein Gewinn für Psychotherapeut_innen 
und Berater_innen unabhängig davon, 
welche Psychotherapiemethoden sie 
anwenden und unabhängig von ihrer 
eigenen sexuellen Orientierung. Es eig-
net sich hervorragend, um in den Cur-
ricula von Therapie- und Beratungsaus-
bildungen berücksichtigt zu werden. Ich 
wünsche dem Buch viele Leser_innen 
und bin überzeugt: Die Gesundheitsver-
sorgung von LSB-Klient_innen würde 
davon profitieren.

Dr. Jochen Kramer,
Böblingen

1	 Wolf, G., Fünfgeld, M., Oehler, R. & Andrae, S. 
(2015). Empfehlungen zur Psychotherapie und Be-
ratung mit lesbischen, schwulen und bisexuellen 
Klient_innen. Verhaltenstherapie & psychosoziale 
Praxis, 47, 21-48. 
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GKV-Versorgungsstärkungsgesetz – Konsequenzen für die Praxis

Mit dem GKV-Versorgungsstärkungs-
gesetz (GKV-VSG) will der Gesetzgeber 
die Versorgung psychisch kranker Men-
schen verbessern. Seine Ziele sind die 
Erleichterung des Zugangs zu Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeu-
ten sowie ein flexibleres und breiteres 
psychotherapeutisches Versorgungsan-
gebot. Durch die geplanten Veränderun-
gen können sich auch die Praxisstruk-
turen ändern. Mit der Einführung von 
Sprechstunden, frühzeitiger diagnosti-
scher Abklärung, Akutversorgung, Re-
zidivprophylaxe, erweiterten Befugnis-
sen, einfacherer Delegation, ausgewei-
tetem Jobsharing sowie der Möglich-
keit, dass Psychotherapeuten zukünftig 
Medizinische Versorgungszentren, die 
rein psychotherapeutisch sind, leiten 
können, wird der Praxisalltag voraus-
sichtlich deutlich beeinflusst werden. 
Viele psychotherapeutische Praxen 
werden stärker als heute zu Versorger-
praxen – eine zentrale Anlaufstelle für 
Rat und Hilfe bei psychischen Erkran-
kungen. Praxen werden über die neuen 
Regelungen besser vernetzt sein als 
heute und mit Haus- und Fachärzten, 
Soziotherapeuten, Pflegediensten und 
den psychiatrischen und psychosomati-
schen Krankenhäusern noch intensiver 
zusammenarbeiten.

Um all dies zu diskutieren, hat die Bun-
despsychotherapeutenkammer (BPtK) ge-
meinsam mit den Landespsychothera-
peutenkammern und den Vertretern der 
Psychotherapeuten bei der Kassenärztli-
chen Bundesvereinigung (KBV) zwei 
Kommissionen ins Leben gerufen. Die 
Kommissionen sollen Konzepte entwi-
ckeln, die in den Beratungsprozess beim 
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) 
eingespeist werden können, damit die er-
forderlichen Richtlinienänderungen von 
den dort zuständigen Gremien möglichst 
praxisnah ausgestaltet werden. Aufgabe 
der Kommissionen soll es aber auch sein, 
Informationen und Materialien für Psy-
chotherapeuten zu erarbeiten. Auch Fort-
bildungsangebote, die über die Landes-
psychotherapeutenkammern in Koopera-
tion mit den Berufs- und Fachverbänden 
angeboten werden können, stehen auf 
der Agenda dieser Kommissionen.

Bei all dem drängt die Zeit. Wenn der  
G-BA den Zeitplan einhält, dann wird 
sich ab Mitte nächsten Jahres einiges in 
der psychotherapeutischen Versorgung 
verändern. „Der Erfolg der geplanten 
Veränderungen hängt aber entschei-
dend auch davon ab, dass angemessene 
Rahmenbedingungen geschaffen wer-
den und GKV-Spitzenverband und KBV 

für die neuen Leistungen eine ange-
messene Vergütung vereinbaren“, stellt 
BPtK-Präsident Dr. Dietrich Munz fest.

Ein großer Erfolg: die psychothe-
rapeutische Sprechstunde

„Die ambulante Versorgung könnte 
sich durch die psychotherapeutische 
Sprechstunde deutlich verbessern“, er-
klärt Dr. Munz. „Zukünftig können Psy-
chotherapeutinnen und Psychothera-
peuten schneller Termine für ein erstes 
Gespräch anbieten. Viele Ratsuchende 
erhalten dadurch viel früher als bisher 
eine fachliche Einschätzung darüber, ob 
sie psychisch krank sind oder nicht und 
welche Hilfe sie benötigen. Mehr akut 
Behandlungsbedürftige bekommen ra-
scher professionelle Hilfe und erkrankte 
Patienten können gezielter auf die je-
weils indizierten Versorgungsangebote 
vermittelt werden. Andere können an 
Beratungsstellen und Selbsthilfegrup-
pen weitergeleitet werden.“

Überarbeitung der Psychothera-
pie-Richtlinie
Durch das GKV-VSG ist der G-BA be-
auftragt, das Angebot psychothera-
peutischer Praxen zu flexibilisieren und 
dazu die Psychotherapie-Richtlinie bis 
zum 30. Juni 2016 anzupassen. Zu den 
Anpassungen gehören:

�� die Einführung einer psychothera-
peutischen Sprechstunde,

�� die Förderung der frühzeitigen diag-
nostischen Abklärung, der Akutver-
sorgung und der Rezidivprophylaxe,

�� die Förderung von Gruppentherapien 
sowie

�� die Vereinfachung des Antrags- und 
Gutachterverfahrens.

Laut der Gesetzesbegründung soll es 
durch die Sprechstunde und die frühzei-

Präventionsgesetz verabschiedet

Psychotherapeutischer Sachverstand ist künftig einzubeziehen, wenn Handlungsfelder und Krite-
rien für Leistungen zur Primärprävention festgelegt werden. Dennoch greift das Präventionsge-
setz bei psychischer Gesundheit zu kurz. Obwohl psychische Erkrankungen zu den Volkskrankhei-
ten des 21. Jahrhunderts gehören, sollen Psychotherapeuten im Rahmen der Prävention weder 
Gesundheitsuntersuchungen durchführen noch Präventionsempfehlungen ausstellen.

Die BPtK hatte wiederholt kritisiert, dass hier ein großes Potenzial verschenkt wird. Stellen 
Psychotherapeuten Symptome einer psychischen Überforderung fest, die zu einer psychischen 
Erkrankung führen können, sollten sie genauso wie Ärzte präventive Maßnahmen empfehlen kön-
nen. Wenn Kinder und Jugendliche in Früherkennungsuntersuchungen psychische Auffälligkeiten 
zeigen, die von Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten abgeklärt werden, sollte es bei ne-
gativem Befund möglich sein, eine Präventionsempfehlung auszustellen.
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Reform des Psychotherapeutengesetzes

Anfang des Jahres startete die BPtK das Projekt Transition zur Umsetzung des Beschlusses des 25. Deutschen Psychotherapeutentages (DPT) zur 
Reform des Psychotherapeutengesetzes. Der 25. DPT hatte von der Politik gefordert, die für die Weiterentwicklung von zukunftsfähigen Versorgungs-
strukturen notwendige umfassende Reform des Psychotherapeutengesetzes in dieser Legislaturperiode in Angriff zu nehmen. Der Vorstand der BPtK 
wurde beauftragt, die Rahmenbedingungen für die Möglichkeiten der Realisierung eines Approbationsstudiums mit anschließender Weiterbildung zu 
klären. Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) hat die Initiative des 25. DPT aufgegriffen und die Vorarbeiten zu einem Gesetzgebungsverfah-
ren intensiviert.

Der Vorstand der BPtK hat vor diesem Hintergrund in Abstimmung mit den Landespsychotherapeutenkammern den weiteren Fahrplan im Projekt 
Transition bis zum Jahr 2017 präzisiert. Ziel ist ein geordnetes und darlegungsfähiges Vorgehen der Psychotherapeutenschaft, mit dem die anste-
henden Klärungen und die Begleitung eines Gesetzgebungsverfahrens ermöglicht werden. Das Projekt setzt auf die aktive Mitarbeit der Profession 
in verschiedenen Arbeitsformen. Zu rechtlichen Fragestellungen und zur Klärung der Details einer künftigen Weiterbildung wurden Arbeitsgruppen 
mit Experten eingerichtet. Darüber hinaus sichern schriftliche und mündliche Anhörungen eine breite Beteiligung der Profession. Um eine gute Ab-
stimmung bei der Gestaltung von Approbationsstudium und anschließender Weiterbildung zu ermöglichen, hat die BPtK auch die Fakultäten- bzw. 
Fachbereichstage Erziehungswissenschaften, Psychologie und Soziale Arbeit in eine gemeinsame Koordinierungsgruppe eingeladen. Beim 27. DPT im 
November 2015 wird über den Stand der Arbeiten berichtet werden.

Das BMG beabsichtigt, die Ausbildungsziele eines Approbationsstudiums zum Ausgangspunkt des Reformgesetzes zu machen. Es sollen – wie heute 
üblich – kompetenzbasierte Ausbildungsziele bestimmt werden, die festlegen, was Psychotherapeuten zum Zeitpunkt der Approbation können und 
welche Tätigkeiten sie damit ausüben können. Im Projekt Transition soll im intensiven Diskurs mit der Profession dazu ein eigener Vorschlag zu kom-
petenzbasierten Ausbildungszielen entwickelt werden, weil aus den Zielen die konkreten Eckpunkte eines Approbationsstudiums und der anschlie-
ßenden Weiterbildung abzuleiten sind.

Parallel prüft das BMG die strukturellen und finanziellen Rahmenbedingungen einer reformierten Aus- und Weiterbildung. Für eine vorläufige Abschät-
zung hat das BMG nach den Einschätzungen der BPtK zur künftigen Weiterbildung gefragt. Die BPtK hat mit den Landespsychotherapeutenkammern 
abgestimmte vorläufige Eckdaten genannt und klargestellt, dass die Bestimmung der konkreten Details von den konkreten Regelungen für den Kom-
petenzerwerb im Approbationsstudium und von den weiteren Abstimmungen dazu in der Profession abhängig sein werden.

tige diagnostische Abklärung möglich 
werden, schneller als bisher einzuschät-
zen, ob ein Ratsuchender eine Behand-
lung benötigt und ihm zielgerichtet the-
rapeutische Maßnahmen vorzuschla-
gen. Die Akuttherapie soll eine schnelle 
Behandlung fördern und die Rezidiv-
prophylaxe eine optimierte psychothe-
rapeutische Behandlung für chronisch 
kranke Patienten gewährleisten.

Terminservicestellen
Die Kassenärztlichen Vereinigungen 
(KVen) sollen zukünftig sogenannte 
„Terminservicestellen“ einrichten, in 
denen auch Termine in psychothe-
rapeutischen Praxen vermittelt wer-
den sollen. Dazu gehört sowohl ein 
Termin für die psychotherapeutische 
Sprechstunde als auch für eine sich 
anschließende Behandlung. Wenn die 
Terminservicestellen keinen Behand-
lungstermin innerhalb von vier Wochen 
anbieten können, sind sie verpflichtet, 
einen Termin in einem zugelassenen 
Krankenhaus zu vermitteln.

Dies soll ab dem Zeitpunkt gelten, zu 
dem die Regelungen zur Sprechstunde 

in Kraft treten, die der G-BA bis zum 
30. Juni 2016 beschließen muss. Laut 
Gesetzesbegründung erwartet der Ge-
setzgeber, dass die Vermittlung von 
entsprechenden Behandlungstermi-
nen über die Terminservicestellen spä-
testens ab dem 1. Januar 2017 in An-
spruch genommen werden kann. Die-
se zeitliche Vorgabe berücksichtigt al-
lerdings nicht, dass nach Beschluss 
der Richtlinienänderung die KBV und 
der GKV-Spitzenverband noch Ver
gütungsregelungen zum erweiterten 
psychotherapeutischen Leistungsspek-
trum zu treffen haben. Erst dann kön-
nen Psychotherapeuten beginnen, ihre 
Praxisstrukturen und ihr Leistungs-
spektrum anzupassen. Die Frist ist da-
her sehr eng gesetzt. Bisher ist noch 
nicht klar, wie die Kassenärztlichen 
Vereinigungen die Arbeit der Termin-
servicestellen konkret gestalten wer-
den.

Befugnisse für Psychotherapeu-
ten erweitert

Die Befugnisse für Psychotherapeuten 
werden – endlich – erweitert. Zukünftig 

können Psychotherapeuten folgende 
Leistungen verordnen:

�� Krankenhausbehandlung,

�� Krankentransport,

�� Soziotherapie und

�� medizinische Rehabilitation, soweit 
es sich um Leistungen zur „psycho-
therapeutischen Rehabilitation“ han-
delt.

Näheres regelt der G-BA in seinen 
Richtlinien. Mit den entsprechenden 
Anpassungen der Richtlinien ist bis An-
fang 2016 zu rechnen. Die BPtK plant 
gemeinsam mit den Landespsychothe-
rapeutenkammern und den Berufs- und 
Fachverbänden hierzu eigene Informa-
tions- und Fortbildungsangebote zu 
entwickeln und anzubieten.

Delegation psychotherapeu
tischer Leistungen

Das Gesetz regelt ausdrücklich die 
Möglichkeit, dass Psychotherapeuten 
administrative Tätigkeiten sowie be-
handlungsergänzende Maßnahmen de
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Kombination von Einzel- und Gruppentherapie künftig auch in den psychoanaly-
tisch begründeten Verfahren generell möglich

Die Kombination von Einzel- und Gruppentherapie ist künftig in allen drei Psychotherapieverfah-
ren zulässig. Eine entsprechende Änderung der Psychotherapie-Richtlinie hat der G-BA am 16. 
Juli 2015 beschlossen. Damit kann die Gruppenpsychotherapie auch in der tiefenpsychologisch 
fundierten Psychotherapie und der analytischen Psychotherapie flexibler eingesetzt werden. Dies 
entspricht einer langjährigen Forderung der BPtK.

Für die psychoanalytisch begründeten Verfahren war die Kombinationsbehandlung bisher grund-
sätzlich unzulässig. Nur in der tiefenpsychologisch fundierten Psychotherapie war für die Metho-
de der „niederfrequente[n] Therapie in einer längerfristigen, haltgewährenden therapeutischen 
Beziehung“ eine Ausnahme vorgesehen.

Darüber hinaus wird in der Richtlinie explizit der Fall geregelt, dass Einzel- und Gruppentherapie 
bei verschiedenen Psychotherapeuten durchgeführt werden können. Die behandelnden Psycho-
therapeuten sind dann gehalten, den Behandlungsplan miteinander abzustimmen und sich im 
Verlauf der Behandlung auszutauschen. Der Patient muss dieser Zusammenarbeit natürlich zu-
stimmen und die Psychotherapeuten von der Schweigepflicht entbinden.

Die Stellungnahme der BPtK zum Beschlussentwurf der Änderung der Psychotherapie-Richtlinie 
kann auf der Homepage der BPtK heruntergeladen werden: www.bptk.de/aktuell/einzelseite/
artikel/g-ba-flexibi.html.

Der Beschlusstext des G-BA zur Änderung der Psychotherapie-Richtlinie kann hier eingesehen 
werden: www.g-ba.de/institution/presse/pressemitteilungen/583/.

legieren können. Damit wird der sozi-
alrechtliche Rahmen dafür geschaffen, 
dass in einer psychotherapeutischen 
Praxis verstärkt auf qualifiziertes Praxis-
personal zurückgegriffen werden kann. 
Psychotherapeuten können sich so 
künftig von diagnostischen und thera-
peutischen Teilaufgaben sowie bei der 
Organisation der Praxis entlasten.

MVZ – Struktur und Leitung

Zukünftig sind fachgruppengleiche Me-
dizinische Versorgungszentren (MVZ) 
und damit auch psychotherapeutische 
Versorgungszentren möglich. Dies im-
pliziert, dass Psychotherapeuten die 
Leitungsfunktion in einem solchen 
MVZ übernehmen können. Neben der 
kooperativen Leitung ist dadurch auch 
die alleinige Leitung eines rein psy-
chotherapeutischen MVZ möglich. In 
der Gesetzesbegründung steht, dass 
ein Psychologischer Psychotherapeut 
der Leiter eines „rein psychotherapeu-
tischen“ Versorgungszentrums sein 
kann, soweit kein psychotherapeutisch 
tätiger Arzt beschäftigt wird. Dies gilt 
analog für Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten.

Jobsharing weniger begrenzt

Für die Begrenzung bei Jobsharing und 
Anstellung gelten zukünftig Ausnah-
men speziell für die Arztgruppe der 
Psychotherapeuten. Jobsharing und 
Anstellung werden erleichtert – und 
zwar dann, wenn der Leistungsumfang 
einer Praxis unterhalb des Fachgrup-
pendurchschnitts liegt. Solche psycho-
therapeutischen Praxen mit unterdurch-
schnittlichem Leistungsumfang sollen 
ihr Versorgungsangebot künftig durch 
Jobsharing oder Anstellung deutlich 
vergrößern können. Im Gegensatz zu 
den anderen Arztgruppen soll dabei die 
Obergrenze für psychotherapeutische 
Praxen jenseits des Fachgruppendurch-
schnitts liegen. Um wie viel sie ihre Tä-
tigkeit ausweiten können, legt der G-BA 
noch fest. Bis wann er dies tut, ist der-
zeit noch offen.

Privilegierte Praxisnachfolge
Die neuen Jobsharing-Reglungen ver-
bessern auch die Möglichkeiten, in als 

überversorgt geltenden Gebieten die 
Praxis an einen privilegierten Nachfol-
ger abzugeben. Eine privilegierte Pra-
xisnachfolge ist unter anderem dadurch 
möglich, dass der Praxisinhaber im Vor-
feld der Praxisabgabe einen Psychothe-
rapeuten anstellt. Um diese Möglichkeit 
nutzen zu können, ist es jedoch zukünf-
tig notwendig, dass das Anstellungs-
verhältnis oder der gemeinschaftliche 
Betrieb der Praxis mindestens drei Jah-
re gedauert hat.

Versorgungsaufträge: KVen  
müssen prüfen

Die KVen müssen zukünftig prüfen, 
ob Ärzte und Psychotherapeuten ihre 
Versorgungsaufträge erfüllen. Dafür 
müssen die KBV und der GKV-Spitzen-
verband im Bundesmantelvertrag den 
Umfang der Versorgungsaufträge de-
finieren. Der Gesetzgeber geht davon 
aus, dass die KVen künftig anhand der 
Leistungsdaten prüfen, ob Vertragsärz-
te ihre Versorgungsaufträge erfüllen, 
die sich aus ihrer Zulassung zur gesetz-
lichen Krankenversicherung ergeben. 
Der Gesetzgeber fordert die KVen auf, 
bei Verstößen gegen diese Pflichten 
Sanktionen zu verhängen. Die KVen 

sind auch verpflichtet, über die Ergeb-
nisse dieser Prüfungen einmal jährlich 
die Landes- und Zulassungsausschüsse 
zu informieren.

Praxisübergabe erschwert

Die Übergabe einer Praxis an einen 
Nachfolger wird erschwert. Zukünftig 
prüft der Zulassungsausschuss ab ei-
nen Versorgungsgrad von 140 Prozent, 
ob die Nachbesetzung des Praxissitzes 
notwendig ist, um die Versorgung si-
cherzustellen. Falls der Zulassungsaus-
schuss zu dem Schluss kommt, dass 
der Sitz für die Versorgung nicht not-
wendig ist, soll der Praxissitz durch die 
KV aufgekauft und nicht mehr weiter-
vergeben werden. Damit sind bundes-
weit rund 4.300 psychotherapeutische 
Praxen vom Abbau bedroht.

Der Versorgungsgrad, ab dem die Zu-
lassungsausschüsse über die Praxis-
übergabe entscheiden und die KVen 
eine Praxis aufkaufen sollen, wurde im 
Gesetzgebungsverfahren von 110 auf 
140 Prozent erhöht. Bei 110 Prozent wa-
ren über 7.400 psychotherapeutische 
Praxen bedroht. Grundsätzlich lassen 
die Versorgungsgrade der Bedarfspla-
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Frauen mit Behinderungen stärken: Online-Plattform sucht Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten

Frauen und Mädchen mit Behinderungen sind überdurchschnittlich häufig von Gewalt betroffen. 
Das Projekt „Suse – sicher und selbstbestimmt. Frauen und Mädchen mit Behinderungen stär-
ken“ zeigt Möglichkeiten, sich Hilfe zu holen. Auf der Online-Plattform www.suse-hilft.de können 
Betroffene und ihre Unterstützer kostenlos und barrierefrei Adressen, Anlaufstellen und Hinter-
grundinformationen recherchieren.

Für die Datenbank werden Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten gesucht, die in ihrer 
Arbeit derzeit schon einen besonderen Fokus auf das Thema Behinderung und/oder Gewalter-
fahrungen legen oder künftig stärker in diesem Bereich tätig werden möchten. Interessierte 
Psychotherapeuten werden gebeten, eine kurze E-Mail mit ihren Kontaktdaten und Angaben 
zum Leistungsspektrum (Psychotherapieverfahren, Leistungen für Kinder/Jugendliche und/oder 
Erwachsene, Kassenzulassung oder Privatpraxis) an suse@bv-bff.de zu schicken.

Mehr Informationen zum Projekt Suse unter www.frauen-gegen-gewalt.de und www.frauen-
gegen-gewalt.de/projekt-suse.html.

nung allerdings keinen Rückschluss da-
rauf zu, ob eine psychotherapeutische 
Praxis für die Versorgung notwendig ist 
oder nicht.

Es wird zukünftig noch wichtiger sein 
als bisher, dass sich Psychotherapeu-
ten frühzeitig vor einer Praxisaufgabe 
von den Landespsychotherapeuten-
kammern oder den Berufs- und Fach-
verbänden beraten lassen, was sie tun 
können, damit ihre Praxis weiterverge-
ben werden kann. Angesichts der Fris-
ten sollte man mit der Planung einer 
privilegierten Praxisnachfolge wegen 
vorheriger Anstellung circa vier Jahre 
zuvor beginnen.

Bedarfsplanung reformieren

Außerdem erhält der G-BA im GKV-
VSG den Auftrag, die Bedarfsplanungs-
Richtlinie so zu überarbeiten, dass eine 
bedarfsgerechte und wohnortnahe Ver-
sorgung sichergestellt wird. Die Verhält-
niszahlen sollen angepasst und das Ver-
sorgungsangebot kleinräumiger geplant 
werden. Dabei soll neben der demogra-
fischen Entwicklung zukünftig auch die 
Sozial- und Morbiditätsstruktur berück-
sichtigt werden. Die Bedarfsplanung soll 
insbesondere mit Blick auf die psycho-
therapeutische Versorgung überarbeitet 
werden. Die neue Richtlinie soll ab dem 
1. Januar 2017 in Kraft treten.

Die BPtK fordert für die anstehende 
Reform der Bedarfsplanung, dass die 
historischen Fehler bei der Bedarfspla-
nung für die Arztgruppe der Psychothe-
rapeuten korrigiert werden, indem die 
Allgemeinen Verhältniszahlen auf der 
Grundlage der Anzahl der psychothe-
rapeutischen Praxen am 31. Dezember 
2014 neu berechnet werden. Erst zu 
diesem Zeitpunkt waren alle Psycho-
therapeuten, die bereits vor dem Psy-
chotherapeutengesetz im Delegations- 
oder Kostenerstattungsverfahren tätig 
waren, nach den neuen Regelungen zu-
gelassen. Außerdem fordert die BPtK, 
als Berechnungsgrundlage für die All-
gemeinen Verhältniszahlen – wie sei-
nerzeit bei allen anderen Arztgruppen 
auch – nur die Psychotherapeutensitze 
in den alten Bundesländern zugrunde zu 
legen. Erst auf dieser Basis kann über 
eine kleinräumigere Planung und den 
Einbezug der Morbiditäts- und Sozial-
struktur nachgedacht werden.

Geschäftsstelle

Klosterstraße 64
10179 Berlin
Tel.	 030 278785-0
Fax	 030 278785-44
info@bptk.de www.bptk.de
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
das Versorgungsstärkungsgesetz wurde vor der Sommerpause vom Bun-
destag verabschiedet und ist zum 23. Juli 2015 in Kraft getreten. Für uns 
Psychotherapeuten bringt es einige Neuerungen. Wie die BPtK in dieser 
Ausgabe berichtet, können Psychotherapeuten künftig eine Sprechstun-
de anbieten, Krankentransport und Einweisung in ein Krankenhaus sowie 
psychotherapeutische Rehabilitationsleistungen und Soziotherapie ver-
anlassen. Der G-BA hat den Auftrag, die hierzu bestehenden Richtlinien 
zu präzisieren und die Psychotherapie-Richtlinie und dort insbesondere 
das Gutachterverfahren zu überarbeiten. Da Sie nach Inkrafttreten der 
Richtlinien gehalten sind, diese zu beachten, werden wir rechtzeitig so-
wohl ausführliche schriftliche Informationsmaterialien veröffentlichen 
als auch Informationsveranstaltungen zu diesen Neuerungen durchfüh-
ren.

Speziell für das Fachgebiet Psychotherapie ermöglicht der Gesetzgeber, 
dass Praxisinhaber, deren Leistungsumfang aktuell unter dem Fachgrup-
pendurchschnitt liegt, bei Jobsharing den Umfang der Praxis deutlich 
erhöhen können. Hierzu soll der G-BA eine neue Obergrenze für den Leis-
tungsumfang festlegen. Wir werden Sie auch über diese Entwicklung 
und die daraus entstehende Möglichkeiten, die eigene Praxistätigkeit zu 
reduzieren und gleichzeitig jungen KollegInnen den Einstieg in die Praxis 
zu ermöglichen, ausführlich informieren.

Wir bitten Sie, diese wichtigen Änderungen aufmerksam zu verfolgen 
und sie auch mit Kolleginnen und Kollegen zu diskutieren.

Ihr Kammervorstand,

Dietrich Munz, Martin Klett,
Kristiane Göpel, Birgitt Lackus-Reitter,

Roland Straub

Landespsychotherapeutentag am 27. Juni 2015: „Ambulante psychothera
peutische Versorgung – aktueller Stand und Perspektiven“

Dr. Dietrich Munz, Kammerpräsident 
und seit Mai auch gewählter BPtK-
Präsident, konnte zahlreiche Mitglieder 
und Gäste zum Landespsychotherapeut-
entag begrüßen. Wie er eingangs fest-
stellte, habe Baden-Württemberg eine 
im bundesweiten Vergleich über dem 
Durchschnitt liegende Versorgung. Ei-
ne Besonderheit bestehe in dem 2012 
abgeschlossenen PNP-Vertrag zur se-
lektivvertraglichen Versorgung in Psy-
chotherapie, Neurologie und Psychiatrie. 
Dies bedeute eine gewollte Konkurrenz 
zwischen dem System der Kollektivver-
sorgung über die KV und dem Selektiv-
vertragssystem, die zu diskutieren sei.

Des Weiteren ging Dr. Munz auf die 
Konsequenzen des GKV-Versorgungs-
stärkungsgesetz (GKV-VSG) ein. Chan-
cen für Verbesserungen der Versor-
gung lägen u. a. in der vorgesehenen 
Sprechstunde für Psychotherapeuten, 
die ermögliche, Patienten ggf. in wei-

Podium v. l. n. r. Jürgen Graf, Rainer Richter, Dietrich Munz, Andreas Vogt, Thomas Schlegel

tere Hilfsangebote weiterzuleiten. Au-
ßerdem werde künftig in psychothera-
peutischen Praxen das Jobsharing er-
leichtert. Ein deutlicher Nachteil für die 
Versorgung sei allerdings die neue Re-
gelung zur Nachbesetzung bei der Pra-
xisübergabe, wovon ca. 20% der Pra-
xissitze betroffen wären. „Dies würde 
zu einer drastischen Verschlechterung 
der psychotherapeutischen Versorgung 
im Land führen, die verhindert werden 

muss“ mahnte Dr. Munz. Der G-BA sei 
durch das Gesetz zur grundlegenden 
Überarbeitung der Bedarfsplanung be-
auftragt. Die BPtK fordere deshalb, den 
Abbau von psychotherapeutischen Pra-
xen so lange auszusetzen, bis eine neue 
Bedarfsplanung vorliegt.

Ministerialrat Ansgar Lottermann 
als Vertreter des Sozialministeriums 
ging auf die Psychotherapie-Ausbil-
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dungsreform ein und vertrat die Auffas-
sung, dass eine Approbation am Ende 
des Studiums unabdingbar sei und dass 
man deshalb einen Studiengang mit 
Staatsexamen brauche. Er sehe eine 
Bachelor-Master-Systematik kritisch, 
da es bei allen anderen Heilberufen 
ausschließlich einen Staatsexamen-
Studiengang gebe. Des Weiteren sei es 
ihm nicht verständlich, weshalb keine 
vorgezogene Reform der Zugangsvo-
raussetzungen für die Psychothera-
pieausbildung stattfinde. Die Länder 
hätten einen entsprechenden Entwurf 
ausgearbeitet.

Im ersten Fachvortrag stellte Prof. Dr. 
Rainer Richter, Präsident der LPK 
Hamburg und bis Mai BPtK-Präsi-
dent, Fakten zum gegenwärtigen Stand 
der Versorgung vor. Er wies anhand em-
pirischer Daten darauf hin, dass psychi-
sche Erkrankungen häufig und ernsthaft 
seien. Ein Vergleich zwischen den Ver-
sorgungssektoren zeige, dass die in der 
ambulanten Psychotherapie behandel-
ten Patienten durchschnittlich ähnlich 
schwer erkrankt seien, wie die in ver-
schiedenen stationären Settings. Prof. 
Richter ging auch auf die Änderungen 
durch das GKV-VSG ein, die positive 
Ansätze enthalten würden. Allerdings 
könnten die vorgesehenen Sprechstun-
den nur innerhalb regionaler Vernetzun-
gen funktionieren und wenn diese Ko-
operationen vergütet würden. Auch die 
Befugniserweiterung sei sinnvoll, um zu 
einem entsprechenden bedarfsgerech-
ten Angebot zu überweisen.

Andreas Vogt, Leiter der Landesver-
tretung der Techniker Krankenkasse, 
bezifferte den gesamtwirtschaftlichen 
Verlust aufgrund psychischer Erkran-
kungen mit 14 Milliarden Euro. Die ak-
tuelle Bedarfsplanung sehe er ebenfalls 
kritisch, er frage sich aber auch, wie 
sich jene ganzen Psychotherapeutensit-
ze, die eher „Teilzeit“ geführt würden, 
in der Bedarfsplanung abbilden ließen. 

LPT-Plenum in der Stuttgarter „Alten Reithalle“

Darüber hinaus ergäben Analysen der 
TK-Daten, dass 25% der Psychothe-
rapien für Patienten mit „eher leichter 
Erkrankung“ abgerechnet worden sei-
en. Insgesamt stelle sich die Frage, bei 
welchen psychischen Diagnosen eine 
Behandlung solidarisch finanziert wer-
den müsste. In diesem Zusammenhang 
könnten künftig auch internetbasierte 
Hilfsangebote eine wichtige Rolle spie-
len.

Jürgen Graf, der für den verhinder-
ten AOK-Vorstandschef Herrmann 
auftrat, fokussierte die Selektivverträ-
ge. Mit ihnen gebe es ein strukturiertes 
Aufeinanderbeziehen der Bereiche so-
wie eine klare Steuerung nach Diagnose 
mit dem Hausarzt als Basis. Inzwischen 
seien landesweit über 500 Ärzte und 
Psychotherapeuten in das PNP-Modul 
eingeschrieben. Die AOK BW sehe die 
Selektivverträge als eine Alternative 
zur Regelversorgung. Der entstehende 
Wettbewerb würde die Entwicklung 
schnell und innovativ machen.

Im letzten Vortrag sprach der Frank-
furter Medizinrechtler Prof. Tho-
mas Schlegel über die Zukunft einer 
sektorenübergreifenden Versorgung. 
Das aktuelle Regelsystem würde kei-
ne wirklichen Verzahnungen vorsehen 

und kein Geld für Kooperationen. Sehr 
kritisch sei, dass sich das Denken in 
Sektorengrenzen über Jahre festge-
setzt habe und nicht so schnell aufzulö-
sen sei. Absolut notwendig sei neben 
einem guten medizinischen bzw. thera-
peutischen Konzept u. a. die fundierte 
Evaluation des Modells unter betriebs-
wirtschaftlicher Betrachtung sowie die 
Entwicklung einer Fehlerkultur. Die 
Chancen eines solchen Vorgehens lä-
gen u. a. in der Verbesserung der Ver-
sorgungsqualität und dem Erhalt der 
Therapiehoheit.

In der von Cornelia Warnke, Berlin, 
moderierten Podiumsdiskussion, in die 
sich auch die Zuhörer einbrachten, wur-
den Vor- und Nachteile der kollektiv- und 
selektivvertraglichen Regelungen zum 
Teil sehr kontrovers diskutiert. Daneben 
wurden von den Kammermitgliedern 
auch eine Vielzahl weiterer kritischer 
Punkte der psychotherapeutischen Ver-
sorgung aufgegriffen. Ein sehr wichtiger 
künftiger Schritt liege, wie Kammerprä-
sident Dr. Dietrich Munz abschließend 
hervorhob, vor allem auch in einer ver-
nünftigen, d. h. sich am tatsächlichen 
Bedarf orientierenden Bedarfsplanung. 
Einen ausführlicheren Bericht sowie die 
Vortragsfolien finden Sie unter www.
lpk-bw.de.
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Berufsrecht – eine Herausforderung von Fällen und Fallen in der Kinder-  
und Jugendlichenpsychotherapie, LPK-Fachtag am 25. Juli 2015

Der LPK-Fachtag zu berufsrechtlichen 
Themen in der Kinder und Jugendlichen-
psychotherapie war mit ca. 150 Teilneh-
mern sehr gut besucht. U. a. standen 
folgende Themen im Fokus: Aufklärung 
und Einsichtsrecht des Patienten, An-
forderungen aus dem Patientenrech-
tegesetz (Dokumentationspflicht, Um-
gang mit Sorgerechtskonstellationen), 
Schweigepflicht (u. a. Auskunftsverlan-
gen von Dritten), Krisensituationen (Su-
izidalität, Kindeswohlgefährdung und 
versicherungsrechtliche Fragen).

Psychotherapie von Kindern und Ju-
gendlichen steht in einem besonderen 
rechtlichen Spannungsfeld zwischen der 
Beziehung von Therapeut/Kind sowie 
Therapeut/Beziehungspersonen bzw. El-
tern. Diese Problematik hatten LPK-Vor-
standsmitglied Kristiane Göpel und der 
Ausschuss für KJP-Versorgung während 
dieses Fachtages sowohl theoretisch in 
Vorträgen von Prof. Dr. Stellpflug, Justiti-
ar der BPtK, und Kammeranwalt Seebur-

Podium LPK-Fachtag Berufsrecht: v. l. n. r. Kristiane Göpel, Stephanie Tessmer, Brigitte 
Thüringer-Dülsen, Trudi Raymann, Dorothea Groschwitz

ger, als auch praktisch in der Vorstellung 
von Fällen aus der Behandlungspraxis 
geschickt miteinander verzahnt. In den 
beiden Vorträgen wurde die Vielfältigkeit 
der Rechtsprechung sichtbar. Es wurden 
Vergleiche der unterschiedlichen gesetz-
lichen Grundlagen herangezogen, Ent-
scheidungen und Gerichtsurteile erläu-
tert und das Patientenrechtegesetz in 
seinen relevanten Passagen erklärt. Die 

von den Ausschussmitgliedern vorgetra-
genen Fallbeispiele wurden in ausführli-
cher berufsrechtlicher Erläuterung von 
LPK-Rechtsreferentin Stephanie Tess-
mer beantwortet. Die Vorträge und Fall-
beispiele sollen den Anfang einer fortlau-
fenden Diskussion über Rechtsfragen 
eröffnen, die künftig auf www.lpk-bw.de 
zu finden sein werden, ebenso ab sofort 
die Vortragsfolien.

Landesarbeitsgemeinschaft für Kinder psychisch kranker Eltern

Am 30. Juli 2015 hat sich auf Initiative 
des Diakonischen Werkes BW eine Lan-
desarbeitsgemeinschaft „Kinder psy-
chisch kranker Eltern“ gegründet. Die 
LAG setzt sich vornehmlich aus Institu-
tionen und Verbänden zusammen. Sie 
möchte durch Vernetzung der Akteure 
im Gesundheits- und Jugendhilfewesen 
sowie von Projekten politisch in Gremien 
der Ministerien Einfluss nehmen; Ziel ist, 

die Teilhabechancen von Kindern psy-
chisch belasteter Eltern und Familien zu 
verbessern und präventiv psychischen 
Erkrankungen der Kinder vorzubeugen.

Die Kammer sieht hier großen Hand-
lungsbedarf, da wir wissen, wie belas-
tend Kinder die Erkrankung ihrer Eltern 
erleben können und dass sie aktiver 
Unterstützung bedürfen, um hiermit so 

umgehen zu können, dass sie möglichst 
nicht selbst erkranken. Erfreulich, dass 
die TK einen Vertrag mit der KVBW ab-
geschlossen hat, nachdem die Familie 
eines bei der TK versicherten chronisch 
kranken Elternteils psychotherapeuti-
sche Beratung in Anspruch nehmen 
kann. Info: www.tk.de/tk/baden-wuert-
temberg/versorgung-u nd-innovation/
kinder-kranker-eltern/65 6384

Angestellte Psychologische Psychotherapeuten in (Universitäts-)Kliniken –  
Informationsveranstaltung am Universitätsklinikum Tübingen

Am 22. Juli fand auf Einladung des 
Personalrates des Universitätsklini-
kums Tübingen (UKT) in Zusammen-
arbeit mit dem Kammervorstand eine 
Veranstaltung zu berufspolitischen 
Themen angestellter Psychotherapeu-
ten statt.

Nach Begrüßung durch UKT-Personal-
ratsvorsitzende Angela Hauser und Dr. 
Harry de Maddalena (PP, Personalrat 
und Mitinitiator der Veranstaltung) in-
formierte zunächst Kammerpräsident 
Dr. Dietrich Munz die rund 50 erschie-
nenen KollegInnen zum Thema „Ange-
stellte Psychologen im Krankenhaus: 

Anspruch und Realität“. Er führte aus, 
dass es problematisch sei, dass nach 
wie vor in vielen Kliniken bei Approbier-
ten keine Anpassung an die Höherqua-
lifikation erfolge, sondern viele weiter-
hin als Diplom-Psychologen eingestellt 
blieben. Hinzu komme, dass manchen 
Arbeitgebern trotz mehr als 15 Jahren 
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Psychotherapeutengesetz die neue Be-
rufsgruppe immer noch nicht bekannt 
sei, weshalb sie dann auch bei der Ein-
gruppierung nicht berücksichtigt werde. 
Auch in Bezug auf den großen (Fach-)
Ärztemangel in psychiatrischen und 
psychosomatischen Kliniken ist darauf 
hinzuweisen, dass PPs entsprechend 
hoch qualifiziert sind und im Unter-
schied zu den Ärzten den Bedarf abde-
cken könnten.

Yvonne Baumann (ver.di) informierte 
zum Thema „Befristete Arbeitsverträge 
aus Sicht von ver.di“. An den Universi-

tätskliniken seien von Befristung über 
zunächst sechs Jahre und dann weiteren 
sechs Jahren (sog. „Zwölf-Jahres-Re-
gel“) ca. 80% der KollegInnen betroffen. 
Es sei eine Novellierung des Gesetzes 
über befristete Arbeitsverträge in der 
Wissenschaft (WissZeitVG) vorgese-
hen, ver.di engagiere sich dabei mit einer 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf.

Dieter Schmucker vom Verband der 
Klinikpsychotherapeuten Baden-Würt-
temberg thematisierte die Interessens-
vertretung angestellter Psychothera-
peuten. Vielen KollegInnen in Kliniken 

sei nicht wirklich klar, dass es gerade 
für sie als Angestellte wichtig sei, sich 
auch in einem Berufsverband zu orga-
nisieren. Zu empfehlen sei eine Dreier-
kombination aus Verband – Kammer – 
Gewerkschaft. Wenig bekannt sei auch, 
dass Berufsverbände von der Politik bei 
relevanten Themen einbezogen werden 
müssten, dies zusätzlich zur Kammer. 
Diese Beteiligung an gesundheitspoli-
tischen Gremien und bei Stellungnah-
men dupliziere die Einflussnahme auf 
berufspolitische und gesundheitspoliti-
sche Themen. Es gelte, sich also mehr 
in Verbänden zu engagieren.

Sommerfest der Heilberufekammern am 8. Juli 2015

Das Sommerfest der Heilberufekam-
mern war wieder sehr gut besucht. 
Zu den Gästen gehörten neben Sozi-
alministerin Katrin Altpeter Vertreter 
der Gesundheits- und Sozialpolitik, der 
Krankenkassen und anderer Bereiche 
der Gesundheitspolitik und des Ge-
sundheitswesens. Die seit 2009 statt-

Dr. Dietrich Munz im Gespräch mit Sozialmi-
nisterin Katrin Altpeter

findende Veranstaltung stellt auch für 
die LPK ein wichtiges Forum für eine 
gute Vernetzung im Gesundheitswe-
sen dar. Kammerpräsident Dr. Dietrich 
Munz bzw. der LPK-Vorstand sowie 
auch mehrere VV-Mitglieder nutzten 
die Möglichkeiten zum Austausch und 
zur Beziehungspflege.

Bekanntmachung über die Auslage des Prüfberichtes 2014 sowie des Haushalts-
planes 2016 der LPK BW zur kammeröffentlichen Einsichtnahme

Gemäß §§ 27 Abs. 4, 28 Abs. 3 der 
Hauptsatzung werden der Prüfbericht 
über den Jahresabschluss 2014 und der 
prospektive Haushaltsplan 2016 in der 
Zeit vom 30. November bis zum 27. De-

zember 2015 für alle Kammermitglieder 
in der Geschäftsstelle, Jägerstrasse 40, 
70174 Stuttgart zur kammeröffentlichen 
Einsichtnahme ausgelegt. Falls Sie die-

se Dokumente einsehen möchten, bit-
ten wir Sie um vorherige Terminabstim-
mung per Telefon (0711-674470-0) oder 
per E-Mail (info@lpk-bw.de).

Veranstaltungen

Psychotherapeutische Behandlung 
von traumatisierten Flüchtlingen – 
Fachliche und rechtliche Rahmenbe-
dingungen. Geplant sind vier Veranstal-
tungen in den vier Bezirksdirektionen 
der KVBW, beginnend am 9.12.2015 in 
Stuttgart, jeweils mittwochs von 15.30 
Uhr bis 19.00 Uhr.

Kinder und Jugendliche zwischen 
Unterricht und ambulanter Psycho-

therapie – Wie kann die Kooperation 
zwischen BeratungslehrerInnen und 
ambulanten PsychotherapeutInnen 
gestaltet werden? Zwei Regionale Ver-
anstaltungen: 16.11.2015, 9.30-13.00 
Uhr in Aalen sowie 16.12.2015 in Reut-
lingen.

Weitere Infos unter www.lpk-bw.de.

Geschäftsstelle

Jägerstraße 40
70174 Stuttgart
Mo – Do 9.00 – 12.00, 13.00 – 15.30 Uhr
Freitag 9.00 – 12.00 Uhr
Tel. 0711/674470 – 0
Fax 0711/674470 – 15
info@lpk-bw.de;
www.lpk-bw.de.
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26. Delegiertenversammlung: Versorgungsstärkungsgesetz und die Folgen,  
psychotherapeutische Versorgung von Flüchtlingen

Kammerpräsident Nikolaus Melcop 
ging im Rahmen des Vorstandsberich-
tes der 26. Delegiertenversammlung 
am 18.06.2015 zunächst auf das GKV-
Versorgungsstärkungsgesetz (GKV-VSG) 
ein, das am 11.06.2015 vom Deutschen 
Bundestag verabschiedet wurde. Er be-
grüßte, dass das GKV-VSG diverse 
neue Regelungen enthält, die das Leis-
tungsspektrum von niedergelassenen 
Psychotherapeut/innen erweitern wer-
den und damit eine Verbesserung der 
psychotherapeutischen Versorgung be
wirken sollen. Zu nennen sind hier u. a. 
die geplante Einführung von Sprech-
stunden und weiteren zusätzlichen psy-
chotherapeutischen Maßnahmen, von 
Befugnissen zur Verordnung von Kran-
kenhausbehandlung, von Krankentrans-
porten, psychotherapeutischer Rehabi-
litation und von Soziotherapie. Das neue 
Gesetz ermöglicht Psychotherapeut/in-
nen darüber hinaus, bei Jobsharing zu-
künftig Behandlungsstunden auch über 
dem Fachgruppendurchschnitt anbie-
ten zu können. Wichtig ist, dass jetzt 
die Umsetzung der neuen gesetzlichen 
Regelungen zeitnah, sachgerecht und 
praxistauglich erfolgt. Zu kritisieren ist 
die im Gesetz vorgesehene Regelung, 
dass die Zulassungsausschüsse in 
überversorgten Planungsbereichen ab 
einem Versorgungsgrad von 140 Pro-
zent Praxissitze abbauen sollen. In Bay-
ern sollen demnach in 30 von insge-
samt 79 Planungsbereichen rund 800 
Praxissitze für Psychotherapeut/innen 
abgebaut werden, wenn nicht von Sei-
ten der Zulassungsausschüsse der Ver-
sorgungsbedarf festgestellt wird. Vom 
möglichen Abbau der Sitze ist Bayern 
von allen Bundesländern am stärksten 

betroffen. Deutschlandweit sind es 
rund 4.300 psychotherapeutische Nie-
derlassungen. Auf die Zulassungsaus-
schüsse kommt hier eine besondere 
Verantwortung zu. Da der Gemeinsame 
Bundesausschuss (G-BA) mit dem Ge-
setz den Auftrag erhalten hat, bis zum 
31.12.2016 die Bedarfsplanung neu zu 
regeln, forderte Kammerpräsident Mel-
cop eine Neuausrichtung, mit der der 
tatsächliche Bedarf besser abgebildet 
werden könne als bisher.

sie zum Ausdruck bringt, dass der Bay-
erischen Staatsregierung bewusst ist, 
dass die durchschnittliche Vergütung 
der Psychotherapeut/innen signifikant 
hinter der anderer Facharztgruppen 
zurückbleibt. Die Ministerin sagte zu, 
dass sie prüfen lassen werde, ob ein 
Einschreiten des Gesetzgebers gebo-
ten erscheine bzw. ein entsprechender 
bayerischer Vorstoß beim Bundesge-
setzgeber Erfolgschancen hätte.

Hinsichtlich der stationären Versorgung 
berichtete Melcop, dass die Kontak-
te und Gespräche mit den Direktoren 
von psychiatrischen und psychosoma-
tischen Kliniken sowie der kinder- und 
jugendlichenpsychiatrischen und psy-
chosomatischen Kliniken weitergeführt 
werden. Bei diesen Gesprächen geht 
es derzeit um Fragen der Verbesserung 
der psychotherapeutischen Versorgung, 
Planungen zur Qualitätssicherung und 
Finanzierung von Kliniken, Stellung 
von Psychotherapeut/innen und Ausbil-
dungsteilnehmer/innen in Kliniken und 
um die geplante Reform von Aus- und 
Weiterbildung. In Bezug auf die Verbes-
serung der Krisenversorgung in Bayern 
hat die Kammer in Gesprächen mit dem 
Gesundheitsministerium und der KVB 
vorgeschlagen, mit bestehenden Kri-
sendiensten zu kooperieren sowie die 
Bedürfnisse chronisch psychisch kran-
ker Menschen zu berücksichtigen, um 
stationäre Aufenthalte zu vermeiden. 
Ebenso soll der stationäre und ambulan-
te Sektor besser vernetzt werden. Auch 
in ihrer Stellungnahme zum Gesetzent-
wurf des Psychisch-Kranken-Hilfe-Ge-
setzes (PsychKHG) hat die Kammer die 
Notwendigkeit einer flächendeckenden 

Kammerpräsident Nikolaus Melcop erläu-
terte und kommentierte im Bericht des 
Vorstands das GKV-VSG. Foto: Johannes 
Schuster

Der Kampf für gerechte Honorare im 
KV-System wird verstärkt fortgesetzt. 
Im anstehenden Beschluss des Be-
wertungsausschusses wollen die Kran-
kenkassen und die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung (KBV) im Rahmen 
der Nachvergütung die Honorarhöhe 
niedrig halten. Bemerkenswert ist ein 
Schreiben von Gesundheitsministerin 
Melanie Huml an die Kammer, in dem 
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Krisenversorgung gefordert. Melcop 
berichtete zudem über den Stand der 
Reform der Ausbildung und ging hier 
auf die Aktivitäten der Bund-Länder-
AG-Transition ein. Das Thema „Reform 
der Ausbildung“ ist auch ein Schwer-
punktthema der Treffen mit den leiten-
den Psychotherapeut/innen in Kliniken, 
der Ausbildungsinstitute und mit Hoch-
schullehrer/innen in Bayern gewesen.

Vorstandsmitglied Anke Pielsticker be-
richtete über den Stand der Umsetzung 
der Weiterbildungsordnung (WBO) in 
Bayern. Der Vorstand hat unter Beteili-
gung betroffener Verbände 18 Kammer-
mitglieder für drei Prüfungsausschüsse 
nominiert. Am 28.09.2015 wird für diese 
eine allgemeine Informationsveran
staltung stattfinden. Anfang Septem
ber wird die WBO zur Veröffentlichung 
im Bayerischen Staatsanzeiger einge-
reicht, so dass sie bis Ende September 
2015 in Kraft treten kann. Im Oktober 
2015 wird der Vorstand die Ausschuss-
mitglieder des Prüfungsausschusses be-
nennen. Ab Mitte Oktober sind die ersten 
Sitzungen der neu zu gründenden Prü-
fungsausschüsse für die jeweiligen Wei-
terbildungsbereiche geplant.

Weitere Berichte

Nach dem Vorstandsbericht wurde aus 
der Kommission für Psychotherapie 
in Institutionen (Dr. Christian Hartl) 
sowie aus den Ausschüssen der Kam-
mer für Einsprüche (Angelika Roth-
kegel), Weiterbildungsordnung (Dr. 
Herbert Ühlein), Fortbildung (Thomas 
Stadler), Berufsordnung (Dr. Jürgen 
Thorwart) sowie für psychotherapeu-
tische Versorgung von Kindern und 
Jugendlichen (Silke von der Heyde) 
berichtet. Danach informierten die sat-
zungsgemäßen Vertreter der Hoch-
schulen (Prof. Angelika Weber), der 
Ausbildungsinstitute (Dr. Christoph 
Kröger) sowie der Ausbildungsteil-
nehmer/innen Psychotherapie (Domi-
nik Schoeller) über ihre Tätigkeit.

Jahresabschluss 2014 einstimmig 
angenommen, Vorstand entlastet

Vizepräsident Peter Lehndorfer erläu-
terte detailliert den Jahresabschluss für 

das Jahr 2014. Nach der Stellungnah-
me von Rudolf Bittner für den Finanz-
ausschuss wurde der Jahresabschluss 
2014 durch die Delegiertenversamm-
lung einstimmig angenommen und der 
Vorstand ebenso entlastet.

Psychotherapeutische Versor-
gung von Flüchtlingen verbes-
sern!

Vizepräsident Peter Lehndorfer erläu-
terte zunächst die Aktivitäten und For-
derungen der BPtK seit dem Jahr 2010. 
Am 24.09.2015 plant die BPtK eine Ver-
anstaltung zur psychotherapeutischen 
Versorgung von Flüchtlingen parallel 
zum dann wahrscheinlich anlaufenden 

chen. Um deren psychotherapeutische 
Versorgung zu verbessern, forderte Ma-
ria Gavranidou u. a. die Einrichtung von 
psychotherapeutischen Sprechstunden 
in Erstaufnahmeeinrichtungen und Ge-
meinschaftsunterkünften. Nach einer 
lebhaften und engagierten Diskussion 
verabschiedeten die Delegierten eine 
Resolution „Angemessene psychothe-
rapeutische Versorgung von Flüchtlin-
gen sicherstellen!“.

Nachwahl eines Bundesdelegier-
ten und von zwei Stellvertretern

Aufgrund der weiter angestiegenen 
Zahl der Kammermitglieder stehen der 
PTK Bayern für die Deutschen Psycho-
therapeutentage 17 (statt bisher 16) 
Bundesdelegierte zu. Als 17. Bundes-
delegierter wurde Markos Maragkos 
gewählt. Sein erster Stellvertreter ist 
Willi Strobl, zweiter Stellvertreter ist 
Frank Mutert.

Meinungsbild zur Anzahl der  
Delegierten der deutschen  
Psychotherapeutentage (DPT)

Vizepräsident Bruno Waldvogel infor-
mierte über zwei Anträge zu Satzungs-
änderungen der BPtK, die auf dem 
letzten DPT mit dem Ziel vorgestellt 
worden sind, die Delegiertenzahl des 
DPT zu begrenzen. Die Delegierten äu-
ßerten sich zu den Planungen in Form 
eines ersten Meinungsbilds zu Kriteri-
en, die bei einer Satzungsänderung der 
BPtK zur Begrenzung der Delegierten-
zahl in entsprechenden Berechnungs-
modellen berücksichtigt werden sollen. 
Auf dem 27. DPT (14.11.2015) sollen 
nach Abwägung der unterschiedlichen 
Interessenlagen die Satzungsänderun-
gen diskutiert und ggf. verabschiedet 
werden. Weitere Informationen zur 26. 
DV, den Fachvortrag von Maria Gavra-
nidou und die Resolution der Kammer 
finden Sie in unserer Homepagemel-
dung vom 24.06.2015.

Vizepräsident Peter Lehndorfer präsentierte 
die wesentlichen Kernzahlen des Jahresab-
schlusses 2014. Foto: Johannes Schuster

Maria Gavranidou behandelt seit Jahren 
Asylbewerber/innen und Flüchtlinge. Foto: 
Johannes Schuster

Gesetzgebungsverfahren für eine ver-
besserte Versorgung dieser Patienten-
gruppe im Kontext der gesetzlichen 
Krankenversicherung.

Die Kammerdelegierte Maria Gavra-
nidou erläuterte in einem Vortrag die 
Gesundheitsversorgung von Asylbe-
werber/innen und Flüchtlingen in Mün-

278	 Psychotherapeutenjournal 3/2015

Mitteilungen der Psychotherapeutenkammer

B
Y



Ermächtigung von Psychosozialen Zentren zur Versorgung von Flüchtlingen?

Die Novellierung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes, nach der Asylsuchende 
nun bereits nach 15 Monaten ein An-
recht auf die Leistungen der gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV) haben, 
hat die Versorgung von psychisch kran-
ken Flüchtlingen kaum verbessert. Der 
größte Teil der psychotherapeutischen 
Versorgung von Flüchtlingen wurde bis-
her durch die Psychosozialen Zentren 
(PSZ) für Flüchtlinge und Folteropfer er-
bracht. Da die in den Flüchtlingszentren 
tätigen Psychotherapeut/innen meist kei-
ne Vertragspsychotherapeut/innen sind, 
können die PSZ in der Regel jedoch kei-
ne Psychotherapien im Rahmen der Re-

gelversorgung anbieten. Die Ermächti-
gung der in den Flüchtlingszentren täti-
gen Psychotherapeut/innen wäre ein 
wichtiger Schritt, um die Versorgung 
psychisch kranker Flüchtlinge zu verbes-
sern. Auf Initiative der BPtK hat die Kam-
mer Anfang Juli die Landesverbände der 
bayerischen Krankenkassen, die Kassen-
ärztliche Vereinigung Bayerns, die baye-
rische Sozialministerin Emilia Müller so-
wie die bayerische Gesundheitsministe-
rin Melanie Huml gebeten, sich gegen-
über den Zulassungsausschüssen dafür 
einzusetzen, es den in den PSZ tätigen 
Psychotherapeut/innen zu ermöglichen, 
Psychotherapie im Rahmen der GKV zu 

erbringen. Die Regelungen in der Zulas-
sungsverordnung für Ärzte (Ärzte-ZV) 
sehen vor, dass die Zulassungsaus-
schüsse über den Kreis der zugelasse-
nen Vertragspsychotherapeut/innen hin-
aus (temporär) weitere in Einrichtungen 
tätige Psychotherapeut/innen zur Teil-
nahme an der vertragsärztlichen Versor-
gung ermächtigen können, sofern es 
notwendig ist, einen begrenzten Perso-
nenkreis zu versorgen. Asylsuchende 
sind ein begrenzter Personenkreis, de-
ren psychotherapeutische Versorgung 
aktuell durch niedergelassene Psycho-
therapeut/innen nicht sichergestellt wer-
den kann.

Nach Verabschiedung des Bayerischen Maßregelvollzugsgesetzes (BayMRVG): 
Leitungsfunktionen für Psychologische Psychotherapeut/innen sind verankert

Der Bayerische Landtag hat am 08.07. 
2015 das Bayerische Maßregelvoll-
zugsgesetz verabschiedet. Es trat am 
01.08.2015 in Kraft. Positiv für unsere 
Berufsgruppe ist, dass – im Gegensatz 
zum ursprünglichen Gesetzentwurf ins-
besondere in Folge der Bemühungen 
des Kammervorstands und von aktiven 
Kammerdelegierten – die Kompetenzen 
der Psychologischen Psychotherapeut/
innen im BayMRVG berücksichtigt und 
verankert wurden.

So heißt es im Art. 48 Abs. 1 Satz 2 wört-
lich: „In besonderen Fällen kann die Lei-
tung der Maßregelvollzugseinrichtung 
auch einem Psychologischen Psychothe-

rapeuten oder einer Psychologischen 
Psychotherapeutin möglichst mit forensi-
scher Zusatzqualifikation übertragen wer-
den.“ Außerdem wurde geregelt, dass 
bei nicht rechtzeitiger Erreichbarkeit der 
Leitung die grundsätzlich der Einrich-
tungsleitung zustehenden Entscheidun-
gen auch von hiermit beauftragten Ärzt/
innen der Maßregelvollzugseinrichtung 
oder hiermit beauftragten Psychologi-
schen Psychotherapeut/innen der Maß-
regelvollzugseinrichtung getroffen wer-
den dürfen. Die Anordnung von konkre-
ten Behandlungsmaßnahmen gegen den 
Willen untergebrachter Personen hat 
nach dem Gesetz allerdings immer durch 
eine Ärztin oder einen Arzt zu erfolgen, 

auch wenn die Einrichtung durch eine/n 
Psychotherapeut/in/en geleitet wird. Die 
Anordnung ist mit der Einrichtungsleitung 
abzustimmen.

Was die Behandlung psychischer Er-
krankungen angeht (Art. 6), so erhält 
die untergebrachte Person nach dem 
Gesetz „die nach den anerkannten Re-
geln der ärztlichen Kunst zur Erreichung 
der Ziele der Unterbringung gebotene 
Behandlung ihrer psychischen Erkran-
kung.“ Die Formulierung „(…) nach 
den anerkannten Regeln der ärztlichen 
Kunst (…)“ war einer der Kritikpunkte 
der Kammer – ist aber leider dennoch 
im Gesetz geblieben.

Ein psychiatrischer Krisendienst für Oberbayern

Eine schnelle und aufsuchende Versor-
gung in somatischen Akutsituationen ist 
für die meisten von uns selbstverständ-
lich. Anders sieht dies für psychische Kri-
sen aus. Das soll sich für Oberbayern nun 
ändern. Der Bezirkstag Oberbayern hat 
am 17.06.2015 einen Beschluss für einen 
Psychiatrischen Krisendienst Oberbayern 
(PKO) gefasst, der flächendeckend mög-
lichst rund um die Uhr erreichbar und bei 
Bedarf aufsuchend tätig werden wird. 
Mitarbeiter/innen in der Leitstelle des Kri-

sendienstes vermitteln nach einem tele-
fonischen Clearing je nach Dringlichkeit 
sofort oder in den nächsten Tagen ein 
Angebot in der ambulanten, komplemen-
tären oder stationären Versorgung. Bei 
sehr akuten Krisen kann ein Team vor Ort 
entsandt werden, um eine Kriseninter-
vention durchzuführen und eine Weiter-
behandlung einzuleiten.

Kooperationspartner in diesem Projekt 
sind die Kliniken des Bezirks Oberbay-

ern (kbo) mit ihren Psychiatrischen Insti-
tutsambulanzen (PIA), die freie Wohl-
fahrtspflege als Träger der Sozialpsychi-
atrischen Dienste, die weitere komple-
mentäre Versorgung sowie jene nieder-
gelassenen Behandler/innen, die Kri-
sen-Angebote vorhalten können und 
wollen. Pro Planungsregion Oberbay-
erns ist eine Koordinationsstelle für die 
Abstimmung der Kooperationen, der 
konkreten Einsatzarbeit sowie der Ar-
beit der Leitstelle vorgesehen.
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Verhandlungen mit den Krankenkassen, 
um diese am Krisendienst zu beteiligen, 
sind bisher an rechtlichen Fragen ge-
scheitert. Hier sind weitere politische 
Gespräche erforderlich. Inwieweit sich 
die niedergelassenen Fachärzt/innen 
und Psychologischen Psychotherapeut/
innen in die Krisenversorgung einbrin-
gen werden, bleibt abzuwarten. Darü-
ber hinaus ist es wünschenswert, dass 
psychologisch-psychotherapeutische 

Kompetenz sowohl in der Leitstelle als 
auch in den PIA und den komplementä-
ren Angeboten zur Verfügung steht.

Der Aufbau dieses Krisendienstes soll 
bis Herbst 2019 abgeschlossen sein. 
Der Bezirk Oberbayern geht damit in 
der Versorgung von Menschen in psy-
chischen Krisen den anderen sechs 
Bezirken weit voraus, die – abgesehen 

von Nürnberg und Mittelfranken – noch 
kaum aufsuchende Krisenangebote ha-
ben. Landesweit ist die Krisenversor-
gung derzeit auch ein zentrales Thema 
in den Beratungen für den Entwurf ei-
nes Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes, 
das das bisherige Unterbringungsge-
setz ablösen wird. Insofern kommt den 
oberbayerischen Plänen eine besonde-
re Aufmerksamkeit und Bedeutung zu.

Kindergesundheitsforum: Lehndorfer fordert Verbesserung von Prävention und 
Früherkennung psychischer Erkrankungen von Kindern und Jugendlichen

Am 17.06.2015 fand in München ein 
vom Bayerischen Staatsministerium 
für Gesundheit und Pflege (StMGP) 
veranstaltetes Kindergesundheitsforum 
statt, an dem rund 200 Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeut/innen, 
Kinderpsychiater/innen, Kinderärzt/innen 
und weitere am Thema Kindergesund-
heit Interessierte teilnahmen. In einer 
moderierten Gesprächsrunde zur psy-
chischen Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen, an der u. a. auch Bayerns 
Gesundheitsministerin Melanie Huml 
teilnahm, forderte Vizepräsident Peter 
Lehndorfer, die psychotherapeutische 
Versorgung von Kindern und die Prä-
vention psychischer Störungen durch 
universelle Maßnahmen zu verbessern, 
um auch Risikofamilien erreichen zu 
können. Ferner regte er an, evidenz-
basierte Informationsplattformen zu 
psychischen Störungen bei Kindern und 
Jugendlichen im Internet zu veröffentli-
chen, um Eltern, Kindern und Jugendli-
chen qualitätsgesicherte Informationen 
zur Verfügung stellen zu können.

Zu Beginn des Kindergesundheitsfo-
rums stellte Gesundheitsministerin Me-
lanie Huml den ersten Bayerischen Kin-
dergesundheitsbericht vor. Der 90-seiti-
ge Bericht enthält u. a. Daten zu den 
Krankheiten und Unfallverletzungen so-
wie psychischen Verhaltensauffälligkei-
ten von Kindern in Bayern. 385.000 Kin-
der und Jugendliche unter 15 Jahren 

litten im Jahr 2013 an psychischen Stö-
rungen, davon rund 70.000 Kinder und 
Jugendliche an ADHS.

Eva Straub, zweite Vorsitzende des 
Landesverbands Bayern der Angehö-
rigen psychisch Kranker e. V., forderte 
in der Podiumsdiskussion eine bessere 
Vernetzung der Kinder- und Jugend-
psychiater bzw. Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeut/innen mit der 
Jugendhilfe. Prof. Dr. Gerd Schulte-Kör-
ne, Direktor der Klinik für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und 
Psychotherapie der LMU München, fo-
kussierte auf die Frage, wie alle Betei-
ligten ihr Bewusstsein im Bereich psy-
chisch kranker Kinder schärfen könn-
ten. Melanie Huml betonte in der Podi-

Gesprächsrunde zur psychischen Gesundheit im Rahmen des Kindergesundheitsforums (v. 
l.): Eva Straub, Kammervizepräsident Peter Lehndorfer, Staatsministerin Melanie Huml und 
Prof. Dr. Gerd Schulte Körne. Foto: Johannes Schuster

umsdiskussion u. a., wie wichtig es sei, 
dass über psychische Erkrankungen in 
den Familien geredet werde.

Die Fachtagung war zugleich Auftakt für 
den diesjährigen Jahresschwerpunkt 
des StMGP zur „Kindergesundheit“ un-
ter dem Motto „ICH. MACH. MIT. Al-
les, was gesund ist.“ Im Rahmen dieser 
Schwerpunktkampagne wird sich die 
PTK Bayern am 27. November in Mün-
chen auch mit einer Veranstaltung zum 
Thema „Cybermobbing“ beteiligen. 
Mehr Informationen zum Kinderge-
sundheitsforum und den Bayerischen 
Kindergesundheitsbericht finden Sie 
in unserer Homepagemeldung vom 
19.06.2015.
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Diskussionen zur Reform von Aus- und Weiterbildung: Treffen der leitenden Psy-
chotherapeut/innen in Kliniken, Ausbildungsinstitute und Hochschullehrer/innen

Schwerpunktthema der Treffen der lei-
tenden Psychotherapeut/innen in Klini-
ken und der Ausbildungsinstitute (20. 
05.2015) sowie der Hochschullehrer/in-
nen (09.06.2015) war die Reform der 
Aus- und Weiterbildung. Nikolaus Mel-
cop, Heiner Vogel und Bruno Waldvogel 
informierten die Teilnehmer/innen je-
weils über den aktuellen Stand.

Das Bundesgesundheitsministerium 
(BMG) will im ersten Halbjahr 2016 
einen Referentenentwurf zur Novellie-
rung des Psychotherapeutengesetzes 
(PsychThG) vorlegen. Von Seiten der 

BPtK und der Bund-Länder-AG „Tran-
sition“ wird derzeit an einem Vorschlag 
zu kompetenzbasierten Ausbildungszie-
len gearbeitet. Das BMG beabsichtigt, 
die Ausbildungsziele im Sinne von zu er-
werbende Kompetenzen zum Zeitpunkt 
der Approbation, zu definieren. Aktuelle 
Planungen des BMG sehen vor, dass 
das Hochschulstudium nach dem Ba-
chelor mit einem Master abschließt 
und danach ein Staatsexamen und eine 
mehrjährige Weiterbildung erfolgen. Im 
Beschluss des 25. Deutschen Psycho-
therapeutentags vom 15.11.2014 wur-
den dieser Reformweg unterstützt und 

dazu wichtige Forderungen formuliert. 
So sollten u. a. die derzeitigen Ausbil-
dungsinstitute hierbei eine tragende 
Funktion im Rahmen des zweiten Qua-
lifizierungsabschnittes (Weiterbildung 
nach dem Staatsexamen) erhalten. Im 
praktischen Teil der Weiterbildung sol-
len die Weiterbildungsteilnehmer/innen 
in Anstellungsverhältnissen psycho-
therapeutische Leistungen erbringen. 
Hierfür müssen die Psychotherapeut/
innen entlohnt werden. Insgesamt ist 
mit einem Übergangszeitraum von min-
destens zehn Jahren zu rechnen.

Kurznachrichten
Änderung des Heilberufekam-
mergesetzes (HKaG)

Am 01.06.2015 sind Änderungen des 
HKaG in Kraft getreten. Wesentliche 
Änderungen: Eine freiwillige Mitglied-
schaft in der Kammer (z. B. bei Wegzug 
aus Bayern) ist nicht mehr möglich. Ein-
geführt wurde eine Regelung zur Part-
nerschaftsgesellschaft mit beschränk-
ter Berufshaftung. Ferner wurden die 
Vorgaben einer europäischen Richtlinie 
zu Informationspflichten bei Anfragen 
von Patient/innen umgesetzt. Darüber 
hinaus wurden Änderungen im Weiter-
bildungsrecht integriert – soweit diese 
für die PTK Bayern relevant sind, sind 
sie bereits in die verabschiedete Wei-
terbildungsordnung eingearbeitet.

Runder Tisch Patientenangele-
genheiten

Am 19.06.2015 hat im Bayerischen 
Landtag der Runde Tisch Patientenan-
gelegenheiten stattgefunden. Eingela-
den hatte Hermann Imhof, Patientenbe-
auftragter der Bayerischen Staatsregie-
rung. 40.000 gedruckte Exemplare der 
überarbeiteten Broschüre „Patienten-
beratung“ werden durch die Patienten-
beratungen und Apotheken verteilt. Die 
Broschüre ist auch über das Internet 
abrufbar. Danach wurde ein Positi-
onspapier zum Entlassmanagement 

diskutiert, das durch eine kleinere Ar-
beitsgruppe erarbeitet worden war. 
Abschließend wurde ein neues Schlich-
tungsverfahren der Bayerischen Lan-
deszahnärztekammer vorgestellt.

Heilberufekammertreffen

Die Schwerpunktthemen des Heilberu-
fekammertreffens (13.07.2015) waren 
u. a.: Bestrebungen zur Verkammerung 
weiterer Gesundheitsberufe, das neu 
eingerichtete gemeinsame Landesgre-
mium nach § 90a SGB V, Entwicklun-
gen auf europäischer und internationa-
ler Ebene sowie Beratung von Patient/
innen durch die Kammern.

Abschlussveranstaltung Regiona-
le Gesundheitskonferenzen

Das Bayerische Gesundheitsministeri-
um (StMGP) hat seit 2013 die Wirkung 
regionaler Netzwerke im Rahmen der 
Modellprojekte „Regionale Gesund-
heitskonferenzen“ in den Pilotregio-
nen Regionaler Planungsverband Süd-
ostoberbayern, Stadt und Landkreis 
Bamberg und Landkreis Weißenburg-
Gunzenhausen erprobt. Teilweise wa-
ren dort auch regional tätige Psychothe-
rapeut/innen beteiligt. Mehrere Kam-
mermitglieder haben sich insbesondere 
in Arbeitsgruppen der fünf Landkreise 

der Regionalen Gesundheitskonferenz 
Südostoberbayern (RGK; Berchtesga-
dener Land, Traunstein, Altötting, Mühl-
dorf und Rosenheim) für eine bessere 
psychotherapeutische Versorgung ein-
gesetzt. In einer Abschlussveranstal-
tung, die am 14.07.2015 in München 
stattfand, wurden die Erfahrungen 
und Ergebnisse der „Regionalen Ge-
sundheitskonferenzen“ vorgestellt und 
bewertet. Auf der Basis der RGK hat 
das StMGP das Konzept „Gesundheits-
regionenplus“ entwickelt. Das StMGP 
fördert Landkreise und kreisfreie Städ-
te, die „Gesundheitsregionenplus“ bil-
den, bis Ende 2019 mit jeweils bis zu 
250.000 €. Derzeit gibt es bereits 24 
„Gesundheitsregionenplus“, weitere sol-
len folgen.

„Warum ist Papa so komisch?“

Mit diesem Titel fand am 15.07.2015 
eine interdisziplinäre Veranstaltung der 
PTK Bayern, der Psycho-Onkologie an 
der Medizinischen Klinik der Universität 
in München-Großhadern sowie des För-
dervereins für Psychoonkologie, lebens-
mut, statt. Im Fokus der Veranstaltung 
standen Persönlichkeits- und Verhal-
tensänderungen eines Elternteils auf-
grund einer Krankheit, Schädigung oder 
Funktionsstörung des Gehirns. In den 
Fachvorträgen ging es um Möglichkei-
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ten kindzentrierter Familienberatungen 
bei onkologischen und neurologischen 
Erkrankungen und um Pharmakologie 
der Persönlichkeitsveränderung. Ein Er-
fahrungsbericht aus der Spezialsprech-
stunde „Hirntumor, Hirnmetastasen“ 
der Familiensprechstunde der Psycho-
Onkologie an der Medizinischen Klinik 
III rundete die Veranstaltung ab.

Weitere Aktivitäten der Kammer

Einige der weiteren Veranstaltungen 
und Aktivitäten, an denen Kammerver-
treter/innen teilgenommen haben: Wei-
tere Sitzungen Runder Tisch Psychisch-
Kranken-Hilfe-Gesetz (PsychKHG) und 
dazu auch Teilnahme an AGen zur Ver-
besserung der Versorgung und Präven-
tion; 1. Sitzung der AG „Neue Formen 
der Zusammenarbeit zwischen ambu-
lantem und stationärem Sektor“ der 
Landesarbeitsgemeinschaft Versor-
gungsforschung (LAGeV) am 19.05. 
2015 und am 27.07.2015; „Politisch 
nachhaltige Diabetesstrategien – ein 
dänisch-bayerischer Dialog“ am 20.05. 
2015; Gespräch mit Dr. Georg Nüsslein, 
MdB (CSU) am 11.06.2015; Jahrestref-
fen der Präsidenten und Vorsitzenden 
der Mitgliederorganisationen des Ver-
bandes Freier Berufe in Bayern (VFB) 
am 16.06.2015; Treffen mit Sprechern 
der Direktoren von psychiatrischen Kli-
niken am 22.06.2015; Treffen mit Spre-
chern der Direktoren der psychosomati-
schen Kliniken am 22.06.15; Fachta-
gung der LAG Selbsthilfe Bayern e. V. 
„Junge Selbsthilfe. Nachwuchsarbeit. 
Generationswechsel“ am 23.06.2015; 
3. Weiterbildungskonferenz der Landes-
kammern und der BPtK am 23.06.2015; 
Parlamentarischer Abend des VFB am 
03.07.2015; 7. Sitzung des Bayerischen 
Landesgesundheitsrates am 06.07. 
2015; Sommerempfang der TK-Landes-
vertretung am 09.07.2015; Sommer-
empfang des Bayerischen Landtags am 
21.07.2015; Sommergespräch 2015 der 
BLÄK am 24.07.2015.

Bevorstehende Veranstaltungen

Begutachtung psychisch reaktiver 
Traumafolgen in aufenthaltsrechtli-
chen Verfahren (SBPM) einschließlich 
„Istanbul Protokoll“: Eine gemein-
same Fortbildungsveranstaltung der 
PTK Bayern, der Bayerischen Landes-
ärztekammer, der Landesärztekam-
mer Baden-Württemberg und der 
Landespsychotherapeutenkammer 
Baden-Württemberg. Termin: 15. bis 
17.10.2015 (Module I und II); 18.10.2015 
(Ergänzungsmodul „Traumatisierte Kin-
der und Jugendliche“); alle Module in 
Feldkirchen bei München.

„Europa, Ort der Freiheit, Sicherheit 
und Gerechtigkeit: Ist die Rehabilitation 
in Gefahr?“ Europäische Fachtagung 
zur psychotherapeutischen Versorgung 
von Flüchtlingen: Kooperationsveran-
staltung von REFUGIO München, der 
PTK Bayern und der Bundesweiten Ar-
beitsgemeinschaft der psychosozialen 
Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer 
(BAfF). In Zusammenarbeit mit dem Eu-
ropean Network of Rehabilitation Cen-
tres for Survivors of Torture. Termin: 18. 
bis 20.10.2015 in München.

Kompetent, gesund und selbstwirksam 
als Beratungsfachkraft – Effektive und 
praxisorientierte Hilfen: Eine Koopera-
tionsveranstaltung der PTK Bayern und 
der Akademie des Bayerischen Leh-
rer- und Lehrerinnenverbandes (BLLV-
Akademie e. V.). Termin: 20.10.2015 in 
München.

Cybermobbing – jeder kann etwas da-
gegen tun! Vortrag von Marcella Am-
merschläger, Psychologische Psycho-
therapeutin aus Landshut, im Rahmen 
des Jahresschwerpunktthemas des 
Bayerischen Gesundheitsministeriums 
zur Kindergesundheit. Es wird ein Über-
blick über die Fakten von Cybermob-
bing vorgestellt. Wir wollen gemeinsam 
mit allen Teilnehmer/innen alltagsprak-

tische Lösungen gegen Cybermobbing 
diskutieren. Zielgruppe: Eltern und Päd-
agog/innen. Termin: 27.11.2015 in Mün-
chen.

14. Suchtforum mit dem Titel „Zwi-
schen Genuss, Frust und Kontrollver-
lust – Essstörungen als ‘gewichtige‘ 
Herausforderung einer Konsumge-
sellschaft?!“ in Kooperation mit der 
Bayerischen Akademie für Sucht- und 
Gesundheitsfragen (BAS), der Baye-
rischen Landesärztekammer und der 
Bayerischen Landesapothekerkammer. 
2. Termin: 04.12.2015 in Nürnberg.

Psychotherapie bei körperlichen Er-
krankungen I – Psychokardiologie 
und Diabetologie: Eine Fortbildungs-
veranstaltung der PTK Bayern und der 
KVB. Termin: 19.12.2015 in München.

Nähere Informationen und Programme 
zu den Veranstaltungen sowie Anmel-
deformulare finden Sie zeitnah auf un-
serer Homepage: www.ptk-bayern.de.

Redaktion

An den Texten und der Gestaltung 
dieser Ausgabe wirkten mit: Nikolaus 
Melcop, Heiner Vogel, Peter Lehndor-
fer, Bruno Waldvogel, Birgit Gorgas, 
Anke Pielsticker, Benedikt Waldherr, 
Nina Rehbach, Manuela Stengelmair, 
Johannes Schuster.

Geschäftsstelle

Birketweg 30, 80639 München
Post: Postfach 151506, 80049 München
Tel. 089/51 55 55-0, Fax -25
Mo–Fr 9.00-13.00, 
Di–Do 14.00-15.30 Uhr
info@ptk-bayern.de
www.ptk-bayern.de
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Position der Psychotherapeutenkammer Berlin zum Einsatz elektronischer  
Kommunikationsmedien in der Psychotherapie

Der Gebrauch elektronischer Medien 
nimmt stetig zu und macht auch vor der 
Psychotherapie nicht Halt. Es gibt be-
reits zahlreiche Projekte, deren Betreiber 
den Anspruch erheben, mittels elektro-
nischer Medien Hilfesuchende psycho-
therapeutisch zu behandeln. Darum hält 
der Vorstand der Psychotherapeuten-
kammer Berlin es für nötig, Sorgfalts- 
und Qualitätskriterien für den Einsatz 
elektronischer Kommunikationsmedien 
in der Psychotherapie zu definieren.

Dabei gehen wir von den berufsethi-
schen Prinzipien aus, die in unserer Be-
rufsordnung formuliert sind:

1.	 Die Autonomie der PatientInnen ist 
zu respektieren.

2.	 Schaden für die PatientInnen ist un-
bedingt zu vermeiden.

3.	Das Patientenwohl hat höchste Prio-
rität.

4.	Bei der Behandlung gilt es, Gerech-
tigkeit anzustreben.

Unsere Überlegungen sind prospektiv. 
Derzeit schränken die geltenden Psy-
chotherapierichtlinien und die Berufs-
ordnung die Anwendung elektronisch 
gestützter Verfahren noch auf geneh-
migte Ausnahmefälle ein. Die Kriterien 
für diese Fälle müssen genauer defi-
niert und vermutlich erweitert werden.

Dabei gilt es selbstverständlich, die 
Vorschriften des Patientenrechtegeset-
zes einzuhalten, vor allem die Pflicht zur 
Aufklärung.

Außerdem muss klar sein, dass der Psy-
chotherapeut voll verantwortlich ist und 
dem Patienten jederzeit die notwendi-
ge Behandlung nach Facharztstandard 
schuldet.

Das führt zu folgenden Überlegungen:

Psychotherapie mittels elektronischer 
Kommunikationsmedien („Internetthe-
rapie“) kann niemals die persönliche 
Behandlung ohne zwischengeschaltete 
Medien ersetzen. Sie kann allerdings 
ergänzend, nachsorgend oder vorsor-
gend eingesetzt werden oder auch, um 
bestimmte PatientInnengruppen zu er-
reichen, die sonst nicht in eine psycho-
therapeutische Praxis kämen.

„Internettherapie“ kann ein Einstieg 
oder eine Brücke in die Psychothera-
pie sein. Aber sie darf nicht als Alter-
native propagiert werden, mittels de-
rer Wartezeiten abgebaut oder Unter-
versorgung behoben werden kann!

Eine umfassende psychotherapeu-
tische Behandlung der PatientInnen 
kann nach allen fachlichen Erfahrungen 
nur im persönlichen Kontakt und unter 
räumlicher Präsenz des Therapeuten 
erfolgreich sein. Sie erfordert eine voll-
ständige Diagnostik auf Basis der Wahr-
nehmung mit allen Sinnen, z. B. der 
haptischen oder olfaktorischen. Genau 
das ist mittels elektronischer Kommuni-
kationsmedien nicht möglich. Erst recht 
sind konflikthafte Situationen in psycho-
therapeutischen Behandlungen aus der 
Distanz kaum zu bewältigen.

Dagegen ist es durchaus möglich, be-
grenzte und in der Regel störungsspezi-
fische psychotherapeutische Interventi-
onen über das Internet durchzuführen.

Diese können dann stattfinden, wenn 
folgende Voraussetzungen gegeben 
sind:

�� Es muss eine ausreichend sichere 
Datenverbindung geben sowie eine 

Software, welche die Kommunikati-
on nach anerkannten Standards ver-
schlüsselt.

�� Identifikationscodes müssen es dem 
Psychotherapeuten ermöglichen, 
die PatientInnen jederzeit eindeutig 
zu identifizieren. Alle Daten werden 
nach Abschluss der Behandlung von 
den PCs gelöscht. Die Therapeu-
ten sind gleichwohl verpflichtet, alle 
Vorgänge an anderem Ort zu doku-
mentieren und die Dokumentation 
aufzubewahren. Auch mit den Pati-
entInnen sollte vereinbart werden, 
dass auf dem PC die Daten der psy-
chotherapeutischen Kommunikation 
getilgt werden. Über die mögliche 
Weitergabe von Daten des Psy-
chotherapeuten (z. B. E-Mails oder 
Chatinhalte) durch die PatientInnen 
sollten klare Vereinbarungen getrof-
fen werden.

�� Es muss gewährleistet sein, dass 
ein/e Psychotherapeut/in die Be-
handlung durchführt (Strukturquali-
tät). Psychotherapie ist eine höchst-
persönlich zu erbringende Leistung 
(Facharztstandard). Rein algorith-
musgesteuerte Programme sind kei-
ne Psychotherapie.

�� Die PatientInnen müssen fachge-
recht aufgeklärt werden. Dabei ist 
es vorzuziehen, dies im direkten 
Kontakt zu tun, weil der Behandler 
sich davon überzeugen muss, dass 
der/die PatientIn die Aufklärung rich-
tig verstanden hat. Das muss nicht 
zwingend der die Behandlung durch-
führende Therapeut selbst sein, son-
dern kann auch durch einen anderen 
qualifizierten Behandler geleistet 
werden. Die Grenzen und Risiken 
der „Internettherapie“ müssen klar 
benannt werden, damit der/die Pati-
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entIn eine informierte Entscheidung 
treffen kann. Auch über die Grenzen 
der Datensicherheit ist zu informie-
ren.

�� Die Rahmenbedingungen, Verträge 
und Kosten müssen transparent sein 
und den PatientInnen erläutert wer-
den. Bei minderjährigen und nicht 
einsichtsfähigen PatientInnen ist die 
Einwilligung der Erziehungsberech-
tigten einzuholen.

�� Für Notfälle und Krisen müssen Ab-
sprachen getroffen werden, zum 
Beispiel, dass ein Behandler vor Ort 
(evtl. Hausarzt) im Notfall beigezo-
gen werden kann. Zudem müssen 
Kontaktmöglichkeiten bestehen für 
den Fall, dass der Zugang zum Inter-
net nicht möglich ist.

�� Das Setting der Behandlung muss 
verbindlich abgesprochen werden. 
Dazu zählt, wann genau man verab-
redet ist, in welchem Zeitraum eine 
Reaktion des Psychotherapeuten er-
folgt etc. Beginn und Ende der Teil-
nahme (z. B. bei Chat-Programmen) 
müssen klar definiert sein.

�� Wenn eine fachgerechte Diagno-
sestellung nicht im persönlichen 
Kontakt erfolgen kann oder soll (um 
z. B. bestimmte PatientInnengrup-
pen nicht zu verlieren, die eine Pra-
xis nicht aufsuchen möchten), muss 
den PatientInnen erklärt werden, 
dass die Diagnose unter Umständen 
unvollständig ist. Das ist akzeptabel, 
wenn es bei störungsspezifischen 
Programmen wie „quit the shit“ 

oder den Programmen für traumati-
sierte Menschen in Kriegs- und Kri-
sengebieten gar nicht anders geht.

�� Der/Die Psychotherapeut(in) muss 
beurteilen, ob das Störungsbild der 
PatientInnen zum jeweiligen Pro-
gramm passt und ob Fremd- oder 
Selbstgefährdung ausgeschlossen 
werden können (Suizidalität und 
wahnhaftes Erleben).

Berlin, 30.06.2015

„Kommission Online-Therapie“
der PTK Berlin:

Michael Krenz (Präsident PTK Berlin),
Dipl.-Psych. Eva Schweitzer-Köhn

(Vorstand PTK Berlin),  
Dr. Peter Tossmann,  

Pilar Isaac-Candeias, Benjamin Lemke

Arbeitskreis „Psychotherapie mit Älteren“ der Psychotherapeutenkammer Berlin

Am 03.06.2015 fand ein erstes Ori-
entierungstreffen des Arbeitskreises 
„Psychotherapie mit Älteren“ in der 
Psychotherapeutenkammer Berlin statt. 
Diskutiert wurden die aktuelle Versor-
gungslage älterer Menschen sowie die 
Besonderheiten der Zugangswege zu 
den psychotherapeutischen Behand-
lungsangeboten für diese Klientel. 
Auch die Frage, wie niedergelassene 
Kollegen aufsuchend (z. B. im Pflege-
heim oder zu Hause) ältere Menschen 
psychotherapeutisch versorgen können 
wurde aus unterschiedlichen Perspekti-
ven betrachtet. Ziel ist hier die Erarbei-
tung eines Pfades, der alle juristischen 
und abrechnungstechnischen Informa-
tionen für ein regelmäßiges zugehen-
des Behandlungssetting enthält. Damit 
möchte der Arbeitskreis die ambulant 
tätigen Kollegen bei der Bewältigung 
dieser Aufgaben unterstützen und zu 
einer besseren Versorgung älterer Men-
schen beitragen, vor allem der hochalt-
rigen Menschen.

Die gesundheitliche und pflegerische Ver-
sorgung dieser Generation steht auch im 
Mittelpunkt der „Initiative 80+ der Senats-
verwaltung für Gesundheit & Soziales“. In 
den sieben vom Senat definierten und zur 
Auftaktveranstaltung am 20.05.2015 vor-
gestellten Handlungsfeldern

�� Prävention und Gesundheitsförde-
rung

�� ambulante geriatrische Versorgung

�� stationäre Versorgung

�� Vernetzung ambulanter und stationä-
rer Versorgung

�� Versorgung am Lebensende

�� Aus-, Fort- und Weiterbildung

�� Selbstbestimmung und Teilhabe

fanden sich kaum Verknüpfungen zur 
psychotherapeutischen Versorgung. Da-
her positionierte sich die Psychothera-
peutenkammer Berlin unmittelbar nach 
der Auftaktveranstaltung 80+ mit einem 
Schreiben an den Senat, in dem darauf 
hingewiesen wurde, dass sich in allen 
sieben definierten Handlungsfeldern Be-
rührungspunkte und Aufgabenbereiche 
auch für unsere Profession finden:

�� z. B. im Bereich der Prävention und 
Gesundheitsförderung (z. B. Zusam-
menhang von Sturzprävention und 
Angst),

�� der stationären Versorgung mit Psy-
chotherapie und Neuropsychologie,

�� im Bereich der Aus-, Fort- und Wei-
terbildung (z. B. wenn es um die 

psychologischen Veränderungen, den 
Umgang mit einer demenziellen Er-
krankung, neuropsychologische Dia-
gnostik unterschiedlicher demenziel-
ler Erkrankungen geht).

Auch in Bezug auf die ambulante Ver-
sorgung vertraten wir die Position, dass 
es ermöglicht werden muss, den hoch-
altrigen Menschen ein adäquates (quali-
fiziert, zeitnah, unbürokratisch) psycho-
therapeutisches Angebot machen zu 
können. Erste Vorschläge wurden von 
uns an dieser Stelle eingebracht:

�� Zugang zur Kurzzeittherapie unbü-
rokratisch (antragsfrei) und ohne 
Wartezeit (ggf. auch über das KEV) 
für Personen ab dem 80. Lebensjahr 
und für pflegende Angehörige,

�� Zugang zur Psychotherapie auch un-
abhängig vom Wohnort – also auch 
im Pflegeheim!

Der Arbeitskreis „Psychotherapie mit 
Älteren“ der Psychotherapeutenkam-
mer Berlin wird sich fortlaufend mit der 
Senatsinitiative auseinandersetzen und 
weitere Vorschläge in diesem Zusam-
menhang generieren.

Die PTK Berlin hat zum Thema „Psy-
chotherapie mit älteren Menschen“ in 
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den letzten Jahren verschiedene Pro-
jekte durchgeführt:

2010 erfolgte eine Mitgliederbefragung. 
Ergebnis der Selbstauskunft war, dass 
mit steigender Tendenz Psychotherapie 
von älteren Menschen – überwiegend 
älteren Frauen – wahrgenommen wird.

Als Konsequenz entwickelte die PTK 
Berlin eine Curriculare Fortbildung, 
die vom Institut für Altersforschung und 
Angewandte Gerontologie, von Prof. 
Dr. Meinolf Peters, angeboten wird. 
Die Fortbildung wird derzeit das dritte 
Mal in der PTK Berlin durchgeführt, ab 
Herbst 2015 in der PTK Hamburg und 
ab Herbst 2016 in Bregenz in Öster-
reich.

Die PTK Berlin bezog 2010 Stellung zum 
Geriatriekonzept der Ärztekammer und 
wies darauf hin, dass das Konzept rein 
somatisch und kurativ ausgerichtet ist 
und keine Mitarbeit von Psychothera-
peutInnen vorsieht.

2012 nahm die PTK Berlin an der Lan-
desgesundheitskonferenz in Berlin teil 
und referierte zum Thema „Gesund-
heitsförderung trotz Pflegebedürftig-
keit“ und betrachtete die Situation in 
Heimen. Die Herausforderung besteht 
darin, auch in Heimen eine Versorgung 
für psychisch kranke Bewohner sicher-

zustellen, angemessene Versorgungs-
formen für psychische Störungen und 
Förderangebote für psychische Ge-
sundheit zu entwickeln.

In der PTK Berlin wurde ein innovativer 
Versorgungsansatz entwickelt mit der 
Zielsetzung, diesen in einem Senioren-
heim umzusetzen.

Das Projekt beinhaltet:

�� den Einbezug von zwei Psycholo-
gischen PsychotherapeutInnen,

�� die Verbesserung der psychischen 
und körperlichen Gesundheit,

�� die Verbesserung der Lebensqualität 
der BewohnerInnen als auch

�� die Reduktion der Belastung und die 
Steigerung der Arbeitszufriedenheit 
der MitarbeiterInnen,

�� die fachliche Weiterentwicklung,

�� den Einbezug von Angehörigen,

�� die Öffnung des Heimes in die Ge-
meinde und

�� die Vermittlung dieses innovativen 
Ansatzes in der Fachöffentlichkeit.

Das Projekt konnte bisher nicht umge-
setzt werden, da hierfür keine Mittel zur 
Verfügung standen und keine Lottomit-
tel bewilligt wurden.

Das Forschungsprojekt „Psychothe-
rapie im Alter: Barrieren und Möglich-
keiten des Zugangs (PSYTIA) läuft von 
Oktober 2013 bis September 2016 in 
Zusammenarbeit mit der PTK Berlin 
und dem Institut für Gerontologische 
Forschung Berlin und wird durch das 
Bundesministerium für Bildung und For-
schung finanziert. Die Studie zielt darauf 
ab, hemmende und fördernde Faktoren 
für einen gelingenden Zugang älterer 
Menschen zur Psychotherapie zu iden-
tifizieren. Die unterschiedlichen Ebenen 
des ambulanten Versorgungssystems 
sollen beleuchtet werden wie z. B. die 
Rahmenbedingungen des Gesundheits-
systems, die potenziell Zuweisenden 
(niedergelassene Haus- und Fachärzte), 
die PsychotherapeutInnen sowie ältere 
Menschen mit und ohne Therapieerfah-
rungen. Ziel des Projektes ist die Erarbei-
tung von Handlungsvorschlägen für eine 
Verbesserung des Zugangs zu ambulan-
ter psychotherapeutischer Versorgung 
für ältere Menschen.

Der Arbeitskreis steht allen Kammer-
mitgliedern zur Verfügung. Wir laden 
alle Interessierten herzlich zu den Fol-
getreffen ein. Eine Zertifizierung als 
Qualitätszirkel ist beantragt.

Dipl.-Psych. Sonja Winklmann und  
Dipl.-Psych. Doreen Röseler

(Vorstand der  
Psychotherapeutenkammer Berlin)

Qualitätssicherung (QS) psychotherapeutischer Leistungen in der Rehabilitation 
der Deutschen Rentenversicherung (DRV)

Überblick über das  
QS-Programm der DRV

Um die Durchführung qualitativ hoch-
wertiger Leistungen zur Rehabilitation 
sicherzustellen, begann die DRV bereits 
1993 mit der Entwicklung eines Sys-
tems zur QS für die medizinische Reha-
bilitation, die die Struktur-, Prozess- und 
Ergebnisqualität berücksichtigt. Heute 
werden routinemäßig Qualitätsdaten 
der Einrichtungen erhoben und im Ver-
gleich mit indikationsgleichen Fachabtei-
lungen dargestellt, um den Status quo 
und Handlungsbedarfe zu verdeutlichen. 
Außerdem zeigen Anforderungen an die 

Qualität den Reha-Einrichtungen auf, 
welche Erwartungen bestehen. Entspre-
chend der Indikation werden spezifische 
Instrumente angewandt: Es werden die 
Strukturqualität erhoben und der Be-
handlungsprozess über die durchgeführ-
ten Leistungen erfasst und im Peer-Re-
view-Verfahren bewertet. Mittels einer 
Befragung wird die Beurteilung der psy-
chotherapeutischen Behandlung und die 
Verbesserung ihrer psychosomatischen 
Beschwerden aus Sicht der Rehabilitan-
den dargestellt. Aus den Versichertenda-
ten wird der weitere Erwerbsverlauf auf-
gezeigt (Klosterhuis et al.; 20101; www.
reha-qs-drv.de).

Psychologische und ärztliche Psychothe-
rapeuten sind vorwiegend in psychoso-
matischen Reha-Einrichtungen beschäf-
tigt. Im Jahr 2014 wurden rund 150.000 
Leistungen zur medizinischen Rehabilita-
tion wegen psychischer Störungen bewil-
ligt (zumeist depressive Episoden, rezidiv. 
depressive Störungen oder Anpassungs-
störungen). Mit knapp 14% aller bewillig-
ten medizinischen Reha-Leistungen stel-
len die psychosomatischen Rehabilitatio-
nen die drittgrößte Indikationsgruppe dar 
(DRV Bund; 2014).

1	 Die Literaturangaben zu den in diesem Artikel 
genannten Quellen sind über die Autorinnen 
erhältlich.
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Im Folgenden werden zwei Instrumen-
te der Prozess- bzw. Behandlungsquali-
tät genauer dargestellt, die in den letz-
ten Jahren grundlegend überarbeitet 
wurden.

Die Klassifikation therapeutischer 
Leistungen (KTL)

In der KTL werden alle therapeutischen 
Leistungen der Rehabilitation mit In-
dikationsstellung und Therapiezielen 
beschrieben. Außerdem werden die 
Mindestdauer der Leistungseinheit so-
wie die Anforderungen an die Qualifika-
tion des Personals festgelegt. Die von 
der Reha-Einrichtung durchgeführten 
KTL-Leistungen werden rehabilitanden-
bezogen im Entlassungsbericht doku-
mentiert und im Rahmen der Reha-QS 
ausgewertet. Grundsätzlich sind die 
psychologischen Leistungen im Kapitel 
F „Klinische Psychologie, Neuropsycho-
logie“ und die psychotherapeutischen 
Leistungen in Kapitel G „Psychothera-
pie“ der KTL beschrieben. Insgesamt 
lag der zeitliche Anteil der psychothera-
peutischen Leistungen im Durchschnitt 
bei 24% aller durchgeführten Leistun-
gen in der psychosomatischen Reha. 
Es zeigt sich, dass verhaltenstherapeu-
tische Einzel- oder Gruppenleistungen 
etwas häufiger durchgeführt werden 
als psychodynamische. Andere The-
rapieschwerpunkte sind Bewegungs-
therapie, klinische Psychologie sowie 
Ergo- und Arbeitstherapie.

Die KTL ist im Rahmen eines wissen-
schaftlichen Projekts umfassend über-
arbeitet worden (Schmid et al.; 2014). 
Wesentliche Änderungen der neuen 
KTL-Auflage sind die Aufnahme neu-
er fachlicher Schwerpunkte (z. B. der 
Kinder- und Jugendlichen-Rehabilita-
tion) und neuer Reha-Konzepte (z. B. 
medizinisch-beruflich orientierte Reha) 
sowie die Integration der neuen Stu-
dienabschlüsse nach der Bologna-Re-
form. Im Kapitel G „Psychotherapie“ 
werden zukünftig suchttherapeutische 
Leistungen auf der Grundlage einer 

tätigkeitsfeldspezifischen Qualifikati-
on gesondert von der Psychotherapie 
verschlüsselt. Damit besteht nun die 
Möglichkeit, Leistungen mit einem 
tätigkeitsfeldspezifischen Therapiean-
satz zu dokumentieren. Die neue KTL 
2015 ist auf der Webseite der DRV als 
Download verfügbar (www.ktl-drv.de). 
Im Laufe des Jahres 2015 werden alle 
Reha-Einrichtungen ihre Codierungen 
auf die neue KTL umstellen.

Die Reha-Therapiestandards

Die Reha-Therapiestandards enthalten 
Anforderungen an die Rehabilitation 
einzelner häufig vorkommender Krank-
heitsbilder (Klosterhuis, 2011). In den 
Reha-Therapiestandards Depressive 
Störungen sind zwölf evidenzbasierte 
Therapiemodule (ETM) beschrieben u. 
a. zur Psychotherapie, zur Psychoedu-
kation, aber auch zur Bewegungsthe-
rapie und zur Unterstützung der berufli-
chen Integration. Die Umsetzung dieser 
Anforderungen wird bei einem definier-
ten Mindestanteil an Rehabilitanden 
mit dieser Erstdiagnose erwartet. Die 
letzten Auswertungen über die psycho-
somatische Rehabilitation im Jahr 2013 
zeigten z. B., dass die Anforderungen 
des ETM 1: Psychotherapie insgesamt 
nur zu 60% erfüllt werden, obwohl 
90% gefordert werden. Die Ursachen 
hierfür können in einer unrealistischen 
Höhe der Anforderungen, in einer Fo-
kussierung der Reha-Einrichtungen auf 
indikative Gruppenleistungen oder auch 
in unzureichender Qualität einiger Reha-
bilitationen liegen. Prinzipiell zeigt sich, 
dass die Unterschiede zwischen den 
Reha-Einrichtungen recht hoch sind 
und Optimierungspotenzial besteht. 
Derzeit werden die Reha-Therapiestan-
dards auf der Grundlage der KTL 2015 
überarbeitet. Neue Forschungsergeb-
nisse und bisherige Erfahrungen im 
Umgang mit der derzeitigen Fassung 
der Reha-Therapiestandards werden 
bei der Überarbeitung berücksichtigt. 
Ende 2015 werden die Ergebnisse ver-
öffentlicht.

Ausblick

Die Reha-QS der DRV hat wesentlich 
zur Professionalisierung der Rehabilitati-
on beigetragen. Durch die transparente 
Darstellung der Qualitätsaspekte wurde 
Forschung und inhaltlich-konzeptionelle 
Weiterentwicklung innerhalb der Ein-
richtungen angeregt. Den Instrumenten 
der Reha-QS lag bereits von Anbeginn 
das biopsychosoziale Modell von Ge-
sundheit und Krankheit zugrunde und 
entsprechend wurde die Bedeutung der 
Psychologie in der Rehabilitation immer 
betrachtet und ernst genommen. Die 
Leistungen, u. a. der PsychotherapeutIn-
nen, werden ab 2015 nicht nur mit einer 
neuen KTL, sondern auch in einem neu 
gestalteten Entlassungsbericht doku-
mentiert. Die Leistungsbeschreibung in 
der KTL berücksichtigt auch qualitative 
Aspekte bei der Leistungserbringung. 
Zusätzlich wird die Qualität der thera-
peutischen Beziehung z. B. über die Be-
urteilung des Rehabilitanden erfasst.

Die Daten der im Jahr 2015 auszuwer-
tenden Strukturerhebung werden einen 
Überblick geben, wie viele Psychothe-
rapeuten derzeit in den von der DRV 
belegten Reha-Einrichtungen beschäf-
tigt sind und welche Fachrichtungen 
vorliegen. Eine Verknüpfung dieser 
Angaben mit weiteren Daten der Ren-
tenversicherung kann auch zukünftig zu 
Fortentwicklungen und neuen Schwer-
punktsetzungen führen.

Dipl.-Psych. Verena Bonn und
Dipl.-Doz. Anke Mitschele

Kontakt:
verena.bonn@drv-bund.de
anke.mitschele@drv-bund.de

Geschäftsstelle

Kurfürstendamm 184 – 10707 Berlin
Tel. 030 887140 – 0; Fax -40
info@psychotherapeutenkammer-
berlin.de
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Psychotherapeutische Versorgung bleibt Arbeitsschwerpunkt

Am 16. Juni hat im Bürgerhaus Weser-
terrassen die erste Kammerversamm-
lung dieses Jahres stattgefunden. Auf 
der Tagesordnung standen neben Neu-
wahlen zum Kammervorstand Einschät-
zungen zur Situation der Psychothera-
pie in Bremen.

In einem umfangreichen Vortrag er-
läuterte Kammerpräsident Karl Heinz 
Schrömgens die Schwerpunkte der 
Kammerarbeit in der zurückliegenden 
Amtsperiode 2011 bis 2015. Neben 
der Lobbyarbeit zu den verschiede-
nen Gesetzgebungsverfahren im Ge-
sundheitsbereich waren Fragen um 
die Reform der Psychotherapieausbil-
dung und die Bemühungen gegen die 
Schließung des Studiengangs Psycho-
logie der Bremer Universität wichtige 
Schwerpunkte der Arbeit. Dass dieser 
Studiengang erhalten bleibt, ist ein 
wichtiger Erfolg für alle, die sich hierfür 
engagiert haben. Er sichert die zukünf-
tige Versorgung der Region mit qualifi-
ziertem Nachwuchs.

Des Weiteren erörterte Schrömgens 
kritisch das Modell der sogenannten 
Anlaufpraxen, über das eine Vereinba-
rung zwischen der Kassenärztlichen 
Vereinigung Bremen und einigen Kas-
sen abgeschlossen worden ist. Danach 
berichtete er von den Ergebnissen der 
von der Kammer durchgeführten Be-
fragung zur Kostenerstattung (siehe 
Bremer Länderseiten PTJ 2/2015). Es 
wurde eingeschätzt, dass die Psycho-
therapie über Kostenerstattung einen 
erheblichen Beitrag zur Verbesserung 
der psychotherapeutischen Versorgung 
in Bremen leistet. (Die Vortragspräsen-
tation kann von der Internetseite der PK 
Bremen heruntergeladen werden.)

Das Thema Anlaufpraxen nahm in der 
anschließenden Diskussion einen brei-

ten Raum ein. In zahlreichen Wortmel-
dungen wurde das Für und Wider von 
Anlaufpraxen besprochen. Positiv wird 
mit dem Konzept die Hoffnung verbun-
den, dass so schwer vermittelbaren 
Patientinnen geholfen werden kann. 
Befürchtet wurde jedoch, dass hier nur 
eine doppelte Diagnostik stattfindet, 
die Patienten im Kreis herumgeschickt 
werden und die Anlaufpraxen letztlich 
nur dem Zweck dienen, Kostenerstat-
tungstherapie zu vermeiden. Problema-
tisiert wurde darüber hinaus, dass kei-
ne Evaluation der Vermittlungserfolge 
stattfindet.

In der nach den Wahlen einstimmig 
verabschiedeten Resolution wurden 
die Kassen aufgefordert, zur Verbesse-
rung der Versorgung psychisch kranker 
Menschen in Bremen die Kostenerstat-
tung unbürokratisch zu genehmigen. In 
den Anlaufpraxen wird kein geeignetes 
Mittel gesehen, die Situation der Hilfe-
suchenden zu verbessern. Außerdem 
werden Kassen und KV aufgefordert, 
die restriktive Zulassungspraxis bei der 
Weitergabe von Praxissitzen zu been-
den.

Die Kammerversammlung begrüßte, 
dass durch das Versorgungsstärkungs-
gesetz Verbesserungen entstehen wer-
den. Das Gesetz eröffnet die Möglich-
keit zur Einrichtung von Psychothera-
peutischen Sprechstunden, außerdem 
sollen Gruppentherapie gefördert, das 
Gutachterverfahren vereinfacht sowie 
frühzeitige diagnostische Abklärung, 
Akutversorgung und Rezidivprophylaxe 
ermöglicht werden. Begrüßt wurde 
auch die Befugniserweiterung für Psy-
chotherapeuten, die zukünftig Leistun-
gen zur medizinischen Rehabilitationen 
und Soziotherapie, Krankenhausbehand
lungen und Krankentransporte verord-
nen können.

Hilfe für Flüchtlinge

Die angemessene psychotherapeuti-
sche Versorgung von Flüchtlingen war 
ein weiteres wichtiges Thema auf der 
Kammerversammlung. Gesetzlich ist 
zwar im Asylbewerberleistungsge-
setz festgelegt, dass Flüchtlinge einen 
Anspruch auf die Behandlung akuter 
Krankheiten oder Schmerzen haben. 
Das „Bremer Modell“ mit der von der 
AOK herausgegebenen Gesundheits-
karte verfolgt das Ziel, für diese Per-
sonengruppe einen unkomplizierten 
Zugang zum gesundheitlichen Versor-
gungssystem sicherzustellen. Fachlich 
nicht begründbar ist in diesem Zusam-
menhang, dass bei Beantragung einer 
Psychotherapie eine Begutachtung 
durch das Klinikum Bremen-Ost in Bre-
men bzw. durch das Gesundheitsamt in 
Bremerhaven vorgeschaltet wird. Dies 
führt zu einer unnötigen zusätzlichen 
psychischen Belastung von in der Re-
gel schwer traumatisierten Menschen. 
Ebenfalls entspricht es nicht den Be-
handlungserfordernissen, die psycho-
therapeutische Behandlung auf Kurz-
zeittherapie zu beschränken.

Diese Faktoren tragen mit dazu bei, 
dass die psychotherapeutische Ver-
sorgung selbst für schwer psychisch 
erkrankte Flüchtlinge und Asylsuchen-
de in Bremen nicht sichergestellt ist. 
Die Hauptgründe liegen jedoch in den 
langen Wartezeiten auf eine psychothe-
rapeutische Behandlung in der Regel-
versorgung, den interkulturellen Unter-
schieden, der Schwere der psychischen 
Störung und den Sprachschwierigkei-
ten.

Das Beratungs- und Behandlungszen-
trum für Flüchtlinge und Folteropfer 
„Refugio“ in Bremen leistet mit hoher 
Kompetenz einen wichtigen Beitrag zur 
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schnellen psychosozialen Betreuung 
und psychotherapeutischen Behand-
lung von Flüchtlingen. Erforderlich ist, 
die finanzielle und personelle Ausstat-
tung des Zentrums so auszubauen, 
dass es den gewachsenen Anforderun-
gen entsprechen kann.

Die Kammerversammlung der Psy-
chotherapeutenkammer Bremen for-
dert deshalb eine Verdoppelung der 
Grundfinanzierung von „Refugio“ durch 
das Land Bremen auf den Betrag von 
100.000 Euro, die Aufnahme des Zent-
rums und des dort tätigen qualifizierten 
psychotherapeutischen Personals in die 
Regelversorgung durch die gesetzlichen 
Krankenversicherungen auf der Basis ei-
nes Versorgungsvertrages zwischen den 
GKV-Verbänden und „Refugio“ sowie 
eine rasche und unbürokratische Gewäh-
rung von Psychotherapien für Flüchtlinge 
durch außervertraglich tätige Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten im 
Rahmen der Kostenerstattung nach § 13, 
Abs. 3, SGB V seitens der in Bremen an-
sässigen gesetzlichen Krankenkassen. 
Darüber hinaus müssen die Kosten für 
Dolmetscher finanziert und das Bremer 
Modell in zwei Punkten geändert wer-
den: Die Begutachtungsnotwendigkeit 
durch das Klinikum Bremen-Ost bzw. 
das Gesundheitsamt Bremerhaven bei 
Beantragung einer Psychotherapie muss 
beendet und die Begrenzung der Psycho-

therapie auf Kurzzeittherapie aufgehoben 
werden. Auch diese Resolution wurde 
einstimmig verabschiedet.

Vorstand neu gewählt

Karl Heinz Schrömgens, der dienstäl-
teste Landeskammerpräsident, ist mit 
überwältigender Mehrheit wiederge-
wählt worden. Auch der stellvertreten-

de Präsident Hans Schindler und die 
Beisitzerin Dr. Sylvia Helbig-Lang erziel-
ten gute Wiederwahlergebnisse. Neu in 
den Vorstand wurden Amelie Thobaben 
und Wiebke Rappen gewählt. Die Wah-
len fanden im Unterschied zu den letz-
ten beiden Kammerwahlen in einer re-
lativ entspannten Stimmung statt. Der 
neue Vorstand hat schon vor den Som-
merferien seine Arbeit aufgenommen.

Die neuen Mitglieder im Kammervorstand

Amelie Thobaben ist in der neuen 
Wahlperiode Mitglied im Kammervor-
stand. Sie stellte sich auf der Kammer-
versammlung den Kammermitgliedern 
vor: „Ich bin Jahrgang 1975, Dipl.-Psy-
chologin, approbiert seit 2011, Fach-
kunde in tiefenpsychologisch fundierter 
Psychotherapie für Erwachsene; der-
zeit niedergelassen im Jobsharing und 
mit einer Privatpraxis. Seit 2012 bin ich 
Mitglied im Vorstand der DPtV-Landes-
gruppe Bremen und im Sprecherteam 
Junge Psychotherapeuten. Das bot mir 
Einblick in und Wissen über die aktuel-
len bundesweiten Themen: Honorarpo-
litik, Reform der Psychotherapierichtlini-
en und Modellen der gestuften Versor-
gung, die Ausbildungsreform etc.

Mein Schwerpunktengagement in Bre-
men galt der Aufklärung der Kollegin-
nen und Kollegen über kreative Mög-
lichkeiten zum Umgang mit den Regeln 
unseres Zulassungsausschusses. Die 
Ausschreibungsfähigkeit eines Kassen-
sitzes kann erhalten oder wieder herge-
stellt werden. Das hilft den Praxisinha-
bern, die ihren Sitz abgeben möchten, 
dem Nachwuchs, der einen Kassensitz 
übernehmen möchte und den zukünfti-
gen Patienten. Der Abbau von Versor-
gung kann verhindert werden!

Ich sehe weiterhin viel Bedarf, die Ver-
sorgung psychisch erkrankter Patientin-
nen und Patienten zu verbessern und zu 
flexibilisieren. Dazu müssen Strukturen 
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und rechtliche Vorgaben angepasst und 
PP und KJP gesundheitspolitisch einge-
bunden werden. Die Anerkennung un-
serer Kompetenz sollte sich zukünftig 
im Honorar und in den Gehältern, aber 
auch in versorgungsrelevanten Befug-
nissen widerspiegeln. Ich gehe davon 
aus, dass das Psychotherapeutenge-
setz erst der Anfang war und es nun 
an den jüngeren Generationen ist, mit 
ebenso viel Durchhaltevermögen das 
Erreichte zu sichern und auszubauen.

Die Kammervorstandsarbeit ist für mich 
aus zweierlei Gründen interessant: Wir 
brauchen für das Erreichen der skizzier-
ten langfristigen Ziele eine gute Verzah-
nung zwischen der Kammer und den 
Berufsverbänden. Und was in allgemei-
nen Diskussionen beispielsweise über 
Versorgungs- und Ausbildungsreform-
modelle abstrakt bleibt, kann und muss 
regional umgesetzt werden. Hier kön-
nen wir uns als Kammer einbringen, mit 
diskutieren, Stellungnahmen verfassen 
und Kooperationen aufbauen, pflegen 
und nutzen.“

Wiebke Rappen ist neues Mitglied im 
Vorstand der Bremer Psychotherapeu-
tenkammer. Auf der Kammerversamm-

lung stellte sie sich den Kammermit-
gliedern vor: „Ich bin 1984 in Hamburg 
geboren und habe in Trier und Münster 
studiert. Seit 2010 bin ich in der Chris-
toph-Dornier-Stiftung (CDS) Bremen 
tätig und seit 2012 als PPT in der Fach-
richtung Verhaltenstherapie approbiert. 
Seither bin ich Leitende Psychologin am 
Institut für Psychologische Psychothe-
rapieausbildung (IPP Bremen GmbH) 
und arbeite weiterhin therapeutisch in 
der CDS mit ambulanten Patienten. Seit 
2014 lasse ich mich zur Schemathera-
peutin fortbilden.

Schon während meiner Ausbildung hat-
te ich Gelegenheit, mein berufspoliti-
sches Interesse als PiA-Sprecherin der 
Bremer Psychotherapeutenkammer zu 
verwirklichen. Von 2011 bis 2012 durfte 
ich zusätzlich als stellvertretende PiA-
Sprecherin der Bundeskonferenz agie-
ren. Hier hatte ich die Chance, die Dis-
kussion um die Reform der Psychothera-
pieausbildung zu begleiten und mit vor-
anzutreiben. Den länderübergreifenden 
Austausch empfand ich als großen Ge-
winn hinsichtlich des breiten Feldes bun-
desweit relevanter Themen der Psycho-
therapeuten. Dieses möchte ich nun 
auch in meiner Funktion als Beisitzerin 
im Kammervorstand der PTKHB einbrin-
gen und ausbauen. Dabei liegt der Fokus 
für mich neben der Reform der Psycho-
therapieausbildung auf der Umsetzung 
der Regelung des Versorgungsstruktur-
gesetzes und den Arbeitsfeldern für 
Jungapprobierte (Kostenerstattung, Job-
sharing etc.). Auf Landesebene möchte 
ich zum einen die Kammer im anstehen-
den Generationswechsel unterstützen 
und junge Aktive für die Kammerarbeit 
begeistern. Weiter liegt mir die Verbes-
serung der Versorgung psychisch kran-
ker Menschen in Bremen und Bremerha-
ven am Herzen.“

Gesundheitsressort im Senat neu verortet

Die Bremische Bürgerschaft, der Land-
tag des Zwei-Städte-Staates, ist am 10. 
Mai neu gewählt worden. Im Rahmen 
der folgenden Koalitionsverhandlungen 
zwischen SPD und Grünen wurde der 
Zuschnitt der Ressorts verändert. Der 
Bereich Gesundheit war vor vier Jahren 
von den Ressorts Arbeit und Soziales 
losgelöst und dem Ressort Bildung und 
Wissenschaft zugeschlagen worden. 
Als später die zuständige Senatorin für 
Bildung, Wissenschaft und Gesundheit, 
Renate Jürgens- Pieper, zurücktrat, ent-
stand ein eigenständiges Senatsressort 
mit Senator Hermann Schulte-Sasse an 
der Spitze. Nach der Wahl des Senats, 
der Bremer Landesregierung, im Juli 
kam es wiederum zu einer Neuveror-
tung.

Die bisherige Senatorin für Bildung und 
Wissenschaft, Eva Quante-Brandt, gab 

den Bereich Bildung ab und erhielt die 
Ressorts Gesundheit und Verbraucher-
schutz dazu. Damit ist Frau Quante-
Brandt als Senatorin für jene beiden 
Bereiche politisch verantwortlich, die 
für die Psychotherapeutenschaft von 
besonderer Bedeutung sind. Inwieweit 
sich dies im Hinblick auf den Reform-
prozess zur psychotherapeutischen 
Ausbildung positiv auswirkt, bleibt ab-
zuwarten. Frau Quante-Brandt hatte 
sich als Wissenschaftssenatorin im 
zurückliegenden Jahr zunächst für die 
Schließung des Studienganges Psycho-
logie an der Bremer Universität ausge-
sprochen und erst infolge einer Protest-
welle, die diese Absicht ausgelöst hat-
te, ihre Position relativiert und revidiert.

In einem Glückwunschschreiben an 
die neue Gesundheitssenatorin hat 
Kammerpräsident Karl Heinz Schröm-

gens die Hoffnung ausgedrückt, dass 
die Zusammenlegung der Ressorts 
Gesundheit und Wissenschaft die Be-
dingungen dafür verbessert, auch in 
Bremen einen grundständigen Studien-
gang Psychotherapie an der Universität 
einrichten zu können. In dem Schreiben 
bot er die Kooperation der Kammer an, 
auch im Hinblick auf die Verbesserung 
der Versorgung psychisch kranker Men-
schen im Land Bremen.

Zwischenzeitlich hat auch die Wahl der 
Mitglieder der Deputation für Gesund-
heit und Verbraucherschutz stattge-
funden. Eine Bremer Besonderheit ist, 
dass es neben Parlamentsausschüssen 
auch Deputationen gibt, in denen außer 
Parlamentariern auch Verwaltungsver-
treter eingebunden sind. So übernimmt 
den Vorsitz von Deputationen das je-
weilig zuständige Senatsmitglied, also 
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bei Gesundheit Frau Senatorin Quan-
te-Brandt. Die Fraktionen in der Bür-
gerschaft benannten inzwischen die 
verantwortlichen Sprecherinnen und 
Sprecher für den Bereich der Gesund-
heit: In den Fraktionen von CDU (Rainer 

Bensch), Grüne (Dr. Kirsten Kappert-
Gonther) und Linke (Peter Erlanson) 
gibt es Kontinuitäten. In der SPD über-
nimmt Stephanie Dehne die Aufgabe, 
den Gesundheitsbereich zu bearbeiten. 
Frau Dehne ist erstmals in die Bürger-

schaft eingezogen. Sie hatte zuletzt als 
persönliche Referentin des Senators für 
Gesundheit gearbeitet. Für die wieder 
in der Bürgerschaft vertretene FDP fun-
giert Dr. Magnus Buhlert in dieser Ver-
antwortung.

Nachruf: Helmut Hendrys verstorben

Unser Kollege Helmut Hendrys ist in 
der Nacht vom 25. auf den 26. Juli 2015 
nach langer schwerer Krankheit ge-
storben. Wir sind tief erschüttert über 
seinen frühen Tod. Er ist nur 63 Jahre 
alt geworden. Mit Helmut Hendrys ver-
lieren wir einen engagierten Kollegen, 
der sich über viele Jahre aktiv für die 
Belange der Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten in unserem Land 
eingesetzt hat.

Seit Gründung der Kammer arbeitete 
er bis 2009 sachkundig im Ausschuss 
für Beschwerde und Schlichtung mit, 

zeitweise als dessen Vorsitzender. 
Aufgrund seiner besonderen Kenntnis-
se entwickelte er den ersten Internet-
Auftritt der PK Bremen, war darüber 
hinaus am Aufbau des Psychotherapeu-
tensuchdienstes „Psych-Info“ beteiligt. 
Über viele Jahre bis zum Jahr 2012 war 
Vorstandsbeauftragter für Internetfra-
gen. Engagement bewies er darüber hi-
naus über viele Jahre durch seine Mitar-
beit im Landesvorstand der Deutschen 
Psychotherapeutenvereinigung, dem er 
über mehrere Jahre als Vorsitzender 
vorstand. Im Zulassungsausschuss als 
Gremium der Gemeinsamen Selbst-

verwaltung hatte er sich als dessen 
alternierender Vorsitzender mit klarer 
Haltung gegen das restriktive Vorgehen 
der KV und der Kassen bei der Weiter-
gabe von Praxissitzen eingesetzt. Diese 
berufspolitische Funktion musste er im 
vergangenen Jahr aufgeben, als sich 
seine Erkrankung unerbittlich zeigte. 
Wir sind traurig über seinen Tod. Unser 
Mitgefühl gilt seiner Tochter, den übri-
gen Angehörigen und engen Freundin-
nen und Freunden.

Psychotherapeutenkammer Bremen
Kammervorstand

Karl Heinz Schrömgens

Geschäftsstelle

Hollerallee 22
28209 Bremen
Fon: 0421 – 27 72 000
Fax: 0421/27 72 002
Verwaltung@pk-hb.de
www.pk-hb.de

Geschäftszeiten:
Mo, Di, Do, Fr 10.00 – 14.00 Uhr
Mi 13.00 – 17.00 Uhr
Sprechzeit des Präsidenten:
Di 12.30 – 13.30 Uhr
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 „Schatzsuche“ und „Landungsbrücke – Übergänge meistern!“

Die Psychotherapeutenkammer ist 
maßgeblich beteiligt an diesen zwei 
Programmen der Hamburger Arbeitsge-
meinschaft für Gesundheitsförderung 
e. V. (HAG). Wir haben bereits früher im 
PTJ über diese Projekte der HAG und 
die Beteiligung der PtK Hamburg an 
deren Entstehung und Umsetzung be-
richtet. Beide Projekte entwickeln sich 
weiter und finden über die Grenzen von 
Hamburg hinweg Beachtung.

Das Projekt Schatzsuche dient dem 
„Seelischen Wohlbefinden von Kin-
dern“. Wichtig dabei sind insbeson-
dere die Förderung der Stärken und 
Schutzfaktoren von Kindern (Resilienz) 
durch Prävention und die Verankerung 
des Themas im Setting Kindergarten. 
Gestartet ist das Projekt in 28 Kinder-
tagesstätten und einer Elternschule. Es 
wurde von sechs Trägern/Verbänden der 
Kindertagesstätten unterstützt.

Schatzsuche umfasst zum einen eine 
sechsteilige Weiterbildung für Erzie-
her*) und eine Inhouse-Fortbildung in 
jeder Kita. Dabei geht es um die Ver-
mittlung von praxisnahen Methoden, 
Techniken und Arbeitshilfen und die 
Reflexion der eigenen Haltung. Den an-
deren wichtigen Teil von Schatzsuche 
bildet das Elternprogramm. Hier geht 
es um die Sensibilisierung für die alters-
spezifischen Bedürfnisse von Kindern, 
die Stärkung einer positiven Eltern-
Kind-Beziehung (emotionale Bindung, 
Dialog- und Interaktionsfähigkeit mit 
dem Kind) und die (Re-)Aktivierung per-
sönlicher Ressourcen in der Elternrolle.

Schatzsuche ist inzwischen der Projekt-
phase entwachsen und entpuppt sich 
als erfolgreiches Eltern-Programm in 
Hamburg und bundesweit.

Hier einige Meilensteine:

�� In Hamburg gibt es inzwischen über 
40 Schatzsuche-Kitas in denen bis-
her etwa 100 qualifizierte Fachkräf-
te das Eltern-Programm umsetzen. 
Durch eine Förderung der Techniker-
Krankenkasse können zweimal jähr-
lich neue Weiterbildungen angebo-
ten werden. Dafür gibt es weiterhin 
großes Interesse seitens der Kitas. 
Die Materialien sind inzwischen 
durch das Deutsche Patentamt ge-
schützt.

�� Aus den guten Erfahrungen heraus 
hat die HAG einen Baustein zum 
seelischen Wohlbefinden für das 
bundesweite AOK Programm Jolin-
chen-Kids entwickelt.

�� In Kooperation mit den Landesver-
einigungen für Gesundheitsförde-
rung und finanzieller Unterstützung 
verschiedener Krankenkassen wird 
Schatzsuche in mehrere Bundeslän-
der übertragen. Partnerländer sind 
bisher das Saarland, Berlin, Branden-
burg und Sachsen. Weitere Länder 
haben bereits ihr Interesse signali-
siert.

�� Die Kooperation mit den Landesver-
einigungen für Gesundheitsförde-
rung in den anderen Bundesländern 
bündelt noch einmal die bundeswei-
te Expertise zum Thema seelisches 
Wohlbefinden in der Lebenswelt 
Kita – Eine gute Voraussetzung für 
die künftige Qualitätssicherung und 
Entwicklung.

Landungsbrücke – Übergänge 
meistern!

Dieses zweite Projekt, an dem die PtK 
Hamburg beteiligt ist, will das seeli-
sches Wohlbefinden von Jugendlichen 
fördern und persönliche Ressourcen 
und Schutzfaktoren stärken.

Ausgehend davon, dass „Jugend“ als 
die Übergangsphase zwischen Kindheit 
und Erwachsenenalter von sozialen und 
gesellschaftlichen Herausforderungen 
für Jugendliche geprägt ist und sie in 
dieser Phase häufig mit psychischen 
Belastungen wie Depression, Mobbing 
und Cybermobbing, geringem Selbst-
wert, auffälligem Essverhalten etc. zu 
kämpfen haben, werden bedarfsge-
rechte Angebote zur Förderung des 
seelischen Wohlbefindens zusammen 
mit den Jugendlichen entwickelt.

Das Projekt hat zwei Zielgruppen:

�� Jugendliche im Alter von 16-20 Jah-
ren. Hier wird mit zwei Jugendgrup-
pen gearbeitet, zum einen mit einer 
Gruppe von Schulabgängern in Be-
rufsvorbereitungsmaßnahmen/ohne 
Schulabschluss, zum anderen mit 
Studienanfängern,

�� Multiplikatoren, die mit Jugendlichen 
arbeiten: Lehrer und Mitarbeiter aus 
z. B. Jugendbildung, Studienberatung.

Beteiligt sind momentan:

�� Vier berufsvorbereitende Maßnah-
men für die Jugendlichen ohne 
Schulabschluss: Produktionsschule, 
Ausbildungsvorbereitung, Berufsvor-
bereitung, Förderzentrum,

�� Studierende aus drei Studiengän-
gen der Hochschule für angewandte 
Wissenschaften (HAW): Pflege dual, 
Gesundheit, Ökotrophologie.

Inhaltlich geht es um:

�� Workshops zur Stärkung von Selbst-
wirksamkeit,

�� Konzeption und Entwicklung von In-
formationsmaterial, Flyern etc.,

�� Filme zu den Themen, die mit den 
psychischen Belastungen von Ju-
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gendlichen verbunden sind – gedreht 
von den Jugendlichen,

�� (Wander-)Ausstellungen,

�� Weiterentwicklung neuer Medien 
(Podcasts/App),

�� Veranstaltungen.

Die PtK Hamburg wird beide Projekte 
auch weiterhin fachlich begleiten und 
unterstützen.

Gabriela Küll

Austausch mit den Ausbildungsinstituten am 03.06.2015

Im Juni 2015 traf sich der Kammervor-
stand zu einem Austausch mit Vertre-
tern*) der Hamburger Ausbildungsinsti-
tute. Hauptthema des Abends war die 
Reform der Psychotherapeutenausbil-
dung. Prof. Richter gab zunächst einen 
Überblick über die Aufgaben, die in den 
kommenden 1,5 Jahren von der Profes-
sion zu bearbeiten sind, um das vom 
Bundesministerium für Gesundheit ge-
plante Gesetzesvorhaben fachlich zu 
flankieren. Insbesondere wurden die 
Anforderungen an eine Approbations-
ordnung diskutiert, durch die implizit die 
Inhalte des Studiums bestimmt werden 
und die Qualifikationsvoraussetzungen 
für die anschließende Weiterbildung 
definiert werden. Die Anwesenden wa-
ren sich einig, dass die strukturelle und 
inhaltliche Ausgestaltung der Weiterbil-
dung sowohl eine Herausforderung für 
die Kammern wie auch für die Institute, 
die idealerweise als Weiterbildungs-
stätten fortgeführt werden sollten, sein 
wird. So ist z. B. noch ungeklärt, wie 
die stationäre Weiterbildung finanziert 
werden soll, aber auch hinsichtlich der 
ambulanten Weiterbildung und der 
Ausgestaltung der Stellen der zukünf-

tigen „Weiterbildungsassistenten“ gibt 
es noch viel Klärungsbedarf. Von den 
Vertretern der Institute wurde außer-
dem die Sorge geäußert, dass es ab-
weichende Weiterbildungsordnungen 
in den verschiedenen Landeskammern 
geben könne und ggfs. dadurch ein 
„Weiterbildungstourismus“ in Richtung 
der Landeskammern, die geringere An-
forderungen stellen, befördert würde. 
Vom Kammervorstand wurde deutlich 
gemacht, dass man sich dieser Gefahr 
bewusst sei und dass die Landeskam-
mern deshalb von Beginn an in den Re-
formprozess einbezogen worden seien.

Es wurde vereinbart, in einem regel-
mäßigen Austausch zur Ausbildungsre-
form zu bleiben. Eine Diskussionsveran-
staltung unter Beteiligung der Delegier-
ten der Delegiertenversammlung, Ver-
tretern der Ausbildungsinstitute sowie 
PiA-Vertretern ist für den 22.09.2015 
geplant.

Ein weiteres Thema des Treffens war 
die Reduzierung der PiA-Plätze für die 
praktische Tätigkeit in den Hamburger 
Kliniken. Vermutlich als Reaktion auf 

verschiedene Gerichtsverfahren, in de-
nen PiA auf eine tarifliche Vergütung 
geklagt hatten, haben viele Kliniken ihre 
PiA-Plätze verringert, bzw. stellen aktu-
ell keine PiA mehr ein. Dies hat massive 
Auswirkungen auf die Ausbildung, da 
hier ein Engpass entsteht und die Fort-
führung bzw. Beendigung der Ausbil-
dung verzögert wird. Die Vertreter der 
Institute berichteten, dass außerhalb 
Hamburgs noch PiA-Stellen in Kliniken 
zu finden seien, viele Ausbildungskandi-
daten aber nicht bereit oder in der Lage 
seien, entsprechend lange Anfahrtswe-
ge oder einen Umzug in Kauf zu neh-
men.

In der Ständigen Konferenz der Ham-
burger Ausbildungsinstitute (STÄKO) 
sei eine Arbeitsgruppe eingerichtet 
worden, die sich mit diesem Problem 
befasse und nach Wegen suche, ob 
und wie mit den Kliniken eine Lösung 
gefunden werden kann. Der Kammer-
vorstand bot an, eine Unterstützung 
dieser Initiative im Rahmen seiner Mög-
lichkeiten zu prüfen, falls dies sinnvoll 
und gewünscht sei.

Dipl.-Psych. Heike Peper

Der Arbeitskreis Psychotherapie und Migration der Psychotherapeutenkammer 
Hamburg

Der Arbeitskreis Psychotherapie und 
Migration der Psychotherapeutenkam-
mer Hamburg wurde am 24. April 2013 
gegründet, um die Vernetzung der 
in diesem Versorgungsbereich arbei-
tenden Kollegen zu fördern, sich the-
matisch mit den Besonderheiten der 
interkulturellen Arbeit zu beschäftigen 
und ein Forum zum kollegialen Aus-
tausch zu schaffen. Der AK trifft sich 
vierteljährlich und ist offen für alle In-
teressierte.

Ein Vorstandsmitglied der PTK Ham-
burg ist für die Organisation und Koor-
dination des Arbeitskreises verantwort-
lich. Nach dem Ausscheiden von Frau 
Bettina Nock hat Frau Ursula Meier-Kol-
cu Ende Januar 2015 gemeinsam mit 
Herrn Dr. Mike Mösko die Leitung des 
Arbeitskreises übernommen.

In den letzten Sitzungen im Februar 
und im Mai 2015 wurden anhand eines 
Konzeptentwurfes die weitere Funktion 

des Arbeitskreises und mögliche Reali-
sierungsschritte diskutiert.

Behandler, die mit Migranten arbeiten, 
stoßen in ihrem Arbeitsalltag auf viel-
fache Hürden, die Hilflosigkeit und das 
Gefühl, „Alleinkämpfer“ zu sein, her-
vorrufen. Eine bessere Vernetzung über 
die vierteljährlichen AK-Treffen hinaus 
wird als sinnvolle Maßnahme gegen die 
Vereinzelung betrachtet. Dazu wird eine 
Mailingliste als geschlossene Benutzer-
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gruppe über die Psychotherapeuten-
kammer eingerichtet.

Dem Bedürfnis nach Fallarbeit und kriti-
scher Reflektion der eigenen Arbeit soll 
in Form von Intervisionsgruppen und 
einem Supervisionsangebot Rechnung 
getragen werden, für der der AK Hil-
festellung bei der Gruppenbildung und 
organisatorischer Fragen geben kann. 
Eine Interessentenliste für Intervision 
wurde unter den AK-Teilnehmern ver-
schickt, für ein Supervisionsangebot ist 
die Zahl der Interessierten aktuell noch 
zu klein.

Versorgungsfragen werden bei stei-
genden Flüchtlingszahlen besonders 
dringend, da diese häufig traumatisiert 
in den Erstaufnahmeeinrichtungen in 

Hamburg ankommen. Dolmetscher 
werden bisher schlecht bezahlt und 
arbeiten teilweise ehrenamtlich. Auch 
die Wege der Antragstellung auf Über-
nahme von Dolmetscherkosten bei 
Patienten im Asylverfahren sind in der 
praktischen Arbeit uneinheitlich und 
unübersichtlich. Hierbei will sich der 
AK für mehr Klarheit einsetzen. Geplant 
ist, zuständige Vertreter aus der Sozial-
behörde in den AK einzuladen, um die 
Informationsbasis für die Kollegen in 
der Praxis zum konkreten Vorgehen zu 
verbessern.

Die Verbesserung der Öffentlichkeits-
arbeit steht ebenfalls auf der Agenda 
des AK Migration und Psychotherapie. 
Dafür sollen öffentliche Veranstaltun-
gen geplant werden. Zunächst soll das 

Thema der Versorgung von Flüchtlingen 
in den Mittelpunkt einer Veranstaltung 
gestellt werden, da hier der Versor-
gungsdruck besonders hoch ist. Dabei 
soll es neben Informationsvermittlung 
um die Bündelung der Bereitschaft von 
Kollegen gehen, sich in diesem Praxis-
feld zu engagieren. Andererseits sollen 
verantwortliche Akteure im Gesund-
heitswesen, der Kassenärztlichen Ver-
einigung, der Kammern und Behörden 
als auch Politiker eingeladen werden, 
um über das bislang Erreichte und das 
zukünftige Notwendige ins Gespräch zu 
kommen. Im AK hat sich eine Kleingrup-
pe gebildet, die einen konzeptionellen 
Entwurf einer solchen Veranstaltung 
vorlegen will.

Dipl.-Psych. Ursula Meier-Kolcu

Kammerwahl 2015

Bereits in der letzten Ausgabe des Psy-
chotherapeutenjournals berichteten wir 
über den Abbruch der Hamburger Psy-
chotherapeutenkammerwahl 2015: Nach-
dem ein Kammermitglied im Namen ei-
ner Wahlliste Einspruch gegen den Ab-
bruch der Wahl einlegte, wurde vom 
Vorstand gemäß § 17 (1) der Wahlord-
nung ein Wahlprüfungsausschuss ein-
gerichtet, der am 13. Mai 2015 in kam-
meröffentlicher Sitzung tagte.

Nach der Anhörung, in der der Ein-
spruch ausführlich mündlich erörtert 
wurde, beschloss der Wahlprüfungs-
ausschuss in geschlossener Sitzung, 
den Einspruch aus formalen Gründen 
zurückzuweisen. Der Ausschussvorsit-
zende erläuterte in seiner Begründung, 
dass der Wahlprüfungsausschuss nur 
befugt sei, ein festgestelltes Wahler-
gebnis bzw. dessen Zustandekommen 
zu prüfen. Die Prüfung des Abbruchs 
der Wahl könne durch den Wahlprü-
fungsausschuss nicht erfolgen. Der 
Ausschussvorsitzende führte weiterhin 
aus, dass nach seiner Auffassung der 
Wahlausschuss durchaus befugt war, 
die Entscheidung zum Abbruch der 
Wahl zu treffen. Dies war u. a. in der 
Begründung des Einspruchs in Zweifel 
gezogen worden.

Der Beschluss des Wahlprüfungs-
ausschusses wurde dem Beschwer-
deführer am 27. Mai 2015 schriftlich 
zugestellt. Nachdem dieser am 06. 
Juni mitteilte, auf Rechtsmittel zu ver-
zichten, konnte der Vorstand der PtK 
Hamburg in Zusammenarbeit mit der 
Geschäftsstelle einen neuen Zeitplan 
für die Kammerwahl entwickeln und am 
10. Juni beschließen. Nach weiteren 
Absprachen mit der Aufsichtsbehörde 
der PtK Hamburg wurde der Termin der 
konstituierenden Sitzung der Delegier-
tenversammlung anschließend vorver-
legt, sodass der endgültige Zeitplan in 
der Vorstandssitzung am 01. Juli verab-
schiedet und auf der 58. DV am 01. Juli 
vorgestellt werden konnte. Für die kon-
stituierende Sitzung der Delegierten-
versammlung ist nun der 18. November 
2015 vorgesehen.

Der Vorstand und die Mitarbeiter/innen 
der Geschäftsstelle freuen sich, dass 
nach den doch kräftezehrenden vergan-
genen Monaten nun ein neuer Zeitplan 
feststeht und die Kammerwahl somit 
wiederholt werden kann. Bei dieser Ge-
legenheit möchten wir alle Hamburger 
Psychotherapeutenkammermitglieder 
dazu aufrufen, sich an der Wahl der 
Delegiertenversammlung zu beteili-

gen: Die Wahlunterlagen müssten zum 
Zeitpunkt des Erscheinens dieser PTJ-
Ausgabe bereits bei allen stimmbe-
rechtigten Kammermitgliedern der PtK 
Hamburg eingegangen sein. Bis zum 
25. September 2015 um 18:00 Uhr 
haben Sie Zeit, Ihre Wahlunterlagen bei 
der Geschäftsstelle der PtK Hamburg 
einzureichen.

Auf unserer Homepage unter
www.ptk-hh.de/kammerwahl_2015
können Sie alle relevanten Informatio-
nen zur Kammerwahl 2015 einsehen.

Birte Westermann

Geschäftsstelle

Hallerstraße 61
20146 Hamburg
Tel. 040/226 226 060
Fax. 040/226 226 089
Internet: www.ptk-hamburg.de
E-Mail: info@ptk-hamburg.de
*) Zugunsten der besseren Lesbarkeit 
wurde in den mit *) gekennzeichneten 
Artikeln darauf verzichtet, die männliche 
und die weibliche Schriftform anzufüh-
ren, obwohl die Aussagen selbstver-
ständlich für beide Geschlechter gelten.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Alfred Krieger

dieses Bild hat mich beeindruckt: Vorne, er-
höht die Verfassungsrichter in roten Roben 
unter Vorsitz von Ferdinand Kirchhof und 
unten im Saal Beschwerdeführer, Regie-
rungsvertreter, Anzuhörende und Zuschau-
er. In der ersten Reihe Lothar de Maizière, 
Bundesinnenminister, und Jörg Ziercke, Prä-
sident des Bundeskriminalamts. Claudia 
Roth, Vizepräsidentin des Deutschen Bun-
destages als Vertreterin der einen Be-
schwerde, und Gerhart Baum, früherer Bun-
desinnenminister und Jürgen Hardt, Grün-

dungspräsident der Hessischen Psychotherapeutenkammer als Vertreter 
der anderen Beschwerde.

Der Streitpunkt: Das BKA-Gesetz, 2008 zur Abwehr von Terrorgefahren 
verabschiedet und in der Kritik wegen der Aufweichung des Schutzes 
der Privatsphäre. Eine der Folgen für hessische Bürger: Sie können einen 

Anwalt, Geistlichen oder Journalisten aufsuchen, ohne Gefahr zu laufen, 
polizeilich abgehört zu werden. Gehen sie als Patienten zu einem Arzt 
oder Psychotherapeuten, gibt es diese Sicherheit nicht.

Diese Zweiklasseneinteilung von Berufsgeheimnisträgern und die Not-
wendigkeit absoluter Vertraulichkeit für ärztliche und psychotherapeu-
tische Behandlungen sind zentrale Punkte der noch nicht entschiedenen 
Verfassungsbeschwerde, der sich Jürgen Hardt angeschlossen hatte. 
Näheres können Sie im allgemeinen Teil dieses PTJ erfahren. Auch wenn 
an höchster Stelle die Begriffe Psychotherapeut, Psychologe und Psychi
ater noch mächtig durcheinander gingen, ist die Beteiligung eines Psy-
chotherapeuten als Klageführer gegen ein Bundesgesetz mit dem Ziel, 
Vertraulichkeit als Grundbedingung für Psychotherapie vollumfänglich 
zu erhalten, ein Meilenstein in der Geschichte der Psychotherapeuten-
schaft.

Es grüßt Sie herzlich

Ihr Alfred Krieger,
Kammerpräsident

Wohin entwickelt sich die Psychotherapie für Kinder und Jugendliche?

Am 15. November 2014 hat der 25. 
Deutsche Psychotherapeutentag (DPT) 
mit großer Mehrheit eine Entschei-
dung für eine Reform der Psychothe-
rapieausbildung getroffen, die ein-
schneidende Veränderungen für die 
Ausbildungslandschaft nach sich zie-
hen wird, falls diese Reformvorschläge 
vom Bundesministerium für Gesund-
heit bei einer gesetzlichen Überarbei-
tung des Psychotherapeutengesetzes 
umgesetzt werden sollten. Der Be-
schluss für eine „zweiphasige wissen-
schaftliche und berufspraktische Qua-
lifizierung“ geht von einer ersten Qua-
lifikationsphase aus, in der im Rahmen 
eines wissenschaftlichen Studiums ei-
ne allgemeine Psychotherapie gelehrt 
werden soll. In der zweiten anschlie-
ßenden Qualifikationsphase soll eine 
vertiefende Weiterbildung in einem 
Verfahren sowie eine Schwerpunktset-
zung zur Behandlung von Kindern und 
Jugendlichen oder von Erwachsenen 
ermöglicht werden.

Entsprechend früherer Beschlüsse soll 
es nur noch im Rahmen der Weiterbil-
dung zu einer Qualifizierung für eine 
Altersgruppe kommen. Die bislang 
praktizierte eigenständige Ausbildung 
zum approbierten Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten soll ersetzt wer-
den durch eine Weiterbildung, die sich 
durch „Schwerpunktsetzungen mit ver-
tiefter Qualifizierung für die psychothe-
rapeutische Behandlung von Kindern 
und Jugendlichen“ auszeichnet.

Im Anschluss an den Beschluss des 25. 
DPT hat die Diskussion unter den KJP 
dahingehend Fahrt aufgenommen, inso-
fern man sich mit der Frage zu befassen 
begann, in welcher Weise die Spezifika 
für eine Weiterbildung zur Behandlung 
von Kindern und Jugendlichen in einer 
entsprechenden Weiterbildungsordnung 
zukünftig berücksichtigt werden könnten.

Nicht nur die bereits seit längerem kon-
trovers geführte Finanzierungsfrage 

erweist sich für die geplante Weiterbil-
dung als schwierig, es zeigt sich, dass 
auch die besondere Berücksichtigung 
der altersgruppenorientierten Weiter-
bildung mit erheblichen Komplikationen 
verbunden sein könnte.

Das eilige Versprechen an die Institute, 
die bisherige Arbeit als Weiterbildungsin-
stitute für Kandidaten, die das Studium er-
folgreich abgeschlossen und damit auch 
bereits die Approbation erworben haben, 
fortführen zu können, hat die kollateralen 
Entwicklungsbedingungen verschwie-
gen, wonach sich die Rahmenbedingun-
gen für die Institute im Kontext der refor-
mierten Ausbildungsstrukturen erheblich 
verändern werden. Auch dies ist dem 
Umstand geschuldet, dass die gesamte 
Aus- und Weiterbildungsstruktur an den 
strukturellen Vorgaben der ärztlichen Aus-
bildung ausgerichtet werden soll.

Während die Inhalte für die Qualifi-
zierungsphase I (Studium) durch das 
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beschränkung 
bei der zu be-
handelnden Al-
tersgruppe ein-
hergehen wür-
de. Nur eine sol-
che Option wür-
de die spezifi-
sche Bedeu-
tung der Kinder- 
und Jugendli-
chenpsychothe-
rapie weiterhin 
anerkennen. Eine bloße Schwerpunkt-
setzung würde zu einer unvertretbaren 
Abwertung führen.

Diese Überlegungen könnten sich hin-
sichtlich der Besonderheiten bei der Be-
handlung von Kindern und Jugendlichen 
noch weiter zuspitzen, da in den Kam-
mern keine Vertreter des eigenständi-
gen Heilberufs mehr sitzen und deren 
Interessen vertreten werden. Es wird 
sich die Frage stellen, wer die beson-
deren Interessen und wer den Versor-
gungsbedarf für diese Altersgruppe in 
den Landeskammern und anderen be-
rufspolitischen Gremien zukünftig noch 
vertreten wird. Hier müssen Lösungen 
gefunden werden, die der spezifischen 
Bedeutung der Psychotherapie von Kin-
dern und Jugendlichen auch zukünftig 
gerecht werden.

Ulrich A. Müller,
Vorstandsmitglied

Bundesministerium (Bundeshoheit) 
einheitlich auf Bundesebene geregelt 
werden, fällt die Organisation der Qua-
lifizierungsphase II (Weiterbildung) in 
die Hoheit der Landeskammern und der 
Landesgesetze. Grundlage für die Neu-
organisation in dieser Phase bildet das 
jeweilige Heilberufsgesetz im Bundes-
land sowie eine Musterweiterbildungs-
ordnung, die in den Ländern angepasst 
werden muss. Die Heilberufsgesetze 
der Bundesländer unterscheiden sich 
hierbei nur unwesentlich voneinander, 
im Kern zeigen sie eine vergleichbare 
Struktur.

Diese Struktur unterscheidet bei den 
Vorschriften für die Weiterbildung zwi-
schen Gebieten, Teilgebieten oder 
Schwerpunkten sowie weiteren Zusatz-
bezeichnungen.

Auch wenn die Strukturen vergleichbar 
sind, so zeigen doch die aktuell gültigen 
Weiterbildungsordnungen der jeweili-
gen Landeskammern für Psychothera-
peuten, dass die gegenwärtige Praxis 
der Weiterbildungsordnungen im Rah-
men von Zusatzbezeichnungen sehr 
unterschiedlich und damit uneinheitlich 
gehandhabt wird.

Man kennt gegenwärtig in einzelnen 
Ländern Weiterbildungsordnungen für 
bestimmte Verfahren (VT, PA, GT, Sys-

temische Pt) oder für Methoden (EMDR 
u. a.), sowie für bestimmte Störungsbil-
der (Trauma, Psychose u. a.).

Nach einer Reform wird sich für die 
Psychotherapie von Kindern und Ju-
gendlichen daher auch die spezifische 
Frage stellen, wie eine Weiterbildungs-
ordnung strukturiert sein müsste, in der 
die fachkundenspezifische Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapie in der psy-
chotherapeutischen Landschaft weiter-
hin Bestand hat. Eine Weiterbildung in 
einem „Schwerpunkt“ Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapie wird nicht 
ausreichen, um zukünftig das Niveau 
und den Versorgungsgrad halten zu 
können. Dies wird die zukünftige Dis-
kussion entscheidend bestimmen, 
wenn die bisherige Qualität der Versor-
gung von psychisch kranken Kindern 
und Jugendlichen auch nach der Re-
form gewährleistet bleiben soll.

Aus Sicht der Kinder- und Jugendlichen-
Psychotherapie kann dies nur gewähr-
leistet werden, wenn die Fachgebiets-
weiterbildung altersspezifisch und 
gleichzeitig in einem wissenschaftlich 
anerkannten Therapieverfahren erwor-
ben werden kann. Dies politisch durch-
zusetzen wird die Aufgabe der kom-
menden Monate sein. Damit würde im 
gleichen Zug ein Verfahren erworben, 
dessen Erwerb jedoch mit einer Selbst-

Ulrich Müller

Veranstaltungsbericht Datensicherheit 12.6.15

Auf Einladung der Psychotherapeuten-
kammer Hessen fand in den Räumen 
der KVH in Frankfurt am 12.6.2015 ei-
ne zweite, gut besuchte Veranstaltung 
zum Themenbereich „Datensicherheit“ 
statt. Der Fokus lag dieses Mal auf dem 
technischen Datenschutz und auf dem 
aktuell im Gesetzgebungsverfahren be-
findlichen E-Health-Gesetz. Vorstands-
mitglied Yvonne Winter eröffnete den 
Abend. Datenschutz in der Psychothe-
rapie ist ein wichtiger und hochsensib-
ler Bereich. Datenschutz und Daten-
sicherheit sind das Fundament einer 
Vertrauensbeziehung zwischen Psycho-
therapeut und Patient. Die absolute Ver- Kammerpräsident Alfred Krieger, Dr. Rainer Doubrawa
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traulichkeit (Diskretion) ist die Vorbedin-
gung dafür, dass Menschen sich öffnen 
und mitteilen können, sie begeben sich 
in eine geschützte und vom Psychothe-
rapeuten zu schützende Vertrauensbe-
ziehung. Es geht also nicht nur um ein 
Betätigungsfeld für einige wenige Tech-
nikfreaks, für Psychotherapeuten geht 
es bei Datensicherheit und Datenschutz 
um den Schutz einer Vertrauensbezie-
hung.

In seinem Grußwort erinnerte Kammer-
präsident Alfred Krieger daran, dass 
der Deutsche Bundestag gerade erst 
Ziel eines Hacker-Angriffs geworden 
ist. Der viel größere Schaden jedoch 
besteht im Verlust von Vertrauen. Wer 
könne trotz vollmundiger Versprechen 
„Ihre Daten sind sicher“ den Bürgern 
garantieren, dass mit hochsensiblen 
Gesundheitsdaten nicht Vergleichba-
res passiert? Gesundheitsdaten sind 
gerade für Wirtschaftsunternehmen 
hochattraktiv: nicht nur für Kranken-
kassen und Arbeitgeber, sondern auch 
für Pharmaindustrie, Medizintechnikfir-
men, Versicherungen und Banken. Krie-
ger verwies auf eine Stellungnahme der 
BPtK zum E-Health-Gesetz wonach die 
Möglichkeit der offenen und vertrau-
ensvollen Äußerung „nicht erst in Frage 
gestellt wird, wenn tatsächlich Dritte 
von der Therapie erfahren, sondern be-
reits dann, wenn der Patient sich sub-
jektiv nicht mehr auf die Vertraulichkeit 
verlässt“. Eine Resolution der hessi-
schen Kammerdelegierten fordert: „Die 
sensiblen Daten von Patientinnen und 
Patienten müssen geschützt werden. 
Sie dürfen auch nicht aufgrund techni-
scher Innovationen, die eine forcierte 
Datenübermittlung möglich machen, 
gefährdet werden. Der Schutz der Pa-
tientinnen und Patienten und deren Da-
ten muss auch hier Vorrang haben.“

Wieweit gibt es Datensicherheit fragte 
Dr. Rainer Doubrawa, Datenschutzbe-
auftragter der Psychotherapeutenkam-
mer Hessen, wenn in nur fünf Minuten 
ein im WLAN angemeldetes Smartpho-
ne entsperrt, Zugriffsrechte geändert, 
gespeicherte Passwörter und Adress-
verzeichnisse kopiert werden können? 
In dieser zunehmend digitalisierten 
Welt einen verlässlichen Schutz unse-

rer sensiblen Patienten-/Praxisdaten 
zu errichten ist die zentrale Herausfor-
derung für alle Psychotherapeuten. Er 
hob hervor, dass es in keinem Bereich 
absolute Sicherheit geben könne, doch 
„um die Aufrechterhaltung dieser rela-
tiven Sicherheit sensibler Patientenda-
ten werden wir Psychotherapeuten uns 
ständig sorgen müssen!“.

gen eines Notfalldatensatzes, welcher 
unter anderem Befunde und Medikation 
beinhaltet, erhalten Ärzte ab 2018 eine 
Vergütung. Ab Oktober 2016 haben 
Versicherte, die mindestens drei verord-
nete Medikamente anwenden, An-
spruch auf die Erstellung eines Medika-
tionsplans durch den Hausarzt.

Psychotherapeuten haben auf alle An-
wendungen der Telematikinfrastruktur 
Zugriff, sofern dies der Patient gestat-
tet. Dazu erforderlich ist ein elektroni-
scher Psychotherapeutenausweis (ePtA). 
Von der Industrie werden diese soge-
nannten G2-Karten ab Herbst 2015 be-
reitgestellt. Sie sollen die volle Funktio-
nalität nach den Anforderungen der Te-
lematikinfrastruktur enthalten. Die Psy-
chotherapeutenkammern werden aller-

Carolin Böhmig

Ralf Rückert

Im ersten Vortrag stellte Frau Carolin 
Böhmig, Rechtsanwältin und Referen-
tin der Bundespsychotherapeutenkam-
mer, den Anwesenden das E-Health-
Gesetz vor. Mithilfe des Gesetzes sollen 
der Aufbau einer Telematikinfrastruktur 
gefördert und moderne Informations- 
und Kommunikationsverfahren in die 
medizinische Versorgung integriert 
werden.

Folgende Anwendungen werden ab 
2016 eingeführt: Der Versicherten-
stammdatendienst (VSDD) soll bis Juni 
2016 technisch umsetzbar sein, Ärzte 
müssen ab 2018 eine Stammdatenprü-
fung der Versicherten in der Praxis 
durchführen, wenn sie Honorarabzüge 
vermeiden wollen. Für zwei Jahre wird 
beim Einlesen eines elektronischen 
Entlassbriefes sowie bei der sicheren 
Übermittlung eines elektronischen Arzt-
briefes eine „Anschubfinanzierung“ ge-
währleistet. Für das Erstellen und Pfle-

dings zunächst die Evaluation des Pro-
bebetriebes abwarten und dann mit der 
Ausgabe beginnen.

Über grundlegende technische Voraus-
setzungen für einen IT-Basisschutz in 
der Praxis informierte Frank Micus, IT 
Sicherheitsexperte von der SIZ GmbH 
in Bonn. In seinem anschaulichen Vor-
trag erläuterte er die technischen Mög-
lichkeiten und Risiken beim Einsatz von 
Computern, Tablets und Mobiltelefonen 
in der Praxis von Psychotherapeuten. 
Dabei verwies er insbesondere auf die 
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Relevanz aktueller Betriebssysteme, Vi-
rensoftware sowie einer sicheren 
WLAN-Verbindung. Für alle Geräte em
pfiehlt sich darüber hinaus dringend, ei-
ne Verschlüsselungstechnik zu installie-
ren, mit der vertrauliche Daten ver-
schlüsselt werden können.

Zum Ende der Veranstaltung stellte sich 
Herr Rückert, Abteilungsleiter Informa-
tionstechnologie der KV Hessen, den 
Fragen der Anwesenden zum KV-Safe-
Net. Es entwickelte sich eine lebhafte, 

differenzierte und zu großen Teilen kriti-
sche Diskussion zu der beschlossenen 
Einführung des KV-SafeNet. Insbeson-
dere wurde kritisiert, dass die gewählte 
Router-Lösung deutlich kostspieliger 
sei als der e-Token und gerade für den 
kleinen Anwendungsbereich in der psy-
chotherapeutischen Praxis überdimen-
sioniert. Herr Rückert verwies darauf, 
dass nach den Vorgaben der Kassen-
ärztlichen Bundesvereinigung (KBV) nur 
das KV-SafeNet und das KV-FlexNet 
künftig zur Übertragung von Abrech-

nungsdaten zugelassen sind, was die 
Fortführung des hessischen e-Token 
ausschließt. Die Vertreterversammlung 
habe sich u. a. aus Kostengründen ge-
gen das KV-FlexNet entschieden.

Weiterführende Informationen finden 
Sie auf der Homepage: www.LPPKJP.
de, die Präsentationen sind im Mitglie-
derbereich hinterlegt.

Yvonne Winter,
Vorstandsmitglied

Nachruf Dipl.-Psych. Dirk Fiedler

Am 14. Mai 2015 ist Dirk Fiedler nach 
langer Krankheit in Frankfurt im Kreise 
seiner Familie verstorben.

Dirk Fiedler wurde 1952 in Frankfurt ge-
boren. Nach Abschluss seines Psycho-
logiestudiums arbeitete er als Diplom-
Psychologe in verschiedenen Kliniken 
und qualifizierte sich in Gesprächspsy-
chotherapie und in tiefenpsychologisch 
fundierter Psychotherapie. Mit seiner 
Niederlassung als Psychologischer Psy-
chotherapeut im damals noch stark un-
terversorgten Offenbach am Main er-
folgte der Schritt in die Selbstständig-
keit. Als Supervisor und als Ausbilder in 
Personzentrierter Beratung hat er über 
viele Jahre Berufskolleginnen und -kol-
legen in ihrer Arbeit und persönlichen 
Entwicklung unterstützt und begleitet. 
An der Fachhochschule Frankfurt lehrte 
er die Grundlagen der Personzentrier-
ten Gesprächsführung.

Fachlich und berufspolitisch setzte 
er sich stark für die Belange der Ge-
sprächspsychotherapie ein. Seit 1980 
gehörte er der GwG (Gesellschaft für 
Personzentrierte Psychotherapie und 
Beratung) an und war als Mitglied in 
verschiedenen Gremien tätig. In den 
90er Jahren gehörte er zu den Gestal-
tern des Regionenmodells der GwG. 
Von 2000 bis 2006 vertrat er die Region 
Hessen in der Delegiertenversammlung 
der GwG. Darüber hinaus vermittelte er 
lange Zeit als Ausbilder vielen Kursteil-
nehmerinnen und -teilnehmern den Per-
sonzentrierten Ansatz.

Ein Schwerpunkt seiner fachlichen Ar-
beit war die Behandlung von Menschen 
mit Alkohol- und Drogenabhängigkeit. 
Innerhalb der GwG setzte er sich für 
den Aufbau und die Weiterentwicklung 
eines personzentrierten Konzeptes in 
diesem Tätigkeitsfeld ein. Bereits 1998 
war er am ersten GwG-Weiterbildungs-
gang „Sozialtherapie“ als Dozent be-
teiligt. 2005 übernahm er gemeinsam 
mit einem Kollegen die Leitung dieses 
Bildungsganges. In zahlreichen Fach-
beiträgen und als Mitherausgeber eines 
Fachbuches zur Personzentrierten Be-
ratung und Behandlung von Suchtstö-
rungen hat er seine Erfahrungen und 
Gedanken zugänglich gemacht.

Als Mitglied der Hessischen Akademie 
für Personzentrierte Psychotherapie, 
Beratung und Supervision hat er u. a. 
jahrelang daran mitgearbeitet, in Hes-
sen eine Approbationsausbildung für 
Gesprächspsychotherapie aufzubauen.

In vielen Gesprächen brachte er seine 
Überzeugung zum Ausdruck, dass ein 
politisches Engagement Vorausset-
zung für die Gestaltung und Verwirkli-
chung von guten Ideen sei. Er war an 
der Errichtung der Psychotherapeu-
tenkammer Hessen beteiligt und von 
Beginn an Delegierter dieser Kammer, 
in der er sich auch als Vorsitzender 
des Ausschusses für ethische Fragen 
und Berufsordnung, als Mitglied des 
Ausschusses Wissenschaft und For-
schung und als Mitglied des Prüfungs-
ausschusses Gesprächspsychotherapie 
engagierte. Auf Bundeskammerebene 

gehörte er der Lenkungsgruppe Berufs-
ordnung an.

Dirk Fiedler hat mit seiner ruhigen Art 
der Begegnung, seiner Offenheit und 
Freundlichkeit, seinem scharfen Verstand 
und seinem profunden Wissen die Men-
schen erreicht. Er hatte immer Freude an 
der Begegnung von Person zu Person, 
und er war neugierig auf das, was andere 
Menschen mitzuteilen wussten. Wer Dirk 
Fiedler kannte, behält ihn als einen Men-
schen in Erinnerung, der seine Werte und 
Überzeugungen engagiert und authen-
tisch lebte und vermittelte – als Freund, 
als Kollege, als Dozent und Ausbilder 
– und der sehr stark seiner Frau, die ihn 
bis zuletzt liebevoll versorgte, und seinen 
Kindern und Enkelkindern verbunden war.

Birgit Wiesemüller, Vorsitzende der 
GwG, Delegierte der PTK Hessen  

und des DPT
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Veranstaltungen der Kammer

Psychosoziale Versorgung von 
Menschen mit Migrationshinter-
grund

Die psychotherapeutische Versorgung 
von Migranten in Deutschland soll be-
leuchtet und kritisch hinterfragt werden. 
Dabei werden gemeinsam mit Politik und 
den an der Versorgung Beteiligten konkre-
te Verbesserungen für Hessen erarbeitet.

Samstag, 07. November 2015, 9:30 Uhr 
– 16:00 Uhr; Veranstaltungsort: Römer, 
Frankfurt; Kostenbeitrag: kostenfrei

Datensicherheit

Aufgrund des großen Interesses an 
der Veranstaltung „Datensicherheit“ 
vom 12. Juni wird die Veranstaltung im 

November in Kassel wiederholt. Dabei 
werden aktuelle Themen und Probleme 
des Datenschutzes in der psychothera-
peutischen Praxis diskutiert.

Samstag, 20. November 2015, 17:30 
Uhr – 21:15 Uhr; Veranstaltungsort: Kul-
turbahnhof, Kassel; Kostenbeitrag: 20,- €, 
PiA/Studierende kostenfrei

KJP – quo vadis?

Im Fokus der Veranstaltung steht die 
sektorenübergreifende psychothera-
peutische Versorgung von Kindern und 
Jugendlichen. Dabei werden sowohl 
Schnittstellen zur Jugendhilfe und zu 
Kinder- und Jugendpsychiatern als auch 
zwischen ambulanter und stationärer 
Therapie berücksichtigt.

Samstag, 05. Dezember 2015, 9:30 Uhr 
– 17:00 Uhr; Veranstaltungsort: Haus 
am Dom, Frankfurt; Kostenbeitrag: 70,-€ 
Tageskarte, PiA/Studierende kostenfrei

Suizidalität

Aktuelle Erkenntnisse und praktische 
Erfahrungen zur Thematik Suizidalität 
werden dargestellt und diskutiert.

Samstag, 23.Januar 2016, 09:30 Uhr – 
17:30 Uhr; Veranstaltungsort: Haus am 
Dom, Frankfurt; Kostenbeitrag: 80,- € 
PiA/Studierende kostenfrei

Anmeldung: Bitte melden Sie sich 
online an: www.ptk-veranstaltung.de

Redaktion

Alfred Krieger, Dr. Heike Winter,
Yvonne Winter, Judith Naujoks

Geschäftsstelle

Bitte beachten Sie unsere neue 
Adresse!
Frankfurter Straße 8
65189 Wiesbaden
Tel.: 0611/53168-0
Fax: 0611/53168-29
E-Mail: post@ptk-hessen.de
www.ptk-hessen.de
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Im Gespräch: Gertrud Corman-Bergau – Als wäre man einen Berg hochgestiegen 
und fährt nun mit der Seilbahn hinunter

Gertrud Corman-Bergau, Psychotherapeutin 
und Psychoanalytikerin, hat von 2010 bis 
2015 das Präsidentinnenamt der PKN inne 
gehabt. Sie hat seit Bestehen der Kammer 
dem Vorstand angehört und damit den Auf-
bau, die Entwicklung und die Ausrichtung der 
PKN wesentlich mitgeprägt. Bei der diesjäh-
rigen Wahl ist sie mit dem besten Ergebnis 
aller Kandidatinnen und Kandidaten wieder 
in die Kammerversammlung gewählt wor-
den, hat aber nicht wieder für ein Vorstands-
amt kandidiert.

Liebe Gertrud, wie ist es denn so, 
nicht mehr Präsidentin zu sein?

Ich stelle fest, dass mein E-Mail Ein-
gang um ca. 80% geschrumpft ist. Dies 
gibt mir mehr Zeit zum Nachdenken 
und anstehende Aufgaben kann ich mit 
mehr Konzentration angehen. Gleichzei-
tig ist es auch ein Verlust an Informati-
onen, um die ich mich nun selber aktiv 
kümmern muss, wenn ich was erfahren 
will. Und natürlich ist auch ein Verlust 
an Bedeutung damit verbunden, auch 
Erleichterung, vor allem weil ich die Ar-
beit in guten Händen weiß. Ich träume 
mehr und spüre die Nachbereitung der 
Tätigkeit und Erlebnisse, in gewisser 
Weise ist es ein Verdauungsprozess. 
Wobei ich das nicht nur auf die Präsi-
dentschaft, sondern auf die ganze Zeit 
in der Kammer beziehe: angefangen mit 
dem Aufbau der Kammer, ihrer Konsti-

tuierung und der weiteren Entwicklung. 
Es ist, als wäre man einen Berg hochge-
stiegen und fährt nun mit der Seilbahn 
hinunter und schaut sich die Landschaft 
noch einmal Stück für Stück an. Ich bin 
sehr dankbar, dass mir im Amt so viel 
Vertrauen entgegengebracht wurde. 
Das war für mich beruflich und persön-
lich ein Geschenk.

Du hast Dich ja entschieden, weiter-
hin in der Kammerversammlung mit-
zuarbeiten. Musst Du da nicht eine 
ganz neue Rolle für Dich finden?

Ja, sicher. Aber das ist noch zu frisch, 
um es bewerten zu können. Ich muss 
wieder neu lernen, z. B. abzuwarten 
oder zu entscheiden, wann ich mich 
aktiv einbringe. Vorher war ich „auto-
matisch“ in meiner Funktion gefragt. 
Ich glaube, dass ich mich auf diese Ver-
änderung gut vorbereitet habe. Es ist 
wichtig, aushalten zu können, dass sich 
etwas verändert. Auch in unserem Be-
ruf geht es ja oft darum, Perspektiven 
zu wechseln, immer wieder verschie-

dene Blickrichtungen einnehmen zu 
können. Ich hoffe, dass ich in der neuen 
Rolle, in der ich weniger die ganze Brei-
te der Aufgaben vor Augen habe, für die 
PKN sinnvoll arbeiten kann.

Wenn ich Dir zuhöre kommt es mir 
so vor, als hättest Du nicht einfach 
ein Amt bekleidet, sondern Dich 
mit der PKN und ihren Aufgaben in 
hohem Maße identifiziert.

Ja. Ich habe es als Aufgabe und Her-
ausforderung wahrgenommen, unsere 
Berufe und die Kammern weiterzuent-
wickeln. Wichtig war mir dabei auch 
immer, die gemeinsamen Belange der 
Psychotherapie voranzubringen. Das 
sind für mich neben den PP/KJP auch 
ärztliche Psychotherapeuten, mit denen 
es in der Berufsausübung viel Gemein-
sames gibt.

Im Gespräch mit Jörg Hermann

Die Psychotherapeutenkammer als In-
stitution zu vermitteln war weder nach 
außen noch nach innen leicht. Gerade 
auch die Pflichtmitgliedschaft führte an-
fangs zu großem Widerstand. Das hat 
mich herausgefordert. Ich denke auch 
an die Entwicklung der diversen Ord-
nungen, insbesondere die Berufsord-
nung. Sie ist verbunden mit der Gestal-
tung psychotherapeutischen Handelns 
und bietet damit auch die Möglichkeit, 
den Patienten genauer zu beschreiben, 
was Psychotherapie eigentlich ist und 
wie ihr Rahmen aussieht. Wichtig ist Gertrud Corman-Bergau
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mir immer gewesen, dass Psychothera-
peuten verständlich über das sprechen, 
was sie tun. In der Vorstandsarbeit und 
vor allem in der Präsidentschaft gab es 
die Möglichkeit interdisziplinärer Arbeit, 
nicht zuletzt auch in der Auseinander-
setzung mit den politischen Ebenen 
und der Aufgabe, unsere Anliegen in 
den politischen Raum hinein zu vermit-
teln.

Du sprichst den Reiz der Aufgaben 
an. Wie bist Du denn mit dem bisher 
Erreichten zufrieden?

Mir war es wichtig, dass die verschie-
denen Perspektiven der Verfahren und 
die Menschen, die unsere Berufe ver-
treten, sich artikulieren und ohne Angst 
äußern können. Ich denke, dass uns 
das in Niedersachsen gut gelungen ist. 
Wenn ich mir die aktuelle Besetzung 
der Kammerversammlung anschaue, 
bin ich froh, dass wir engagierte und 
auch viele jüngere KollegInnen haben, 
die sich intensiv mit der Arbeit beschäf-
tigen und ihre Ideen einbringen.

Gertrud Corman-Bergau

Im Diskurs über Abstimmungen und 
politische Zielsetzungen, auch auf der 
Bundesebene, entstehen mehr Pola-
risierungen, als ich es mir gewünscht 
hätte: Es kommt immer wieder und neu 
verschärfend zur Erörterung der Frage 

„Wem gehört die Psychotherapie?“ 
zwischen Ärzten und Psychologen. 
Auch sehe ich die schwierige Rolle der 
Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
pie im Rahmen der Ausbildungsdiskus-
sion. Das bedauere ich sehr, doch ich 
selbst habe keine passende Antwort 
darauf, wie es besser hätte gelingen 
können. Persönlich hätte ich mir gene-
rell ein langsameres Tempo gewünscht. 
Ich habe manchmal den Eindruck, dass 
wir uns zu sehr auf das noch nicht Er-
reichte fixieren und uns zu wenig Zeit 
nehmen, Prozesse zu reflektieren und 
auch mal zur Ruhe zu kommen und Er-
reichtes wahrzunehmen, zu verdauen 
und Zeit für Zufriedenheit damit zu fin-
den.

Welche Themen neben der schwer-
gewichtigen Ausbildungsdebatte 
siehst Du aktuell für die Arbeit der 
Kammern?

Zwei Schwerpunkte sind mir für Nie-
dersachsen als zweitgrößtem Flächen-
land besonders wichtig: Zum einen die 
bessere Versorgung der Menschen, die 
wohnortnahe Psychotherapie im Kon-
text auch mit Familie und Angehörigen 
benötigen. Dies gilt grundsätzlich vor 
allem für Kinder und Jugendliche. Darü-
ber hinaus sind die Gedanken der sozial-
psychiatrischen Ansätze wichtig. Dazu 
gehört, dass wir auch in der Niederlas-
sung im Rahmen der Richtlinie mit Pati-
enten mit psychotischen Erkrankungen 
nun arbeiten können. Zum Zweiten liegt 
mir die Stärkung des Präventionsanteils 
unserer Arbeit am Herzen. Ich stel-
le mir oft vor, wie es wäre, wenn wir 
mehr Möglichkeiten hätten, wichtige 

Themen zu vermitteln: Aufklärung über 
Folgen und Risiken durch längeres Ge-
trenntsein von Eltern und Kindern, Un-
tersuchungen zur Entstehung von Ge-
walt oder allgemeiner, was psychisch 
stärkend und schwächend wirkt, also, 
dass diese Kenntnisse stärker in gesell-
schaftliches Wissen eingehen und Be-
rücksichtigung finden.

… also auch, stärker politisch und ge-
sellschaftlich wirksam zu werden?

Auf jeden Fall. Wir haben eine gesell-
schaftliche und damit politische Auf-
gabe, psychische Prozesse und ihre 
Behandlungen zu vermitteln. In der 
Psychotherapie ist ja nicht allein die Di-
agnostik das Schwierige, sondern viel-
mehr der Prozess, dass Patienten sich 
selbst verstehen. Sie dabei zu begleiten 
und durch eine fachlich fundierte Arbeit 
zu ermöglichen, dass sie mehr Frei-
heitsgrade gewinnen, ist wesentlich. 
Das Aufklären über Grundlagen kann 
meines Erachtens auch präventiv wir-
ken. Wir können daraus erkennen, dass 
nicht alles immer schnell zu verändern 
oder zu fördern ist, sondern auch Zeit 
zum Sich-setzen-lassen und zur Refle-
xion benötigt.

Gibt es Bereiche, die Du in Deiner 
Amtszeit nicht abschließend bearbei-
ten konntest, die Du eher als wich-
tige weiter zu behandelnde Themen 
ausgemacht hast?

Abgeschlossenes sehe ich weniger, da 
das Meiste in sich weiterentwickelnden 
Prozessen lebt. Zum Teil sind es auch 
immer wieder aktuell auftauchende An-
liegen und Probleme. Beispielhaft wür-
de ich nennen das Thema der Flücht-
linge, die längerfristige Planung der 
psychiatrischen Versorgung, Gesund-
heitsplenen oder wohnortnahe Vernet-
zungs- und Versorgungsstrukturen. Da 
gibt es zukünftig noch viel Handlungs-
möglichkeiten und -notwendigkeiten.

Liebe Gertrud, vielen Dank für das 
Gespräch und alles Gute für Dich 
und die Zeit in einer neuen Rolle mit 
einer veränderten Perspektive.

Jörg Hermann, Vorstandsmitglied
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Gute Praxis Psychotherapie – Teil 3
In Fortsetzung des Beitrages in den 
Ausgaben 01/2015 und 02/2015, wer-
den praktische Fälle aus der Berufspra-
xis von Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten, hier zur Einsichtnahme 
in die Patientenakte und zu Auskünften 
an Dritte dargestellt. Aber auch hier 
gilt: bei jeder Anfrage muss sorgfältig 
im Einzelfall geprüft werden, ob und in 
welchem Umfang die Auskunft erteilt 
werden kann.

Bescheinigungen und Berichte 
für Anwälte und Gerichte  
(§§ 8, 27 Berufsordnung-BO)

Eine Mutter beschwert sich, weil die 
Psychotherapeutin ihr keine Bescheini-
gung zur Vorlage beim Gericht wegen 
der anstehenden Scheidung schreibt 
und ihr auch keine Einsicht in die Patien-
tenakte geben will. Die Patientin ist jetzt 
17 Jahre alt, die Psychotherapie wurde 
bereits vor 2 Jahren beendet. In diesem 
Fall wollte die Tochter nicht, dass der 
Psychotherapeut von der Schweige-
pflicht entbunden wird, somit war die 
Beschwerde der Mutter gegenstands-
los.

Einsichtsfähige Jugendliche müssen 
selber entscheiden, ob die Eltern Ein-
sicht in die Akte bekommen. Dabei 
muss der Psychotherapeut darauf ach-
ten, dass die Rechte Dritter geschützt 
werden. So sind Informationen über 
das andere Elternteil ohne dessen 
ausdrücklich auf diesen Fall bezogene 
Schweigepflichtentbindung nicht zu of-
fenbaren. In der Praxis ist es nachträg-
lich oft schwierig, die Dokumentation 
über die Behandlung eines Kindes oder 
Jugendlichen für die drei Parteien, Va-
ter, Mutter und Patient, zu trennen. Hier 
ist also im KJP-Bereich ganz besonders 
auf eine geeignete und entsprechend 
getrennte Dokumentation zu achten, 
damit nicht so viel geschwärzt werden 
muss. Häufig werden Psychotherapeu-
ten in Scheidungs- und Trennungsfäl-
len um eine Bescheinigung oder einen 
Bericht gebeten. In der Regel verbietet 
die berufsrechtliche Neutralitätsver-
pflichtung das. Machen Sie in solchen 
Fällen die Anfragenden darauf aufmerk-

sam, dass Sie bei einer entsprechenden 
Schweigepflichtentbindung vor Gericht 
aussagen müssen, und zwar die vol-
le Wahrheit. Oft ist diese ja gar nicht 
so vorteilhaft, wie anfangs von dem 
streitenden Elternteil bzw. von seinem 
Anwalt vermutet wird, so dass es sich 
schon deshalb nicht lohnt, Sie einzube-
ziehen. Machen Sie auch deutlich, dass 
ein Auftritt vor Gericht womöglich zu ei-
nem erheblichen Vertrauensverlust füh-
ren könnte, so dass dann die gesamte 
weitere Psychotherapie des Kindes auf 
dem Spiel steht.

Bescheinigungen und Berichte 
für Versicherungen, Medizini-
schen Dienst und Kollegen  
(§ 8 BO)

Nur wenn eine gültige Schweigepflicht
entbindung vorliegt oder eine gesetz-
liche Auskunftspflicht oder -erlaubnis 
besteht, dürfen Sie Auskunft erteilen. 
Es gibt bei den Versicherungen meis-
tens entsprechende Vordrucke für die 
Berichte. Wenn Sie, wie es bei Kindern 
häufig vorkommt, Informationen über 
mehrere Personen haben, dürfen Sie 
nur berichten, wenn alle Beteiligten 
eine Schweigepflichtentbindung für 
diesen konkreten Fall gegeben haben, 
sonst müssen Sie die nicht freigegebe-
nen Teile auf geeigneter Weise entfer-
nen oder unkenntlich machen.

Auskunft an die Polizei, das Ge-
richt usw. (§ 8 BO)

So kam, nach einem kleinen Rempler 
mit dem Auto der Großmutter, die Poli-
zei in die Praxis gestürzt und wollte wis-
sen, welcher Patient gerade die Kinder-
psychotherapeutische Praxis verlassen 
hatte, damit die Fahrerin, die den Unfall-
ort verlassen hatte, dingfest gemacht 
werden könnte.

Auch wenn Sie Zeuge geworden sind 
von einem Schadensereignis und auch 
etwas aussagen könnten über die mög-
liche Schuld des Verursachers, sogar 
auch wenn es dabei nur um den Fahrer 
ihres Patienten geht: Sie dürfen nichts 
aussagen, solange Sie nicht wirksam 

von der Schweigepflicht entbunden 
sind, auch nicht nur den Namen des 
Patienten. Denn die Tatsache, dass ein 
Patient bei Ihnen in Behandlung ist, un-
terliegt der Schweigepflicht und damit 
auch, wer ihn begleitet hat. Die Polizei 
hat in diesem Fall keinen Anspruch auf 
die gewünschte Auskunft. Dabei ist es 
unerheblich, wenn vom Polizisten be-
tont wird, dass er wiederum selber ja 
auch an die Schweigepflicht gebunden 
ist. Nur beim rechtfertigenden Not-
stand wären eine Auskunft und damit 
ein Bruch der Verpflichtung zur Ver-
schwiegenheit erlaubt.

Finanzamt, Steuerberater, eige-
ner Anwalt, Mitarbeiter in der 
Praxis (§ 8 BO)

In der Regel rechnet der Psychothera-
peut mit der Kassenärztlichen Vereini-
gung (KV) oder dem privat versicherten 
Patienten selber ab. Sollte er von einer 
externen Abrechnungsstelle Gebrauch 
machen, muss vorher vom Patienten da-
zu eine Einwilligung eingeholt werden. 
Zur Durchsetzung von Forderungen 
gegen die Patienten muss der Psycho-
therapeut die Möglichkeit haben, die er-
forderlichen Daten preiszugeben. Dafür 
muss er sich aber auf das notwendige 
Maß beschränken und darf dem Patien-
ten nicht mutwillig Schaden zufügen. 
In diesem Fall wäre also ein normales 
Mahnverfahren angebracht gewesen. 
Nach zweimaliger Mahnung durch den 
Therapeuten selber ist es möglich, ein 
Mahnverfahren durch einen Rechts-
beistand durchführen zu lassen. Da ist 
es natürlich erforderlich, dass gewisse 
Daten herausgegeben werden. Das ist 
als ein höherwertiger Tatbestand anzu-
sehen, und diese Herausgabe stellt da-
mit im Prinzip keinen Verstoß gegen die 
Verschwiegenheitsverpflichtung im Sin-
ne der Berufsordnung dar. Eine Schwei-
gepflichtentbindung des Patienten ist 
in diesem Fall also nicht erforderlich. 
Nur wenn ein Mahnverfahren bis zur 
Pfändung der Bezüge beim Arbeitgeber 
gehen muss, darf ein Arbeitgeber über-
haupt erfahren, dass gegenüber dem 
Patienten eine offene Forderung be-
steht, aber nicht von wem und warum.
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Der Steuerberater und das Finanzamt 
können bei einer Betriebsprüfung ggf. 
die Patientennamen insbesondere von 
Privatpatienten identifizieren. Auch das 
stellt kein Verstoß gegen die Berufs-
ordnung dar, weil der Therapeut ein be-
rechtigtes, insofern höheres Interesse 
hat. Die Psychotherapeuten müssen 
z. B. die Namen der Patienten in den 
Überweisungen nicht vorher schwär-
zen. Dennoch sollten die Akten so ge-
führt werden, dass weder der Steuer-
berater noch das Finanzamt auf die Ak-
ten zugreifen bzw. Einsicht in die Akten 
nehmen müssen.

Die Mitarbeiter der Praxis (ob Sekre-
tärin, Putzfrau, Buchführer oder EDV-
Fachmann) müssen zur Verschwiegen-
heit verpflichtet werden. Auch das soll-
te in schriftlicher Form dokumentiert 
werden.

Krankenkasse, private Kranken-
versicherung, Beihilfe (§ 7 BO)

Gegenüber der KV, der privaten Versi-
cherung und der Beihilfe gibt der Pa-
tient mit seiner Unterschrift auf dem 
Antrag auf Kostenübernahme der Psy-
chotherapie seine Einwilligung darin, 
dass der Psychotherapeut seinen An-
trag weiterleiten darf und entbindet den 
Psychotherapeuten damit insofern von 
der Schweigepflicht. Die von den Kran-
kenkassen, Versicherungen und der 
Beihilfe hinzugezogenen Gutachter sol-
len nur unter der Chiffre des Patienten 
(Anfangsbuchstabe des Nachnamens 
und des 6-stelligen Geburtsdatums) 
angeschrieben werden. In den Berich-
ten an den Gutachter sollten auch keine 
Vornamen verwendet werden. Ggf. sind 
ganz spezielle Berufsbezeichnungen 
oder Wohnorte der Patienten oder der 

Eltern von Kindern und Jugendlichen zu 
umschreiben, damit sie vom Gutach-
ter nicht identifiziert werden können. 
Dieser Bericht ist immer in einem se-
paraten, gut erkennbaren Umschlag 
an die Krankenkasse, Krankenversiche-
rung oder Beihilfestelle zu senden. Lei-
der lässt es sich noch immer nicht ganz 
verhindern, dass Beihilfestellen die In-
formationen über die Aufnahme einer 
Psychotherapie und die Diagnose erhal-
ten. Deshalb ist es vor allem bei Anwär-
tern für den Beamtendienst unbedingt 
erforderlich, dies mit dem Patienten zu 
besprechen. Auch kann die Tatsache, 
dass eine Psychotherapie in Anspruch 
genommen wurde, dazu führen, dass 
noch Jahre später ein Wechsel in die 
private Krankenversicherung erschwert 
ist. Außerdem könnte ein späterer Ab-
schluss einer Berufsunfähigkeitsversi-
cherung erschwert sein. Über diese Ri-
siken muss der Patient vor Beginn der 
Behandlung aufgeklärt werden.

Bertke Reiffen-Züger

Umzug der Geschäftsstelle erfolgreich abgeschlossen!

Der Umzug der Geschäftsstelle der 
PKN in die neuen Räumlichkeiten hat 
reibungslos funktioniert. Plangemäß 
öffnete die Geschäftsstelle am 6. Juli 
2015 die Türen am neuen Standort in 
der Leisewitzstaße 47, 30175 Hanno-
ver. Mit rund 590 qm bietet die neue 
Geschäftsstelle nun den dringend be-
nötigten Raum für die Verwaltungs- 
und Gremienarbeit. Mit einem großen 
Tagungsraum, der durch vorausgehen-
de Umbauarbeiten geschaffen werden 
konnte, ist es nun auch möglich, die 
Sitzungen der Kammerversammlung 

Ansicht der Leisewitzstraße 47

und Fortbildungsveranstaltungen im ei-
genen Hause zu realisieren.

Geschäftsstelle

Leisewitzstr. 47
30175 Hannover
Tel.: 0511/850304-30
Fax: 0511/850304-44
Sprechzeiten:
Mo, Di, Do, Fr 09.00 – 11.30 Uhr
Mo, Di, Mi, Do 13.30 – 15.00 Uhr
Mail-Anschrift: info@pknds.de
Mail-Anschrift „Fragen zur Akkreditie-
rung“: Akkreditierung@pknds.de
Internet: www.pknds.de
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Tag der Neuapprobierten in Dortmund

Mehr als 100 neuapprobierte Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten 
kamen am 4. Juli 2015 zum „Tag der 
Neuapprobierten“ der Psychotherapeu-
tenkammer NRW in die Kassenärztliche 
Vereinigung Westfalen Lippe in Dort-
mund. Kammerpräsident Gerd Höhner 
begrüßte sie einleitend mit den Worten: 
„Wir möchten Sie heute über die Aufga-
ben und Möglichkeiten der beruflichen 
Selbstverwaltung und über Ihre Mög-
lichkeiten im Arbeitsfeld Psychothera-
pie informieren. Gleichzeitig möchten 
wir aber auch mit Ihnen als neue ‚Mit-
glieder der Familie’ ins Gespräch kom-
men und Ihnen aufzeigen: Es gibt viele 
Möglichkeiten, wie Sie sich in unserem 
spannenden und lebendigen Beruf en-
gagieren und aktiv am gesundheitspo-
litischen Geschehen mitarbeiten kön-
nen, ob in Ihren Regionen oder in der 
Psychotherapeutenkammer NRW.“

Zunächst nahm Gerd Höhner die neu-
en Kammermitglieder mit auf eine 
Reise durch die Geschichte und schil-
derte markante Stationen auf dem 

„langen Weg der Psychotherapie“ in 
Deutschland. Als Meilenstein in der 
Entwicklung, hin zu einer anerkannten 
und im gesundheitspolitischen System 
verankerten Profession, hob er das 
1998 auf Bundesebene verabschiede-
te Psychotherapeutengesetz hervor. 
„Damit wurden zwei neue Heilberufe 
geschaffen, die bislang kaum eine an-
dere Lobby als die eigenen Vertreter 
hatten. Da verschiedene Bundesländer 
nicht bereit waren, die Berufe im Rah-
men von Weiterbildungsordnungen zu 
regeln, schuf der Bundesgesetzgeber 
ein Ausbildungsnetz, in dem es zwar zu 
großen Überschneidungen mit Inhalten 
der Grundberufe kam, was dennoch 
einen immensen Fortschritt darstellte. 
Es wurde ein Kompetenzprofil für die 
beiden Heilberufe definiert und es wur-
de eine geregelte, fachlich anspruchs-
volle Ausbildung begründet.“

Fortführend präsentierte Gerd Höh-
ner die Aufgaben der Psychothera-
peutenkammer NRW als berufliche 
Selbstverwaltung aller approbierten 

Psychologischen Psychotherapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten. Von den aktuellen politi-
schen Aktivitäten hob er als eines der 
zentralen Themen die Erneuerung der 
Bedarfsplanung hervor und wies darauf 
hin, dass die Kammer einen Vorschlag 
insbesondere für eine Erhebung der 
Versorgungssituation im Ruhrgebiet an 
den Gemeinsamen Bundesausschuss 
gerichtet habe. Er stellte die bundes- 
wie landespolitischen Aktivitäten im 
Rahmen der jetzt in Angriff genomme-
nen Reform der Psychotherapeuten-
ausbildung dar.

Des Weiteren erläuterte der Kammer-
präsident das Mitwirken der Psycho-
therapeutenkammer NRW in Initiativen 
wie dem Landespsychiatrieplan NRW. 
„Mit dieser Initiative, die bedarfsge-
rechte Hilfen für Menschen mit psy-
chischen Beeinträchtigungen oder in 
psychischen Krisen ermöglichen soll, 
schlägt die Landesregierung einen be-
grüßenswerten Kurs ein – und wir als 
Kammer freuen uns, dass wir diese Pro-Mehr als 100 Neuapprobierte kamen nach Dortmund

Gerd Höhner
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zesse mitgestalten können.“ Wichtige 
Handlungsfelder seien unter anderem 
verstärkte Kooperationen zwischen Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapie 
und Angeboten der Jugendhilfe sowie 
die Entwicklung von Angeboten für äl-
tere Menschen und Menschen mit Be-
hinderungen. „Grundsätzlich halte ich 
es hierbei für eine wesentliche Aufgabe 
unserer Profession, eine psychothera-
peutische Grundhaltung in die versor-
genden Einrichtungen zu tragen und ein 
menschliches Miteinander zu fördern“, 
betonte Gerd Höhner.

Abschließend beschrieb er das Engage-
ment der Psychotherapeutenkammer 
NRW im Bereich der Gesundheitsför-
derung und als Mitglied der Landes-
gesundheitskonferenz, in der alle an 
der Versorgung beteiligten Akteure die 
Gesundheitspolitik gemeinsam mitge-
stalten. „An dieser Stelle möchte ich 
Sie auch auf die kommunalen Gesund-
heitskonferenzen der Städte und Kreise 
aufmerksam machen“, so Gerd Höhner. 
„Hier findet lokale Gesundheitsplanung 
statt, hier wird überlegt, welche Model-
le sinnvoll sein könnten und welche Ide-
en in die regionale Landschaft passen. 
Und wer sich hier engagiert, spricht 
mit!“

Marc Wittmann, Justiziar beim Versor-
gungswerk der Psychotherapeuten-

kammer NRW, informierte die Neuap-
probierten über das Versorgungswerk 
und ihre soziale Absicherung als Psy-
chotherapeutin oder Psychotherapeut. 
Er sprach über die Begründung der Mit-
gliedschaft im Versorgungswerk, damit 
verbundene Pflichten und Ansprüche 
sowie verschiedene Beitragsformen. 
Großes Interesse fanden auch sein 
Überblick über die Leistungsarten und 
Beispielrechnungen zur Rentenhöhe.

Erläuterungen zu dem für die Berufs-
anfänger spannendem Thema „Voraus-
setzungen und Bedingungen der Zulas-
sung als Vertragspsychotherapeutin/
als Vertragspsychotherapeut“ erhielten 
die Neuapprobierten aus erster Hand 
von Vertretern der Kassenärztlichen 
Vereinigungen. Daniela Krajka von der 
Kassenärztlichen Vereinigung Westfa-
len-Lippe beschrieb das System und 
die Aufgaben der Kassenärztlichen 
Vereinigung in Westfalen und die Be-
darfsplanung in der vertragspsycho-
therapeutischen Versorgung. Dr. Horst 
Bartels von der Kassenärztlichen Verei-
nigung Nordrhein stellte verschiedene 
Möglichkeiten der Berufsausübung vor 
und gab einen Überblick über Zulas-
sungsvoraussetzungen, rechtliche Rah-
menbedingungen und Themenfelder 
wie Nebentätigkeit.

Anschließend zeichnete Barbara Lu-
bisch, Mitglied im Vorstand der Psy-
chotherapeutenkammer NRW, ein 
Bild über die Bedingungen und Pers-
pektiven der Berufstätigkeit in Anstel-
lung und Niederlassung. Sie beschrieb 
die Möglichkeiten freiberuflicher Tätig-
keit in Kassen- und Privatpraxis bis hin 
zu erweiternden Feldern wie Coaching 
oder Supervision. Sie verdeutlichte, 
welche Schritte Praxisinhaber als freie 
Unternehmer zu erledigen haben, lie-
ferte Beispiele für eine funktionieren-

Marc Wittmann

Daniela Krajka

Dr. Horst Bartels

Barbara Lubisch
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de Wirtschaftlichkeitsrechnung und 
gab Einblick in die Verdienstmöglich-
keiten von Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten. Auch Hinweise 
zum ‚Kostenerstattungsverfahren‘ und 
praktische Tipps für ein erfolgreiches 
Praxismarketing wurden mit Interesse 
aufgenommen.

Aufkommende Fragen rund um das 
Thema Praxisnachfolge nahm Barbara 
Lubisch am Tag der Neuapprobierten 
zum Anlass, um die Bedeutung von 
Netzwerken herauszustellen: „Wer eine 
Praxis sucht, sollte die Gelegenheit nut-
zen, sich über regionale Arbeitskreise, 
Berufsverbände oder die Praxisbörse 
der Psychotherapeutenkammer NRW 
zu informieren. Über diese Kanäle kom-
men immer wieder wichtige Kontakte 
zustande.“ Grundsätzlich warb sie da-
für, sich zu vernetzen und mit Vertre-
tern anderer Heilberufe zusammenzu-
arbeiten. „Wir hören durchaus Klagen 
von Ärzten, dass von uns Psychothe-
rapeuten ‚wenig Information kommt’“, 
so Barbara Lubisch. „Gründe hierfür 
finden sich sicherlich nicht zuletzt im 
historisch nicht immer einfachen Ver-
hältnis beider Berufsgruppen zueinan-

der, das oft durch wenig Anerkennung 
für Psychotherapeuten gekennzeichnet 
war, doch es wäre ein Fehler, wenn 
wir diese Geschichte fortschreiben. 
Vielmehr möchte ich Ihnen ans Herz le-
gen: Nehmen Sie Kontakt auf, suchen 
Sie den Austausch. Auf diese Weise 
können viele positive Entwicklungen in 
Gang kommen.“

Angereichert wurden die Vorträge der 
Referenten durch interessierte Fragen 
und Erfahrungsberichte von Teilneh-
merinnen und Teilnehmern. In den Pau-
sen nutzten viele der neuapprobierten 
Psychotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten die Möglichkeit, sich an den 
Beratungsständen im Foyer zu Themen 
wie Mitgliederverwaltung oder Fort-
bildung zu erkundigen und sich näher 
über das Versorgungswerk der Psycho-
therapeutenkammer NRW und zu den 
Kassenärztlichen Vereinigungen zu in-
formieren.

Zum Abschluss eines rundum informati-
ven Tages kam Kammerpräsident Gerd 
Höhner nochmals auf seine eingangs 
formulierte Einladung zurück: „Ich den-
ke, es ist deutlich geworden: Sie haben 

Großes Interesse im Plenum

sich für einen spannenden, abwechs-
lungsreichen und lebendigen Beruf ent-
schieden. Ich freue mich, wenn Sie die 
heute zur Sprache gekommenen Mög-
lichkeiten der Mitarbeit nutzen und un-
seren Berufsstand offensiv vertreten. 
Ich freue mich darauf, Sie bald wieder-
zusehen!“

Aktionsplan gegen Sucht NRW

Gut besuchte Beratungsstände

Im Februar 2015 verabschiedete das 
Land Nordrhein-Westfalen den Akti-
onsplan gegen Sucht NRW. Die Zu-
sammenarbeit der verantwortlichen 
Institutionen und Einrichtungen holt 
der Fachbeirat Sucht, als zentrales 
Gremium auf Landesebene, ein. Orga-
nisiert wird die Zusammenarbeit über 
die Landesstelle Sucht. Federführend 
verantwortlich zeichnet das nordrhein-
westfälische Ministerium für Gesund-
heit, Emanzipation, Pflege und Alter 
(MGEPA). Angelegt ist der Aktionsplan 
als Gemeinschaftsaktion: Neben den 
zuständigen Ressorts der Landesregie-
rung beteiligen sich alle relevanten Ak-
teurinnen und Akteure im Bereich der 
Suchtprävention und der Suchthilfe. Die 
Psychotherapeutenkammer NRW hat 
an der Festlegung der Handlungsfelder 
sowie der Erstellung von Kriterien für 
unterstützungswürdige Projekte mitge-
arbeitet und wird sich auch im Fortlauf 

an der Entwicklung und der Umsetzung 
des Aktionsplans aktiv beteiligen.

Konkrete Ansetzungspunkte

Der Entwurf des Aktionsplans baut auf 
dem Landeskonzept gegen Sucht Nord-
rhein-Westfalen von 2012 auf und soll 
mit Blick auf die dort festgehaltenen 
längerfristigen Perspektiven in nächster 
Zeit schnell und konkret Aktionen und 
Projekte anstoßen. Er konkretisiert die 

im Landeskonzept festgeschriebenen 
fachlichen Grundsätze und Rahmen-
vorgaben und skizziert prioritäre Hand-
lungsbedarfe in den Bereichen Präven-
tion und Hilfe.

Sektorenübergreifend vernetzen

„Wichtigstes Ziel bleibt, die sektoren-
übergreifende Vernetzung der Hilfesys-
teme voranzubringen und die differen-
zierten Angebote fachlich-inhaltlich und 
strukturell weiterzuentwickeln, damit 
noch mehr Menschen die Hilfe erhal-
ten, die sie benötigen“, heißt es in der 
Vorbemerkung. Eine frühzeitige Inan-
spruchnahme von Hilfen soll vor allem 
durch mehr Angebotstransparenz und 
einen niedrigschwelligen Hilfeansatz 
verbessert werden. Suchtprävention 
und Suchthilfe müssten zudem stär-
ker zielgruppenorientiert ausgerichtet 
werden, um nachhaltig und langfristig 
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erfolgreich zu sein, konstatiert das Ar-
beitspapier. „Die Angebote müssen 
sich stärker an der Lebenswirklichkeit 
und den Lebenswelten der betroffe-
nen Menschen orientieren und den ge-
schlechterdifferenzierten, sozialen und 
kulturellen Anforderungen Rechnung 
tragen.“ Eine vordringliche Aufgabe 
sieht der Aktionsplan auch in der För-
derung von Maßnahmen, die zu einer 
gleichberechtigten und selbstbestimm-
ten Teilhabe suchtkranker Menschen 
am gesellschaftlichen Leben führen.

Sucht – ein dringliches Thema

Sich um das Thema Sucht zu kümmern, 
ist eine dringliche gesellschaftliche Auf-
gabe und eine wichtige Aufgabe der 
Psychotherapeuten. Suchterkrankungen 
sind weit verbreitete psychische Störun-
gen mit erheblichen gesundheitlichen 
und sozialen Folgen. Allein in NRW le-
ben etwa vier Millionen behandlungsbe-
dürftige Suchtkranke; der Anteil abhän-
gigkeitskranker Menschen liegt bei etwa 
20-25 Prozent an der Gesamtbevölke-
rung. Auf Grund der gesellschaftlichen 
Veränderungsprozesse ist damit zu rech-
nen, dass die Suchtproblematik weiter 
zunehmen wird: Immer mehr Menschen 
geraten an ihre psychischen Belastungs-
grenzen. Das zeigt sich auch in der stei-
genden Zahl behandlungsbedürftiger 
psychischer Störungen. Entsprechend 
bedeutsam sind erfolgversprechende 
Maßnahmen zur frühzeitigen Erkennung 
einer Suchtentwicklung sowie zur ad-
äquaten Behandlung und Betreuung von 
Suchtkranken.

Psychotherapie wirkt nachweislich

Die Psychotherapeutenkammer NRW 
macht sich vor diesem Hintergrund 
dafür stark, dass Psychotherapie zu-
nehmend Eingang in die Suchtkranken-
behandlung findet und in präventive 

Maßnahmen eingebunden wird. Dieses 
Engagement schlägt sich in der Präsenz 
der Psychologischen Psychotherapeu-
ten und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten im Aktionsplan gegen 
Sucht NRW sichtbar nieder. Das ist ein 
erfreuliches Ergebnis, denn Psychothe-
rapie ist bei der Behandlung von Ab-
hängigkeitserkrankungen eine effektive 
und häufig die einzige Behandlungsme-
thode. Eine begrüßenswerte Neuerung 
in diesem Zusammenhang war auch die 
Änderung der Psychotherapierichtlinie 
im April 2011. Seitdem sind der frühe 
Besuch beim Psychotherapeuten und 
eine ambulante Therapie für Alkohol-, 
Drogen- und Medikamentenabhängige 
bereits möglich, wenn noch keine Ab-
stinenz vorliegt. Das ist ein wichtiger 
Schritt, denn Betroffene profitieren 
auch dann bereits von einer psychothe-
rapeutischen Behandlung.

An der Entstehung und dem Verlauf von 
Abhängigkeitserkrankungen sind viele 
unterschiedliche, insbesondere auch psy-
chosoziale Faktoren beteiligt. Aus psy-
chotherapeutischer Sicht ist daher gene-
rell ein ganzheitlicher und lebensweltori-
entierter Präventions- und Hilfeansatz un-
verzichtbar. Abhängigkeitskranke weisen 
zudem nicht selten weitere psychische 
Störungen auf. Gefragt sind daher multi-
disziplinäre Ansätze in den verschiedenen 
Behandlungsphasen. Auf Grund der Viel-
schichtigkeit der Entstehungsbedingun-
gen und Einflussfaktoren bei einer Sucht
erkrankung bedeutet das auch ein enges 
sektoren- und berufsgruppenübergreifen-
des Zusammenwirken der verschiedenen 
Hilfebereiche.

Komplementäre Schnittstellen

Die Psychotherapeutenkammer NRW 
bewertet es daher positiv, dass über 
den Aktionsplan gegen Sucht NRW Ak-
teurinnen und Akteure im ambulanten 

und stationären Bereich stärker vernetzt 
werden sollen, Psychotherapie mit 
komplementären Angeboten der Sucht-
hilfe verknüpft werden soll und Schnitt-
stellen insbesondere zu Jugendhilfe 
und Schule, Altenhilfe, Pflege, Behin-
dertenhilfe, Rehabilitation, Nachsorge 
und Vermittlung in den Arbeitsprozess 
gesucht werden. Mit dem Aktionsplan 
gegen Sucht NRW setzt das Land er-
kennbar auf eine breite Beteiligung und 
zeigt Interesse, die ganzheitliche Ver-
sorgung und Hilfen für psychisch kranke 
Menschen im Bereich Suchtprävention 
und Suchthilfe voranzutreiben.

Förderkriterien ausgeschrieben

Der mit Landesmitteln geförderte Ak-
tionsplan ist prozesshaft angelegt und 
zunächst auf drei Jahre konzipiert. Sei-
ne Umsetzung wird kontinuierlich vom 
Fachbeirat Sucht begleitet. Vor Kurzem 
wurde das Förderverfahren mit den 
Kriterien für zu unterstützende Pro-
jekte bekannt gemacht. Interessierte 
finden die Ausschreibung und das An-
tragsformular zum Förderverfahren auf 
der Homepage der Landesstelle Sucht 
NRW (www.landesstellesucht-nrw.de). 
Auch die Website der Psychotherapeu-
tenkammer NRW (www.ptk-nrw.de) 
bietet aktuelle Informationen zum Ak-
tionsplan gegen Sucht NRW und wird 
über zukünftige Entwicklungen und Er-
gebnisse der Zusammenarbeit sowie 
die Beiträge der Psychotherapeuten 
berichten.

Geschäftsstelle

Willstätterstraße 10
40549 Düsseldorf
Tel. 0211/52 28 47-0
Fax 0211/52 28 47-15
info@ptk-nrw.de
www.ptk-nrw.de
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Psychoonkologie in der psychotherapeutischen Praxis

Auch wenn der medizinische Fort-
schritt zu deutlich besseren Überle-
benschancen für an Krebs erkrankten 
Menschen geführt hat, so hat die Dia-
gnose Krebs doch nach wie vor nichts 
von ihrem Schrecken verloren. Jeder 
von uns kennt Betroffene im Familien- 
und Freundeskreis. Denn immer mehr 
Krebskranke leben immer länger. Einige 
Krebsarten sind inzwischen heilbar, vor 
allem aber haben die therapeutischen 
Fortschritte dazu geführt, dass Patien-
ten trotz, bzw. mit ihrer Tumorerkran-
kung heute deutlich länger leben als 
vor noch vor zehn, zwanzig Jahren. Bei 
Brust-, Prostata-, Lungen-, Magen- und 
Darmkrebs sowie bei chronisch lym-
phatischer Leukämie sind in dieser Hin-
sicht Fortschritte zu vermelden, wobei 
das zum Teil sogar für fortgeschrittene 
Stadien gilt. Angesichts dieser immer 
differenzierterer Diagnose- und Therapi-
emöglichkeiten nimmt nicht nur die An-
zahl der betroffenen Patientinnen und 
Patienten, sondern auch die betroffener 
Angehöriger immer weiter zu. Krebser-
krankungen werden somit zunehmend 
zu chronischen Erkrankungen.

Mit dieser Entwicklung gehen auch 
neue Herausforderungen in der Versor-
gung dieser Patientengruppe einher. 
Durch eine Krebserkrankung kommt 
es bei den Betroffenen selbst und in 
ihren Familien häufig zu erheblichen 
psychischen Belastungen und Heraus-
forderungen. Neben der Behandlung 
der Grunderkrankung wird auch oft ei-
ne psychosoziale Versorgung notwen-
dig. Dass solche psychoonkologischen 
Interventionen wirksam sind, wurde 
in den letzten 20 Jahren vermehrt mit 
empirischen Studien untermauert. Eine 
systematische Zusammenschau, Be-
wertung und Synthese dieser Studien 
liegt der im letzten Jahr in Deutschland 
erstmalig veröffentlichten S3-Leitlinie 

„Psychoonkologie“ zugrunde. Damit 
liegen nun evidenzbasierte Behand-
lungsempfehlungen auf hohem metho-
dischem Niveau vor.

Psychoonkologische Interven
tionen in allen Phasen der  
Behandlung

Groß angelegte epidemiologische Stu-
dien zeigen dabei, dass der Bedarf an 
psychosozialer Unterstützung und psy-
chische Komorbiditäten bei Menschen 
mit einer Krebserkrankung groß ist (z. B. 
Mehnert et al., 2014). Die Bedeutung 
zielgruppenorientierter Versorgung wird 
in diesen Studien herausgestrichen. Die 
Experten sind sich einig, dass den Pati-
enten psychoonkologische Interventio-
nen je nach ihrem individuellen Bedarf 
in allen Sektoren der Versorgung sowie 
in allen Phasen der Erkrankung wohn-
ortnah angeboten werden sollten. Dies 
setzt aber auch voraus, dass eine regel-
mäßige Abklärung eventuell vorhande-
ner Belastungen im Erkrankungsverlauf 
erfolgt. Die häufigsten komorbiden psy-
chischen Erkrankungen sind affektive 
Störungen, Angststörungen, Anpas-
sungsstörungen und Suchterkrankun-
gen. Hier ist eine Psychotherapie, wie 
bei allen anderen Patientinnen, ebenso 
indiziert. Ein Sonderfall bei Krebspatien-
ten ist, dass die Leitlinie auch vorsieht, 
subsyndromale Belastungen psycho-
therapeutisch zu behandeln. Dabei han-
delt es sich um eine hohe und behand-
lungsbedürftige psychische Belastung, 
die aber (noch) nicht alle Kriterien für 
eine psychische Erkrankung gemäß ICD 
erfüllt. Dies sind vor allem Patienten mit 
einer starken Angst vor dem Fortschrei-
ten der Krebserkrankung (Progredienz-
angst) oder chronischer Erschöpfung 
(Fatigue). Man geht davon aus, dass 
etwa ein Drittel aller Krebspatienten 
psychotherapeutisch behandelt werden 

müssen. Die Wirksamkeit der Behand-
lung ist dabei vielfach nachgewiesen 
worden. Sie wirkt sich nicht nur positiv 
auf die psychische Symptomatik. So 
führt zum Beispiel eine nicht behandel-
te Depression zu einer höheren Mortali-
tätsrate bei Krebspatienten.

Anspruch an den Therapeuten: 
Grundkenntnisse in der  
Onkologie

Aufgabe von psychoonkologisch täti-
gen Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten ist es, die Belastungen 
zu reduzieren und mit Patienten und 
Familien Bewältigungsstrategien zu er-
arbeiten, damit die neue Situation best-
möglich gestaltet werden kann. Die 
Unterstützung kann zu jedem Zeitpunkt 
der Erkrankung, der Therapie und auch 
beim Wiedereinstieg in den Alltag und 
Beruf hilfreich und sinnvoll sein.

In der psychotherapeutischen Arbeit mit 
Krebspatienten gibt es dabei einige Be-
sonderheiten. Zum einen erfordert sie 
die Bereitschaft sich intensiv mit medi-
zinischem Wissen auseinanderzusetzen 
und entsprechend fortzubilden. Grund-
kenntnisse der Onkologie sind dabei un-
abdingbar, um die Sorgen der Patienten 
und den Inhalt der aktuellen Belastungen 
verstehen und darüber in einen Dialog 
treten zu können. Psychoonkologischen 
Interventionen liegt stets ein bio-psycho-
soziales Krankheitsmodell zugrunde. Die 
vorhandenen Konzepte sind schulen-
übergreifend gedacht. Im Mittelpunkt 
stehen dabei unter anderem Interventio-
nen, die den Patienten helfen sollen, mit 
Ängsten umzugehen und Ressourcen 
– seien sie personaler, sozialer oder spi-
ritueller Art – einzusetzen. Der Psycho-
therapeut kann bei der Neuorientierung 
und Suche nach Perspektiven und bei 
der Verbesserung der Kommunikation 
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mit Partnern und Angehörigen unter-
stützen. Die Bereitschaft, sich im Verlauf 
von fortschreitender Krebserkrankung 
auf eine Entwicklung der therapeuti-
schen Beziehung einzulassen, die der 
existentiellen und menschlichen Situati-
on gerecht wird, stellt dabei die größte 
Herausforderung dar. Unterschiedliche 
Krankheitsphasen – die kurative Situati-
on, das Auftreten von Metastasen und 
Rezidiven, die palliative Situation sowie 
der Prozess des Sterbens – bringen un-
terschiedliche Themen in der psychothe-
rapeutischen Arbeit und damit einherge-
hend unterschiedliche Anforderungen an 
die Psychotherapeutin mit sich.

Größtes Versorgungsdefizit im 
ambulanten Bereich

Es gibt also auf der einen Seite einen 
großen Bedarf an fachgerechter psy-
choonkologischer Versorgung und an-
dererseits auch viele evidenzbasierte 
Behandlungsmöglichkeiten. Derzeit kann 
in Deutschland jedoch eine gute Versor-
gung, wie in der Leitlinie beschrieben, 
nicht umfassend geleistet werden. 
Fachgesellschaften verweisen darauf, 

dass es bei der psychosozialen Versor-
gung von Krebspatienten immer noch 
große Defizite gibt. Das betrifft insbe-
sondere den ambulanten Bereich. Da-
bei findet ein Großteil der Versorgung 
ambulant statt, da sich die Liegezeiten 
bei Krebserkrankungen deutlich ver-
kürzt haben. Oftmals bleiben die Pati-
enten nur einige Tage im Krankenhaus. 
In den Krebsbehandlungszentren soll 
zunehmend mehr psychoonkologische 
Expertise integriert werden. Eine am-
bulante (Weiter)Behandlung gestaltet 
sich jedoch vielfach schwierig. Neben 
dem alle Patienten betreffenden Prob-
lem der langen Wartezeiten, setzt die 
Psychotherapie-Richtlinie derzeit noch 
einen zu engen Rahmen für die Erfor-
dernisse der Behandlung von Krebspa-
tienten. Denn hier müssten Stunden-
kontingente flexibler gestaltet werden 
können und auch aufsuchende Behand-
lungen wären nötig. Auch die Behand-
lung subsyndromaler Belastung sollte 
ermöglicht werden. Neben Hindernis-
sen, die sich im Gesundheitssystem 
auftun, besteht auch Fortbildungsbe-
darf bei den Kolleginnen und Kollegen.

OPK setzt sich für curriculare 
Fortbildung ein

Die Ostdeutsche Psychotherapeuten-
kammer setzt sich deswegen dafür ein, 
eine curriculare Fortbildung zu entwi-
ckeln, die den besonderen Erfordernis-
sen der psychotherapeutischen Arbeit 
mit Krebspatienten Rechnung trägt. Ei-
nerseits soll das Curriculum auf den kon-
kreten Fortbildungsbedarf approbierter 
PsychotherapeutInnen abgestimmt sein. 
Andererseits können so auch fachliche 
Standards gesetzt werden. Nach ers-
ten Gesprächen mit VertreterInnen von 
Fachgesellschaften wird nun eine Exper-
tenrunde einberufen, die über die Erfor-
dernisse einer solchen Fortbildung unter 
Versorgungsgesichtspunkten berät und 
darauf aufbauend ein fundiertes Curricu-
lum erarbeiten soll. In den Erarbeitungs- 
und Abstimmungsprozess soll dabei 
ein breites Spektrum an Expertise aus 
Settings, Verfahren und Berufsgruppen 
einbezogen werden. OPK-Mitglieder, die 
über Expertise in diesem Bereich verfü-
gen, möchten wir hiermit ganz herzlich 
dazu einladen, sich bei uns zu melden.

Dr. Andrea Walter
Wissenschaftliche Referentin

Leitfaden „Gewalt gegen Kinder“ in 3. Auflage in Thüringen erschienen –  
OPK erstmals als Mitherausgeber

Es ist ein bisher einzigartiges Modell-
projekt für die fünf neuen Bundeslän-
der und Thüringen ist der Vorreiter: Die 
Neuüberarbeitung des Leitfadens „Ge-
walt gegen Kinder“ unter maßgeblicher 
Beteiligung und Einbeziehung der Psy-
chotherapeuten als Mitherausgeber. 
Entstanden ist ein multiprofessioneller 

Leitfaden, der Handlungsempfehlun-
gen und -standards für Ärzte sowie 
Psychotherapeuten setzt.

Die Neuherausgabe des Leitfadens 
„Gewalt gegen Kinder“ ist ein gemein-
sames Projekt der Landesärztekammer 
Thüringen, der Ostdeutschen Psycho-

therapeutenkammer, dem Thüringer 
Ministerium für Arbeit, Soziales und 
Gesundheit und dem Thüringer Ministe-
rium für Bildung, Jugend und Sport so-
wie der Techniker Krankenkasse. Ziel ist 
es, Ärztinnen und Ärzten sowie Psycho-
therapeutinnen und -therapeuten eine 
Hilfestellung in die Hand zu geben, wie 
sie Fälle von vermuteter Gewalt erken-
nen und sachgerecht handeln können.

Seelische Misshandlungen und 
Verletzungen ebenso verletzend

Bei der nun vorliegenden Publikation 
zeigt sich bereits im veränderten Titel 
„Leitfaden für Ärzte und Psychothera-
peuten“ nach Ansicht des Präsidenten 
der Landesärztekammer Thüringen, Dr. 
Mathias Wesser, eine unverzichtbare 
Maßgabe im Umfeld von Kindesmiss-
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handlung und Vernachlässigung. „Die 
Multiprofessionalität ist zwingende 
Voraussetzung für das sichere Erken-
nen von Gewaltanwendungen“, so der 
Präsident. Die Präsidentin der Ostdeut-
schen Psychotherapeutenkammer An-
drea Mrazek hebt hervor, dass Gewalt 
gegen Kinder nicht nur körperlich statt-
findet, „sondern seelische Misshand-
lung und Vernachlässigung mindes-
tens ebenso verletzend sind“. Der neu 
strukturierte Leidfaden gibt Handlungs-
empfehlungen bei einem Verdacht auf 
Vernachlässigung, Misshandlung und 
Missbrauch. Er berücksichtigt ebenso 
die laut Bundeskinderschutzgesetz eta-
blierten „Frühen Hilfen“ wie die Risiken 
der Mediennutzung beim Thema Kin-
deswohlgefährdung. Auch Neuerschei-
nungen relevanter Literatur sowie Do-

kumentationshilfen sind im Anhang zu 
finden. Damit kann der Leitfaden einen 
wichtigen Beitrag zur Gewaltprävention 
und zur notwendigen Sicherheit in der 
Gewalterkennung, z. B. durch ein Sche-
ma zur Einschätzung des Gefährdungs-
potentials, leisten.

Erfurter Kinder- und Jugend
lichenpsychotherapeut für  
Kammer dabei

Vor allem in der Verbesserung der Ver-
netzung aller am Problem beteiligten In-
stitutionen und Personen sehen die He-
rausgeber einen Gewinn. So betont die 
Thüringer Gesundheitsministerin Hei-
ke Werner, dass der Leitfaden „einen 
wichtigen Beitrag zur Früherkennung 
von Gewalt innerhalb des Gesundheits-

systems einerseits und andererseits 
zur besseren Vernetzung unterschied-
licher Hilfesysteme leistet“. Bildungs-
ministerin Dr. Birgit Klaubert sieht den 
Leitfaden als „wichtige Ergänzung zum 
Kinderschutz in Thüringen zwischen Ju-
gendhilfe und Gesundheitswesen“.

Maßgebliche Beteiligung an der Entste-
hung des psychotherapeutischen Teils 
hat der Erfurter niedergelassene Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeut 
Dr. Rüdiger Bürgel.

Der Leitfaden ist im Onlinemagazin der 
OPK unter www.opk-magazin.de/kin-
der-und-jugendlichenpsychotherapie/
leitfaden-gewalt-gegen-kinder/ herun-
terladbar.

1. KJP-Symposium der OPK im Juni in Potsdam – Und es wird mehr davon geben

Es war längst an der Zeit, ein Symposi-
um für die Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten der OPK zu initiieren. 
Am 12. und 13. Juni dieses Jahres fand 
ein solches zum ersten Mal statt. Wie 
alle circa 100 Teilnehmer bestätigen, ist 
Erfahrungs- und Vernetzungs-Austausch 
gerade hier sehr gewünscht. Und Erfolg 
macht Lust auf mehr. Geladen hatte die 
OPK nach Potsdam auf die Halbinsel 
Hermannswerder. Thematisch stand 
das Symposium unter der Überschrift 
„Kinder psychisch kranker Eltern“. 
Gleichwohl wurden Workshopangebote 
wie „Arbeit mit Eltern und Bezugsper-
sonen, Eltern im Konflikt“, „Spielen in 
der Kindertherapie“, Arbeit mit geistig 
behinderten Kinder und Jugendlichen“ 
oder „Psychotherapeutische Arbeit mit 
chronisch kranken Kindern und Jugend-
lichen“ ebenfalls sehr gut angenommen.

Das Symposium ging unter anderem 
der Fragen nach, wie vernetzt Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten 
heute bei ihrer Arbeit in den sozialen 
Lebenswelten von Kindern und Jugend-
lichen, wie Schule oder Jugendhilfe, 
agieren müssen. In allen Themenge-
bieten ergab sich das Bild, dass psychi-
sche Erkrankungen in ihrer Behandlung 
und Versorgung so komplex sind, dass 
dies nur in multiprofessionellen Teams 
zu lösen und zu stemmen sei.

Im Spannungsfeld „Kinder psychisch 
kranker Eltern“ erweist sich diese Er-
kenntnis als gegenwärtig größte Hürde, 
wie OPK-Präsidentin Andrea Mrazek 
klar formuliert: „Schwierig ist insbeson-
dere die Zusammenarbeit der verschie-
denen Hilfesysteme wie zum Beispiel 
der Jugendhilfe und dem Gesundheits-

system, die ihre Handlungsgrundlage in 
unterschiedlichen Sozialgesetzbüchern 
haben. Wir brauchen verbindliche, sozi-
alsystemisch übergreifende Netze und 
Regelungen. Die Kinder fallen heute auf 
verschieden Weise durch die Hilfsnet-
ze, weil diese nicht ineinandergreifen.“

„Die wenigsten Modellprojekte 
sind in Regelversorgung ange-
kommen.“

Zum Hintergrund: Rund drei Millionen 
Kinder leben in Deutschland mit psy-
chisch kranken Eltern zusammen. Für 
die Kinder stellt es eine erhebliche Be-
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lastung dar, wenn ein Elternteil von ei-
ner psychischen Erkrankung betroffen 
ist. Es kommt zu Schuldgefühlen und 
der Übernahme von nicht altersgemä-
ßen Rollen und Verantwortlichkeiten. 
Die psychische Erkrankung der Eltern 
verhindern dabei oft gleichzeitig, dass 
diese in der Lage sind oder den Mut 
finden für ihre Kinder Hilfe zu suchen. 
Dabei gelten diese Kinder selbst als 
Hochrisikogruppen für die Ausbildung 
einer eigenen psychischen Erkrankung. 
Psychisch erkrankte Kinder haben in 
mehr als 50% der Fälle mindestens ei-
nen Elternteil, der selbst psychisch er-
krankt ist.

Dabei gibt es wirksame präventive An-
gebote, die die ganze Familie in den Fo-
kus nehmen und die das Erkrankungs-
risiko für die Kinder senken können. 
Angemessene Hilfen scheitern jedoch 

vielmals daran, dass ein abgestimmtes 
und individuell angepasstes Hilfean-
gebot für die betroffenen Familien in 
Kooperation schwierig umzusetzen ist. 
Die beteiligten Helfersysteme arbeiten 
weitgehend unabhängig – und damit 
auch unkoordiniert – für sich alleine. 
Wer welche Hilfe erhält – oder ob über-
haupt – hängt vielmehr als alles andere 
vom Zufall ab und nicht vom tatsächli-
chen Bedarf der einzelnen Familie.

Wie Prof. Dr. med. Michael Kölch vom 
Vivantes Klinikum Berlin Friedrichshain 
schildert, gibt es viele Modellprojekte 
für die Betreuung der ganzen Familie, 
also von Eltern wie Kindern, in Deutsch-
land. „Aber nur die wenigsten sind in 
der Regelversorgung angekommen“, 
konstatiert der Mediziner. In diese Re-
gelversorgung müssten dringend auf-
suchende Angebote gebracht werden. 

„Die psychische Erkrankung mache 
viele Eltern zu schwach, um überhaupt 
noch Hilfe suchen zu können.“

Angestellte Psychotherapeuten: „best practice“-Fortbildung am 21. Oktober 2015 
im Mediencampus Leipzig

Das Krankenhausstrukturgesetz steht 
derzeit auf dem Prüfstand und in der 
Diskussion, die Verabschiedung ist bis 
Ende des Jahres 2015 geplant. „Qua-
lität“ ist das Schlüsselwort des vorlie-
genden Kabinettentwurfs, es sollen 
konkrete Vorgaben gesetzlich verankert 
werden (Struktur, Prozess, Ergebnis-
Qualität). Dabei soll die Ausarbeitung 
von Qualitätsindikatoren weiter voran-
getrieben werden.

Die Forderung von der Bundespsycho-
therapeutenkammer und den Landes-
psychotherapeutenkammern sieht vor, 
konkrete (Mindest-)Anforderungen an 
die Personalausstattung in psychiatri-
schen und psychosomatischen Kran-
kenhäusern zu verankern, die eine qua-
litativ hochwertige psychotherapeuti-
sche Versorgung sicherstellen.

Der Zeitpunkt ist daher günstig, in eine 
Diskussion darüber einzutreten, was 

Qualität in der stationären psychothera-
peutischen Versorgung bedeuten kann!

Die OPK lädt dazu am 21. Oktober 
2015 vornehmlich leitende, angestellte 
Psychotherapeuten nach Leipzig ein, 
die in Häusern tätig sind, welche eine 
intensive psychotherapeutische Versor-
gung ihrer Patienten derzeit erfolgreich 
anbieten und durchführen oder sonst ei-
ne Expertise in dem Bereich verfügen. 
Sollte es die Position eines leitenden 
Psychotherapeuten in Ihrer Klinik, Ih-
rem Krankenhaus nicht geben, sind Sie 
dazu natürlich herzlich eingeladen.

Ziel der Veranstaltung ist es, einen Dis-
kurs darüber zu führen, was Qualität in 
der stationären psychotherapeutischen 
Versorgung bedeutet und welche „psy-
chotherapeutische Identität“ in der sta-
tionären Versorgung herausgearbeitet 
werden muss. Konkret können folgende 
Fragen geklärt werden: Welchen Kern-

beitrag liefern die Psychotherapeuten? 
Was wäre anders, wenn sie wegfielen? 
Welchen einzigartigen Beitrag liefern 
sie zur Versorgung der Patienten?

Weiterhin sollen eine konkrete Diskus-
sion und ein Erfahrungsaustausch über 
Mindestanforderungen an die Perso-
nalausstattung stattfinden und in Ar-
beitsgruppen konkreten Forderungen 
erarbeitet sowie ein Input für die wei-
tere politische Arbeit der OPK geliefert 
werden.

Ihre Anmeldung ist ab sofort unter  
angelika.wendt@opk-info.de möglich.

Alle Daten und der Ablauf zur Fortbil-
dung für leitende Angestellte finden Sie 
im OPK Magazin unter www.opk-ma-
gazin.de/opk-fortbildungen/angestellte-
psychotherapeuten/.
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Die OPK kommt zu Ihnen in die Bundesländer
OPK vor Ort 2015: An fünf Terminen 
gibt die Kammer Informationen aus ers-
ter Hand, zum Beispiel zu den Befugnis-
erweiterungen, wie den Verordnungen 
von Krankenhausbehandlungen, von 
Leistungen zur medizinischen Rehabili-
tation, an Sie weiter. Es wird außerdem 
um das Versorgungsstärkungsgesetz 
gehen, dessen Schwerpunkt die Ein-
richtung einer Sprechstunde für Psy-
chotherapeuten ist. Hintergrund ist die 
frühzeitige diagnostische Abklärung in 
der Patientenbehandlung. Außerdem 
stehen das Krankenhausstrukturgesetz 

und die Versorgung von Flüchtlingen 
auf der OPK-Agenda. Wir werden Ihnen 
faktisch die neusten berufspolitischen 
Entwicklungen sowie die Konsequen-
zen für Ihre Arbeit daraus aufzeigen und 
mit Ihnen diskutieren.

OPK vor Ort steht zudem in diesem Jahr 
unter dem großen Thema „Schmerz-
psychotherapie“.

Start von „OPK vor Ort“ ist am 7. Sep-
tember in Rostock, die letzte Veranstal-
tung dieser Art wird am 1. Oktober in 

Geschäftsstelle

Kickerlingsberg 16
04105 Leipzig
Tel.: 0341-462432-0
Fax: 0341-462432-19
www.opk-info.de // info@opk-info.de

Magdeburg sein. Hier alle Fakten und 
die genauen Daten kompakt: www.
opk-info.de/fortbildungen/kalender/.

Fortbildung zur Therapie von psychisch kranken Soldaten

Die Bundespsychotherapeutenkammer 
(BPtK) hat im September 2013 mit dem 
Bundesverteidigungsministerium einen 
Vertrag geschlossen, nach dem auch 
approbierte Psychotherapeut/innen in 
Privatpraxen psychisch kranke Solda-
ten behandeln können. Für niederge-
lassene Psychotherapeut/innen mit 
KV-Zulassung ist dagegen nach wie vor 
allein die Vereinbarung maßgeblich, die 
zwischen der Kassenärztlichen Bundes-
vereinigung und dem Bundesverteidi-
gungsministerium geschlossen wurde.

Im Rahmen des neuen Vertrags haben 
die Bundeswehr und die BPtK u. a. ver-
einbart, gemeinsame Fortbildungsver-
anstaltungen mit den Landespsycho-
therapeutenkammern durchzuführen, in 
denen Psychotherapeut/innen Bundes-
wehrspezifika und das Verfahren der 
Behandlung und Abrechnung an dezen-
tralen Örtlichkeiten vorgestellt werden 
sollen.

Ziel der OPK-Fortbildung mit der Bun-
deswehr am 04. November 2015 in 
Naumburg (Sachsen-Anhalt) ist es, 
Psychotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten einen Einblick in den solda-

tischen Alltag zu geben, um für thera-
pierelevante bundeswehrspezifische 
Themen und Sachverhalte zu sensibili-
sieren.

Alle Informationen kurz und knapp so-
wie Ihre Anmeldemöglichkeit finden Sie 
unter : www.opk-info.de/fortbildungen/
kalender/gemeinsame-fortbildung-mit-
der-bundeswehr/.
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Was ändert sich mit der neuen Fortbildungsordnung?
Welche Auswirkungen hat die 
neue Fobi-O für Kammermit
glieder?

Die Vertreterversammlung der Lan-
despsychotherapeutenkammer Rhein-
land-Pfalz hat auf ihrer Sitzung am 
18.04.2015 eine neue Fortbildungsord-
nung beschlossen. Die Fortbildungsord-
nung ist zwischenzeitlich vom Ministe-
rium für Soziales, Arbeit, Gesundheit 
und Demografie des Landes Rheinland-
Pfalz genehmigt worden und wird mit 
dieser Veröffentlichung ab sofort gültig.

Der Vorstand und die Vertreterver-
sammlung der LPK haben hier einige 
grundsätzliche Änderungen beschlos-
sen, die auch Auswirkungen auf die 
Mitglieder haben:

1. Die regelhafte Nachweispflicht 
gegenüber der Kammer entfällt 
und wird ersetzt durch den Nach-
weis auf Verlangen gegenüber 
der Kammer
Im rheinland-pfälzischen Heilberufs-
gesetz und deshalb selbstverständlich 
auch in der neuen Fortbildungsordnung 
der LPK RLP ist festgeschrieben, dass 
jedes Kammermitglied, das seinen Be-
ruf ausübt, verpflichtet ist, sich fortwäh-
rend beruflich fortzubilden.

Neu ist: Vorstand und Vertreterver-
sammlung legen diese Verpflichtung, 
sich fortzubilden, mehr als bisher in 
die Eigenverantwortung der Mitglie-
der. Die in der alten Fortbildungs- und 
Berufsordnung festgeschriebene regel-
hafte Nachweispflicht entfällt und wird 
ersetzt durch eine Nachweispflicht auf 
Verlangen der Kammer.

Das bedeutet: Die Kammer wird Nach-
weise einer fortwährenden beruflichen 

Fortbildung eines Mitglieds verlangen, 
wenn es Hinweise gibt, dass ein Mit-
glied diese im Heilberufsgesetz festge-
schriebene Berufspflicht verletzt. Sie 
wird jedoch nicht mehr – wie bisher 
– automatisch tätig werden, wenn die 
Nachweise der beruflichen Fortbildung 
nicht vorliegen.

Die Kammer bietet ihren Mitgliedern 
nach wie vor selbstverständlich die 
behördliche Dokumentation der fort-
währenden beruflichen Fortbildung im 
Rahmen der Führung und Verwaltung 
des Fortbildungskontos an. Damit be-
steht für alle Kammermitglieder auch 
weiterhin die Möglichkeit, die absol-
vierten Fortbildungen bei der Kammer 
einzureichen, damit die Punkte im Fort-
bildungspunktesystem der Kammer 
verbucht werden. Die LPK RLP emp-
fiehlt ihren Mitgliedern dringend, diesen 
Service der Kammer zu nutzen, um die 
fortwährende Fortbildung ordentlich zu 
dokumentieren.

Das ändert sich nicht: Vertragspsycho-
therapeuten müssen alle 5 Jahre gegen-
über der Kassenärztlichen Vereinigung 
den Nachweis erbringen, dass sie im 
zurückliegenden Fünfjahreszeitraum ih-
rer Fortbildungspflicht nachgekommen 
sind (Nachweis von 250 Punkten im 
Fünfjahreszeitraum). Dieser Nachweis 
erfolgt durch die Übermittlung der ent-
sprechenden Daten von der Kammer zur 
Kassenärztlichen Vereinigung. Vertrags-
psychotherapeuten müssen also nach 
wie vor die absolvierten Fortbildungen 
im Fortbildungspunktesystem der Kam-
mer dokumentieren, wenn das Mitglied 
wünscht, dass die Kammer der KV die 
Erfüllung der Fortbildungspflicht bestä-
tigen soll. Gleiches gilt für Psychothera-
peuten, die laut Sozialgesetzbuch oder 

von ihrem Arbeitgeber dazu verpflichtet 
sind, die fortwährende Fortbildung im 
5-Jahreszeitraum nachzuweisen.

2. Das Fortbildungszertifikat wird 
nicht mehr automatisch erstellt 
sondern nur noch auf Antrag
Alle Mitglieder, die ein Fortbildungszer-
tifikat erhalten möchten (Nachweis von 
250 Punkten im Zeitraum von 5 Jahren), 
müssen dies ab sofort bei der LPK RLP 
beantragen. Ein entsprechendes An-
tragsformular wird auf die Homepage 
der LPK RLP gestellt. Bisher wurde das 
Fortbildungszertifikat an alle Mitglieder 
automatisch verschickt.

Neu ist auch: Die Mitglieder definieren 
den 5-Jahreszeitraum selbst, für den 
sie das Fortbildungszertifikat erhalten 
möchten. In der Vergangenheit gab es 
bei KV-zugelassenen Psychotherapeu-
ten immer wieder Probleme, wenn die 
Kammer einen anderen 5-Jahreszeit-
raum definiert hatte, als die Kassenärzt-
liche Vereinigung. Die Kammer führt ab 
sofort keine kammerinternen 5-Jahres-
zeiträume mehr.

3. Neue Kategorisierung von 
Fortbildungsveranstaltungen
Die alte Kategorisierung von Fort-
bildungsveranstaltungen ist über-
arbeitet worden. Nunmehr liegen 7 
Kategorien von Fortbildungsveran-
staltungen vor:

1.	 Theoretische Fortbildung: z. B. Vor-
trag und Diskussion, Teilnahme an 
Kongressen, Tagungen, Symposien 
im In- und Ausland.

2.	 Anwendungsorientierte Fortbildung: 
Hospitationen, Fallkonferenzen oder 
(interdisziplinären) Kolloquien, Semi-
nare, Klinikkonferenzen, Workshops.
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3.	Reflexion psychotherapeutischer Tä-
tigkeit: z. B. Qualitätszirkel, Supervi-
sion, Intervision, Balintgruppe, Selbst-
erfahrung, Interaktionsbezogene Fall-
arbeit, Kasuistisch-technisches Se-
minar

4.	Mediengestützte, strukturierte inter-
aktive Fortbildung

5.	Selbststudium durch Fachliteratur/
Lehrmittel

6.	Autorenschaft

7.	 Referententätigkeit/ Qualitätszirkelmo-
deration

4. Neues Bepunktungssystem
Es ist ein neues Bepunktungssystem 
eingeführt worden. Grundsätzlich wird 
pro Fortbildungseinheit (45 Minuten) 
ein Fortbildungspunkt vergeben. In 

fast allen o. g. Kategorien entfällt die 
Begrenzung der Punktzahl. Weitere Än-
derungen entnehmen Sie der Anlage 1 
der Fobi-O.

5. Die Anerkennung von Super-
visoren und Selbsterfahrungslei-
tern erfolgt unbefristet
Supervisoren und Selbsterfahrungs-
leiter werden von der Kammer akkre-
ditiert. Diese Personen können dann 
für Supervision oder Selbsterfahrung 
Fortbildungspunkte vergeben. Diese 
Akkreditierung war bisher auf 3 Jahre 
befristet und musste danach neu bean-
tragt werden. Diese Befristung ist auf-
gehoben worden.

6. Anforderungskriterien für  
Supervisoren und Selbsterfah-
rungsleiter ergänzt

Die Anforderungskriterien für die Akkre-
ditierung von Supervisoren und Selbst-
erfahrungsleitern sind ergänzt worden. 
Neu ist, dass eine Tätigkeit als Dozent 
im psychotherapeutischen Bereich als 
Voraussetzung nachgewiesen werden 
muss.

Fragen?

Sollten Sie Fragen zur neuen Fortbil-
dungsordnung oder deren Auswirkun-
gen auf Sie haben, bitte rufen Sie uns 
an. Frau Rosenbaum von der Geschäfts-
stelle der LPK RLP wird Ihre Fragen 
sehr gern beantworten. Sie erreichen 
Frau Rosenbaum Montag bis Freitag 
von 9 bis 15 Uhr unter der Telefonnum-
mer 06131/93055-10.
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Bekanntmachungen

Neufassung der Fortbildungsordnung 
der LandesPsychotherapeutenKammer Rheinland-Pfalz 

(FobiO LPK RLP)

vom 12. Mai 2015

Auf der Grundlage der §§ 3 Abs. 1 Nr. 7, 15 Abs. 4 Nr. 4 und 22 Nr. 1 des Heilberufsgesetzes (HeilBG) Rheinland-Pfalz vom 19. Dezember 2014 
(GVBl. 2014, 302) hat die Vertreterversammlung der LandesPsychotherapeutenKammer Rheinland-Pfalz (Kammer) in ihrer Sitzung am 18.04.2015 
die nachfolgende Neufassung der Fortbildungsordnung beschlossen:

Fortbildungsordnung  
der LandesPsychotherapeutenKammer Rheinland-Pfalz  

(FobiO LPK RLP)

Präambel

1Die Fortbildung der Psychologischen Psy-
chotherapeutinnen/Psychologischen Psycho-
therapeuten und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutinnen/Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten dient der Sicherung, 
Erweiterung und Aktualisierung des in Aus- 
und Weiterbildung erworbenen theoreti-
schen und praktischen Grundlagenwissens 
durch Aneignung von Kenntnissen, Fähigkei-
ten und Fertigkeiten auf dem neusten Stand 
der wissenschaftlichen Entwicklung. 2Die 
Fortbildung liegt im eigenen Interesse der 
Kammermitglieder im Sinne von Kompetenz
erweiterung, persönlicher Entwicklung und 
im Sinne von Rechtssicherheit in Bezug auf 
die Fortbildungsverpflichtung. 3Jede Psycho-

therapeutin/jeder Psychotherapeut/jede Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeutin/je-
der Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peut soll in eigener Kompetenz und Selbst-
verantwortung ihre/seine Fortbildung selbst 
strukturieren. 4Hierfür ist ein Rahmen bereit 
gestellt, der das gesamte Spektrum unter-
schiedlicher Formen von Fortbildung sowie 
die Vielfalt psychotherapeutischer Verfahren, 
Methoden und Techniken aufzunehmen ver-
mag und darüber hinaus die Integration künf-
tiger Entwicklungen zulässt.

5Die Fortbildung leistet so einen erheblichen 
Teil der Sicherung der Qualität psychothera-
peutischer Tätigkeit in Struktur, Prozess und 
Ergebnis.

6Zu den Aufgaben der Kammer gehört es, die 

berufliche Fortbildung zu fördern und zu un-
terstützen. Um dies zu gewährleisten, hat die 
Kammer geeignete Standards zu entwickeln.

§ 1 
Ziel und Zweck der Fortbildung

Jedes Kammermitglied, das seinen Beruf 
ausübt, ist verpflichtet, sich fortwährend be-
ruflich fortzubilden und sich über die für seine 
Berufsausübung geltenden Bestimmungen 
zu unterrichten.

Fortbildungsmaßnahmen sollen dazu beitra-
gen, die Fähigkeit zur selbständigen Beurtei-
lung wissenschaftlicher Grundlagen und Per-
spektiven verschiedener theoretischer Positi-
onen und klinischer Vorgehensweisen in der 
Psychotherapie zu fördern.
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Besondere Bedeutung hat eine kontinuierli-
che, berufsbegleitende Reflexion der prak-
tisch-klinischen Tätigkeit.

Selbstorganisation von Fortbildung durch Psy-
chotherapeutinnen/Psychotherapeuten wird 
unterstützt, besonders bei interdisziplinären 
und interprofessionellen Kooperationen.

Fortbildung unterstützt die Entwicklung von 
neuen Versorgungsformen, die in besonderer 
Weise interdisziplinäres und interprofessionel-
les Zusammenwirken erforderlich machen.

§ 2 
Fortbildungsinhalte

(1) Um die inhaltliche Bandbreite der psycho-
therapeutischen Tätigkeit zu erfassen, lässt 
sich die psychotherapeutische Fortbildung in 
drei Bereiche einteilen, die sich in der Form 
des Wissenserwerbes und in den inhaltlichen 
Schwerpunkten unterscheiden:

Vertiefung und Erweiterung theoretischer 
Grundlagen

Umsetzung in therapeutisches Handeln

Reflexion und Ergebniskontrolle der psycho-
therapeutischen Tätigkeit.

(2) Fortbildungsveranstaltungen sind anerken-
nungsfähig, wenn sie sich mit mindestens ei-
nem der folgenden Inhaltsbereiche befassen:

1.	 wissenschaftlich anerkannte und wissen-
schaftlich begründete Psychotherapie-
verfahren, Untersuchungs- und Behand-
lungsmethoden,

2.	 Forschungsergebnisse zur Epidemologie, 
Äthiologie, Prävention, Diagnostik und 
Behandlung bzw. Rehabilitation von see-
lischen Störungen,

3.	 Psychotherapierelevante Nachbarwissen-
schaften,

4.	 Öffentliche Gesundheit, Gesundheitsöko-
nomie und Vorsorgeforschung,

5.	 weitere nicht-psychotherapeutische, aber 
berufsrelevante Inhalte, z. B. berufsrecht-
liche, sozialrechtliche, juristische Frage-
stellungen, Qualitätssicherung und -ma-
nagement, Personalführung, EDV.

(3) Alle Kammermitglieder haben die Mög-
lichkeit, sich entsprechend der eigenen Be-
rufssituation Schwerpunkte zu setzen.

§ 3 
Fortbildungsarten

(1) Die Fortbildung kann theoretisch erfolgen 
durch die Teilnahme an Kongressen, Tagun-
gen, Symposien, und Vorträgen.

(2) Die Fortbildung kann anwendungsorien-
tiert durch die Teilnahme an Workshops, Hos-
pitationen, Fallkonferenzen, oder (interdiszip-
linären) Kolloquien und Seminaren erfolgen.

(3) Die Fortbildung kann erfolgen durch die 
Reflexion psychotherapeutischer Tätigkeit, 
z. B. durch Supervision, Intervision, Selbster-
fahrung, kasuistisch-technische Veranstaltun-

gen, Qualitätszirkel, Balintgruppen, Fallarbeit.

(4) Die Fortbildung kann erfolgen durch me-
diengestützte, strukturierte, interaktive Fort-
bildungsmethoden.

(5) Die Fortbildung kann erfolgen durch 
Selbststudium.

(6) Die Fortbildung kann erfolgen im Rahmen 
von Autorenschaft.

(7) Die Fortbildung kann erfolgen durch Lehr- 
und Referententätigkeit im Rahmen der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung.

§ 4 
Kammeraufgaben

Die Kammer ermöglicht nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen, dass die Kam-
mermitglieder ihrer Fortbildungsverpflichtung 
angemessen nachkommen können:

�� Zertifizierung der zur Fortbildung geeigne-
ten Veranstaltungen und Akkreditierung 
zuverlässiger Fortbildungsveranstalter,

�� Ausstellen von Fortbildungszertifikaten 
als Nachweis der Erfüllung der Fortbil-
dungspflicht,

�� Führen eines Veranstaltungskalenders,
�� fortlaufendes Erfassen von Daten über die 
Nachweise von Fortbildungen und Weiter-
leitung an die zuständigen Stellen.

§ 5 
Fortbildungszertifikat, Fortbildungskonto 

und Fortbildungsnachweise

(1) Zum Nachweis ihrer beruflichen Fortbil-
dung können die Mitglieder der Kammer ein 
Fortbildungszertifikat beantragen.

(2) Ein Fortbildungszertifikat wird auf Antrag 
eines Kammermitglieds ausgestellt, wenn 
das antragstellende Kammermitglied inner-
halb eines in der Antragstellung definierten 
und vorausgehenden Zeitraums von 5 Jahren 
anerkannte Fortbildungsmaßnahmen wahr-
genommen hat, die mit insgesamt mindes-
tens 250 Punkten gemäß Anlage 1 der Fort-
bildungsordnung bewertet sind.

(3) Bei nachgewiesener Unterbrechung der 
Berufstätigkeit aufgrund von Mutterschutz, 
Elternzeit, Pflegezeit oder wegen einer län-
ger als 3 Monate andauernden Erkrankung 
verlängert sich der 5-Jahres-Zeitraum ent-
sprechend.

(4) 1Die Fortbildung wird mit Punkten bewer-
tet. 2Eine Fortbildungseinheit dauert 45 Mi-
nuten. 3In der Regel wird einer Fortbildungs-
einheit ein Fortbildungspunkt zugeordnet. 
Die Bewertung der Fortbildung ist im Einzel-
nen in Anlage 1 geregelt.

(5) 1Die Kammer richtet als Serviceleistung 
für jedes Kammermitglied ein Fortbildungs-
konto ein, auf dem die Teilnahme an den Fort-
bildungsveranstaltungen und die erreichten 
Fortbildungspunkte fortlaufend festgehalten 
werden. 2Die Mitglieder können ihr persönli-

ches Fortbildungskonto einsehen.

(6) Die Teilnahme an nicht zertifizierten Fort-
bildungsveranstaltungen kann auf Antrag des 
Kammermitglieds anerkannt werden, sofern 
die Veranstaltung den Anerkennungskriterien 
dieser Fortbildungsordnung entspricht.

(7) Ein Mitglied kann die für den Fünfjahres-
zeitraum festgelegte Fortbildung auf Antrag 
binnen zwei Jahren ganz oder teilweise nach-
holen; die nachgeholte Fortbildung wird auf 
den folgenden Fünfjahreszeitraum nicht an-
gerechnet.

(8) Die Kammer informiert gemäß § 95 d 
Abs. 6 Satz 1 SGB V die Kassenärztliche Ver-
einigung RLP auf deren Anfrage zum Nach-
weis der gesetzlichen Fortbildungsverpflich-
tung aus § 95 d Abs. 1 SGB V zugelassener 
Mitglieder über deren Erfüllung der Fortbil-
dungspflicht nach Abs. 2, es sei denn ein Mit-
glied widerspricht dieser Vorgehensweise.

§ 6 
Anerkennung/Zertifizierung von  
Fortbildungsveranstaltungen,  

Akkreditierung von  
Fortbildungsveranstaltern

(1) Für die Anerkennung/Zertifizierung von 
Fortbildungsveranstaltungen und ihre Bewer-
tung mit Punkten ist die Kammer zuständig.

(2) 1Auf Antrag können auch Fortbildungsver-
anstalter für bis zu 5 Jahre zeitlich befristet 
akkreditiert werden, sofern sie die Gewähr 
dafür bieten, dass unter ihrer Trägerschaft 
Fortbildungsinhalte, Art der Durchführung 
und durchführende Personen den Anforde-
rungen der Fortbildungsordnung entspre-
chen. 2Als Fortbildungsveranstalter im Sinne 
dieser Vorschrift gelten auch Supervisoren 
und Selbsterfahrungsleiter. 3Diese können 
anerkannt und akkreditiert werden, wenn sie 
den in Anlage 2 festgelegten Kriterien ent-
sprechen. 4Die Befristung des Satzes 1 gilt 
nicht für Supervisoren und Selbsterfahrungs-
leiter.

5Werden bei der Organisation und Durchfüh-
rung von Fortbildungsveranstaltungen erheb-
liche Abweichungen von den Anforderungen 
der Fortbildungsordnung festgestellt, kann 
die Akkreditierung von Fortbildungsveranstal-
tern zurückgenommen werden.

(3) Akkreditierte Fortbildungsveranstalter 
sind berechtigt, auf die Akkreditierung öffent-
lich hinzuweisen und mit Fortbildungspunk-
ten bewertete Teilnahmebescheinigungen 
auszustellen.

(4) 1Fortbildungsmaßnahmen, die von Psy-
chotherapeutenkammern anderer Bundes-
länder im Rahmen der dort geltenden Fortbil-
dungsordnungen oder – Richtlinien zertifiziert 
wurden, werden grundsätzlich anerkannt. 
2Dies gilt gleichermaßen für von den Bezirks- 
und Landesärztekammern sowie Ärztlichen 
Akademien anerkannten Fortbildungsveran-
staltungen.
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(5) 1Die Qualifikation der Supervisorinnen 
und Supervisoren, der Selbsterfahrungsleite-
rinnen und Selbsterfahrungsleiter und die 
Qualität der eingesetzten Fortbildungsme-
thoden gelten dann als gegeben, wenn die 
Anforderungskriterien entsprechend der An-
lage 2 und Anlage 3 der Fortbildungsordnung 
erfüllt sind. 2Die Qualifikation der Referentin-
nen und Referenten gilt dann als gegeben, 
wenn diese über eine nachweisbare fachliche 
Qualifikation in dem jeweiligen Bereich verfü-
gen.

(6) Die Anerkennung einer Fortbildungsmaß-
nahme setzt voraus, dass

1.	 sie den Zielen, Inhalten und Fortbildungs-
arten dieser Fortbildungsordnung (§§ 1, 2, 

3 FobiO) entspricht,
2.	 die Vorgaben der Berufsordnung eingehal-

ten werden,
3.	 die Inhalte frei von wirtschaftlichen und 

politischen Interessen sind und Interes-
senkonflikte des Veranstalters und der 
Referenten offen gelegt werden.

(7) 1Die Kammer behält sich eine Überprü-
fung der Fortbildungsmaßnahme vor. 2Wer-
den erhebliche Abweichungen von den zur 
Anerkennung eingereichten Unterlagen fest-
gestellt, können Fortbildungsveranstaltungen 
auch nach ihrer Durchführung von der Aner-
kennung ausgeschlossen werden. 3Der Ver-
anstalter ist dazu vorher zu hören.

(8) 1Die akkreditierten Fortbildungsveranstal-
ter werden auf der Homepage der Kammer 
veröffentlicht. 2Gleiches gilt für akkreditierte 
Supervisorinnen und Supervisoren und 
Selbsterfahrungsleiterinnen und Selbsterfah-
rungsleiter.

§ 7 
In-Kraft-Treten

1Die Neufassung der Fortbildungsordnung 
tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. 
2Zugleich tritt die Fortbildungsordnung der 
LandesPsychotherapeutenKammer Rhein-
land-Pfalz vom 14. November 2012 (Psycho-
therapeutenjournal 4/2012, Einhefter Seite 20 
– 23, ber. Psychotherapeutenjournal 1/2013, 
S. 105) außer Kraft.

Anlage 1 zur Fortbildungsordnung 
Kategorien von Fortbildungsveranstaltungen und deren Bewertung

K
at

eg
o

ri
e

Kategorie Punktzahl Bewertungsrahmen Nachweis

1

Theoretische Fortbildung:
z. B.: Vortrag und Diskussion/ 
Teilnahme an Kongressen/ Ta-
gungen/ Symposien im In- und 
Ausland. 

1 Punkt pro Fortbildungseinheit Keine Begrenzung Teilnahmebescheinigung

2

Anwendungsorientierte Fortbil-
dung:
z. B. Teilnahme an Hospitatio-
nen/ Fallkonferenzen oder (inter-
disziplinären) Kolloquien/ Semi-
nare/ Klinikkonferenzen/Work-
shops 

1 Punkt pro Fortbildungseinheit Keine Begrenzung Teilnahmebescheinigung

3

Reflexion psychotherapeuti-
scher Tätigkeit: z. B.: Qualitäts-
zirkel/
Supervision/ Intervision/
Balintgruppe/ Selbsterfahrung/
Interaktionsbezogene Fallarbeit/
Kasuistisch-technisches Semi-
nar

1 Punkt pro Fortbildungseinheit
plus 1 Zusatzpunkt
pro Veranstaltung

Keine Begrenzung
Formales Sitzungsprotokoll 
(Teilnehmerliste, Ort, Zeit, The-
ma)

4

Mediengestützte, strukturierte 
interaktive Fortbildung, vgl. 
Anlage 3, mittels Internet/CD-
ROM/Printmedien mit nachge-
wiesener Qualifizierung und 
Auswertung des Lernerfolgs in 
Schriftform.
Die hierfür anrechenbaren Medi-
en und Inhalte müssen vorab 
von der LPK anerkannt werden. 

1 Punkt pro Fortbildungseinheit Keine Begrenzung
Teilnahmebescheinigung
(vergl. Anlage 3)

5
Selbststudium durch Fachlitera-
tur/ Lehrmittel

Max. 50 Punkte in 5 Jahren

6 Autorenschaft 5 Punkte pro Beitrag Keine Begrenzung Literatur-, Programmnachweis

7
Referenten/
Qualitätszirkelmoderatoren 

1 Punkt pro Fortbildungseinheit
plus 1 Zusatzpunkt pro Veran-
staltung

Keine Begrenzung

Referenten-
Bescheinigung/
Programmnachweis/
Rechnung
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Anlage 2 zur Fortbildungsordnung 
Anforderungskriterien für Supervisorinnen/Supervisoren/Selbsterfahrungsleiterinnen/Selbsterfahrungsleiter

Folgende Kriterien gelten für Supervisoren/Selbsterfahrungsleiter von Fortbildungsveranstaltungen:

1.	 1Supervisoren/Selbsterfahrungsleiter 
müssen über eine Approbation als Psy-
chologische Psychotherapeutin/Psycholo-
gischer Psychotherapeut, Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeutin/Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeut verfügen 
oder psychotherapeutisch weitergebilde-
ter Arzt sein. 2Ausnahmen können in be-
gründeten Fällen beim Vorliegen äquiva-
lenter Voraussetzungen geltend gemacht 
werden.

2.	 1Die von den psychotherapeutischen Be-
rufs- und Fachverbänden und von staatlich 
anerkannten Ausbildungsstätten beauf-
tragten/anerkannten Supervisoren/Selbst-
erfahrungsleiter können im Rahmen der 
Kammerakkreditierung bzw. -zertifizierung 
tätig werden. 2Über die hierfür zu berück-
sichtigenden Berufs- und Fachverbände 
entscheidet die Kammer.

3.	 Supervisoren/Selbsterfahrungsleiter müs-
sen über eine 5-jährige psychotherapeuti-

sche Berufstätigkeit nach Abschluss der 
psychotherapeutischen Aus- bzw. Weiter-
bildung verfügen.

4.	 Die Anerkennung als Supervisor setzt 
eine Tätigkeit als Dozent im psychothera-
peutischen Bereich voraus.

5.	 Supervisoren/Selbsterfahrungsleiter müs-
sen parallel zu ihrer Tätigkeit als Supervisor/ 
Selbsterfahrungsleiter auch in relevantem 
Umfang psychotherapeutisch tätig sein. 
Über Ausnahmen entscheidet der Vorstand.

Anlage 3 zur Fortbildungsordnung: 
Empfehlungen zur Zertifizierung von strukturierter interaktiver Fortbildung

A. Definition einer strukturierten  
interaktiven Fortbildung

1Grundlage einer strukturierten interaktiven 
Fortbildung können prinzipiell alle Medien 
sein. 2Allen Anwendungsformen gemein-
sam ist die Auswertung des Lernerfolgs in 
Schriftform.

B. Inhaltliche und formale Anforderungen

(1) Für die der strukturierten interaktiven 
Fortbildung zugrunde gelegten Inhalte und 
Fragen muss der Nachweis einer wissen-
schaftlichen Begutachtung durch den An-
bieter gegenüber der zertifizierenden Kam-
mer erbracht werden.

(2) 1Die Inhalte müssen dem aktuellen 
Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse ent-
sprechen. Auf § 2 der FobiO LPK RLP wird 
verwiesen.

2Die Ersteinstellung der Inhalte im Rahmen 
der strukturierten interaktiven Fortbildung 
und die letzte Aktualisierung muss kennt-
lich gemacht werden. Fachautoren, Her-
ausgeber, Erscheinungsdatum und/oder 
Versionsnummer sowie die juristischen 

Verantwortlichkeiten sind zu benennen und 
eindeutig erkennbar zu machen.

(3) Zitierweise und Einbeziehung externer 
Quellen (z. B. für Abbildungen) entspre-
chen denen für wissenschaftliche Publikati-
onen in Printmedien.

(4) Der Anbieter hat dem potenziellen Nut-
zer vor Inanspruchnahme des Angebots 
Informationen zum Ablauf, den zeitlichen 
Fristen, der Lernerfolgskontrolle und den 
Kosten der strukturierten, interaktiven Fort-
bildung mitzuteilen.

C. Anforderungen an die  
Lernerfolgskontrolle

(1) Die Inhalte der strukturierten interakti-
ven Fortbildung und die Methoden der Ler-
nerfolgskontrolle müssen angemessen 
aufeinander bezogen sein.

(2) Eine qualifizierte inhaltliche Rückmel-
dung der Kontrollergebnisse an den Teil-
nehmer ist wünschenswert.

(3) Zum erfolgreichen Abschließen der struk-
turierten interaktiven Fortbildung sind min-

destens 2/3 der Antworten richtig zu beant-
worten und vom Anbieter zu bescheiden.

D. Abgrenzung von strukturierter  
interaktiver Fortbildung und  

Selbststudium

1Publikationen, die nicht entsprechend die-
ser Anlage konzipiert wurden, fallen unter 
die Kategorie E „Selbststudium durch 
Fachliteratur/Lehrmittel mit einer Be-
grenzung auf „höchstens 50 Punkte in 
fünf Jahren.“ 2Dies gilt auch für solche 
Fortbildungsangebote, bei denen eine per-
sonenbezogene Erfassung der Bearbei-
tung der Inhalte und der Überprüfung des 
Lernerfolges nicht vorgesehen oder nicht 
möglich ist bzw. vom Nutzer nicht in An-
spruch genommen wird.

Die vorstehende Satzung wird nach Ge-
nehmigung des Ministeriums für Soziales, 
Arbeit, Gesundheit und Demografie vom 
04.05.2015, Az. 652-01 723-7.5.1, hiermit 
ausgefertigt und ist öffentlich bekannt zu 
machen.

Mainz, den 12.05.2015
Alfred Kappauf 

Präsident

Anlage zur Beitragsordnung vom 14. November 2012 
(Psychotherapeutenjournal 4/2012, Einhefter Seite 13-14)

Aufgrund von § 2 Abs. 4 Satz 1 der Bei-
tragsordnung hat die Vertreterversamm-
lung am 11. Oktober 2014 beschlossen, die 
Höhe des Regelbeitrags für das Jahr 2015 
auf 540,00 Euro festzusetzen.

Die Höhe des Regelbeitrags wird nach Ge-
nehmigung des Ministeriums für Soziales, 
Arbeit, Gesundheit und Demografie vom 
20.10.2014 Az. 652-01 723-10.4 hiermit 

ausgefertigt und ist öffentlich bekannt zu 
machen.

Mainz, den 22.10.2014
Alfred Kappauf

Präsident



Gefährdung der psychotherapeutischen Versorgung von Geflüchteten in  
psychosozialen Zentren

Mit der am 01.03.2015 in Kraft getrete-
nen Novellierung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes werden in Zukunft neue 
Gruppen von Flüchtlingen eine Gesund-
heitskarte erhalten. Diese Erneuerung 
betrifft:

�� Asylsuchende, die sich 15 Monate 
ohne wesentliche Unterbrechung im 
Bundesgebiet aufhalten,

�� Asylsuchende, die in Kommunen 
leben, welche die Gesundheitskarte 
allgemein für Flüchtlinge einführen,

�� Flüchtlinge z. B. aus Syrien, die sehr 
schnell eine Anerkennung erhalten,

�� Personen, die eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 25 Absatz 5 Aufent-
haltsgesetz erhalten, wenn sie 18 
Monate lang vollziehbar ausreise-
pflichtig sind, eine Ausreise aller-
dings nicht möglich ist.

Die bundesweite Arbeitsgemeinschaft 
der psychosozialen Zentren für Flücht-
linge und Folteropfer (BAfF) begrüßt 
dies als ersten Schritt in Richtung 
Gleichstellung; die PKS schließt sich 
dieser positiven Bewertung an.

Neue Versorgungsprobleme 
durch Einschränkung des Psycho-
therapieangebotes und fehlender 
Übernahme der Dolmetscherkos-
ten

Jedoch resultieren daraus leider in der 
Praxis folgenschwere Probleme, die 
gemeinsam mit den verantwortlichen 
Leistungs- und Entscheidungsträgern 
dringend gelöst werden müssen: Die 

psychosozialen Zentren können nun ihre 
Psychotherapien in der großen Mehrzahl 
nicht mehr über die zuständigen Sozial-
kassen abrechnen, sind aber gleichwohl 
keine Vertragspartner der gesetzlichen 
Krankenkassen. Auch approbierte Psy-
chotherapeut/Innen, die in den Beratun-
gen und Behandlungen spezialisiert sind 
und in den Zentren arbeiten, dürfen nicht 
mit den gesetzlichen Krankenkassen ab-
rechnen; nur ein Teil der Krankenkassen 
ermöglicht in solchen Fällen das soge-
nannte Kostenerstattungsverfahren.

Dies führt dazu, dass sogar bereits begon-
nene Psychotherapien gegebenenfalls 
abgebrochen werden müssen. Therapie-
erfolge werden so untergraben, die Sym-
ptomatik verschlechtert sich wieder und 
Krisensituationen werden wahrscheinli-
cher, einschließlich vermehrter akutpsy-
chiatrischer Notaufnahmen. Die schon 
ohnehin schlechte Versorgungssituation 
in den psychosozialen Zentren wird sich 
weiter verschärfen, denn auch in diesen 
beträgt die Wartezeit je nach Landkreis 
mindestens ein Jahr, bis überhaupt eine 
Behandlung begonnen werden kann.

Auch die Dolmetscherkosten für Psy-
chotherapien können dann gegebenen-
falls nicht mehr abgerechnet werden, 
denn von den gesetzlichen Krankenkas-
sen werden diese grundsätzlich nicht 
bezahlt. Kassenzugelassene ärztliche 
oder psychologische Psychotherapeu-
ten mit einschlägigen Sprachkenntnis-
sen gibt es kaum.

Formal besteht zwar die Möglichkeit, 
parallel zum Antrag auf Psychotherapie 

bei der GKV einen Antrag auf Übernah-
me der Dolmetscherkosten nach § 73 
StG 12 vorzunehmen oder bei Leis-
tungsbezug durch das Jobcenter durch 
Antrag auf Bedarf; jedoch sind diese 
Anträge sehr aufwändig und die Bear-
beitungsdauer beträgt mehrere Mona-
te.

Bremer Praxiserfahrungen

Grundsätzlich ist die Ausgabe von Ge-
sundheitskarten ein wichtiger erster 
Schritt, der für alle Flüchtlinge gelten 
sollte. Praxiserfahrungen, insbesonde-
re aus Bremen, wo seit 2005 an alle 
Berechtigten nach Asylbewerberleis-
tungsgesetz Gesundheitskarten ausge-
geben werden, zeigen, dass sich dieses 
Modell ökonomisch bewährt hat.

Für die Flüchtlinge wird der Zugang zur 
medizinischen Versorgung erleichtert 
und der formale Aufwand für die Be-
handlerInnen deutlich reduziert. Durch 
Vorsorge und rechtzeitige Krankenbe-
handlung kommt es zu Kostenerspar-
nissen. Die Ausgaben bei den Sozialäm-
tern sinken, weil der Verwaltungsauf-
wand für das Ausstellen von Papieren, 
Krankenscheinen und die Abrechnung 
und Kontrolle entfällt. Es kommt auch 
zu Kosteneinsparung durch entfallende 
amtsärztliche Prüfungen. Es zeigen sich 
bis heute in Bremen keinerlei Auffällig-
keiten in der von Asylbewerbern bean-
spruchten Leistungshöhe.

Insgesamt machen die spezialisierten 
Behandlungszentren bundesweit die 
Erfahrung, dass der Anteil der erfolg-
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reichen Vermittlung in die psychothe-
rapeutische Versorgung sich zurzeit auf 
etwa zwei Prozent aller Flüchtlinge, die 
in den spezialisierten Behandlungszent-
ren betreut werden, beläuft.

Forderungen der BAfF

Das bedeutet in der Regel, dass eine 
Behandlung psychischer Erkrankungen 
für Flüchtlinge nur in Einzelfällen mög-
lich ist. Deshalb schließt die PKS sich 
den Forderungen der BAfF an, dass 
approbierte Psychotherapeut/Innen bei 
Vorliegen entsprechender Indikation die 
Möglichkeit haben sollten, qualifizierte 
Psychotherapien durch formal verbind-

liche Regelungen abzurechnen, um der 
Unterversorgung, z. B. über Sonder-
bedarfsregelungen und Einrichtungs-
ermächtigungen, entgegenwirken zu 
können. Sprachmittlerleistungen müs-
sen in den Leistungskatalog der GKV 
integriert werden.

Notwendig ist weiterhin eine Pauschale 
für eine bedarfsorientierte Erstversor-
gung in den ersten 15 Monaten (Fest-
stellung von Vulnerabilität, Beratung 
usw.) für die spezialisierten Zentren und 
andere Einrichtungen.

Auf der Homepage der Psychothera-
peutenkammer des Saarlandes finden 

sich zwei Resolutionen der Vertreter-
versammlung zu dem Thema.

Literatur
Gesundheitsamt 2000 Bremen: Das Bremer Mo-
dell. Gesundheitsversorgung Asylsuchender. Clas-
sen 2012. Versichertenkarten zur medizinischen 
Versorgung nach Asylbewerber-Leistungsgesetz 
in Berlin.

Stellungnahme Gefährdung der psychotherapeu-
tischen Versorgung Geflüchteter durch die Asyl-
bewerber-Leistungsgesetznovelle. Bundesweite 
Arbeitsgemeinschaft der psychosozialen Zentren 
für Flüchtlinge und Folteropfer (BAfF) www.baff-
zentren.org.

Stellungnahme Gefährdung der psychosozialen 
Versorgung Geflüchteter.

Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der psychoso-
zialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer.

Gewaltbedrohung in der Berufsausübung

Im Nachgang zu einem gewalttätigen 
Übergriff mit Todesfolge auf eine fach-
ärztliche Kollegin in Saarbrücken durch 
die Hand eines ihrer Patienten haben 
das Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie, die Psychothe-
rapeutenkammer des Saarlandes, die 
Ärztekammer des Saarlandes und die 
Kassenärztliche Vereinigung Saarland 
einen Austausch über den angemesse-
nen Umgang mit dem schlimmen Ereig-
nis begonnen.

Im Mittelpunkt der geplanten Maßnah-
men standen zunächst die Unterstüt-
zung der direkt und im engeren Umfeld 
betroffenen Kolleginnen und Kollegen.

In einem zweiten Schritt wurde unter 
Federführung des Landesinstituts für 
präventives Handeln (LPH) eine Veran-
staltung geplant, in der Prävention und 
Umgang mit Gewaltbedrohung im Be-
rufsalltag von Gesundheitsberufen im 
Mittelpunkt stehen. Neben einem Fach-
referat zu „Bedrohungsmanagement im 
Kontext von Gesundheitsberufen“ (Dr. 
Jens Hoffmann, Institut Psychologie 
und Bedrohungsmanagement, Darm-
stadt) und einem Vortrag über „Mög-
lichkeiten der technischen Prävention“ 
(Reiner Both, Landespolizeipräsidium) 
sollen in kleineren Gruppen konkrete 
Präventionsmaßnahmen erörtert sowie 
Maßnahmen der Reaktion und Deeska-
lation vorgestellt und eingeübt werden.

Die Veranstaltung findet am 26. Septem-
ber 2015 von 09.00 bis 17.00 Uhr in der 
Ärztekammer des Saarlandes statt; An-
meldungen sind möglich unter http://lph-
login.de/veranstaltungen/aerztekammer/.

Als weiteren Schritt vereinbarten die 
Heilberufekammern die Einrichtung ei-
ner gemeinsamen Arbeitsgruppe, die 
sich mit dem Thema Gewalt und Ge-

waltbedrohung gegen Ärzte, Zahnärzte 
und Psychotherapeuten beschäftigt.

Bei einem ersten Treffen am 17. Ju-
ni tauschte man sich über Aufgaben 
und Inhalte der Arbeitsgruppe aus. Die 
Beteiligten waren sich einig, dass die 
Sachstandserhebung über das Ausmaß 
an Gewaltbedrohung in Praxen unter-
schiedlichster Fachgebiete konkreten 
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Veranstaltung der ÄKS und der PKS: „Vom Wonneproppen zum Prachtexemplar – 
unsere adipöse Gesellschaft“
So das Thema der zweiten gemeinsa-
men Fachtagung, die die Psychothera-
peutenkammer des Saarlandes und die 
Ärztekammer des Saarlandes, diesmal 
in Zusammenarbeit mit dem Adipo-
sitasnetzwerk Saar, am 13.06.2015 
ausgerichtet haben. In den neuen Ver-
anstaltungsräumen der Ärztekammer 
konnten die Präsidenten der beiden 
Kammern, Dr. Josef Mischo und Bern-
hard Morsch, über 120 Teilnehmer mit 
ihrem gemeinsamen Grußwort willkom-
men heißen.

Prof. Dr.med. Stephan Herpertz, ärzt-
licher Direktor der Klinik für Psychoso-
matische Medizin und Psychotherapie 
am Universitätsklinikum der Ruhr-Uni-
versität Bochum, erläuterte in seinem 
Vortrag „Des einen Freud ist des ande-
ren Leid – psychosoziale und psycho-
somatische Aspekte der Adipositas“ 
psychische, soziale und genetische 
Bedingungsfaktoren für die Entstehung 
einer Adipositas, die auch maßgeblich 
für einen langfristigen Behandlungser-
folg sind.

Prof. Herpertz informierte über Lang-
zeitstudien, in denen die unterschied-
lichen Behandlungsmethoden ein-
schließlich operativer Maßnahmen auf 
ihre langfristigen Erfolge untersucht 
wurden. Des weiteren veranschaulich-
te Prof. Herpertz anhand von Beispie-
len unterschiedlicher Befragungen und 
Tests, mit welchen Vorurteilen adipöse 
Menschen in unserer Gesellschaft im-
mer noch konfrontiert werden.

„Adipositas bei Kindern und Jugendli-
chen“ – Prof. Dr. Petra Warschburger, 
Diplompsychologin und Leiterin der Ab-
teilung Beratungspsychologie und des 
Patienten- Trainings- und Beratungs-
zentrums der Universität Potsdam, 

beleuchtete in ihrem Vortrag die Prob-
lematik der Adipositas bei Kindern und 
Jugendlichen. Auch hier greifen die von 
Prof. Herpartz bereits genannten Bedin-
gungsfaktoren, wobei der Prävention 
und der frühzeitigen Behandlung hier 
eine wesentlich größere Bedeutung 
zukommt. Psychotherapeutische Maß-
nahmen sind allerdings erfolgreicher 
als in der Behandlung von Adipositas 
im Erwachsenenalter. Spezielle Eltern-
Kind Programme zeigen gute Erfolge, 
wenn auch die Motivation, an solchen 
Programmen teilzunehmen, noch sehr 
gering und in hohem Maße vom sozi-
alen Status und Bildungsstand der Be-
troffenen abhängig ist. Ein gesondertes 
Problem stellen hier Familien mit Mig-
rationshintergrund dar, deren Behand-
lungsmotivation oft an Sprachbarrie-
ren oder kulturellen Unvereinbarkeiten 
scheitert. In den letzten Jahren habe 
zudem erfreulicherweise die Anzahl 
adipöser Kinder nicht zugenommen, al-
lerdings sei eine Zunahme bei der Höhe 
des Gewichtes zu verzeichnen.

10 Jahre Netzwerk Adipositas Saar – 
Dr. med. Angelika Thönnes, Fachärztin 
für Kinder- und Jugendmedizin, Rehabi-
litationsmedizin, Vorsitzende des Adipo-
sitasnetzwerkes SAAR e. V., stellte die 
Konzeption des Netzwerkes, die bisher 
geleistete Arbeit und die weiteren ge-
planten Aktivitäten vor. Dr. Thönnes 
betonte die Notwendigkeit der Verstär-
kung in der präventiven Arbeit bei Kin-
dern und Jugendlichen und die Inten-
sivierung vernetzter Therapieangebote 
für Adipositaspatienten. Hier sind vor 
allem noch die Angebote an psychothe-
rapeutischer Versorgung auszubauen.

In der anschließenden Diskussion wur-
de von den Teilnehmern mehrfach be-
tont, dass insbesondere im Bereich der 

Prävention bei Kindern und Jugendli-
chen enormer Handlungsbedarf beste-
he. So wurde das Kultusministerium 
angemahnt, Präventivmaßnahmen in 
Schulen verstärkt einzusetzen, z. B. mit 
der Einführung einer zweiten Sportstun-
de, Ernährungsberatung im Unterricht, 
mit Angeboten in Schulküchen, gesun-
dem Frühstück, aktiven Pausen usw.

Prof. Dr. Volker Köllner, Chefarzt der 
Fachklinik für Psychosomatische Me-
dizin der Medical Kliniken Blieskastel 
und Inge Neiser, Vizepräsidentin der 
Psychotherapeutenkammer des Saar-
landes, die die Veranstaltung mode-
rierten, bewerteten auch diese zweite 
gemeinsame Veranstaltung als gelun-
gen; die im Anschluss an die Vorträge 
rege Diskussion und die hohe Anzahl 
der Teilnehmer haben gezeigt, dass die-
ses Thema in der Fachöffentlichkeit auf 
großes Interesse stößt und weiterhin 
großer Handlungsbedarf sowohl im prä-
ventiven als auch im kurativen Bereich 
besteht.

Redaktion FORUM und saar
ländische Kammerseiten im PTJ

Irmgard Jochum, Susanne Münnich-
Hessel, Bernhard Morsch, Inge Nei-
ser, Maike Paritong, Michael Schwind-
ling

Aktivitäten vorangestellt sein sollte. 
Einig war man sich auch darüber, dass 
es je nach Arbeitssituation (Einzelpra-
xis, Gemeinschaftspraxis, Klinik) unter-

schiedliche Bedrohungsszenarien und 
-häufigkeiten geben wird.

Als erstes konkretes Ergebnis wurde 
beschlossen, dass jede der teilneh-

menden Körperschaften zunächst An-
laufstellen für ihre Kammermitglieder 
einrichtet.

Geschäftsstelle

Scheidterstr. 124
66123 Saarbrücken
Tel 0681. 95455 56
Fax 0681. 95455 58
kontakt@ptk-saar.de
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
im Moment der Auslieferung dieser Ausga-
be steht endlich das Wahlergebnis der 
Kammerwahl fest. Sie können es direkt un-
ter www.pksh.de nachschauen. Wie es zu 
dieser Verzögerung im Wahlablauf kam, le-
sen Sie weiter unten.

Das Verständnis der Schweigepflicht und 
der Umgang mit den besonders sensiblen 
Daten beim psychotherapeutischen Han-

deln beschäftigten den Vorstand in Verhandlungen mit dem MDK schon 
länger. Jetzt wurde ein zufriedenstellendes Ergebnis erzielt.

Ein weiteres Beispiel dafür, warum in der Politik dicke Bretter gebohrt 
werden müssen, ist das neue Maßregelvollzugsgesetz. Die Politik muss 
immer wieder daran erinnert werden, dass unser Berufsstand bei Ge-
setzes-Novellierungen adäquat unserer fachlichen Qualifikation entspre-
chend berücksichtigt wird. Das gelingt leider nicht immer beim ersten 
Mal.

Über all dieses und weitere wichtige Informationen lesen Sie gern aus-
führlich im Folgenden.

Mit kollegialen Grüßen

Juliane Dürkop
Präsidentin

Die Krankenkassen, der MDK und der Datenschutz

Der Kammervorstand beschäftigt sich 
seit Mitte 2011 intensiv mit dem Da-
tenschutz und dem Schutz der Schwei-
gepflicht in der Kommunikation von 
niedergelassenen Kammermitgliedern 
und den Krankenkassen bzw. dem Me-
dizinischen Dienst der Krankenkassen 
(MDK-Nord).

Im Jahr 2012 sah der MDK-Nord noch 
keinen Anlass, sich mit der Kritik der 
PKSH nach Art und Umfang von Sozi-
aldatenabfragen bei niedergelassenen 
PsychotherapeutInnen zu beschäftigen. 
Das änderte sich glücklicherweise 2013 
mit einem personellen Wechsel. Die 
neue ärztliche Leiterin des Bereichs 
ambulante Versorgung sah die Proble-
matik ähnlich wie wir. Ungenaue bzw. 
zu pauschale Anfragen des MDK könn-
ten dazu führen, dass Psychotherapeu-
tInnen in der Abwägung zwischen ihrer 
Schweigepflicht und ihrer gesetzlichen 
Auskunftspflicht unsicher bleiben und 
entweder zu viele Daten senden oder 
zu ungenaue Angaben machen. In ei-
ner konstruktiven Zusammenarbeit ent-
stand jetzt eine geregelte Vorgehens-
weise bei der Formulierung von Anfra-
gen, bei der die MDK-Mitarbeiter die 
Thematik und Fragestellung präzisieren 

und eine Begründung formulieren müs-
sen. Eine letzte Prüfung der Daten-
schutzbeauftragten steht noch aus. Wir 
erhoffen uns einen deutlichen Zuwachs 
an Rechtssicherheit für unsere Mitglie-
der. Wir werden informieren.

Im Juli warnt die Bundesdatenschutz-
beauftragte (BFDI), Andrea Voßhoff, in 
ihrem aktuellen Tätigkeitsbericht vor 
„schwerwiegenden Verstößen“ ge-
gen den Datenschutz beim Informati-
onsaustausch zwischen Gesetzlichen 
Krankenkassen und dem MDK. So 
stellte sie fest, dass die Krankenkas-
sen bei Behandlern Informationen zur 
Weiterleitung an die Medizinischen 
Dienste abfragten. Diese vertraulichen 
Informationen, die explizit nicht den 
Krankenkassen zustünden, seien von 
diesen wiederholt gesichtet worden. 
KBV und KVSH haben sofort reagiert 
und darüber informiert, dass immer nur 
der MDK diese Anfragen direkt stellen 
dürfe und die Zusendung medizinischer 
und psychotherapeutischer Unterlagen 
nur direkt an den MDK zulässig sei.

Diesen Missstand haben Vorstandsmit-
glieder in Gesprächen mit Krankenkas-
senvertretern schon länger kritisiert. Als 

Antwort gab es immer Versicherungen, 
dass man nur für den MDK anfordere 
und die Unterlagen vertraulich und un-
geöffnet weitergeleitet würden. Unser 
Misstrauen war leider berechtigt. Eine 
entsprechende Anzeige des Autors ge-
gen eine Gesetzliche Krankenkasse we-
gen einer derartigen Sozialdatenabfrage 
im Jahr 2012 wurde nach zwei Monaten 
von der Flensburger Staatsanwaltschaft 
abgewiesen, da „der Versuch der An-
stiftung zu einem Vergehen (…) nicht 
strafbar“ sei (siehe PTJ 4/2012).

Als besonders problematisch muss nun 
die regelhafte Begutachtung der Anträ-
ge auf Kostenerstattung einer ambulan-
ten Psychotherapie nach §13 Absatz 3 
SGB V gesehen werden. Hier gehen 
die Gutachterberichte in der Regel über 
die zuständige Krankenkasse des Ver-
sicherten an den MDK. Es steht auch 
zu befürchten, dass diese Berichte im 
Anschluss nicht beim MDK verbleiben, 
sondern anschließend in den Akten der 
Versicherten bei ihrer Kasse verwahrt 
werden. Daher genießen die vielen Pa-
tientInnen, deren Psychotherapien we-
gen des Systemversagens über Kosten-
erstattung finanziert werden müssen, 
geringeren Schutz ihrer Daten als jene 
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von VertragsbehandlerInnen. Die PKSH 
hat hierzu wieder Kontakt zum MDK-
Nord aufgenommen.

Des Weiteren muss geklärt werden, ob 
Berichte an die Gutachter von Kostener-
stattern auch wirklich beim MDK in qua-
lifizierte Hände geraten, wie bei dem 
Gutachterverfahren, welches in der  
G-BA-Psychotherapierichtlinie und den 

KBV-Psychotherapie-Vereinbarungen 
definiert ist. Nur dieses Verfahren bie-
tet nach Ansicht der Kammer den not-
wendigen Schutz dieser hochsensiblen 
Daten unserer PatientInnen und die 
Gewähr für die Einhaltung der Schwei-
gepflicht.

PrivatbehandlerInnen, die über Kos-
tenerstattung abrechnen wollen, kann 

daher derzeit nur dringend empfohlen 
werden, ihre Gutachterberichte direkt 
an den MDK zu senden und bei den 
dazugehörigen Kostenerstattungsanträ-
gen bei den Krankenkassen darauf zu 
verweisen.

Dr. Klaus Thomsen
Vorstandsmitglied

Wenn Kammerwahl auf Poststreik trifft…

…kann es schon mal etwas länger 
dauern. Eigentlich hätten wir in dieser 
Ausgabe des PTJ über das Ergebnis 
der Kammerwahl 2015 berichtet, denn 
eigentlich sollte die Kammerwahl am 
10. Juli 2015 beendet sein. Eigentlich 
sollte am 13. Juli 2015 das Ergebnis 
feststehen und eigentlich sollte am 04. 
September 2015 die konstituierende 
Sitzung der neuen Kammerversamm-
lung stattgefunden haben.

Das wäre sicher auch alles genauso 
gekommen, wenn nicht just mit Be-
ginn der Wahlzeit Mitte Juni die Ange-
stellten der Post in einen unbefristeten 
Streik getreten wären. Das taten sie 
einfach, ohne die PKSH zu fragen. Es 
wurden Überlegungen angestellt, nicht 
die Deutsche Post, sondern ein anderes 
Unternehmen mit der Versendung der 
Wahlunterlagen zu beauftragen. Die-
ses Ansinnen wurde jedoch seitens der 
Aufsichtsbehörde abgelehnt. Warum? 
Nur die Deutsche Post habe weltweit 
eine Zustellungsverpflichtung, hieß es 
und es gibt doch tatsächlich Mitglieder 
der PKSH, die quasi am anderen Ende 
der Welt ihr aktuelles Dasein fristen. Es 

musste mit der Deutschen Post also 
das Unternehmen beauftragt werde, 
das unbefristet bestreikt wurde. Und so 
waren wir zunächst einmal gespannt, 
was passieren würde.

Entgegen unseren Hoffnungen dauerte 
der Streik an und viele Kammermitglie-
der erhielten keine Wahlunterlagen. Um 
eine Verlängerung der Wahlzeit kamen 
wir also nicht herum. Ins Auge gefasst 
wurde der 31. Juli als neues Wahlende. 
Der Streik ging zu Ende und wir waren 
zunächst guter Hoffnung, dass bis Ende 
Juli alle Kammermitglieder die Chance 
zur rechtzeitigen Wahl erhalten würden 
und die konstituierende Sitzung damit 
wie geplant auch am 04. September 
stattfinden könnte.

Aber gefehlt. Bis Ende Juli gingen im-
mer noch neue Wahlbriefe ein und es 
gab Hinweise, dass die Aufarbeitung 
der liegengebliebenen Postberge bei 
der Post länger andauern würde, als mit 
dem neuen Wahlende vereinbar gewe-
sen wäre. Von einem Kammermitglied 
war definitiv bekannt, dass es bis zum 
31. Juli nicht hätte wählen können.

Not amused beantragten wir eine er-
neute Verlängerung der Wahlzeit nach 
dem Motto: Besser eine weitere Ver-
längerung als am Ende eine erfolgrei-
che Anfechtung der Wahl. Und um 
nun wirklich nichts mehr anbrennen zu 
lassen, wurde der 11. September zum 
neuen Wahlende. Die Sommerferien 
sollten auf jeden Fall abgewartet wer-
den plus eine zweiwöchige Karenzzeit. 
Damit war dann auch die Konstituierung 
am 04. September vom Tisch. Diese 
wird nun am 20. November stattfinden.

Bei Redaktionsschluss dieser Ausgabe 
gab es noch kein Wahlergebnis. Die 
Mitglieder der PKSH wissen mittlerwei-
le, wie es ausgegangen ist. Wir wissen 
aber, dass Kammerwahlen in Schles-
wig-Holstein durchaus bundesweit eine 
gewisse Aufmerksamkeit genießen. 
Interessierte LeserInnen müssen nun 
entweder bis zur nächsten PTJ-Ausga-
be warten oder die ganz Ungeduldigen 
können die Homepage der PKSH besu-
chen. Da steht’s auch schon.

Bernhard Schäfer
Vizepräsident

Novellierung des Maßregelvollzugsgesetzes – Politik ignoriert Behandlungs
standards

Am 29. Mai 2015 wurde vom schles-
wig-holsteinischen Landtag ein novel-
liertes Maßregelvollzugsgesetz ver-
abschiedet. Eine Novellierung wurde 
erforderlich, nachdem durch europäi-
sches Recht Präzisierungen hinsichtlich 
der Durchführung von Zwangsmaßnah-
men vorgenommen werden mussten.

Nachdem ein erster Gesetzesentwurf 
vorlag, war die Psychotherapeutenkam-
mer in einem schriftlichen Stellungnah-
meverfahren an der Novellierung be-
teiligt, eine mündliche Anhörung fand 
nicht statt. Während die vorgeschlage-
nen Änderungen hinsichtlich der Durch-
führung von Zwangsmaßnahmen die 

Zustimmung der PKSH fanden, nutz-
ten wir die Möglichkeit um zahlreiche 
Änderungsvorschläge hinsichtlich der 
Behandlung der im Maßregelvollzug 
untergebrachten psychisch kranken 
Menschen einzubringen. Diese erfolgt 
im Maßregelvollzug durch ÄrztInnen 
oder durch PsychologInnen, sofern die 
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Behandlung von ÄrztInnen „zur selb-
ständigen Durchführung“ an Psycholo-
gInnen delegiert wurde.

Im Maßregelvollzug sind Menschen 
untergebracht, die unter dem maßgeb-
lichen Einfluss psychischer Störungen 
schwere Straftaten begangen haben, 
aufgrund der psychischen Störung je-
doch als vermindert schuldfähig oder 
schuldunfähig angesehen wurden. Er-
folgt die Unterbringung im Maßregel-
vollzug aufgrund einer Suchtmittelab-
hängigkeit, ist die Unterbringung zeitlich 
befristet. Sind verminderte Schuldfähig-
keit oder Schuldunfähigkeit auf andere 
psychische Störungen zurückzuführen, 
erfolgt die Unterbringung unbefristet 
und es finden jährlich Überprüfungen 
statt, ob die Entlassung erfolgen kann 
oder die Unterbringung fortdauern 
muss. Nur bei hinreichender Besserung 
des untergebrachten Menschen kann 
davon ausgegangen werden, dass von 
ihm keine Gefahr mehr für die Gesell-
schaft ausgeht und eine Entlassung aus 
dem Maßregelvollzug erfolgen.

Neben der Sicherung der psychisch 
kranken Straftäter, besteht also eine 
Kernaufgabe im Maßregelvollzug in de-
ren Behandlung und deren Zukunft ist 
ebenso wie die Sicherheit der Gesell-
schaft entscheidend von der Qualität 
dieser Behandlung abhängig. Mit un-
seren Änderungsvorschlägen forder-
ten wir eine konsequente Einführung 
und Umsetzung von Standards für die 
Behandlung psychisch kranker Men-
schen auch im Maßregelvollzug, wie 
sie seit dem Psychotherapeutengesetz 
von 1999 für andere psychisch kranke 
Menschen gelten. Wir legten Formu-
lierungsvorschläge für alle relevanten 
§§ im Maßregelvollzugsgesetz vor.

Leider mussten wir nun feststellen, 
dass alle Fraktionen im schleswig-hol-
steinischen Landtag diese Änderungs-
vorschläge ignoriert haben. Auch im 
novellierten Maßregelvollzugsgesetz 
ist der rechtlich wie fachlich völlig anti-
quierte Standard (ÄrztInnen delegieren 
Behandlung an Psychologen) weiter 

fortgeschrieben und diesen psychisch 
kranken Menschen werden Psycholo-
gische PsychotherapeutInnen als hoch-
qualifizierte BehandlerInnen schlicht 
vorenthalten.

Wir haben uns nunmehr erneut an alle 
Fraktionen im Landtag gewandt, da wir 
die Fortschreibung der aus der Zeit vor 
dem Psychotherapeutengesetz stam-
menden Behandlungsregelungen für 
nicht verantwortbar halten. Nicht ver-
antwortbar aus Sicht der betroffenen 
psychisch kranken Menschen, deren 
Zukunft von der Qualität ihrer Behand-
lung entscheidend abhängig ist und 
auch nicht verantwortbar aus Sicht der 
Gesellschaft, deren Sicherheit nicht we-
niger mit der Qualität der Behandlung 
einhergeht. Wir werden an dieser Stel-
le über den weiteren Werdegang des 
Maßregelvollzugsgesetzes in Schles-
wig-Holstein berichten.

Bernhard Schäfer
Vizepräsident

BPtK-Kommission zur Berechnung der Delegiertensitze des DPT

Die PKSH hatte auf dem letzten DPT 
im April dieses Jahres einen Satzungs-
änderungsantrag eingebracht, der 
verhindern sollte, dass die Anzahl der 
Delegierten auf den Deutschen Psy-
chotherapeutentagen stetig immer 
weiter wächst (s. PTJ 1/2015, Mittei-
lungen der PKSH). 2004 waren es noch 
87 Delegierte, 2015 sind es schon 135, 
Tendenz weiter stetig steigend. Aus 
Zeitgründen war dieser Antrag leider 
vertagt worden. Er sah vor, durch eine 
Erhöhung der in der Satzung definier-
ten Anzahl von Kammermitgliedern, 
ab der eine Landeskammer jeweils ei-

nen zusätzlichen Delegiertensitz erhält, 
wieder eine Reduktion der Delegierten-
zahl über alle Landeskammern auf un-
ter 100 zu erreichen. Diese Änderung 
würde die Kräfteverhältnisse zwischen 
größeren und kleineren Kammern, auf 
die man sich bei Gründung der BPtK 
mühsam geeinigt hatte, bewahren. 
Auch Bremen brachte einen ähnlichen, 
leicht modifizierten Antrag ein, dem 
sich die PKSH angeschlossen hätte. 
Deutlich wurde aber in Vorgesprächen 
am Rande des DPT, dass es große Wi-
derstände gegen diese Vorstöße gibt. 
Diese scheinen uns weniger inhaltlich 

begründet, als vielmehr darin, dass 
mit diesen Satzungsänderungen einige 
Delegierte schlicht ihren Sitz verlieren 
würden. Zur Vorbereitung des kommen-
den DPT wurde deshalb von der BPtK 
eine „Kommission zur Berechnung der 
Delegiertensitze des DPT“ eingesetzt. 
Wir werden unsere Argumente für eine 
deutliche Reduktion der Delegierten-
sitze hier wie auch auf dem DPT aktiv 
einbringen.

Detlef Deutschmann
Vorstandsmitglied
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Konstituierende 
Kammerversammlung 

mit Wahl des Vorstandes

Freitag, 20. November 2015, 15 Uhr

Alle Mitglieder sind herzlich  
eingeladen teilzunehmen.

Bitte melden Sie sich  
in der Geschäftsstelle an.
Weitere Einzelheiten unter 

www.pksh.de.

Fortbildungspunkte für nicht akkreditierte Fortbildungen?

Fortbildungspunkte für nicht akkredi-
tierte Fortbildungen sind im Einzelfall 
durchaus möglich, können aber nur 
anerkannt werden, wenn das Mitglied 
durch Vorlage entsprechender Unter-
lagen nachweist, dass die Fortbildung 
sämtliche Standards der Fortbildungs-
ordnung für eine Akkreditierung erfüll-

te. Die Überprüfung an Hand dieser 
Unterlagen ist für das Mitglied zudem 
gebührenpflichtig. Deshalb ist allen Mit-
gliedern insbesondere vor der Durch-
führung umfangreicher oder teurer bis-
lang nicht akkreditierter Fortbildungen 
unbedingt anzuraten, zu prüfen, ob die 
Veranstaltung akkreditierungsfähig ist 

und den Veranstalter zu bitten, eine ent-
sprechende Akkreditierung rechtzeitig 
durchführen zu lassen. Dann sind Un-
klarheiten und eventuelle „böse Über-
raschungen“ hinterher ausgeschlossen.

Detlef Deutschmann
Vorstandsmitglied

Warum eigentlich Psychinfo?

Täglich suchen Menschen nach einem 
Psychotherapieplatz. Wo suchen sie? 
Besonders häufig wird das Suchsystem 
der sechs Landeskammern verwendet, 
das sich unter www.psych-info.de fin-
den lässt. Zwar betreiben auch Berufs- 
und Fachverbände solche Suchdienste; 
diese sind für Laien aber schwerer zu 
finden und auch die Seriosität ist für die 
Ratsuchenden oft nicht unterscheidbar 

von Angeboten, die (auch) nicht Appro-
bierte mit unklarer Qualifikation enthal-
ten. Inzwischen stellen wir fest, dass 
manche Krankenkassen regelmäßig auf 
diesen unseren Suchdienst verweisen. 
Umso wichtiger ist es, dass möglichst 
alle unsere Mitglieder sich im Psychin-
fo vorstellen. Nicht nur KV-zugelassene 
KollegInnen sind hier angesprochen, 
sondern auch diejenigen Mitglieder, die 

in Privatpraxis tätig sind, sowie alle in 
Beratungsstellen und Kliniken tätigen. 
Ein erfreulicher und kammerpolitisch 
nicht uninteressanter Nebeneffekt er-
gibt sich außerdem: Auf diese Weise 
lässt sich die Bandbreite der berufli-
chen Tätigkeit unseres Berufsstandes 
darstellen.

Juliane Dürkop
Präsidentin

Geschäftsstelle

Alter Markt 1–2
24103 Kiel
Tel. 0431/66 11 990
Fax 0431/66 11 995
Mo bis Fr: 09 – 12 Uhr
zusätzlich Do: 13 – 16 Uhr
info@pksh.de
www.pksh.de
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